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Sehr verehrter Leser, 


mit dieser Ausgabe geben wir der Zeitschrift einen neuen Namen: 

»Das andere deutsche Nachrichtenmagazin«. 

Bisher haben wir diesen Namen seit Jahren als Ergänzungstitel geführt; er wird nun zum 
Haupttitel. 


»Das andere deutsche Nachrichtenmagazin« geht mit der nächsten Ausgabe, der 

Nr. 9/September 1995, die am Mittwoch, dem 30. August 1995 erscheint, in den Einzelhandel. 
»Das andere deutsche Nachrichtenmagazin« ist dann in Deutschland, 

Österreich und Schweiz sowie in anderen europäischen Staaten am Zeitschriftenkiosk 
erhältlich. 


»Das andere deutsche Nachrichtenmagazin« kostet im Zeitschriftenhandel DM 7,50, 
Österreich öS 60,- und in der Schweiz sfr 7,50. 


Die Abonnementpreise bleiben unverändert. Das Abonnement für 12 Ausgaben kostet im 
Inland DM 90,- einschließlich 7% Mehrwertsteuer und Porto. Der Abonnementpreis für das 
Ausland beträgt für 12 Ausgaben DM 90,- zuzüglich DM 15,— Versandkosten für den 
einfachen Postweg also DM 105,-. Das Abonnement per Luftpost ins Ausland kostet für 

12 Ausgaben DM 114,-. 


»Das andere deutsche Nachrichtenmagazin« verfügt über einen internationalen Mitarbeiter- 
stab, daraus ergibt sich, daß viele Beiträge gleichzeitig auch in anderen derartigen 
ausländischen Nachrichtenmagazinen erscheinen. 


»Das andere deutsche Nachrichtenmagazin« hat sich zum Schwerpunkt gesetzt, Analysen, 
Kommentare und Hintergrundberichte zur inländischen und internationalen Politik zu 
veröffentlichen, die bisher auf dem deutschen Nachrichtenmarkt zu kurz gekommen sind. Zu 
dieser journalistischen Aufgabe gehört selbstverständlich auch die Darstellung der 
Beziehungen und Verflechtungen der weltweiten Finanzmärkte. 


Wir wünschen uns, daß Sie weiterhin durch das »Das andere deutsche Nachrichtenmagazin« 
sich gut informiert fühlen und die politischen, finanziellen und wirtschaftlichen Zusammen- 
hänge weltweit besser erkennen und beurteilen können. 


Wir würden uns freuen, wenn Sie Ihren Verwandten, Freunden und Bekannten mitteilen 
können, daß sie »Das andere deutsche Nachrichtenmagazin« ab 30. August 1995 
regelmäßig beim Zeitschriftenhändler finden. 


Ich danke Ihnen und bin mit freundlichen Empfehlungen 
Ihr 


Ekkehard Franke-Gricksch 
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Geldpolitik lähmt 
Konjunktur 

Böses Erwachen in der deut- 
schen Wirtschaft. Mittler- 
weile haben selbst die größ- 
ten Optimisten gemerkt, daß 
die Konjunkturaussischten 
in Deutschland schöngeredet 
werden. Eindeutig schuld 
daran haben die internatio- 
nalen Notenbanken, allen 
voran die Deutsche Bun- 
desbank. 
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8 Manager der US- 
Investmentfonds 
versammelten sich 
auf der Titanic 
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Die Manager der amerikani- 
schen Investmentfonds tra- 
fen sich zu ihrer Jahresver- 
sammlung. Angesichts der 
Reihe von Finanzexplosio- 
nen hätte man eine verdrieß- 
liche Stimmung unter den 
Geldmanagern erwartet. Die 
Stimmung jedoch war 
beschwingt, die Teilnehmer 
hörten den Redner zu, die 
ein goldenes Zeitalter für die 
Branche vorhersagten. 


Der Besuch des ira- 
nischen Präsidenten 
in Indien eröffnete 
neue Möglichkeiten 


Gefragt in der 
Finanzkrise ist eine 
Form autoritärer 
Politik 


Ford-Stiftung und 
Banker versuchen 
die Souveränität 
Nigerias zu blockie- 
ren 
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Britanniens Kon- 
flikt mit den USA 


Die wichtigste Konstante in 
der Geschichte der Vereinig- 
ten Staaten war die unerbitt- 
liche Feindseligkeit des bri- 
tischen Empire und der in 
London konzentrierten Oli- 
garchie. Diese Feindselig- 
keiten hat neben vielen klei- 
neren Zusammenstößen den 
Revolutionskrieg, den Krieg 
von 1812 und den Bürger- 
krieg hervorgebracht. 


Rivalität um die 
Seemacht zwischen 
Briten und Ameri- 
kanern 


Der Zweite Welt- 
krieg im Pazifik 


Nordkorea und 
Maos China als bri- 
tische Stellvertreter 
gegen die USA 


Sir Robert Thomp- 
son und die Nieder- 
lage der USA in 
Vietnam 


Der Kampf gegen 
Britanniens pazifi- 
sches Empire 


42 Prinz Philip macht 
den Völkermord zu 
einer Religion 
In den kommenden Wochen 
wird der britische Königli- 
che Prinzgemahl als Präsi- 
dent des World Wide Fund 
für Nature-International 
zurücktreten. Er tut es aus 
»persönlichen Gründen«. 


Prinz Philip hat eine Vision, er 
möchte als tödlicher Virus rein- 
karniert werden, der große Teile 
der menschlichen Bevölkerung 
auslöscht. 


44 Der Plan vom 
kreativen Chaos für 
Asien 


46 Die Manipulation 
britischer Politik 
für Indien 


52 Britische Asien- 
Strategie heute 
Der Zusammenbruch der 


atomaren Friedensgespräche 


zwischen USA und Nordko- 
rea war die letzte in einer 
langen Reihe von Krisen, die 
von London seit Beginn der 
Clinton-Administration 
inszeniert worden ist, um 
einen Krieg in Korea herauf- 
zubeschwören und die ame- 
rikanische Außenpolitik in 
Asien zu torpedieren. Der 
US-Präsident hat diese Falle 
jedoch erkannt. 


Seit George Bush die US-Wahlen 
im November 1992 verloren hat, 
haben Kreise im britischen Vertei- 
digungsministerium sowie im 
US-Netzwerk von George Bush 
bei den Versuchen, Nordkorea in 
eine Konfrontation mit Washing- 
ton zu bringen, eine wichtige Rol- 
le gespielt. 


54 Es geht mal wieder 
um das Ol 


56 Baronin Chalker 
verteidigt die Mas- 
saker in Ruanda 


57 Der Holocaust von 
Waco 
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Banker- 


Journal 


Schwere 
Finanzkrise 
soll Clinton 
stürzen 


Clinton überrascht mit stets 
neuen Flankenmanövern, und 
das frustriert und erzürnt die bri- 
tische Oligarchie. Trotz ihrer 
massiven Skandalkampagnen ge- 
gen den amerikanischen Präsi- 
denten, die mit einer bislang nie 
dagewesenen Bloßstellung der 
eigenen Rolle als Urheber dieser 
Kampagnen einhergingen, wurde 
Clinton nicht zu Fall gebracht. 
Statt dessen ist seine Popularität 
gestiegen. Auch Clintons ge- 
konntes Auftreten in Rußland 
und der Ukraine, während er die 
Teilnahme an den britischen Fei- 
ern zum Kriegsende abgelehnt 
hatte, sorgte für tiefe Frustration 
in London. 


Nun unternehmen die britische 
Oligarchie und ihre Alliierten in 
den Vereinigten Staaten ein neues 
hochriskantes Manöver. Sie wei- 
sen Präsident Clinton schon jetzt 
die Schuld an der kommenden — 
auch von ihnen erwarteten — Fi- 
nanzkrise in den USA zu. Damit 
wollen sie die politischen Aus- 
sichten der konservativen Revo- 
lution um Newt Gingrich wieder 
verbessern. Dieses Manöver kann 
jedoch leicht zum Bumerang 
werden. Unter den Bedingungen 
eines wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Zusammenbruchs werden 
sich Millionen Amerikaner - die 
Mittelschicht, deren Realein- 
kommen sinkt, Industriearbeiter, 
Arbeitslose, Rentner und Ar- 
me... die Frage stellen, ob denn 
gerade Gingrich und seine politi- 
schen Freunde, die die Sozial- 
gesetze brutal beschneiden und 
die Steuern für die Superreichen 
senken wollen, einen Ausweg 
aus der Krise bieten. Ein weiteres 
Risiko für London liegt darin, 
daß der Ausbruch einer schweren 
Finanzkrise unausweichlich wird. 


Die »neue Linie« wurde von 
Norman Macrae in einem Kom- 
mentar der Londoner »Sunday 
Times« ausgegeben. Der frühere 
stellvertretende Chefredakteur 
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des »Economist«, der sich bis- 
lang als neoliberaler Propagan- 
dist hervorgetan hat, schrieb: 
»Irgendwann zwischen 1995 und 
1997 erwarte ich einen Krach an 
der Wall Street... Ich nehme an, 
daß Clintons letzte 18 Monate 
wirtschaftlich und für ihn per- 
sönlich sehr hart sein werden. 
Seine Entscheidung, zum »Schutz«< 
Amerikas gewaltige Strafzölle 
gegen Japan zu verhängen, wäh- 
rend der überbewertete Yen japa- 
nische Exporte doppelt so teuer 
macht, wie sie sein sollten, macht 
es in meinen Augen wahrschein- 
lich, daß die verrückten Aktien- 
märkte von heute wegen dieses 
unfähigen Mannes zusammen- 
brechen werden. Ich nehme da- 
her an, daß Amerika einen repu- 
blikanischen Präsidenten wählen 
wird, der bereit ist, die Kürzun- 
gen der öffentlichen Ausgaben 
durchzusetzen, die allein einer 
modernen Industriegesellschaft 
das erforderliche niedrige Steuer- 
niveau, die hohe Sparquote, 
Wachstum und Konkurrenzfä- 
higkeit verschaffen.« 


Für Macrae ist »Newt Gingrichs 
Politik« der einzige Weg, diese 
Ziele zu erreichen. Auch die 
anderen Clinton-Feinde in der 
britischen Presse stimmen wie- 
der Lobeshymnen auf Gingrich 
an, so Lord William Rees-Mogg 
in der Londoner »Times« und 
Ambrose Evans-Pritchard im 
»Sunday Telegraph«. 


Fast identisch äußerte sich Henry 
A. Kissinger bei seinem Besuch 
in Brasilien. Kurz zuvor hatte er 
vor dem königlichen Institut für 
internationale Angelegenheiten 
(RIIA) in London einen Vortrag 
gehalten hatte. In seiner bislang 
unveröffentlichten Rede vor dem 
Rat lateinamerikanischer Ge- 
schäftsleute, deren Mitschrift uns 
jetzt vorliegt, sagte er: »Ich ver- 
spreche Ihnen, daß der gegen- 
wärtige Präsident im Fall einer 
großen Finanzkrise in den Ver- 
einigten Staaten nicht behaupten 
kann, es wäre unpopulär gewe- 
sen, rechtzeitig die Steuern zu 
erhöhen oder die Ausgaben zu 
kürzen. Und so wird er vernichtet 
werden ... Die Wähler stimmten 
bei den letzten (Kongreß-) Wah- 
len für eine deutliche Anderung 
der Wirtschaftsphilosophie ... Ich 
glaube, daß dieses Jahr eine große 
Wende der amerikanischen Wirt- 
schaftspolitik markieren wird... 
Ich glaube nicht, daß das ameri- 
kanische Volk die Schwere der 
Internationalen Krise schon ganz 


verstanden hat, vor der es stehen 
wird, wenn seine Währung nicht 
mehr als Leitwährung anerkannt 
wird, und ich hoffe, daß ein poli- 
tischer Führer auftauchen wird, 
der dies sehr deutlich macht.« 


Kissinger ließ durchblicken, daß 
er politische Kanäle aufbaut, die 
bei Eintreten der Krise gegen die 
Regierung Clinton einsetzbar 
wären: »Das wesentliche Pro- 
blem ist es, welche Strukturen 
jetzt in den Beziehungen zwi- 
schen den Vereinigten Staaten 
und Brasilien entwickelt werden 
können. Ich denke, daß es wich- 
tig ist - und in Kolumbien und 
Argentinien habe ich dasselbe 
gesagt - Gruppen von Individuen 
zu schaffen, die große Verant- 
wortung für ihr Land haben und 
miteinander reden, solange noch 
keine Krise ausgebrochen ist, so 
daß man, wenn eine Krise ein- 
tritt, nach dem Telefon greifen 
und sich absprechen kann.« 


Hintergrund 
der US- 

Japanischen 
Beziehungen 


Die Ursprünge des gegenwärti- 
gen amerikanisch-japanischen 
Handelskrieges reichen bis in die 
siebziger Jahre zurück. Vor al- 
lem Henry Kissinger und später 
Zbigniew Brezinski versuchten 
Japan davon abzuhalten, eine 
Politik des Wirtschaftsaufbaus 
gegenüber Iberoamerika und an- 
deren Dritte-Welt-Regionen zu 
verfolgen. Daraufhin konzen- 
trierte Japan seine Investitions- 
und Exportpolitik mehr oder 
weniger ausschließlich auf Nord- 
amerika, Westeuropa und Süd- 
ostasien. So kam es nicht zur 
Erschließung und Entwicklung 
neuer Märkte. Neben den USA 
wurde vor allem Großbritannien 
zum Hauptimporteur japanischer 
Güter. 


Um die strategische Ausrichtung 
der japanischen Politik der letz- 
ten 20 Jahre zu verstehen, muß 
man sich den wachsenden Ein- 
fluß der britischen Oligarchie in 
diesem Land vor Augen führen. 
Als Wortführer britischer Inter- 
essen ist vor allem der frühere 
Chef der Liberaldemokraten 
Ichiro Ozawa zu nennen. Im De- 
zember leitete Ozawa im Rah- 


men einer »Säuberungsopera- 
tion« die Spaltung der Liberal- 
demokraten ein. Dadurch ent- 
standen politische Turbulenzen, 
die Japan nahezu handlungsun- 
fähig machten. 


In seinem im März 1994 erschie- 
nen Buch »Blaupause für den 
Aufbau eines neuen Japan« be- 
zeichnet Ozawa Venedig als 
Vorbild für die Zukunft Japans. 
Und in einer Rede vor dem 
National Press Club in Washing- 
ton im Juli 1994 nahm Ozawa für 
sich in Anspruch, maßgeblich für 
die Deregulierung der japani- 
schen Wirtschaft verantwortlich 
gewesen zu sein, wonach in der 
japanischen Finanzwirtschaft ei- 
ne riesige Spekulationsblase ent- 
stand: »Japans Entwicklung hängt 
vom globalen Freihandelssystem 
ab. Die Deregulierung ist unsere 
größte Verantwortung«. 


Zu seinem Umkreis gehörte auch 
äler frühere Außenminister Sa- 
buro Okita, ein Mitbegründer des 
World Wildlife Fund und ehema- 
liger Leiter des Club of Rome in 
Japan. Heute zählen zu seinen 
Freunden der frühere Minister- 
präsident und Finanzminister 
Tsutomu Hata, einer der Vorrei- 
ter für die Deregulierung der Fi- 
nanzmärkte mit engen Beziehun- 
gen nach England, sowie Shinta- 
ro Ishihara und Akio Morita, die 
das Buch »Ein Japan, das auch 
Nein sagen kann« herausgaben. 
Das Buch ist eine wütende 
Attacke gegen vernünftige, lang- 
fristige strategische Absprachen 
zwischen den USA und Japan. 
Sony-Gründer Morita wurde 
1992 von der Queen geadelt. 


Lyndon LaRouche erklärte in 
einem Interview, Großbritan- 
niens »verdeckte und teilweise 
sehr subtile Strategie« laufe dar- 
auf hinaus, Japan gegen die USA 
auszuspielen. Gleichzeitig wolle 
die britische Oligarchie China in 
mehrere Teile aufspalten. In die- 
sem Sinne versuchten sie, Japan 
in der gleichen Weise wie An- 
fang diese Jahrhunderts zu be- 
nutzen. Weiter sagte LaRouche, 
das gegenwärtige Szenario eines 
amerikanisch-japanischen Han- 
delskrieges sei nur die Reflexion 
eines »unterirdischen Krieges« 
zwischen London und Washing- 
ton. Führende Sprecher des briti- 
schen Establishments vertreten 
die Auffassung, die Japan-Politik 
US-Präsident Clintons sei die 
Ursache für den drohenden Fi- 
nanzzusammenbruch. Innerhalb 


der USA setzten die Briten vor 
allem auf den US-Handelsbeauf- 
tragten Mickey Kantor und US- 
Notenbankchef Alan Greenspan. 


Reform- 
sedanken 
innerhalb der 
Siebengruppe 


Innerhalb der USA, Japans und 
in einem geringeren Maß auch in 
Frankreich und Deutschland hat 
man zumindest annähernd das 
Ausmaß der globalen Finanz- 
krise öffentlich und regierungs- 
amtlich zur Kenntnis genommen. 
Diese Außerungen bedeuten aber 
noch keine Absicht, das objektiv 
bankrotte Weltfinanzsystem zu 
reorganisieren. Vielmehr kreist 
die Diskussion über verschiede- 
ne »Reformvorschläge« inner- 
halb des jetzigen Systems, das 
weitgehend vom IWF und ande- 
ren internationalen Finanzinstitu- 
tionen dominiert wird. 


Am weitesten fortgeschritten 
sind dabei Vorschläge, die inner- 
halb hochrangiger japanischer 
Kreise zirkulieren und eine inter- 
nationale Konferenz nach dem 
Vorbild von Bretton-Woods for- 
dern, um ein neues Währungs- 
system mit »semifixen« Wech- 
selkursen auf der Grundlage des 
Europäischen Währungssystems 
(EWS) zu beschließen. Dabei 
soll praktisch ein »globaler 
ECU« zugrundegelegt werden, 
der sich zu 40 Prozent auf den 
Dollar und zu je 30 Prozent auf 
Yen und DM stützen soll. Auch 
eine noch nicht festgelegte Gold- 
anbindung wird erwogen. 


Europäische Ökonomen wie Pro- 
fessor Wolfram Engels und der 
Chefökonom der Deutschen 
Bank Norbert Walter haben sich 
ähnlich geäußert. Engels wandte 
sich gegen die derzeit vorherr- 
schenden Spekulationen über die 
Ursache der Kursschwankungen. 
Wenn die Heizung jede Minute 
anspringe und wieder ausgehe, 
versucht man ja auch nicht, diese 
willkürlichen Veränderungen mit 
Hilfe der Chaostheorie zu er- 
klären, sondern repariere sie, 
sagte er. 


Norbert Walter wiederum schrieb: 
»Die Währungskrise stellt den 
Weltwirtschaftsgipfel von Hali- 


fax vor eine enorme Herausfor- 
derung. Es ist ein Prüfstein des 
Willens zur internationalen Zu- 
sammenarbeit. Wenn der Gipfel 
den Geist einer Weltwährungs- 
ordnung wiedererweckte, wäre 
dies ein großer Fortschritt. Eine 
Rückkehr zu Bretton Woods, zu 
einem System fester Wechsel- 
kurse unter strikter Anbindung 
an den Dollar und an Gold stellt 
keine wirkliche Option dar. Aber 
es sollte möglich sein, feste 
Wechselkurse zwischen Wäh- 
rungen homogener Regionen der 
Welt festzulegen, und so tatsäch- 
lich eine gemeinsame Währung 
zu schaffen. Europa könnte zum 
Pionier eines zukünftigen Welt- 
währungssystems werden, wenn 
es eine gemeinsame Zentralbank 
und eine stabile europäische 
Währung einrichtet«, schreibt 
Walter. 


Das Manko aller dieser Vor- 
schläge liegt darin, daß sie die 
Grundannahmen der derzeitigen 
bankrotten IWF-Währungsord- 
nung akzeptieren und ein pro- 
duktionsorientiertes Konkursver- 
fahren, wie es LaRouche immer 
wieder vorgeschlagen hat, ableh- 
nen. Der Zug »sytemimmanenter 
Reformen« ist längst abgefahren. 


Rees-Mogg 
und der 
Wohlfahrtsstaat 


Lord William Rees-Moog legte 
in einem Kommentar der Londo- 
ner Times drei wesentliche Grün- 
de dar, warum der Wohlfahrts- 
staat abgeschafft werden müsse: 
Die wachsende Zahl derer, die 
Sozialleistungen wie zum Bei- 
spiel eine Altersrente beanspru- 
chen. Rees-Mogg beruft sich 
dabei auf ein Buch von Craig 
Karpel »The Retirement Myth« 
und beklagt die wachsende An- 
zahl sogenannter »dumps«, eine 
Abkürzung für »verarmte, ar- 
beitslose Fachleute im reiferen 
Alter« (Destitute Unemployed 
Mature Professionals), die keine 
Rücklagen für ihre Altersver- 
sorgung haben und für medizini- 
sche Behandlung nicht selbst 
aufkommen können. 


Gleichzeitig werde es zu einem 
Absinken des allgemeinen Le- 
bensstandards in den westlichen 
Industriestaaten kommen. Dra- 
stische Lohnkürzungen seien 


notwendig, um etwa mit Asien 
mithalten zu können. 


Das »Informationszeitalter« mit- 
samt seiner »Cyberspace- und 
Internettechnologie« werde für 
die Superreichen enorme Mög- 
lichkeiten der Steuerhinterzie- 
hung bieten. In den USA bezahl- 
ten fünf Prozent der Bevölkerung 
die Hälfte der Einkommens- 
steuer. Diese Gruppe könne je- 
doch von überall, wo es ein 
Telefon, eine Faxmaschine und 
Zugang zum Internet gebe, Geld 
verdienen. Die herkömmliche 
Steuerpolitik hinke da hinterher. 


Über Internet, den elektronischen 
Markt, könnte künftig »die abso- 
lute Mehrheit aller größeren ge- 
schäftlichen Transaktionen abge- 
wickelt werden«, und zwar so, 
daß niemand den Weg der Ka- 
pitalflüsse der Steuerflüchtlinge 
mehr nachverfolgen könne. »Da- 
her wird der Wohlfahrtsstaat zu- 
sammenbrechen.... Die Steuer- 
basis der Wohlfahrtsländer wird 
rapide schrumpfen, teils weil die 
Großverdiener an Orte mit der 
für sie günstigsten Rechtspre- 
chung ausweichen werden, und 
teils weil kodierte Transaktionen 
im Cyberspace nicht aufgespürt 
werden können.« 


Japan: Neue 
Phase der 
Desintegration 


Immer mehr Einzelheiten über 
eine sich anbahnende, massive 
Bankenkrise in Japan werden 
jetzt bekannt. Japan dürfte die 
nächste Etappe im Desintegra- 
tionsprozeß des internationalen 
Finanzsystems sein. Am 6. Juni 
veröffentlichte das japanische 
Finanzministerium erstmals eine 
Schätzung über die Gesamtver- 
luste der japanischen Großban- 
ken aus dem Kreditgeschäft: 471 
Milliarden Dollar. Allerdings 
dürfte diese Zahl aus politischen 
Gründen erheblich geschönt sein. 
Nach Schätzungen privater Ana- 
lysten, darunter UBS Securities 
in Tokio, muß von einem Ge- 
samtverlust von 1150 Milliarden 
Dollar ausgegangen werden. Das 
entspricht einem Viertel des BIP 
Japans, der zweitgrößten Indu- 
strienation der Welt. Die Diffe- 
renz ist wohl auf die Tatsache 
zurückzuführen, daß die japani- 


‚schen Behörden von den Banken 


nur eine geringfügige Offenle- 
gung ihrer tatsächlichen Ge- 
schäftslage verlangen. 


Am 8. Juni gab das japanische 
Finanzministerium seinen lange 
erwarteten Plan zur Lösung der 
Bankenkrise bekannt, einer Kri- 
se, die einer beispiellosen Spe- 
kulation mit Immobilien und 
Aktien in den achtziger Jahren 
folgte. Aber die Vorschläge dre- 
hen sich nur um Scheinfragen, da 
lediglich mehr Transparenz »fau- 
ler Kredite« und die Schaffung 
einer von den Banken finanzier- 
ten Versicherungskasse zur Ret- 
tung angeschlagener Finanzinsti- 
tute gefordert wird. Angesichts 
der Schwäche der japanischen 
Banken und der globalen Sy- 
stemkrise wird dieser Plan wenig 
Aussicht auf Erfolg haben. Da 
die japanischen Banken wohl als 
einzige in der Welt ihre langfri- 
stigen Aktienbesitze als Gesell- 
schaftskapital zählen dürfen, ste- 
hen sie in starker Abhängigkeit 
vom Nikkei-Börsenindex. 


Die Schwäche der Banken war in 
den letzten Wochen eine der 
Hauptursachen für den Kollaps 
des Nikkei um mehr als 25 
Prozent seit Januar auf unter 
15000 Punkte. Die sinkenden 
Aktienkurse ihrerseits fressen die 
»stillen Reserven« der Banken 
auf, die sie dringend zur Ab- 
deckung ihrer faulen Kredite 
brauchten - ein Teufelskreis 
nach unten. 


Die kritische Phase werden die 
Wochen vor dem halbjährlichen 
Bilanzstichtag am 30. September 
sein. Wenn bis dahin nicht eine 
deutliche politische Wende voll- 
zogen wurde, könnte die Krise 
rasch auf die ausländischen 
Märkte überspringen und eine 
weltweite Systemkrise auslösen. 
Es könnte zu Panikverkäufen 
von US-Schatzanleihen, -Aktien, 
Immobilienwerten und anderen 
Anlagen kommen, wodurch ein 
paralleler Kollaps nicht nur der 
amerikanischen Finanzmärkte 
und eine neue Dollarkrise, son- 
dern auch ein Einbruch auf den 
europäischen Märkten in Gang 
gesetzt würde. 
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Geld 


Manager der 
US-Invest- 
mentfonds 
versammel- 
ten sich auf 
der Titanic 


Die Manager der amerikanischen Investmentfonds - der Investi- 
tionsträger, durch die über 25 Millionen US-Haushalte Besitzer 
von Aktien, Bonds und anderer Kreditinstrumente sind — haben 
sich am 17. Mai in Washington D.C. zu ihrer Jahreskonferenz 
versammelt. Angesichts der Reihe von Finanzexplosionen im let- 
zen halben Jahr - Orange County, Mexiko, Barings PLC, der Zu- 
sammenbruch des US-Dollar - hätte man eine verdrießliche 
Stimmung unter den Geldmanagern erwartet. Wenn man sich 
das internationale Finanzsystem als die »Titanic« nach dem Auf- 
laufen auf den Eisberg vorstellt, sollte sich die Diskussion doch 
wohl darauf konzentrieren, wie man am besten so viele Leute wie 
möglich in die Rettungsboote kriegt, oder? 


Falsch. Die Stimmung war aus- 
drücklich beschwingt und die 
Teilnehmer hörten ausgelassen 
den Rednern zu, die ein goldenes 
Zeitalter für ihre Branche vorher- 
sagten, in dem sich die Baby- 
boom-Generation abstrampelt, 
Reichtümer für ihr Rentenalter 
anzuhäufen. 


Phänomenales 
Wachstum 


Das Investment Company Insti- 
tute repräsentiert die Firmen, die 
die fast 5.000 Investmentfonds in 
den Vereinigten Staaten leiten. 
Ein Investmentfonds ist ein Un- 
ternehmen, das einen Pool von 
Investitionen für eine große Zahl 
von Einzelpersonen und Insti- 
tutionen verwaltet. Im Jahre 
1970 gab es nur 361 Invest- 
mentfonds in den Vereinigten 
Staaten, mit Vermögenswerten in 
Höhe von 47,6 Milliarden Dol- 
lar. Bis zum Jahre 1980 waren es 
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564 Investmentfonds mit Ver- 
mögenswerten in Höhe von 
95 Milliarden Dollar. 

Die Deregulation auf dem Fi- 
nanzsektor in den achtziger Jah- 
ren brachte einen Zeitraum ex- 
plosiven Wachstums: bis zum 
Jahre 1990 gab es 3.105 Invest- 
mentfonds mit 1.066,9 Milliar- 
den Dollar (1,07 Billionen Dol- 
lar) an Vermögenswerten. 


ICI-Statistiken zufolge waren die 
US-Investmentfonds zum 31. März 
1995 auf 2,3 Billionen Dollar an- 
gewachsen, davon 41 Prozent an 
Aktien, 31 Prozent an Bonds und 
28 Prozent an Geldmarktwerten. 


Dieses phänomenale Wachstum 
hat in einigen Kreisen die Dis- 
kussion und Sorge darüber ange- 
regt, daß sich im amerikanischen 
Finanzsystem eine Wende von 
der Beherrschung durch Han- 
delsbanken zur Beherrschung 
durch Investmentfonds vollzieht. 
Da die Federal Reserve - ja fast 


die Gesamtheit des finanzregula- 
torischen Apparats des Bundes — 
regulatorische Werkzeuge ge- 
schaffen hat, um über das Ban- 
kensystem eine Politik durchzu- 
führen, ist nicht klar, wie effektiv 
die Politik durchgesetzt werden 
kann, wenn ein großer Teil der 
Finanzwerte nicht von Handels- 
oder Anlagebanken, sondern von 
Investmentfonds gehalten wird. 


Das ICI argumentiert, daß es 
nicht wirklich einen Grund zur 
Beunruhigung gibt, da die In- 
vestmentfonds jetzt nur 12,7 Pro- 
zent der 6,037 Billionen Dollar 
an US-Wertpapieren (Aktien) 
innehaben, verglichen mit 48,2 
Prozent (2,91 Billionen Dollar), 
die im Besitz von Haushalten, 
17,3 Prozent (1,05 Billionen Dol- 
lar), die im Besitz von privaten 
Pensionskassen und 8,6 Prozent 
(520,5 Millionen Dollar), die im 
Besitz von staatlichen Pensions- 
kassen auf Staats- und lokaler 
Ebene sind. 


Direkt zum Thema Investment- 
fonds gegenüber Banken meint 
das ICI, daß »die gesamten 
Vermögenswerte der Invest- 
mentfonds zum Jahresende 1994 
2,16 Billionen Dollar betrugen 
gegenüber 2,46 Billionen Dollar 
an Einlagen bei Handelsbanken. 
Es ist jedoch aufschlußreicher, 
die gesamten Bankeinlagen von 
4,16 Billionen Dollar — ein- 
schließlich der Wertpapiere, die 
von Treuhandabteilungen ver- 
waltet werden — mit den gesam- 
ten Vermögenswerten der Invest- 
mentfonds zu vergleichen. Die 
Bankeinlagen sind eher mit 
Geldmarkt-Investmentfonds zu 
vergleichen, die zum Jahresende 
611 Milliarden Dollar betrugen.« 


Die Top- 
Geldmanager 


Dennoch bleibt die Tatsache 
bestehen, daß Investmentfonds 
einen bedeutenden Anteil des 
US-Finanzsystems repräsentie- 
ren. Wie das ICI in seinem »Fact 
Book« prahlt: »Indem sie die Fi- 
nanzressourcen Tausender von 
Aktionären vereinigen .... erhalten 
Investoren Zugang zu den Sach- 
kenntnissen der >Top-Geldmana- 
ger< des Landes.« 


Es war deshalb verblüffend, fest- 
zustellen, daß bei der jüngsten 
ICI-Konferenz nicht die gering- 
ste Sorge über die jüngsten 
Finanzentwicklungen zutage trat. 


Derivate beispielsweise, die In- 
strumente, die mithalfen, Orange 
County in den Bankrott zu trei- 
ben und die für die Vernichtung 
von Barings verantwortlich ge- 
macht werden, waren ein Haupt- 
punkt auf der Tagesordnung. 


Doch die Aufmerksamkeit lag 
nicht auf den erlittenen Verlusten 
oder der Minimierung des durch 
die Derivate hervorgerufenen 
Schadens, sondern darauf, si- 
cherzustellen, daß die Invest- 
mentfonds den Besitz von Deri- 
vaten entsprechend »aufdecken«, 
damit das Unbehagen und die 
Überraschung seitens der Inve- 
storen so gering wie möglich 
gehalten wird. 


Nonchalance angesichts 
der Katastrophe 


Nur wenige Leute auf der ICI- 
Konferenz geben zu, daß es über- 
haupt eine Finanzkrise gibt. Zu 
ihnen gehört ein Mitarbeiter der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Coopers & Lybrand und er er- 
wähnte, daß eines der am 
schnellsten wachsenden Arbeits- 
gebiete seiner Firma jetzt in einer 
Consultinggruppe besteht, die 
Firmen darüber berät, wie sie das 
Risiko ihres Derivatebesitzes 
einschätzen und wie sie dieses 
Risiko reduzieren können - 
manchmal, indem mehr Derivate 
eingekauft werden, doch öfter, 
indem Positionen aufgegeben 
oder andere Ausgleichspositio- 
nen ausgewiesen werden, die bis- 
her im gesamten Derivatebestand 
noch nicht berücksichtigt waren. 


»Diese Jungs werden nach der 
ganzen schlechten Publicity 
nicht zugeben, daß sie jetzt 
Derivate besitzen«, sagte er und 
meint damit die Investment- 
fonds-Manager. »Auch wenn sie 
kein Geld verloren haben, wollen 
sie nicht darüber reden.« 


Die typischere Antwort gegen- 
über jemandem, der das Thema 
Finanzkrisen aufbringt, ist die 
einer Führungskraft von Merrill 
Lynch, die eine Reihe von 
Grundstückfonds leitet. Als man 
ihr von der Reihe jüngster Er- 
klärungen führender Persönlich- 
keiten in Europa und Japan 
erzählt, die von der Notwen- 
digkeit sprechen, daß man die 
flexiblen Wechselkurse aufgeben 
muß, antwortete er, daß es über- 
haupt kein Problem gibt, daß 
man nur ein »bißchen Durchein- 
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ander in Ordnung bringen muß« 
und daß man das entsprechend 
tun wird, sobald man an das 
Thema der Enthüllung heran- 
geht. Als man ihn über die jüng- 
sten Vorschläge für eine Steuer 
auf Finanztransaktionen befrag- 
te, antwortete er: »Steuern sind 
nie die beste Möglichkeit, um 
mit etwas fertigzuwerden.« 


Diese Nonchalance angesichts 
der reinen Katastrophe war be- 
sonders verblüffend. Eine andere 
Person von Merrill Lynch meinte 
mit Abscheu: »Man sagt das seit 
25 Jahren. Schauen Sie sich 
selbst an: Sie sind gut gekleidet; 
Sie sind gut ernährt. Wo ist der 
Crash?« Auf die Frage: »Was ist 
mit Afrika oder Lateinamerika?« 
machte der Merrill Lynch Ma- 
nager Ausflüchte. 


Ein Manager von Warburg Pin- 
cus wies jedes Gerede von einer 
Systemkrise zurück und meinte: 
»Die Wirtschaft ist in Ordnung« 
und alles wird letzten Endes zu 
einem guten Ende kommen. Ich 
habe vier Crashes erlebt und wir 
sind immer noch da«, erklärte er. 


- Ein Manager für Keystone-Funds 
antwortete: »Bringt die Japaner 
dazu, ihre Märkte zu öffnen! Das 
wird die Wechselkurse retten«, 
und dann rannte er davon. 


Babyboomer-Boom 
erwartet 


Die Eröffnungsrede auf der ICI- 
Konferenz hielt Ken Dychtwald, 
der Autor des vor kurzem er- 
schienenen Buches »Age Wave«, 
und er sprach über die massiven 
demographischen Verschiebun- 
gen, die durch den Babyboom 
verursacht worden sind. Dycht- 
wald begann damit, daß er mein- 
te, die durchschnittliche Lebens- 
erwartung hätte sich in den letz- 
ten paar hundert Jahren vervier- 
facht. Vor diesem Jahrhundert, 
sagte er, lebten nur wenige Men- 
schen bis zum Rentenalter. Dann 
erinnerte er seine Zuhörer daran, 
daß die Babyboomer jetzt um die 
40 Jahre alt sind und daß sie 
ernsthaft daran denken, sich Geld 
für ihr Rentenalter anzusparen. 
Auf dieser Basis sagte Dycht- 
wald voraus, daß die Invest- 
mentfondswirtschaft vor einem 
Boom stehen wird. 


Dychtwald erwähnte, daß es im 
Gegensatz zu früheren Genera- 
tionen unter den Babyboomern 


eine wachsende Besorgnis darü- 
ber gibt, daß sie und ihre Kinder 
im Vergleich zu ihren Eltern 
finanziell weniger abgesichert 
sein werden, doch er erwähnte 
dabei nicht die zugrundeliegen- 
den Richtlinien der Postindu- 
strialisierung und Depopulation, 
die den Zusammenbruch der 
Wirtschaft vorantreiben. Dycht- 
wald gab keinen anderen Hin- 
weis auf einen Zusammenbruch 
des Wirtschafts- und Finanz- 
systems oder die Probleme in 
diesem Zusammenhang als le- 
diglich seinen Kommentar über 
die zunehmende Sorge über die 
finanzielle Sicherheit. 


Der Redner am zweiten Tag war 
Colin Powell, der pensionierte 
Chef des US Joint Chiefs of 
Staff. Powell sprach über die 
internationale Rolle der Ver- 
einigten Staaten und konzentrier- 
te sich darauf, wie sie den Kalten 
Krieg und den Golfkrieg gewon- 
nen hätten. Doch interessanter- 
weise begann Powell mit einer 
apologetischen Erklärung der 
Ritterwürde, die er von Königin 
Elizabeth bekommen hatte. Mit 
dem Hinweis, daß es amerikani- 
schen Beamten, besonders Mili- 
täroffizieren, durch die amerika- 
nische Verfassung verboten sei, 
solche Ehrungen anzunehmen, 
meinte Powell, daß seine Ritter- 
würde »ehrenhalber« verliehen 
worden sei und daß er damit kei- 
neswegs seine Loyalität von den 
Vereinigten Staaten auf die briti- 
sche Krone verschieben würde. 
Er scherzte über die Erwartungen 
von königlicher Pracht, die eine 
solche Ritterwürde hervorruft 
und meinte, daß er für eine 
Ritterwürde ehrenhalber derlei 
Erwartungen nicht hätte: »Leider 
trifft das nicht auf Lady Powell 
ZU«, meinte er. 


Noch kein 
faires Spielfeld 


Powell wurde auch gefragt, ob er 
als Präsident kandidieren würde. 
Er antwortete, daß er zwar eine 
Aufgabe im öffentlichen Dienst 
übernehmen wolle, doch daß er 
keinerlei Neigungen für die 
Politik empfände und daß er 
nicht einmal wüßte, welcher Par- 
tei er angehören würde. Doch er 
ließ die Frage unbeantwortet und 
meinte, zuerst wolle er seine Me- 
moiren fertigschreiben und dann 
würde er entscheiden, was er als 
nächstes macht. 

Ein anderer Fragesteller bezog 


sich auf seine Charakterisierung 
der jungen Leute im Militär, die 
Teil der amerikanischen Familie 
seien und fragte, ob er den Ver- 
trag mit Amerika unterstütze. 
Powell antwortete, daß er aus 
erster Hand erlebt hätte, daß die 
Regierung »grundlegend ineffek- 
tiv« ist und daß er erfahren habe, 
daß die Privatwirtschaft viel bes- 
ser darin sei, wie man entschei- 
det, »zusätzliche Dollars« auszu- 
geben. Doch er fühle sich über- 
haupt nicht gut über die sozialen 
Bestimmungen des Vertrages 
und darüber, wie die Menschen 
mit Problemen, die wirklich 
Hilfe benötigen, in dem Vertrag 
als »Bürger zweiter Klasse« 
behandelt werden. 


»Wir haben in Amerika noch 
kein faires Spielfeld«, erklärte 
Powell frei heraus und implizier- 
te damit starke Nichtüberein- 
stimmung mit Aufrufen zur De- 
montage positiver Aktionspro- 
gramme und anderer Bürger- 
rechte. 


Als Antwort auf eine andere 
Frage wetterte Powell heftig 
gegen die kulturelle Entartung 


der Nachrichten- und Unterhal- 
tungsmedien. »Ich gebe nicht 
den Redakteuren oder den Fern- 
sehstudios die Schuld«, erklärte 
er. »Ich gebe Ihnen und mir die 
Schuld. Wir müssen damit auf- 
hören, diesen Schmutz zu verlan- 
gen.« 


Auf Powell folgte der politische 
Kommentator und Humorist 
Mark Shields von CNN. Shields 
lobte Bushs Leistung, eine inter- 
nationale Koalition gegen den 
Golfkrieg zusammenzukriegen, 
für die er in öffentlichen Mei- 
nungsumfragen 91 Prozent Zu- 
stimmung erhielt. 


Kapitalertragssteuer 
ein heiliges Sakrament 


»Kein anderer Präsident, nicht 
einmal Ronald Reagan, kam so 
nahe an einen solchen Wert 
heran«, meinte Shields. »Bush 
kommt also nach dem Golfkrieg 
mit dieser Zustimmung von 91 
Prozent zurück und stellt sich vor 
das amerikanische Volk und er 
sagt den Amerikanern: >Ich 
möchte eine Kürzung der Kapi- 
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Geld 


Manager der 
US-Invest- 
mentfonds 
versammelt- 
ten sich auf 
der Titanic 


talertragssteuer.< Und die mei- 
sten sagen: »Was?« Einundfünf- 
zig Prozent des amerikanischen 
Volkes hat an diesem Punkt auf- 
gehört, ihm zuzuhören, weil sie 
der Meinung waren, daß er 
keinerlei Vorstellung davon hat, 
was ihre täglichen Sorgen sind.« 


Die Überraschung, der Ärger und 
die Sorge waren fast hörbar. Eine 
Kürzung der Kapitalertragssteuer 
ist für diese Bande ein heiliges 
Sakrament. 


Shields erläuterte dann, was er 
von Clinton denkt, indem er die 
Geschichte erzählt, wie General 
von Moltke das deutsche Offi- 
zierskorps in vier Teile geteilt 
hat, um zu entscheiden, welche 
Leute Offiziere werden sollten. 
Einmal waren da die geistig nicht 
ganz so »Hellen« und die körper- 
lich Faulen. Sie waren zufrieden, 
wenn sie drei Mahlzeiten am Tag 
bekamen. 


Zweitens waren da die geistig 
nicht so »Hellen< und die körper- 
lich Tatkräftigen. Das waren die 
Gefährlichsten - sie bedürfen der 
ständigen Überwachung durch 
Erwachsene. 


Drittens gibt es da die geistig 
Klugen und die körperlich Tat- 
kräftigen. Sie sind die perfekten 
Stabsoffiziere, weil sie alles or- 
dentlich und sauber halten und 
ihnen die vollständig detaillierte 
Geschichte jedes Vorschlags er- 
zählen können, mit dem sie 
jemals zu tun hatten. 


Viertens gab es da die geistig 
Intelligenten, doch die körperlich 
Faulen. Das sind diejenigen, die 
Moltke auswählte und die die 
Offiziere werden sollten, weil sie 
sich immer überlegen, wie sie 
mit der geringsten Anstrengung 
das meiste erreichen können. 

»Bill Clinton befindet sich in der 
dritten Kategorie«, meinte Shields. 
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»Clinton muß noch unterschei- 
den lernen zwischen dem, was 
interessant ist und dem, was 
wichtig ist.« 


In keinster Weise wurde die 
Tatsache erwähnt, daß sich das 
weltweite Währungs- und Fi- 
nanzsystem in einem Zerfalls- 
prozeß befindet oder daß sich die 
Kräfte des oligarchischen Club 
of the Isles, die sich in London 
konzentrieren, beeilen, die Insti- 
tution des Nationalstaats zu zer- 
stören. Denn wenn die Volks- 
wirtschaft von der sinkenden 
Währungs-Titanic gerettet wer- 
den soll, dann muß die politische 
Herrschaft des Club of the Isles 
eliminiert werden — und nur sou- 
veräne Nationalstaaten können 
dies tun. Deshalb ist zwischen 
Clinton und dem britischen 
Establishment praktisch der 
Krieg ausgebrochen. 


Das ist die wichtigste Tatsache 
unserer Ara, doch niemand der 
angeblich intelligentesten Geld- 
manager in den Vereinigten 
Staaten oder der Redner, die ein- 
geladen wurden, sie zu unterhal- 
ten, hielten es für nötig, sie zu 
diskutieren. 


Die Realität war für die ICI- 
Konferenz einfach nicht wichtig. 
Ein Gründungsmitglied von 
Wechsler & Partners Inc., einer 
New Yorker Firma, die Public 
Relations Arbeit für Investment- 
fonds durchführt, meinte: »Ich 
war im letzten Jahr hier und es 
war ein Friedensfest. Dann 
erkannte ich, daß das Jahr 1994 
das schlimmste Jahr für die In- 
vestmentfonds-Wirtschaft über- 
haupt gewesen ist. 


So kam ich hierher und rechnete 
damit, daß über jede Menge 
Sorgen gesprochen wird, doch 
ich höre einfach nichts davon. 
Eine solche Sorge über die finan- 
ziellen Entwicklungen war we- 
der im letzten Jahr vorhanden 
und sie existiert auch in diesem 
Jahr nicht.« 


Die Party auf der »Titanic« ist 
immer noch in vollem Gange. 
Diese schrillen Kollisionen der 
letzten Monate? »Ach die,« ant- 
worten die überschwenglichen 
Zecher. »Nun, das Schiff ist doch 
noch über Wasser, oder? Hört 
auf damit, Euch Sorgen zu ma- 
chen! 


»Hier, möchtest Du einen Drink?« 
| 


Indien 


Der 


Besuch des 
iranischen 
Präsıdenten 


öffnet neue 
Möslich- 


keiten 


Der allerorts vielbeachtete Besuch einer großen iranischen 
Delegation unter Führung von Präsident Ali Akbar Hashemi 
Rafsanjani in Neu Delhi hatte große politische Implikationen. 
Der ursprünglich für September 1994 geplante Besuch war 
gekennzeichnet von einer Reihe von wichtigen Erklärungen und 


Wirtschaftsvereinbarungen. 


Von Anbeginn an war der Be- 
such ungeachtet der von Wa- 
shington zum Ausdruck gebrach- 
ten Vorbehalte höchst politisch. 
Premierminister P.V. Narasimha 
Rao brach mit dem Protokoll und 
empfing Rafsanjani persönlich 
am Flughafen und verabschiede- 
te ihn auch, als der iranische Prä- 
sident drei Tage später zu seinem 
Besuch Georgiens aufbrach. Doch 
es bleibt abzuwarten, was diese 
wiederbelebte bilaterale Bezie- 
hung für die Region leisten wird. 


Lob für den Freiheits- 
kampf gegen die Briten 


Vom indischen Standpunkt aus 
sind eine Reihe von Erklärungen 
des iranischen Präsidenten von 
großem taktischem Wert. Raf- 
sanjanis Rede in Lucknow, die 
von der Shia-Gemeinde dort or- 
ganisiert wurde, war bestückt mit 
Botschaften, die in Neu Delhi 
gerne gehört wurden. 

»Ihr Freiheitskampf gegen die 


britischen Herrscher hat ein Bei- 
spiel gesetzt und der Iran hat aus 
Ihren Erfahrungen eine Menge 
gelernt«, sagte er. Rafsanjani be- 
grüßte Indiens Toleranz gegenü- 
ber seiner großen moslemischen 
Bevölkerung und sagte, »als ein 
Moslem und Iraner wünsche ich 
Indien Frieden und Harmonie.« 
Zur großen Erleichterung der 
Inder sagte Rafsanjani, er hoffe, 
daß Indiens Kritiker keinen 
Erfolg mit der Verbreitung von 
Falschinformationen und Haß 
über die strittigen Themen wie 
die Babri-Moschee und Kasch- 
mir haben werden. 


Bei anderer Gelegenheit bot er 
seine Hilfe zur Beendigung des 
Konflikts in Jammu und Kasch- 
mir an. »Unsere Politik zu die- 
sem Thema hat sich nicht geän- 
dert. Wir haben bereits gesagt, 
daß wir mit der Position in 
Kaschmir nicht glücklich und 
zufrieden sind. Wir haben dem 
Premierminister (Rao) von der 
Notwendigkeit einer Überein- 


stimmung zwischen Indien, Paki- 
stan und der Bevölkerung von 
Kaschmir erzählt und unsere 
Vermittlung in dieser Richtung 
angeboten«, sagte er. In einer Art 
Effekthascherei kritisierte er 
auch die Vereinigten Staaten we- 
gen ihres Angebots der Vermitt- 
lung von Gesprächen über Kasch- 
mir, wenn Neu Delhi und Islama- 
bad damit einverstanden sind. 


In einer Rede bei Asafi Imam- 
bara in Lucknow schlug Rafsan- 
jani eine Gas-Pipeline vom Iran 
nach Indien vor, die durch Paki- 
stan führen sollte. Er sagte, eine 
solche Pipeline würde helfen, die 
Beziehungen zwischen Indien 
und Pakistan zu verbessern. Er 
unterstützte den Vorschlag sei- 
nes Gastgebers, des Staatsmini- 
sters von Uittar, Pradesh Mula- 
yam Singh Yadav, zur Bildung 
einer Konföderation von Indien, 
Pakistan und Bangladesh, die im 
wesentlichen die Teilung Indiens 
durch die britischen Kolonial- 
herrscher im Jahre 1947 rück- 
gängig machen würde. 


Zurückhaltung 
bei den Indern 


In einer Rede vor Parlaments- 
mitgliedern und Diplomaten in 
der Zentralhalle des indischen 
Parlaments - einer seltenen Ehre, 
die nur wenigen Besuchern zuteil 
wird - verlangte Rafsanjanı eine 
Wiederbelebung der Non-Alig- 
ned Movement (NAM) und 
sprach sich gegen »die anma- 
Bende Politik von Großmächten, 
besonders der USA, aus und 
deren Bemühungen, internatio- 
nale Organisationen und Foren 
für ihre illegitimen Ziele auszu- 
beuten«. 


Der Führer des Iran sagte, die 
Welt, besonders der Süden, sähe 
sich Problemen des unsystemati- 
schen Bevölkerungswachstums, 
zunehmender Armut und Hun- 
gersnot, wirtschaftlichem Un- 
gleichgewicht, Luftverschmut- 
zung und der Reduzierung von 
Energiequellen gegenüber und er 
wies auf eine bevorstehende Kri- 
se an der Schwelle zum 21. Jahr- 
hundert hin. 


»Reiche Länder versuchen im- 
mer den Fortschritt der Schwel- 
lenländer zu hemmen, während 
sie sich selbst die Ressourcen 
dieser Länder zunutzemachen, ja 
sie sogar ausbeuten«, sagte Präsi- 
dent Rafsanjani. 


Auf einer Pressekonferenz in 
Neu Delhi schnitt er die Frage 
eines strategischen Abkommens 
zwischen dem Iran, Indien, Chi- 
na und Pakistan an. »Eine Ko- 
operation zwischen diesen Län- 
dern wird ausländischen Kräften 
keinen Vorwand bieten, sich in 
der Region einzumischen. Wir 
hätten nicht das Problem wie am 
Persischen Golf«, sagte er. 


Rafsanjanis Äußerungen riefen 
unmittelbare Reaktionen hervor. 
China ließ wissen, daß es vor 
weiteren Diskussionen über stra- 
tegische Kooperation in der 
Region gerne bessere bilaterale 
Beziehungen in der Region se- 
hen würde. Für indische Beob- 
achter klang Rafsanjanis Lob- 
preisung der indischen Säkular- 
politik unglaubwürdig. Seine Re- 
de mit der Forderung nach Wie- 
derbelegung der NAM wurde 
von vielen in Delhi ebenfalls als 
reine Rhetorik bezeichnet. 


Die Kaschmir- 
Karte 


Wenn Präsident Rafsanjani im 
gegenwärtigen Denken der poli- 
tischen Klasse in Indien auch 
keinen großen Eindruck hinter- 
lassen konnte, so wurden sein 
Besuch und seine Unterstützung 
Kaschmirs doch als großer politi- 
scher Sieg gegenüber Pakistan 
eingestuft. Seine Unterstützung 
des indischen Säkularismus und 
seine Mißachtung des Falls von 
Babri Masjid wurden in Neu 
Delhi als Stimme der Rationalität 
angesehen, die die anti-indische 
Position der Organization of 
Islamic Countries zu dern Thema 
unterminiert. 


Außerdem benutzte der indische 
Premierminister Rao den Besuch 
des iranischen Präsidenten dazu, 
um gegenüber Kaschmir »eine 
Nasenlänge voraus zu sein«. 


Ein großer Teil der Sezessio- 
nisten in Kaschmir - einer Schät- 
zung zufolge 45 Prozent — im 
indischen Teil sind Shias und sie 
betrachten die pakistanischen 
Punjabi-Moslems, die die gesell- 
schaftliche und politische Szene 
in Pakistan beherrschen, als 
durchaus nicht freundschaftlich, 
weil die Pakistani im großen und 
ganzen Sunnis sind. Indem er 
einen Führer aus einem Shia- 
Land vorführt, hat Rao einen 
sektiererischen Faktor im Thema 
Kaschmir ausgenutzt. 


Es ist jedoch eine andere Frage, 
ob eine solche Politik irgendwel- 
che Auswirkungen haben wird. 
Die Probleme im indischen Teil 
von Kaschmir können nicht auf 
die sektiererischen Differenzen 
zwischen Shias und Sunnis redu- 
ziert werden. Es besteht kein 
Zweifel daran, daß der Augen- 
blick in Kaschmir für die Grün- 
dung eines selbständigen Staates 
jetzt gekommen ist. Pakisten 
weiß das und ist besorgt darüber. 
In diesem Zusammenhang hat 
der Shia-Sunni Faktor keine 
großen Konsequenzen. Was je- 
doch wichtig ist, ist die Fähigkeit 
von Neu Delhi, in Jammu und 
Kaschmir mit Hilfe aller Kasch- 
miris eine gemeinsame Front ge- 
gen die sezessionistischen Kräfte 
zusammenzubekommen. In die- 
sem Zusammenhang ist die Rolle 
des Iran von geringem oder gar 
keinem Wert. 


Präsident Rafsanjanis Unter- 
stützung der säkularen Politik In- 
diens wird auf die islamische 
Welt einen gewissen Einfluß ha- 
ben. Und was noch wichtiger ist: 
Rafsanjanis Erfolg bei der Zu- 
sammenstellung eines Dreier- 
Memorandums of Understanding 
zwischen Indien, Iran und Turk- 
menistan wird in Neu Delhi hoch 
geschätzt. 


Wirtschaftliche 
Kooperation 


Bisher hat Indien in Zentralasien, 
wo zwei große und instabile 
Mächte — China und Rußland - 
eine gemeinsame Grenze haben, 
praktisch keine Rolle gespielt. 
Indien sucht verzweifelt nach 
Gelegenheiten, um sich in Zen- 
tralasien als bedeutenden Faktor 
aufzubauen. 


Vor kurzem besuchte Stephen 
Solarz — der Verbindungen zur 
Anti-Defamations-Liga hat — In- 
dien in seiner Eigenschaft als 
Vorsitzender des Central Asian- 
American Enterprise Fund. Die- 
ser Fund wurde von der Regie- 
rung Clinton geschaffen, um die 
Entwicklung aufstrebender Un- 
ternehmen des Privatsektors zu 
fördern. Solarz, dessen monetäre 
Fehlhandhabungen als US-Kon- 
greßabgeordneter die Leute über 
seine Motive besorgt sein läßt, 
drängte die Inder dazu, in den 
zentralasiatischen Republiken 
Joint Ventures zu gründen. Und 
es wird berichtet, daß die indi- 
sche Regierung in Novorossiysk 


einen Flughafen baut, damit indi- 
sche Waren besser in das Land 
hineinkommen können. 


Ob ein solcher Vorschlag irgend- 
jemandem einen wirtschaftlichen 
Nutzen bringen wird oder nicht, 
der Iran ist jedenfalls erpicht dar- 
auf, beim Transport von indi- 
schen Gütern über Turkmenistan 
nach Zentralasien und umgekehrt 
als Mittelsmann zu agieren. 


Die Bedenken 
der Amerikaner 


Das Memorandum of Under- 
standing spiegelt die Bestre- 
bungen aller drei Nationen zur 
Verbesserung der Handels- und 
Wirtschaftsbeziehungen wider. 
Es sind darin internationale 
Transportwege für Waren über 
Bahn und Straße von Zentral- 
asien über den Iran nach Indien 
vorgesehen. Die Nutzung des ira- 
nischen Hafens Bandar Abbas 
durch indische Geschäftsleute ist 
geplant. Eine 140 Kilometer 
lange Eisenbahnlinie zwischen 
Mashhad und Sarakhs im Nord- 
osten des Iran, die im März näch- 
sten Jahres fertiggestellt sein 
soll, wird eine direkte Eisen- 
bahnverbindung schaffen. 


Außerdem hat Turkmenistan, das 
wegen seiner geographischen 
Nähe und den historischen Bin- 
dungen unter dem politischen 
Einfluß des Iran steht, Indien ein- 
geladen, sich an 32 Großpro- 
jekten zu beteiligen. Turkme- 
nistan, das jetzt die Pipelines zur 
Lieferung von Gas an Pakistan 
verlegt, soll Neu Delhi gesagt 
haben, es würde die Pipelines 
gerne verlängern und auch Gas 
an Indien liefern. 


Ein indischer Verteidigungsex- 
perte berichtete, daß Indien wäh- 
rend Rafsanjanis Besuch angebo- 
ten habe, der iranischen Marine 
dabei zu helfen, ihre U-Boote der 
Kilo-Klasse für eine Rolle in 
internationalen Gewässern vor- 
zubereiten. Einige Beobachter 
meinen, daß dieses Angebot von 
den Amerikanern nicht sehr be- 
grüßt werden wird. 


Auch wenn Indien keine Waf- 
fensysteme verkauft, so fürchtet 
Washington doch, daß die 
U-Boote vom Iran dazu benutzt 
werden, die strategisch wichtige 
Straße von Hormuz zu bedrohen, 
durch die fast 40 Prozent der 
Weitölreserven passieren. 
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Finanzkrise 


Gefragt ist 


eine Form 
autoritarer 


Politik 


Unter den führenden Persönlichkeiten der britischen Oligarchie 
ist es kein Geheimnis, daß das weltweite Finanzsystem, das in den 
letzten Jahrzehnten existiert hat, und auf dem der britische 
Einfluß auf internationale Ereignisse weitgehend basiert, im 
Zusammenbruch begriffen ist. In den vergangenen Monaten kam 
es zum Crash der Barings Bank, dem fortschreitenden Nieder- 
gang von Lloyds und der Handelsbank Warburg und die Bank 
von England geriet in Mißkredit. Unterdessen erscheinen weitere 
dunkle Wolken am Himmel. Inmitten dieser zunehmend miß- 
lichen Lage verlangen bestimmte britische Sprecher jetzt offen 
eine Diktatur in der ganzen westlichen Welt, um den Widerstand 
gegen die faschistischen Sparmaßnahmen zu brechen, die sie für 
notwendig erachten, um ihre Macht in diesem Zerfallsprozeß 


aufrechtzuerhalten. 


Sir Peregrine Worsthorne, Kom- 
mentator beim Londoner »Sun- 
day Telegraph«, forderte eine 
»Form von autoritärer Politik«, 
‘ die ein »unbarmherziges Gürtel- 
enger-Schnallen und bittere Me- 
dizin, die man der Staatspolitik 
gewaltsam einflößt«, ermögli- 
chen würde. Der Ort und der 
Autor sind beide höchst passend. 
Die Wochenzeitung ist das 


Sprachrohr der Hollinger Corpo- 


ration aus Toronto, Kanada, dem 
Medienkonzern, der dem kanadi- 
schen Magnaten Conrad Black 
gehört, und die die internationa- 
len Bemühungen der vergange- 
nen Jahre zum Sturz von Präsi- 
dent Clinton und zur Destabili- 
sierung des US-Präsidentenam- 
tes überhaupt inszeniert hat. 


Das angebliche Dilemma 
der Demokratie 


Für Worsthorne hat das Eintreten 
für die Diktatur Familientradi- 
tion. Sein Stiefvater, der verstor- 
bene Sir Montagu Norman, war 
der Chef der Bank von England, 
der eine entscheidende Rolle 
dabei gespielt hat, Adolf Hitler in 
Deutschland an die Macht zu 
bringen. 
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Worsthornes Unterstützung der 
Diktatur spiegelt die Debatten 
wider, die auf der höchsten 
Ebene des Club of the Isles statt- 
finden, der geheimnistuerischen 
oligarchischen Gruppe, die von 
Britanniens Prinz Philip ange- 
führt wird. Die »Notwendigkeit« 
nach autoritären Regimen ist 
auch ein Thema, das von der 
Mont Pelerin Society vorange- 
trieben wird. Die Mont Pelerin 
Society ist die Kommandozen- 
trale für die »liberalen Frei- 
markt«-Fanatiker. Sie ist im Jah- 
re 1947 mit Unterstützung von 
Britanniens Winston Churchill 
und seiner Freunde gegründet 
worden und propagiert die Ideen 
des verstorbenen Österreichers 
Friedrich von Hayek. 


Die Society und ihre US-Pen- 
dants — Heritage Foundation, Ca- 
to Institute - liefern die Begriffe 
und Vorstellungen, die später aus 
dem Mund des Sprechers des 
amerikanischen Repräsentanten- 
hauses, Newt Gingrich, Senator 
Phil Gramm und ihren Kollegen 
von der »konservativen Revolu- 
tion« hervorsprudeln. 


Besonders seit ihrem letzten 
Halbjahrestreffen in Cannes im 


vergangenen Jahr haben die 
Mont Pelerins über das disku- 
tiert, was sie für das zentrale 
»Paradoxon« unserer Zeit halten 
und das sie euphemistisch als das 
»Dilemma der Demokratie« be- 
zeichnen: daß radikale Maßnah- 
men, um »den Staat zu reduzie- 
ren« und wichtige, staatlich un- 
terstützte Infrastrukturprojekte 
und Sozialleistungen zu zer- 
stören, autoritäre Mittel zur 
Durchsetzung erforderlich ma- 
chen werden. 


Mit anderen Worten: diese laut- 
starken Befürworter der »Frei- 
heit« sind die schlimmsten Fa- 
schisten auf der Welt! Mont Pe- 
lerin Quellen bestätigen, daß die- 
ses Thema im Hinblick auf den 
sich beschleunigenden Verfall 
der Finanz- und politischen Sy- 
steme, die in den letzten Jahr- 
zehnten führend waren, umso 
dringlicher geworden ist. 
Worsthornes Kolumne hatte die 
Form eines Dialogs mit seinem 
britischen Ko-Denker Lord Wil- 
liam Rees-Mogg, dem früheren 
Herausgeber der Londoner »Ti- 
mes«, die ein Sprachrohr für den 
Club of the Isles und einer der 
wichtigsten Inszenierer der Kam- 
pagne zum Sturz von Präsident 
Clinton in den Medien ist. In 
einem Artikel mit dem Titel »Der 
Weg des rechten Flügels zur 
Unterdrückung« zitierte Worst- 
horne Rees-Moggs jüngste Arti- 
kel, in denen umfangreiche Kür- 
zungen in den öffentlichen Aus- 
gaben und radikale Schritte zur 
Reduzierung des Staates befür- 
wortet werden und er lobte 
Gingrich, daß er diese Politik in 
den Vereinigten Staaten voran- 
treibt. 


Doch Worsthorne kritisierte Rees- 
Mosg, weil er nicht ausdrücklich 
zugibt, daß solche Maßnahmen 
ein »autoritäres« Regime erfor- 
derlich machen würden. Worst- 
horne konnte seine Sympathie 
für die Diktatur nicht verbergen, 
doch er schrieb diese Ideen Rees- 
Mogg zu. Auf diese Weise konn- 
te er das Thema »autoritäres Re- 
gierungssystem« auf die Agenda 
setzen, ohne als Autor dieses 
Vorschlags zu erscheinen. 


Worsthorne liegt nicht falsch 
damit, wenn er behauptet, daß 
Rees-Moggs versteckte Agenda 
darin besteht, in den ganzen 
Gesellschaften des Westens die 
Diktatur einzuführen; das ist 
genau die Absicht von Rees- 
Mogg2. 


In einem Artikel in der »Times« 
vom 5. Januar mit dem Titel »Es 
ist die Elite, auf die es an- 
kommt«, forderte er das Ende für 
das allgemeine öffentliche Aus- 
bildungswesen, das für eine auf- 
strebende »Informations«-Ge- 
sellschaft nicht mehr länger nötig 
sei, in der 95 Prozent der Be- 
völkerung von einer »Eliteklas- 
se« von fünf Prozent regiert wer- 
den würden und in der Britannien 
durch seine Fähigkeiten auf 
dem Gebiet der »Finanzen« und 
»Steuerparadiese« vorherrschend 
wäre. Eine solche neofeudalisti- 
sche Gesellschaft würde in der 
Tat diktatorische Herrschaftsfor- 
men benötigen, um die Oppo- 
sition zu vernichten, die zwangs- 
läufig aufkommen würde. 


Das Ende demokrati- 
scher Freiheiten 


Worsthorne begann seinen Arti- 
kel: »Die Menschen, die meinen 
-— und einige der klügsten im 
Land, wie William Rees-Mogg, 
tun dies höchst überzeugend -, 
daß die einzige Zukunft für die- 
ses Land und für die westliche 
Welt als Ganzes darin besteht, 
die Sozialleistungen drastisch zu 
kürzen und dabei auch nicht vor 
jenen Halt zu machen, mit denen 
die materiellen Bedingungen für 
die Unterklasse verbessert wer- 
den sollten, scheinen ....den poli- 
tischen Preis, der sich im Verlust 
der Freiheit zeigt, und der für 
einen solchen wirtschaftlichen 
Realismus zu zahlen ist, nie zu 
nennen. 


Es stimmt zwar sicherlich, daß 
ein rigoroses und in manchen 
Fällen unbarmherziges Enger- 
schnallen des Gürtels — beson- 
ders für die relativ Schutzlosen — 
nötig sein wird... doch es stimmt 
auch, daß der demokratische 
Staat von heute wahrscheinlich 
nicht in der Lage sein wird, eine 
solche bittere Medizin zu 
schlucken, ohne sich verzweifelt 
dagegen zu wehren. Wie ver- 
zweifelt er sich dagegen wehren 
wird, kann man nicht wissen. 
Doch die Möglichkeit ist nicht 
auszuschließen, daß er gezwun- 
gen werden muß, die bittere 
Medizin zu schlucken.« 


Er fuhr fort: »Diejenigen, die be- 
haupten, daß die Politik der 
nächsten Jahrzehnte — die wahr- 
haft »moderne« Politik -— nicht 
davor zurückschrecken darf, den 
Wohlfahrtsstaat zu zerstören, 


sollten auch, wenn sie ehrlich 
sind, darauf hinweisen, daß diese 
wahrhaft moderne Politik auch 
viele unserer demokratischen 
Freiheiten wird beschneiden 
müssen.« 


Mit anderen Worten, das kann 
bedeuten, daß man »auf eine 
autoritäre Politik« wird zurück- 
greifen müssen. Angesichts einer 
radikalen Politik der »Liberali- 
sierung« und »Privatisierung« 
wird eine »verängstigte Wähler- 
mehrheit« auftauchen, die nicht 
will, daß diese Politik auf »de- 
mokratische« Art durchgesetzt 
wird, mit der die Rechte von 
Minderheiten sichergestellt wür- 
den. Stattdessen wird sie ein 
Regime mit dem »autoritären 
Mumm fordern, um rücksichtslos 
über diese Minderheiten hinweg- 
zugehen«. 


Für Britannien wäre ein autoritä- 
res Regime, das »zäh genug ist, 
um die zwangsläufig schmerzli- 
chen Reformen zu erzwingen« 
verglichen mit anderen Alter- 
nativen »das kleinere UÜbel«, 
sagte Worsthorne. 


»Es ist also besser, die Misere 
jetzt zuendezubringen anstatt das 
Ganze zu vertagen. Bis dahin ist 
das Land insolvent geworden, 
was zu noch höherer Arbeits- 
losigkeit und größerer Demora- 


lisierung in der Gesellschaft ° 


führt. Da das Schmerzliche nun 
einmal durchgemacht werden 
muß ... warum es nicht rasch hin- 
ter sich bringen? Das ist die Ar- 
gumentation von William Rees- 
Mogg und ich kann ihre Stärke 
erkennen.« 


Eine höhere Rasse 
von Wächtern: 


Worsthorne riet, daß rechte Po- 
litiker von heute »daran denken 
sollten, was in den dreißiger 
Jahren dieses Jahrhunderts in 
Deutschland passiert ist«, und er 
lobte seinen Stiefvater, den Hit- 
ler-Bewunderer Montagu Nor- 
man, als »eine gewaltige Figur 
von immenser Autorität und 
ungeheuerem Charisma«. 


Der Haupt-»Mangel« bei Rees- 
Mogg, so Worsthorne, ist, daß 
die Situation »viel schlimmer« 
ist als in den dreißiger Jahren. 
Zum einen wird »das Ausmaß an 
Gürtel-enger-Schnallen, das die- 
ses Land nötig hat, weitaus 
umfangreicher sein als das, was 


in den dreißiger Jahren dieses 
Jahrhunderts erforderlich gewe- 
sen ist. William Rees-Mogg 
spricht von der Reduzierung der 
öffentlichen Ausgaben in Höhe 
von nicht mehr als 25 Prozent der 
nationalen Einnahmen.« Das 
reicht in das zweite, damit zu- 
sammenhängende Problem hin- 
ein: die »politische und Füh- 
rungsklasse« von heute ist im 
Gegensatz zu der »herrschenden 
Klasse« der dreißiger Jahre in 
den Augen der Bevölkerung 
gründlich in Mißkredit gebracht 
worden. Nach dem Barings und 
Lloyds Debakel sind die »Sach- 
kenntnisse« noch da, aber nicht 
die »Autorität«. 


Um dieses Dilemma zu lösen, 
fordert Worsthorne »eine andere 
Klasse von Herrschern. Zum 
ersten Mal in 50 Jahren oder 
mehr müssen wir anfangen, zu 
überlegen, wie wir eine höhere 
Klasse von Wächtern ausbilden, 
schulen und motivieren.« Was 
dann in dieser »wahrhaft moder- 
nen, elitären« Gesellschaft der 
Zukunft auftreten wird, »wird 
nicht nach jedermanns Ge- 
schmack sein«, meint er. 


Den Staat durch 
ein autoritäres 
Regime ersetzen 


Worsthornes Argument wurde 
von einem Chefideologen der 
Mont Pelerin Society mitteleu- 
ropäischer Herkunft begeistert 
begrüßt. In einer Diskussion ver- 
sicherte er: »Dies ist ein gut 
bekanntes Argument. Demokra- 
tien nähren schwächere Regie- 
rungen und es gibt keine Mehr- 
heiten für Maßnahmen zur Re- 
duzierung des Staates. 


Damit haben wir das Paradoxon, 
daß wir eine Art starker Re- 
gierung brauchen, um den Staat 
zu reduzieren. In der Mont Pe- 
lerin Society haben wir diese 
Idee in der letzten Zeit dis- 
kutiert... Es ist das Problem des 
»Dilemmas der Demokratie«. 
Worsthorne hat im Grund recht, 
wenn er der Meinung ist, daß ein 
autoritäres Regierungssystem 
nötig ist. Das Problem dabei ist, 
genau herauszufinden, was wir 
unter diesem Begriff verstehen.« 


Er lobte Worsthornes Empfeh- 
lung, daß eine »Klasse von 
Wächtern« herangezogen wird, 
die »diktatorische Vollmachten« 
erlassen könnte, um die gegen- 


wärtigen staatlichen Strukturen 
zu demontieren. 

Der Informant zitierte die jüng- 
sten Schriften von Anthony de 
Jasay, einem Mont Pelerin Pro- 
pagandisten, der einen Artikel 
mit dem Titel »Für eine Auto- 
kratie, die nicht interventioni- 
stisch ist« verfaßt hat. Er sagte: 
»Wir müssen einen Weg finden, 
wie wir ein autoritäres System 
haben können, das sich aus dem 
Wirtschaftsleben heraushält und 
sich zum Zwecke des Schutzes 
und der Sicherheit und sonst 
nichts an die klassische Rolle des 
Staates hält.« 


Eine erste Annäherung an das, 
was nötig ist, wurde von Chiles 
General Pinochet mit seiner 
Gruppe der »Chicago Boys« ge- 
liefert: »Pinochet verstand als 
Militär, daß seine Rolle aus- 
schließlich darin bestand, Ord- 
nung zu halten und so weiter. Die 
Chicago-Boys, die - das kann ich 
ihnen versichern — keineswegs 
Anhänger der Lehre von der 
Willensfreiheit waren, erhielten 
freie Hand für die Wirtschaft - 
und das war eine Diktatur. Das 
ist das Wort dafür.« 


Dieser Informant vertrat die 
Meinung, daß der Wille, auto- 
ritäre »Lösungen« aufzuerlegen, 
durch den sich beschleunigenden 
weltweiten Zerfall des Finanz- 
systems begünstigt wird. Er 
sagte: »Es muß ausgearbeitet 
werden, wie man den Staat durch 
ein autoritäres Regime reduzie- 
ren kann. Ich kann nicht erken- 
nen, daß irgendeine unserer 
westlichen Gesellschaften in 
ihrer jetzigen Form den Willen 
hat, dies zu tun. Wahrscheinlich 
wird es nur durch eine tiefe Krise 
möglich sein. Ohne eine Krise 
gibt es keinen Willen....Wir wis- 
sen, daß das System, unter dem 
wir in den letzten Jahrzehnten 
gelebt habe, im Zerfall begriffen 
ist. Wir leben über unsere Ver- 
hältnisse. Wir steuern auf eine 
Krise zu.« 


Er sagte Finanzkatastrophen für 
die verschiedenen Länder vor- 
aus, die seit der Weimarer Re- 


publik der Jahre 1922-23 bei- 


spiellos sind, mit Verschuldung 
und Währungstumulten, die jede 
Gesellschaft in Europa »gefähr- 
den«. »Die Zukunft sieht bedroh- 
lich und chaotisch aus«, sagte er. 


Angesichts der Schwäche und 
dem mangelnden Willen in den 
derzeitigen westlichen Regie- 


rungen sah die Mont Pelerin 
Society voraus, daß den auto- 
ritären Maßnahmen das vorher- 
gehen muß, was er eine »drasti- 
sche Regionalisierung und De- 
zentralisierung« nannte. So un- 
terstützte er beispielsweise die 
sezessionistische Offensive für 
Rechte der Staaten in den Ver- 
einigten Staaten. »Ich schaue 
hoffnungsvoll auf einige Staaten 
in den USA, die in der Lage sind, 
ihre eigenen Maßnahmen zu 
ergreifen. Denken Sie daran, daß 
die Vereinigten Staaten einst als 
eine Konföderation souveräner 
Staaten geplant waren«, sagte er. 


Das ist natürlich ein Lobgesang 
für die in der US-Verfassung exi- 
stierenden »Artikel der Kon- 
föderation«. Wären diese erhal- 
ten geblieben, hätte die neue 
Nation nie überlebt. Und das ist 
genau das, was die Mont Pelerin 
Society sich wünscht. 


Ein Vorschlag, der von diesem 
Informanten der Mont Pelerin 
Society in Umlauf gebracht wird, 
und der zeigt, wie sehr sich diese 
Leute für die »Freiheit« engagie- 
ren, lautet, jedem, der öffentliche 
Gelder erhält, seien es die Rent- 
ner, die Armen, die Universitäts- 
professoren, öffentliche Be- 
dienstete und andere, sollte das 
Wahlrecht entzogen werden. 


Er meinte: »Unsere Demokratien 
sind selbstzerstörerisch. Durch 
ihre Arbeitsweise wird der freie 
Markt zerstört, der damit die‘ 
Vorbedingungen für die Demo- 
kratie selbst zerstört. Es gibt kein 
überlebensfähiges System auf 
der Grundlage von uneinge- 

schränktem Wahlrecht. Wenn die 
Mehrheit für ihr Überleben von 
öffentlichen Geldern abhängt, 
wie können Sie dann erwarten, 
daß sie die Reduzierung des 
Staates unterstützt? Meine Emp- 
fehlung ist, daß es für alle, deren 
Existenz von Steuergeldern ab- 
hängt, keine aktiven Wahlrechte 
geben sollte. Bedienstete im 
öffentlichen Dienst beispielswei- 
se sollten kein Wahlrecht besit- 
zen, denn es ist offensichtlich, 
wie sie über solche Dinge ab- 
stimmen würden. Das gleiche 
gilt für Professoren, die auf der 
Gehaltsliste des Staates stehen.« 


Das ist ein weiterer Hinweis dar- 
auf, was die Zukunft unter der 
Politik der britischen Oligarchen 
und deren Geier in der Mont 
Pelerin Society für 95 Prozent 
der Menschheit bereithält. 
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Nigeria 


Ford-Stiftung 
und Banker 
versuchen die 
Souveränität 
zu blockieren 


Die nigerianische Regierung hat bei verschiedenen Gelegenheiten 
in der jüngsten Zeit ihre Absicht angekündigt, eine größere Kon- 


trolle über vier der größten Banken des Landes zu erhalten. Diese 


Diskussion hat die Sorge der bankrotten britischen und amerika- 
nischen Banker über Nigerias selbständigen Wirtschaftskurs 
scheinbar noch vergrößert. So verstärkt sich die Kampagne, um 


Afrikas bevölkerungsreichstes Land unter die Kontrolle einer 


»vernünftigeren« Figur — wie des langjährigen Vorstands- 
mitglieds der Ford-Stiftung, General Olusegun Obasanjo - zu 
bringen. Obasanjo steht jetzt wegen seiner angeblichen Rolle in 
einem erfolglosen Coupversuch, der vermutlich von britischen 
Geheimdienstkreisen gelenkt wurde, in Nigeria unter Hausarrest. 


Die Londoner »Financial Times« 
hat zahlreiche Artikel darüber 
geschrieben, wie die Schritte der 
Regierung Abache, um Kontrolle 
über Nigerias Banken zu erhal- 
ten, »ausländische Investoren be- 
sorgt macht.« Der nigerianische 
Finanzminister Anthony Ani er- 
läuterte in einem Interview mit 
der nigerianischen Tageszeitung 
»Thisday«, daß die nigerianische 
Regierung beschlossen hatte, in 


den Banken First Bank Plc., - 


Union Bank Plc, United Bank for 
Africa Plc (UBA) und Africa- 
bank Plc erneut eine Präsenz zu 
etablieren, weil »die Banken in 
Größe und Bedeutung für das 
Land gleich hinter der Zentral- 
bank kommen«. 


Nigeria ein 
zweites Haiti? 


Ein selbständiger Wirtschafts- 
kurs Nigerias entgegen der Vor- 
schriften des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) würde ein 
Modell für das restliche Afrika 
bieten. Doch die »Sorge« der 
Banker ist nicht nur dies; die 
Idee, daß ein Land die Kontrolle 
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menbruchs ein Greuel, wo der 
Name des Spiels lautet: alles, 
was von Wert ist, aussaugen, um 
wertloses Papier zu stützen, das 
als ein internationales Wirt- 
schaftssystem getarnt ist. 


Nach einem erfolglosen Coup- 
versuch im März versucht die 
amerikanische Seite der gleichen 
Operation ihre Muskeln spielen 
zu lassen und Präsident William 
Clinton dazu zu zwingen, aus 
Nigeria ein zweites »Haiti« zu 
machen. Die Kampagne wurde 
insbesondere von den Teilen 
der »Menschenrechts«-Mafia in 
Gang gesetzt, die Mitglieder im 
New Yorker Council on Foreign 
Relations (CFR) sind — das mit 
dem Londoner Royal Institute 
for International Affairs verbun- 
den ist — und von der Ford- 
Stiftung finanziert werden. Eine 
Person, die auf diese Klassi- 
fikation paßt, ist der radikale 
Lobbyist Randall Robinson, der 
Direktor von TransAfrica. 


Robinson kündigte Ende März 
an, daß seine gut betuchte Or- 
ganisation ihre Feuerkraft aus- 
schließlich auf Nigeria konzen- 
trieren wird, so wie sie sie früher 
auf Südafrika und dann auf Haiti 
konzentrierte. Einige Nigerianer, 
die in den Vereinigten Staaten 


Michel Camdessus, Direktor des IWF, verbindet die 
Vergabe von Krediten mit der Durchsetzung politischer 


Ziele. 


über sein eigenes Wirtschafts- 
system erhält, ist in der jetzigen 
Zeit des wirtschaftlichen Zusam- 


leben, sind kritisch gegenüber 
dieser Kampagne und miß- 
trauisch gegenüber Robinson. 


Dies spiegelte sich in einer ein- 
seitigen Anzeige in der »New 
York Times« vom 21. April wi- 
der, die von 27 nigerianischen 
Organisationen gekauft worden 
war — ein »freundlicher« offener 
Brief an Robinson, der mit 
TransAfricas erstem »Sit-in« in 
der nigerianischen Botschaft zu- 
sammenfiel. 


In den Empfehlungen an Robin- 
son hieß es unter anderem, »er 
solle damit aufhören, verein- 
fachte Lösungen für die Proble- 
me eines Landes anzubieten, daß 
Sie nie besucht haben«. Und es 
hieß weiter: »Wir erkennen, daß 
eine Organisation wie die Ihre 
eine populäre, emotionale Sache 
braucht, um funktionsfähig und 
relevant zu bleiben. Wir wissen, 
daß ohne eine solche Sache Ihre 
Fähigkeit, Geldmittel einzutrei- 
ben, in hohem Maße behindert 
ist. Wir mißgönnen Ihnen Ihre 
Spendensammelpläne nicht... 
doch im Namen von Tausenden 
Ihrer Vorfahren aus Afrika bitten 
wir Sie, Nigeria nicht für solche 
selbstsüchtigen Zwecke zu be- 
nutzen.« 


TransAfricas 
Wächter 


Obwohl TransAfrica mit Hilfe 
zahlreicher Stiftungen und Ein- 
zelpersonen in Gang gesetzt 
wurde, verdient die Rolle der 
Ford-Stiftung besondere Erwäh- 
nung. Die Ford-Stiftung ist die 
größte amerikanische Stiftung 
mit Vermögenswerten in Höhe 
von 6.253.006.737 Dollar. Sie 
hat 227 Vollzeitbeschäftigte für 
ihre Aktivitäten, zu denen offen- 
sichtlich auch die Destabili- 
sierung von Regierungen gehört. 
Es bestehen keinerlei Ver- 
bindungen zur Familie Ford, die 
sich offiziell davon losgesagt hat, 
nachdem sie vom CFR-Apparat 
übernommen worden ist. Sie 
gehört zu den Stiftungen, die 
jährlich Hundertausende von 
Dollar in das Royal Institute of 
International Affairs in London 
leitet. 


Von den 12 Leuten, die entweder 
Vertreter der Ford-Stiftung sind 
oder in ihrem Vorstand sitzen: 
Erstens, sitzen sieben in einem 
oder mehreren Aufsichtsräten 
der jetzt zusammenbrechenden 
Banken, Dow Jones oder Wirt- 
schaftsschulen wie der Wharton 
School; zweitens, vier sitzen im 
Aufsichtsrat von AT&T,; drittens, 


vier sind Mitglieder des Council 
on Foreign Relations; viertens, 
elf sind in »Who’s Who in Ame- 
rica« erwähnt. 


Wie sieht dieses große Engage- 
ment für ein »demokratisches« 
Nigeria für diese illustre Gruppe 
aus? 


Randall Robinson war Mitglied 
der Ford-Stiftung im Jahre 
1970-19771 in Tansania. Die 
Idee für TransAfrica soll auf 
einer Black Leadership Confe- 
rence, die im September 1976 
vom Congressional Black Cau- 
cus einberufen wurde, entstanden 
sein. Ein ad hoc Komitee wurde 
gegründet, um einen Organisa- 
tionsplan zu formulieren und 
Finanzierungsmöglichkeiten zu 
untersuchen. Das Komitee be- 
stand aus Robinson, Hershelle 
Challenor und Willard Johnson. 
Challenor ist wie Randall Ro- 
binson ein Mitglied des CFR. 
Wie Robinson hat Challenor 
zuvor für die Ford-Stiftung gear- 
beitet. 


Als TransAfrica im Juli 1977 
offiziell gegründet wurde, kam 
die Startfinanzierung von der 
Ford-Stiftung und dem Natio- 
nalen Kirchenrat. Der Weltkir- 
chenrat und sein amerikanischer 
Zweig, der nationale Kirchenrat 
(NCC), wurden von den Rocke- 
fellers, den Gebrüder Dulles - 
der gleichen Gruppe, die die 
Ford-Stiftung übernommen hat — 
und ihren Partnern in Groß- 
britannien aufgebaut. 


Die Verbindungen zwischen 
Weltkirchenrat (WCC) und der 
Ford-Stiftung sind immer noch 
eng. Heute finanziert die Ford- 
Stiftung beispielsweise den suda- 
nesischen Kirchenrat im Süd- 
sudan. Man ist allgemein der 
Meinung, daß nicht nur die Gel- 
der, sondern auch die Positio- 
nierung von Treuhändern und 
Direktoren in den Direktorien 
von Weltkirchenrat und nationa- 
lem Kirchenrat von den Chefs 
der Ford-Stiftung und anderen 
Stiftungen kontrolliert werden. 


Unglaubliche 
Geschichten über 
Human Rights Watch 


Obwohl TransAfrica in den 
Medien als die Organisation groß 
herausgestellt wird, die die Ap- 
artheid in Südafrika zu Fall ge- 
bracht hat und das Militär aus 


Nigeria vertreiben wird, widmen 
zwei andere US-Institutionen 
mehr von ihren Ressourcen dem 
Versuch, Nigeria zu destabilisie- 
ren: Erstens, der von der George 
Bush Bande kontrollierte Fi- 
nanzierungsapparat des rechten 
Flügels der Sozialdemokraten, 
die National Endowment for 
Democracy; und zweitens, Hu- 
man Rights Watch, eine Organi- 
sation, die von Thailands ehema- 
ligem Außenminister Thanat 
Khoman im April 1993 als »eine 
Tarnorganisation für den CIA 
beschrieben wird... die die Men- 
schenrechte dazu benutzt, unbe- 
gründete Anklagen zu erheben, 
um wirtschaftliche oder politi- 
sche Konzessionen herauszuho- 
len und zu erzwingen.« 


Am 27. März machte eine weit- 
hin veröffentlichte Pressever- 
lautbarung von Human Rights 
Watch-Africa mit dem Titel 
»Allererster Zeugenbericht von 
nigerianischen Soldaten über die 
Militärkampagne in Ogoniland« 
deutlich, daß die »Watches« ihre 
Gewehre gegen Nigeria erhoben 
hatten. Mit der Ogoni-Sache 
wird beabsichtigt, Ogoniland 
vom Rest Nigerias abzuspalten. 


Das Land auf 
IWF-Kurs bringen 


Human Rights Watch widmete in 
den acht Jahren, in denen Ge- 
neral Ibrahim Babangida das 
Land auf IWF-Kurs hielt, nur 
wenig von ihren Ressourcen 
Nigeria. Der gegenwärtige Di- 
rektor von von Human Rights 
Watch-Africa ist Abdullahi an- 
Na’im, der zur sudanesischen 
Oppositionsbewegung gehört, 
die ihren Hauptsitz in London 
hat. Bevor er die Leitung von 
Human Rights Watch-Africa 
übernommen hat, war er Mit- 
glied der Ford-Stiftung in Kairo. 


Die National Endowment for 
Democracy (NED) hat am 1. und 
2. Mai ihre 5. Weltkonferenz 
über Demokratie abgehalten, bei 
der auch Nigerianer auf der 
Gehaltsliste der NED standen. 
NED-Vertreter haben zugesagt, 
ihren Einfluß geltend zu machen, 
um die Regierung Clinton mehr 
in eine Hardliner-Position gegen- 
über Nigeria zu bringen. Spre- 
cher der nigerianischen Oppo- 
sition sagten, der Botschafter der 
Clinton-Regierung in Nigeria, 
Walter C. Carrington, sei mit der 
Abacha-Regierung zu milde. 


'-ODE 


Das dere deutsche Nachrichienmagazin 


CODE hat einen neuen Titel: »Das andere 
deutsche Nachrichtenmagazin«. 


Leser, die an der Zeitschrift CODE ein 
besonderes Interesse haben, bieten 
wir gesamte Jahrgänge in rotes Leinen 
gebunden an: 


Band 1987 CODE 
Band 1988 CODE 
Band 1989 CODE 
Band 1990 CODE 


DM 168,- 
DM 168,- 


Ab 20. August 1995 lieferbar: 


Band 1991 CODE 
Band 1992 CODE 
Band 1993 CODE 
Band 1994 CODE 


Bestellungen bitte nur direkt über den Verlag 


Der Bestellung bitte einen entsprechenden 
Verrechnungsscheck beifügen. 


Bei Lieferungen ins Ausland wird das Porto 
gesondert in Rechnung gestellt. 


Europa- 


Journal 


»Präsidial- 
herrschaft« in 
GUS-Ländern 


Der GUS-weite Trend zur Errich- 
tung autoritärer/diktatorischer 
»Präsidialregierungen« und in 
den meisten Fällen zum Wie- 
deranschluß an Rußland wurde 
durch die Ergebnisse der Parla- 
mentswahlen in Weißrußland 
bestätigt. 77 Prozent stimmten in 
einem Referendum außerdem da- 
für, Präsident Lukaschenko die 
Vollmacht zu geben, jederzeit 
das Parlament auflösen und per 
Dekret regieren zu können, und 
82,4 Prozent erklärten sich für 
eine Wirtschaftsunion mit Ruß- 
land. 


Die überwältigende Mehrheit der 
Bevölkerung des Landes befin- 
det sich offensichtlich in einer 
wirtschaftlich und sozial so ver- 
zweifelten Lage, daß sie glauben, 
nur eine starke Führungspersön- 
lichkeit an der Spitze könne die 
Krise herumreißen. Lukaschenko 
ist sich dessen bewußt und hat 
seine Bereitschaft erkennen las- 
sen, dem Parlament den Kampf 
anzusagen. Da in der ersten 
Runde der Parlamentswahlen nur 
18 von 260 Sitzen besetzt werden 
konnten, regiert praktisch bereits 
heute der Präsident. Bisher hat 
Lukaschenko noch keinen Ter- 
min für die zweite Runde der 
Wahlen bekanntgegeben. 


Die Wahlen in Weißrußland ha- 
ben dem Prozeß des Wiederan- 
schlusses an Rußland vor allem 
in dem slawischen GUS-Kern- 
staaten großen Auftrieb gegeben. 
Lukaschenko machte sich in sei- 
ner Wahltagsrede zum zentralen 
Sprecher dieser Politik: »Slawi- 
sche Einheit ist die wichtigste 
Frage unseres Lebens. Wenn sie 
von den Menschen gefordert 
wird, werden wir eine politische 
Einheit erreichen, die noch stär- 
ker als in der Sowjetunion ist. Im 
Moment rede ich nur von einer 
Wirtschaftsunion.« 


In drei der vier mittelasiatischen 
Turkrepubliken der GUS fanden 
Volksabstimmungen statt, die die 
Regierungszeit der amtierenden 
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Präsidenten bis zum Jahr 2000 
und darüber hinaus ausdehnten. 
So stimmten. Ende 1994 99 Pro- 
zent der Wähler Turkmenistans 
dafür, Präsident Nijazow bis zum 
Jahr 2002 im Amt zu lassen. 

Und im März beziehungsweise 
April wurde per Referendum in 
Usbekistan und Kasachstan ent- 
schieden, die Amtszeiten der 
jeweiligen Präsidenten Karimow 
und Nasarbajew bis zur Jahr- 
tausendwende auszudehnen. Alle 
drei Präsidenten sind frühere 
Parteiführer der KPdSU. In den 
transkaukasischen Republiken 
Georgien, Armenien und Aser- 
baidschan nimmt der Präsident 


. ebenfalls eine extrem starke Stel- 


lung ein. 


Lediglich die Ukraine schert aus 
dieser Entwicklung aus. Aber 
Präsident Kutschma strebt un- 
mißverständlich ebenfalls in die- 
se Richtung. So setzte er im Par- 
lament das Recht durch, ohne 
parlamentarische Bestätigung Mi- 
nister zu berufen. Und gleich am 
nächsten Tag ernannte er den ge- 
schäftsführenden Ministerpräsi- 
denten Jewgen Martschuk zum 
Ministerpräsidenten, obwohl das 
Parlament erst vor einem Monat 
dessen Regierung das Mißtrauen 
ausgesprochen hatte. 


Clinton ent- 
schärft Super- 
machtkonflikt 


Die britisch gesteuerten Ver- 
suche, Rußland in eine Neu- 
auflage der »Tripelentente« zwi- 
schen England, Frankreich und 
Rußland hineinzuziehen, haben 
durch den Moskaubesuch von 
Präsident Clinton einen deutli- 


“ chen Rückschlag erlitten. Nach 


diesen Plänen sollte Rußland zu 
einer zunehmend feindlichen 
Haltung gegenüber den Ver- 
einigten Staaten und Deutsch- 
land gebracht werden. 


Der russisch-amerikanische Gip- 
fel hat zwar zu keinen spekta- 
kulären Durchbrüchen oder »Er- 
folgen« geführt, doch Clinton ist 
es durch sein Auftreten bei öf- 
fentlichen Veranstaltungen und 
in seinen Gesprächen mit Boris 
Jelzin gelungen, die Spannungen 
zwischen Moskau und Washing- 
ton abzubauen. 

Die »politische Atmosphäre« hat 
sich dadurch mehr als nur ver- 


bessert, denn’ Clinton hat augen- 
blicklich den Versuch Londons 
vereitelt, Moskau zu einer härte- 
ren Politik gegen Amerika wie zu 
Zeiten des Kalten Krieges zu 
bewegen. Clinton entschärfte 
erfolgreich die Iran-Frage, indem 
er einer Lösung zustimmte, die 
den Verkauf von Anlagen zur 
friedlichen Nutzung der Kern- 
technik an ein Entwicklungsland 
nicht untersagt. Weiterhin hat der 
amerikanische Präsident erstmals 
seit dem Ende der Sowjetunion 
sehr behutsam etwas angestoßen, 
was möglicherweise eine wirt- 
schaftspolitische Wende gegenü- 
ber Rußland bedeuten könnte. 


Die deutlichsten Hinweise auf 
diese Initiative wurden in Clin- 
tons Rede vor Studenten der 
Moskauer Staatsuniversität sicht- 
bar, deren Inhalt von den westli- 
chen Medien ignoriert wurde. 
Clinton stellte die verheerenden 
sozialen und wirtschaftlichen 
Probleme Rußlands in den Zu- 
sammenhang der IWF-Schock- 
therapie. Er sprach von einer 
Wirtschaftspolitik, die »ökono- 
mische Fairneß und grundlegen- 
den menschlichen Anstand de- 
nen gegenüber garantiert, die 
Hilfe brauchen und verdienen... 
Wirtschaftsreformen dürfen kein 
Vorwand für die Privilegierten 
und Starken sein, die Schwachen 
auszuplündern.« 


Schließlich traf Clinton bei sei- 
nem Arbeitsfrühstück mit russi- 
schen Oppositionspolitikern am 
10. Mai auch mit dem Okono- 
men Sergej Glasjew zusammen. 
Glasjew, Vertreter einer dirigisti- 
schen Wirtschaftspolitik im Sin- 
ne de Gaulles, berichtete Clinton 
detailliert über den Kollaps der 
russischen Industriebasis. Er ver- 
glich die heutige russische Wirt- 
schaft mit dem Amerika während 
der Wirtschaftsdepression der 
dreißiger Jahre. 


»Wähler- 
Euthanasie« 


Ein weiterer Vorschlag der Mont- 
Pelerin-Gesellschaft, der ein deut- 
liches Schlaglicht auf den Frei- 
heitsbegriff dieser Organisation 
wirft, sieht vor, allen denjenigen, 
die staatliche Unterstützung be- 
ziehen, das Wahlrecht abzuer- 
kennen. »Wenn die Mehrheit von 
staatlicher Unterstützung ab- 
hängt, wie kann man dann an- 


nehmen, daß diese Menschen 
Anstrengungen unterstützen, den 
Einfluß des Staates zurückzu- 
drängen? Meine Forderung ist 
daher, das aktive Wahlrecht für 


.Personen aufzuheben, die in ih- 


rem Lebensunterhalt von Steu- 
ergeldern abhängen, denn es ist 
offensichtlich, daß sie für diese 
Belange wählten. Das schließt 
auch Professoren ein, die vom 
Staat ihr Gehalt beziehen«, sagte 
ein Gesprächspartner der Grup- 


pe. 


In diesem Zusammenhang sei 
auch auf das jüngst erschienene 
Buch von Heidi Schüller »Die Al- 
terslüge« verwiesen. Frau Schül- 
ler gehörte 1994 zum »Schatten- 
kabinett« des SPD-Kanzlerkan- 
didaten Rudolf Scharping und 
sollte im Falle eines SPD-Wahl- 
sieges das Gesundheits- oder ein 
anderes Sozialressort überneh- 
men. Frau Schüller will die »üb- 
erzogene« Gesundheitsversor- 
gung für die Rentner wegen der 
begrenzten gesellschaftlichen 
Mittel einschränken. »Die Grün- 
dergeneration der Bundesrepub- 
lik... sind sich selbst und der 
Gesellschaft zunehmend eine 
Last, auch wenn niemand es so 
deutlich aussprechen möchte«. 
Sie behauptet weiterhin, der 
Prozeß des Sterbens »sollte aus 
bevölkerungspolitischer Verant- 
wortlichkeit gar nicht aufgehal- 
ten werden«. 


Um die Rolle der Alten in der 
Gesellschaft zurückzudrängen, 
will Frau Schüller Rentner u. a. 
zu Arbeiten heranziehen, damit 
sie einen Teil ihrer eigenen Ru- 
hegeldbezüge finanzieren. Au- 
ßerdem will sie das aktive und 
passive Wahlrecht begrenzen, so 
daß ältere Menschen kein Stimm- 
recht mehr haben, mit dem sie 
ihre Interessen geltend machen 
können. 


Englands 
»Ramsey- 
MacDonald«- 
Option 


Die britische Regierung unter 
John Major mußte bei den jüng- 
sten Kommunalwahlen erneut 
empfindliche Niederlagen hin- 
nehmen, und ihr öffentliches 
Ansehen ist auf einen absoluten 
Tiefpunkt abgesunken. Hinzu 


kommen noch die zahlreichen 
Sex- und Korruptionsskandale, 
die die Partei und die Regierung, 
die als abgewirtschaftet und 
ideenlos gilt, in der letzten Zeit 
erschütterten. Es überrascht da- 
her nicht, daß führende Kreise 
der britischen Elite den Wechsel 
der Macht auf die Labour-Partei 
unter Tony Blair vorbereiten. 
Ungewöhnlich ist allerdings das 
Ausmaß, mit dem sich die Wort- 
führer und Propagandisten des 
Thatcherismus jetzt unverhohlen 
auf die Seite Blairs schlagen. 


Baronin Thatcher selbst bezeich- 
nete Blair als den »beeindruck- 
endsten Labour-Chef« seit dem 
1963 gestorbenen Hugh Gaits- 
kell. In dem zweiten Teil ihrer 
Memoiren geht sie darüber hin- 
aus scharf mit Major ins Gericht, 
dem sie vorwirft, ihr politisches 
Erbe verraten zu haben. Und der 
Kommentator des »Daily Tele- 
graph« Simon Heffner schrieb in 
einem Bericht über die von- 
Hayek-Gedenkvorlesung am In- 
stitut für Wirtschaftsangelegen- 
heiten, das der Mont-Pölerin- 
Gesellschaft nahesteht, in Lon- 
don vom Vorabend, nur eine 
Labourregierung unter Blair ver- 
füge über die Glaubwürdigkeit, 
weite Teile der Bevölkerung für 
die »notwendigen massiven Aus- 
gabenkürzungen« und die Ein- 
schnitte ins soziale Netz zu ge- 
winnen. 


Und wenige Tage später be- 
grüßte Anne Applebaum eben- 
falls im »Daily Telegraph« die 
ideologische Annäherung zwi- 
schen der »aufpolierten« Labour- 
Partei und der Wirtschaftsschule 
von Hayeks. Blair wurde auch 
von Paul Johnson unterstützt, der 
in den 80er Jahren als Sprachrohr 
der Kreise um Thatcher galt. 


Blair seinerseits äußerte sich 
lobend über Margaret Thatcher 
und einige Aspekte ihrer Politik 
wie etwa die strikte Inflationsbe- 
kämpfung und ihre Gewerk- 
schaftspolitik. Dabei stellte er 
sich selbst als »Kandidat des 
nationalen Konsens« für das Amt 
des Premierministers vor. Die 
derzeitige Lage in Großbritan- 
nien erinnert an die Zeit zwi- 
schen 1929-31. Im Mai 1929 
war eine diskreditierte konserva- 
tive Regierung durch eine La- 
bour-Regierung unter Ramsay 
MacDonald ersetzt worden. 1931 
kam es dann zur Bildung einer 
sogenannten »Regierung der na- 
tionalen Einheit« unter der Füh- 


rung MacDonalds und des kon- 
servativen Stanley Baldwin unter 
Beteiligung der britischen Li- 
beralen. 


Offene Kluft 
in der Bosnien- 
Politik 


Die unübersehbare Kluft zwi- 
schen den USA und Großbritan- 
nien wird nirgendwo deutlicher 
als in der Balkanfrage. In einem 
vom Politik- und Militärkorres- 
pondenten gemeinsam gezeich- 
neten Artikel des Londoner 
»Daily Telegraph« wird der ame- 
rikanischen Regierung vorgehal- 
ten, durch Unterstützung der 
»moslemischen Regierung« in 
Bosnien eine tiefe Bresche in die 
NATO geschlagen zu haben. 
Gleichzeitig wurde »enthüllt«, 
daß Amerika Bosnien über dritte 
Parteien mit Waffen versorge. 
Auch Lord Owen hat anläßlich 
seines Rücktritts als EU-»Ver- 
mittler« in einem Interview mit 
»Le Figaro« über die amerikani- 
sche Regierung hergezogen. Die 
Regierung Clinton trage die 
Hauptschuld an der Verlänge- 
rung des Krieges, indem sie »die 
Moslems« unterstütze. 


Die Briten ärgern sich vor allem 
über die amerikanischen Pläne, 
die UN-Kontingente aus Bosnien 
abzuziehen, wodurch die UN- 
Truppen unter britischem Kom- 
mando die Fähigkeit verlören, 
den Kriegsverlauf zu beeinflus- 
sen. Wie die bosnische Nachrich- 
tenagentur TWRA mitteilte, ver- 
folgen die USA den Operations- 
plan 40 104 (»Operation Ent- 
schlossenheit«) zum Abzug der 
Unprofor-Truppen. US-Verteidi- 
gungsminister Perry hat öffent- 
lich angedeutet, ein Abzug sei 
unvermeidbar. Militärische Ak- 
tionen der USA und Frankreichs, 
vor allem Luftschläge gegen 
militärische Ziele der bosnischen 
Serben, müssen während der 
Abzugsphase erwartet werden. 

Großbritannien hat gute Gründe, 
besorgt zu sein. Erstens kann es 
seit der Wahl Chiracs am 7. Mai 
nicht mehr darauf zählen, daß 
Frankreich jeder britischen Vor- 
gabe stillschweigend folgt. Die 
neue französische Regierung ge- 
nießt eine gewisse Unterstützung 
in den USA sowie in Wirt- 
schaftskreisen in Frankreich 
selbst, die die britische Strategie 


eines kontinentalen Krieges ab- 
lehnen. Erstmals seit Beginn des 
Balkankriegs entfernt sich Frank- 
reich von seiner engen Anleh- 
nung an Großbritannien. 


Auch die russische Haltung för- 
dert die britische Isolierung, 
denn in Moskau ist man sich dar- 
über im Klaren, daß Clinton die 
»Operation Entschlossenheit« 
unbedingt umsetzen will. Es wird 
zwar einige russische Proteste 
geben, aber man wird nichts 
dagegen unternehmen. Wahr- 
scheinlich haben darüber der 
amerikanische Generalstabschef 
Shalikashvili und der russische 
Generalstabschef Kolesnikow 
gesprochen, als sie sich am 
5. Juni, von den Medien fast 
unbeachtet, in Wien trafen. 


Ein weiteres Indiz ist ein Artikel 
des Militärkorrespondenten Pa- 
wel Felgenauer von der russi- 
schen Tageszeitung »Sewodni- 
ja«, der über ausgezeichnete Be- 
ziehungen zum russischen Ge- 
neralstab verfügt. Serbien, heißt 
es dort, habe Rußland stets betro- 
gen und in gefährliche Abenteuer 
hineingezogen. Rußland werde 
nie mehr den Fehler vom Som- 
mer 1914 machen, als man sich 
von Serbien in den Ersten Welt- 
krieg hineinziehen ließ. 


Grüne Pläne 
für soziale 
Kontrolle 


Die führende Grünen-Politikerin 
Antje Vollmer hat in ihrem neue- 
sten Buch »Heißer Frieden« eine 
ausdrücklich neuheidnische Ideo- 
logie und spezifische Kulttech- 
niken dargestellt, womit die Be- 
völkerung massenpsychologisch 
kontrolliert werden soll. Voll- 
mer, die zu den Gründungsmit- 
gliedern der Grünen gehört und 
seit November 1994 Vizepräsi- 
dentin des deutschen Bundesta- 
ges ist, schreibt, die derzeitige 
Ara der menschlichen Zivilisa- 
tion neige sich ihrem Ende zu 
und werde durch eine »Dritte 
Phase der Zivilisation« ersetzt, 
die auf einer Rückkehr zur 
»Weisheit der alten Religionen« 
beruhe, denn, so schreibt sie im 
Vorwort: »Opferkulte, Mythen 
und Riten waren nicht nur In- 
strumente der Versklavung der 
Menschenseelen durch Magie, 
sondern oft auch Regelsysteme 


von großer Weisheit und Men- 
schenkenntnis.« 


Was die christlichen Religionen 
betrifft, so schreibt sie weiter: 
»Doch hat kein anderer Kon- 
tinent das Experiment mit den 
Gewaltorgien so weit getrieben 
wie das christliche Abendland - 
zuletzt bis zum totalen Krieg und 
bis zur Vernichtung ganzer Völ- 
ker.« Deshalb müsse das kultu- 
relle Erbe der jüdisch-christli- 
chen Zivilisation und der Renais- 
sance über Bord geworfen wer- 
den: »Die eigentliche Wiege der 
europäischen Zivilisation stand 
gar nicht in Europa, sie stand auf 
dem rötlich-staubigen Boden des 
Zweistromlandes, am Ursprungs- 
ort dreier Weltreligionen. Was 
aber dort erdacht, erträumt, tra- 
diert und aufgeschrieben wurde 
an Regeln des Sozialverhaltens, 
an Geboten, Normen und Wer- 
ten, ist nahezu aufgebraucht. 
Auch die Moral und Ethik der 
Völker ist eine endliche Res- 
source, sie geht durch unmäßige 
Ausbeutung zur Neige wie die 
Bodenschätze, die Regenwälder, 
die Ackerkrume, die Ozon- 
schicht. Das Zivilisationsmodell 
der hochentwickelten Industrie- 
nationen lagerte auf all diesen 
materiellen und immateriellen 
Reichtümern ... — alle hielten den 
Vorrat für unendlich und stehen 
plötzlich vor der Aussicht auf 
den letzten Tropfen.« 


Die »dritte Phase der Zivilisa- 
tion«, fordert Vollmer, müsse 
sich der Methoden der »alten 
Meister« — nämlich »Brot und 
Spiele« — zur Massenkontrolle 
bedienen. Dabei käme den Mas- 
senmedien eine entscheidende 
Bedeutung zu. So sei nach ihrer 
Auffassung der Nationalsozialis- 
mus in der Nutzung der Massen- 
medien »sensationell modern« 
gewesen. »Diesen Formwillen 
und ästhetischen Machtanspruch 
verkörpern die Filme von Leni 
Riefenstahl, die nicht ohne for- 
male Genialität sind. Für diese 
Medienmodernität stehen die 
suggestiven Farben und Lichter- 
dome, die fast mystischen Insze- 
nierungen des öffentlichen Rau- 
mes und die Massenaufmärsche. 
Heute enthält jedes Rockkonzert 
Elemente solch einer vieldi- 
mensionalen Erlebnisintensität«, 
schreibt sie. Die führenden Ver- 
treter der Rock-Drogen-Gegen- 
kultur seien »die wirklichen Ci- 
toyens der heutigen Zivilisa- 
tion«, deren Ankunft lange er- 
wartet worden sei. 
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Britannien 


Der Konflikt 
mit den USA 


»Es gibt nur noch zwei Großmächte — Großbritannien und die 
Vereinigten Staaten. Welche wird in politischer und kommerziel- 
ler Hinsicht größer sein? In diesem permanent wiederkehrenden 
Gedanken findet sich vielleicht ein Großteil der Gründe für die 
Reibungen, die zwischen Engländern und Amerikanern existie- 
ren.« Sir William Wiseman, in Versailles. 


Die wichtigste Konstante in der 
Geschichte der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika war die uner- 
bittliche Feindseligkeit des briti- 
schen Empire und der in London 
konzentrierten Oligarchie. Diese 
Feindseligkeit hat neben vielen 
kleineren Zusammenstößen den 
Revolutionskrieg, den Krieg von 
1812 und den Bürgerkrieg her- 
vorgebracht. Doch nach Gettys- 
burg und Vicksburg im Jahre 
1863 haben die Realität des US- 
Militärs und die Überlegenheit 
als Seemacht London gezwun- 
gen, sich mit der unvermeidlich 
-fortdauernden Präsenz der Ver- 
einigten Staaten als Großmacht 
auf dem Weltschauplatz für ein 
weiteres Jahrhundert oder mehr 
abzufinden. 


Die besonderen 
Beziehungen 


Die rasch fortschreitende Deka- 
denz der Briten, die als industri- 
eller Niedergang, kombiniert mit 
einer sich abzeichnenden Un- 
fähigkeit, die weltweite See- 
herrschaft aufrechtzuerhalten, 
zum Ausdruck kam, haben in den 
Jahren 1895 bis 1898 die Kreise 
um den künftigen König Edward 
VII. dazu gebracht, zu denken, 
daß es wohl ratsam ist, die Macht 
und die Ressourcen der Ver- 
einigten Staaten vor den briti- 
schen Kolonialmacht-Karren zu 
spannen. So wurde die »besonde- 
re Beziehung« zwischen London 
und Washington geboren, unter 
der die Vereinigten Staaten über 
solche Stufen wie die anglo-ame- 
rikanische Annhäherung des Jah- 
res 1898 vor der Manila-Bay, die 
Unterstützung von Roosevelts 
Zielen der »angelsächsischen« 
Achtbarkeit durch Edward VI. 
und vor allem Woodrow Wilsons 
Kriegserklärung an Deutschland 
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moralischen Doktrin der Geopo- 
litik oder dem Streben nach 
einem Gleichgewicht der Kräfte. 
Jahrhundertelang bedeutete dies, 
daß das »Neue Venedig« an der 
Themse gewohnheitsmäßig ein 
Bündnis mit der zweitstärksten 
Macht in Europa geschlossen 
hat, um die stärkste Macht auf 
dem Kontinent schachmatt zu 
setzen. 


Natürlich hat dieser Ansatz die 
Gefahr heraufbeschworen, daß 
im »Erfolgs«-Fall die zweitstärk- 
ste Macht auf dem Kontinent von 
heute die stärkste von morgen 
werden könnte und manchmal 


König Edward Vil. von England zeichnete sich durch kon- 
sequente Vorbereitung des Ersten Weltkrieges aus. 


im April 1917 als Londons 
Helfer, Stellvertreter und Gimpel 
etabliert wurde. 

Unter der besonderen Beziehung 
hat London seine finanzielle und 
epistomologische Herrschaft über 
die Vereinigten Staaten in einen 
großen und oft entscheidenden 
Einfluß über die Richtung der 
USA bei der Außenpolitik und 
den Finanzen ausgebaut. 

Der Kern der britischen Politik 
war lange verkörpert in der un- 


stark genug, um London zu 
gefährden. Deshalb hat London 
alles mögliche getan, um zu 
garantieren, daß seine Surrogate 
auf dem Kontinent von heute die 
größtmögliche Bestrafung beka- 
men, so daß ihr Zwischenspiel 
der Allianz mit London - selbst 
wenn es siegreich auf dem Papier 
war — sie in absoluter Demüti- 
gung und bar jeder Möglichkeit, 
die Briten zu bedrohen, zurück- 
ließ. 


So befanden sich Londons Fein- 
de wie Verbündete im Laufe der 
Jahrhunderte allesamt auf dem 
Weg in den Ruin. Nachdem sie 
sich über mehrere Jahrhunderte 
hinweg Spanien, Holland, Frank- 
reich, Rußland und Deutschland 
sowohl zum Freund als auch zum 
Feind gemacht hatten, wendeten 
sich die Briten Anfang dieses 
Jahrhunderts schließlich der be- 
sonderen Beziehung mit den 
Vereinigten Staaten zu. Der Be- 
ginn dieser besonderen Bezie- 
hung fiel in etwa mit Britanniens 
vorbehaltlosem Verlust der welt- 
weiten Überlegenheit als See- 
macht zusammen, die im Pazifik 
begann. 


Feinde und Freunde auf 
dem Weg in den Ruin 


Die besondere Beziehung bedeu- 
tete, daß die Briten fast das ganze 
20. Jahrhundert hindurch keine 
andere Wahl hatten als um jeden 
Preis ein Bündnis mit der stärk- 
sten Weltmacht, den Vereinigten 
Staaten, einzugehen und sie 
waren damit durch Höhere Ge- 
walt ihrer bevorzugten Option 
beraubt, sich mit verschiedenen 
Mächten gegen die dominieren- 
den und äußerst verhaßten Ver- 
einigten Staaten zu verbünden. 
Doch dieser instinktive Impuls, 
obwohl verborgen, ist zwi- 
schendurch vollständig hervor- 
getreten, wie im Falle des Königs 
Edward VIII, Lady Astor und 
des Cliveden Set der dreißiger 
Jahre, die ein Bündnis mit Hitler, 
nicht mit Roosevelt vorzogen. 


Heute bringt der britische Schrift- 
steller John Charmley eher den 
retrospektiven Wunsch nach ei- 
nem Abkommen mit Hitler im 
Jahre 1940 als ein Bündnis mit 
den Vereinigten Staaten zum 
Ausdruck. Ein weiterer berühm- 
ter Fall war die Suezkrise des 
Jahres 1956, als atavistische ang- 
lo-französische Kolonialreaktio- 
nen eine Konfrontation mit der 
Regierung Eisenhower hervor- 
brachten. 


Aus Haß 
wurde Verrat 


Die Reaktion der Briten auf ihre 
mißliche Lage war, ihren Haß 
gegen die Vereinigten Staaten in 
Form von Verrat verstohlen aus- 
zuleben, indem sie ihren ameri- 
kanischen »Verbündeten« durch 
mehr oder weniger verborgene 


Kollusion mit einer Reihe von 
Mächten betrogen, die den Ver- 
einigten Staaten gegenüber feind- 
lich gesinnt waren. 


Wenn die Briten ihre allgemeine 
Schmach des »Perfiden Albion« 
in der Zeit ihrer weltweiten 
Seeherrschaft reichlich verdient 
hatten, so kamen in der Zeit der 
britischen Dekadenz sicher neue 
und historisch unbekannte Di- 
mensionen der Perfidie hinzu, als 
sie gezwungen waren, ihre dop- 
pelzüngige Strategie unter der 
Deckung der besonderen Bezie- 
hung durchzuführen. Die briti- 
sche Perfidie hat ihre größten Di- 
mensionen in der asiatisch-pazi- 
fischen Region erreicht. 


Wir konzentrieren uns auf vier 
wichtige Episoden der anti-ame- 
rikanischen Operationen Lon- 
dons, die vor allem im asiatisch- 
pazifischen Raum unter der 
Schirmherrschaft der besonderen 
anglo-amerikanischen Beziehung 
durchgeführt wurden: Erstens, 
die anglo-amerikanische Rivali- 
tät um die weltweite Seeherr- 
schaft von 1916 bis 1938, die die 
Vereinigten Staaten im Jahre 
-1920-21 an den Rande des Krie- 
ges mit London gebracht hat und 
erneut im Jahre 1927-28, mit der 
praktischen Sicherheit, daß der 
Krieg mit London ein Krieg mit 
Londons Verbündetem Japan 
bedeuten würde. 


Zweitens: Der Zweite Weltkrieg 
im Pazifik, bei dem die Briten 
versuchten, die Verluste der 
Amerikaner im Kampf gegen 
Japan zu maximieren, indem sie 
General Douglas MacArthur die 
logistische Unterstützung entzo- 
gen und einen Rückzug auf die 
Brisbane-Linie erzwangen, wäh- 
rend Japan Nord- und Mittel- 
australien besetzte. Dadurch, daß 
sie dann eine Strategie des bluti- 
gen Frontalangriffs gegen eine 
Reihe japanischer Hochburgen 
unterstützten, hofften die Briten 
den Krieg im Pazifik bis zum 
Jahre 1955 hinzuziehen und de- 
zimierten die amerikanischen 
Streitkräfte dadurch so, wie es 
den Franzosen mit ihren Rie- 
senverlusten im Ersten Weltkrieg 
ergangen ist. 


Drittens: Der Koreakrieg, in dem 
die anfängliche nordkoreanische 
Invasion von britischen und 
durch London kontrollierte Netz- 
werke offen herausgefordert wur- 
de. Als das kommunistische 
China gegen General MacAr- 


thurs Streitkräfte intervenierte, 
beharrten die Briten darauf, der 
amerikanischen Reaktion die 
Zwangsjacke des »begrenzten 
Kriegs« oder der Kabinetts- 
kriegsführung aufzuerlegen, was 
Mao einen ungeheueren militäri- 
schen Vorteil verlieh, während 
die Briten Maos Streitkräfte über 
Hongkong mit Nachschub ver- 
sorgten. 


Gleichzeitig versorgte das bri- 
tische Dreier-Agentennetzwerk 
Philby-Maclean-Burgess-Blunt- 
Lord Victor Rothschild Moskau, 
Peking und Pjönjang mit allen 
nötigen amerikanischen Militär- 
depeschen. Das Ziel der Briten 
war es, das maoistische Regime 
als ein Gegengewicht zur ameri- 
kanischen Hegemonie im Pazifik 
aufzubauen. 


Viertens: Der Vietnamkrieg, in 
dem die anglophile Gruppe Har- 
riman-Rusk-Bundy-McNamara 
die Politik der Nichtintervention 
von Kennedy und MacArthur 
nach der von London aus gesteu- 
erten Ermordung Kennedys im 
November 1963 umkehrte. Der 
Hauptantrieb für den amerikani- 
schen Truppenaufbau in Vietnam 
kam von Sir Robert Thompson 
vom britischen Geheimdienst, 
der angeblich der weltweit füh- 
rende Experte in Guerrillakrieg- 
führung war. 


Thompson war ein Freund von 
Henry Kissinger, der später Prä- 
sident Richard Nixon beraten hat 
und behauptet, der erste Brite 
gewesen zu sein, der an einem 
Treffen des nationalen Sicher- 
heitsrats der USA teilnehmen 
durfte. Als Berater des südviet- 
namesischen Präsidenten Ngo 
Dinh Diem in Saigon war 
Thompson auch der führende 
Autor der Strategie der »Gegen- 
rebellion«, die garantierte, daß 
die Bemühungen der USA zu 
einem blutigen Scheitern führten, 
während die amerikanische Ge- 
sellschaft durch den Konflikt 
über den Krieg in Aufruhr ver- 
setzt und »weimarisiert« wurde. 


Britannien 


Rivalität um 
die Seemacht 
zwischen 
Briten und 
Amerikanern 


»Die Beziehungen der beiden Länder - Großbritannien und 
Vereinigte Staaten — beginnen den gleichen Charakter anzuneh- 
men wie die von England und Deutschland vor dem Krieg.« 
Oberst Edward House, in Versailles. 


Nachdem die Vereinigten Staa- 
ten im April 1917 auf der Seite 
der Briten in den Krieg eingetre- 
ten waren, waren Washington 
und London, formell gesprochen, 
enge militärische Verbündete. 
Doch das hat nicht verhindert, 
daß sich über das Thema der Grö- 
ße der amerikanischen Kampf- 
schiffflotte und die Bedrohung, 
die sie für die Vormachtstellung 
der Briten auf See — die London 
seit Lord Nelsons Sieg über die 
vereinigte französische und spa- 
nische Flotte bei Trafalgar im 
Jahre 1805 eifersüchtig vertei- 
digt hat — darstellte, heftige 
Spannungen entwickelten. 


Der Gnadenstoß für 
Britanniens Herrschaft 


Die amerikanische Bedrohung 
der britischen Vormachtstellung 
in Kampfschiffen und Kreuzern, 
die zur der Zeit entscheidende 
Waffen bei jeder Flottenaktion 
waren, hatte im Jahre 1916 vor 
Eintritt der Amerikaner in den 
Krieg begonnen. Die Gesetzes- 
vorlage über den Bau von 
Kampfschiffen in den USA, die 
im Jahre 1916 zum Gesetz 
wurde, verlangte den Bau von 
156 neuen Kriegsschiffen, darun- 
ter zehn Kampfschiffen und 
sechs Kreuzern. 


Wenn diese Schiffe gebaut wor- 
den wären, hätten die Amerika- 


ner theoretisch auf See mit 
Großbritannien gleichgezogen 
und hätten bei einer künftigen 
Konfrontation wegen der höhe- 
ren Qualität der amerikanischen 
Schiffe und der geographischen 
Position Amerikas eine defensi- 
ve Überlegenheit gegenüber den 
Briten gehabt. Im Jahre 1918 
schlug der Marineminister Jose- 
phus Daniels eine Verdoppelung 
des Programms aus dem Jahre 
1916 vor, was den Gnadenstoß 
für Britannias Herrschaft über 
die Meere bedeutet hätte. 


Der Kampf um 
die deutschen Schiffe 


Die Briten waren entsetzt über 
die Vorstellung, daß ihre Kampf- 
flotte von den Vereinigten Staa- 
ten übertroffen werden würde. 
Selbst eine Gleichheit war Sir 
Winston Churchill verhaßt, der 
dem Unterhaus im November 
1918 sagte: »Nichts auf der Welt, 
nichts, was Sie sich vielleicht 
vorstellen oder wovon Sie träu- 
men könnten oder was Ihnen 
jemand sagen könnte, keine 
Argumente, wie bestechend sie 
auch sein mögen, keine Appelle, 
wie verführerisch sie auch sein 
mögen - dürfen Sie dazu verlei- 
ten, die Seevormachtstellung 
aufzugeben, von dem das Leben 
unseres Landes abhängt«. 

Die Briten meinten, die Verei- 
nigten Staaten sollten Zerstörer 
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Britannien 


Rivalität um 
die Seemacht 
zwischen 
Briten und 
Amerikanern 


und andere Geleitschiffe sowie 
Frachtschiffe bauen. Diese wären 
nützlich im Krieg gegen Deutsch- 
land, doch von weitaus geringe- 
rem Nutzen bei einer möglichen 
späteren Kraftprobe mit London. 


Der Marineminister Sir Eric 
Geddes kam im Oktober 1918 in 
die Vereinigten Staaten, um die 
Gefahr einer deutschen U-Boot 
Offensive zu erörtern, in der 
Hoffnung, die Regierung Wilson 
in die gewünschte Richtung zu 
lenken. Schließlich wurde nur 
ein Kampfschiff von den in dem 
Programm des Jahres 1916 ge- 
forderten je gebaut und Britan- 
nien behielt seine Seevormacht- 
stellung bis zum Jahre 1942-43. 


Das Thema der Seevormacht- 
stellung hat in Versailles einen 
heftigen Konflikt zwischen USA 
und Großbritannien hervorgeru- 
fen. Die deutsche Hochseeflotte, 
zuvor die zweitmächtigste Kriegs- 
flotte der Welt, wurde von den 
Briten bei Scapa Flow interniert. 
Elemente der Londoner Oli- 
garchie wollten die mächtigsten 
deutschen Einheiten in die Royal 
Navy integrieren und so die 
Vorherrschaft der Briten auf den 
Weltmeeren wieder verstärken, 
doch dieser Plan wurde von 
Teilen der US-Regierung be- 
kämpft. Der Streit wurde beige- 
legt, als die deutschen Schiffe 
von ihren eigenen Mannschaften 
versenkt wurden. 


Wettlauf um die 
Seemacht-Vorherrschaft 


Doch nun, da die Deutschen als 
Seemachtkonkurrent eliminiert 
waren, wurde sich Washington 
der unangenehmen Tatsache be- 
wußt, daß es nun nur noch zwei 
Kampfflotten im Nordatlantik 
gab — die britische und die ame- 
rikanische. Die Sorge der Ame- 
rikaner wurde noch verstärkt 
durch das britische Bündnis mit 
Japan, die Nummer Drei der 
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Weltseemacht, das die Ver- 
einigten Staaten im Pazifik be- 
drohte. 


Angesichts der britischen Ver- 
gangenheit war der Boden für 
eine mögliche Marinerivalität 
zwischen den USA und Groß- 
britannien bereitet, die zu einem 


Krieg führen könnte. In einem . 


von der US-Marine im April 
1919 für Präsident Woodrow 
Wilson erstellten Memo wurde 
an die unheilvolle Tatsache erin- 


zielle Rivale Großbritanniens zur 
See zu werden«. 


Selbst der anglophile Wilson 
schrieb etwas später, daß «es für 
mich offensichtlich ist, daß wir 
kurz vor einem kommerziellen 
Krieg der schlimmsten Art ste- 
hen und ich fürchte, daß sich 
Großbritannien der gleichen kom- 
merziellen Grausamkeit fähig 
zeigen wird wie sie Deutschland 
so viele Jahre in seinen Wett- 
bewerbsmethoden gezeigt hat«. 


»Sieg oder Untergang unseres Reiches hängen von dieser 
Schlacht ab«. Admiral Heihachiro Togo, der Sieger der 
Seeschlacht von Tsuschima im Jahre 1905. 


nert, daß »sich jeder kommerzi- 
elle Rivale des britischen Empire 
schließlich in einem Krieg mit 
Großbritannien wiederfand — und 
geschlagen wurde ... Wir machen 
uns daran, der größte kommer- 


Unter diesen Umständen war der 
Schrei nach einer »unerreichten 
Kriegsmarine« zunehmend über- 
zeugend. 

Die britische Regierung machte 
ihre Absicht deutlich, daß sie an 


der Seemachtvorherrschaft fest- 
halten werde, wenn nötig, durch 
einen umfassenden Wettlauf mit 
Washington. Im Frühjahr 1919 
sagte der britische Premier- 
minister David Lloyd George zu 
Wilsons Berater, Oberst House, 
daß „Großbritannien seinen letz- 
ten Penny dafür ausgeben werde, 
damit die Kriegsmarine der der 
Vereinigten Staaten oder irgend- 
einer anderen Macht überlegen 
bleibt«. 


Die Zusammenstöße in Ver- 
sailles wurden rasch so heftig, 
daß die Kriegsdrohung von ame- 
rikanischer Seite her aufkam. 
Der Patriot Admiral William S. 
Benson, der US-Chief of Naval 
Operations, warnte die Briten in 
Paris: »Wenn Sie weiterhin dar- 
auf bestehen, die Vorherrschaft 
auf See zu fordern, kann ich 
Ihnen versichern, daß das nur 
eines bedeuten wird und zwar 
Krieg zwischen Großbritannien 
und den Vereinigten Staaten.« 


Dieser explosive Konflikt wurde 
von dem anglophilen Oberst 
House durch einen Austausch 
von Memoranden mit dem briti- 
schen Delegierten Lord Robert 
Cecil entschärft. In diesen Me- 
mos vom 10. April 1919 stimmte 
der Brite zu, Wilsons Hirnge- 
spinst von einer Liga der Na- 
tionen zu unterstützen und gegen 
eine Bestätigung der Monroe- 
Doktrin, die im Vertrag der Liga 
erscheinen sollte, nichts einzu- 
wenden. Wilson versprach den 
Briten, den Bau der im Plan aus 
dem Jahre 1916 verlangten, doch 
noch nicht konstruierten Schiffe 
zu verschieben. 


Das britisch-japanische 
Bündnis 


Durch die Geheimdiplomatie 
von House und Cecil löste sich 
nichts, teilweise wegen der Kom- 
plikationen, die durch Britan- 
niens Verbündeten, das japani- 
sche Reich, hineinkamen. Ob- 
wohl diese herausragende Tat- 
sache durch die Geschehnisse 
des Zweiten Weltkriegs in den 
Hintergrund trat, muß daran erin- 
nert werden, daß das japanische 
und britische Reich in den ersten 
beiden Jahrzehnten dieses Jahr- 
hunderts die engsten Verbünde- 
ten waren. Diese Beziehung 
wurde von dem britischen König 
Edward VII. im Rahmen des 
gesamten Aufpolierens der stra- 
tegischen Position Britanniens 


nach dem Burenkrieg eingeleitet 
und hat sich im russisch-japani- 
schen Krieg für London als nütz- 
lich erwiesen. Es muß betont 
werden, daß das Anwachsen ei- 
ner aggressiven und expansioni- 
stischen imperialistischen Fak- 
tion in Japan ohne britische Un- 
terstützung undenkbar gewesen 
wäre. 


Unter der Schirmherrschaft der 
britischen Allianz war Japans 
Macht rasch gewachsen, wäh- 
rend rivalisierende Mächte der 
Reihe nach eliminiert wurden. 
Zuerst wurde das russische Reich 
im Jahre 1905 geschlagen und 
die russische Flotte wurde von 
Admiral Togo praktisch vernich- 
tet. Dann schlossen sich die 
Japaner im Ersten Weltkrieg — 
immer noch eng verbündet mit 
London — den Alliierten an und 
griffen die deutschen Stütz- 
punkte und Kolonien in Fernost 
an und eliminierten die deutsche 
Präsenz im Pazifik. 


Da Frankreich bis zum Weiß- 
bluten ausgepreßt wurde, hatte 
dieses Land für eine Kriegs- 
flottenpräsenz östlich von Suez 
‚ebenfalls keine Ressourcen mehr 
übrig. Damit blieb Japan als 
Herrscher über den Westpazifik 
übrig, gut plaziert für Übergriffe 
auf China unter seinen »21 
Forderungen«. 


Es gab Gerüchte in Versailles, 
daß die Briten planen, einige 
ihrer schnellsten Queen Eliza- 
beth-Kampfschiffe nach Japan 
zu verlegen. Es handelte sich 
dabei um die besten Super- 
schlachtschiffe auf der Welt, bei 
denen die Ausrüstung eines 
Kampfschiffs mit der Geschwin- 
digkeit eines Schlachtkreuzers 
kombiniert war und sie waren der 
einzige Lichtblick in der trostlo- 
sen Leistung der Briten im 
Kampf von Jütland im Jahre 
1916 gewesen. 


Als Folge von Versailles 
ein neuer Konflikt 


Vom US-Standpunkt aus be- 
trachtet war die Tatsache noch 
schlimmer, daß Japan im Krieg 
von Deutschland die Inselgruppe 
der Marianas, der Carolines und 
der Marshals im Pazifik einge- 
nommen hatte. Wenige der ame- 
rikanischen Soldaten und Ma- 
rines, die im Zweiten Weltkrieg 
auf diesen Inseln gekämpft hat- 
ten, waren sich der Tatsache 


bewußt, daß sie in Versailles 
unter britischer Schirmherrschaft 
für Japan eingenommen worden 
waren. Da sich diese Insel- 
gruppen längs der US-Marine- 
kommunikationslinien mit Guam 
und den Philippinen befanden, 
war das japanische Mandat über 
diese Inseln eine Zeitbombe, die 
in Richtung eines neuen Kon- 
flikts tickte. So wurde durch 
Versailles ein neuer Weltkonflikt 
im Pazifik ebenso wie in Europa 
praktisch unvermeidlich. 


Die alte britische Maxime, sich 
mit der Macht Nummer Zwei 
gegen die Macht Nummer Eins 
zu verbünden, diktierte eine ge- 
meinsame anglo-japanische Front 
gegen die Vereinigten Staaten 
und Sprecher für die britische 
Oligarchie erörterten diese Po- 
litik in den geheimen Beratungen 
in Whitehall. 


F. Ashton-Gwatkin von der 
Fernostabteilung des britischen 
Außenministeriums bot die fol- 
genden Überlegungen für das 
Verhalten der britischen Politik 
im Falle eines Kriegs zwischen 
den Vereinigsten Staaten und 
Britanniens ältestem Verbünde- 
ten Japan: Es könnte sein, daß es 
Britannien »unmöglich« sein 
wird, im Falle eines amerika- 
nisch-japanischen Konflikts neu- 
tral zu bleiben. Die Vereinigten 
Staaten »können ohne uns aus- 
kommen, aber Japan nicht.« 
Geographische und wirtschaftli- 
che Faktoren würden London zu 
einer »pro-japanischen Interven- 
tion drängen, trotz der Tatsache, 
daß unsere natürlichen Sym- 
pathien auf der Seite der Ame- 
rikaner wären....In unserem ei- 
genen Interesse sollten wir ein- 
greifen und vielleicht sogar mi- 
litärisch, um die Vereinigten 
Staaten von Amerika daran zu 
hindern, Japan komplett zu rui- 
nieren.« 


Für Ashton-Gwatkin wäre ein 
japanisch-amerikanischer Krieg 
eine »Katastrophe für das briti- 
sche Empire gewesen, da ein 
Sieg auf einer der beiden Seiten 
das Gleichgewicht der Kräfte in 
Asien auf den Kopf gestellt hätte 
(Memorandum von Ashton- 
Gwatkin, »Die britische Neutra- 
lität im Falle eines japanisch- 
amerikanischen Krieges« (10. 
Oktober 1921, Außenministe- 
rium F.3012/2905/23 bei Public 
Record Office, London, zitiert in 
Buckley, S. 28). 

Deutlich gesagt, London hätte 


sich mit Tokio in einem Krieg 
gegen Washington verbündet. Im 
Winter 1920-21 entwickelte sich 
eine Kriegsangst am Potomac — 
der Fluß, an dem Washington 
liegt -, Die britische und japani- 
sche Flotte zusammen übertrafen 
bei weitem die Vereinigten Staa- 
ten und zwangen die amerikani- 
sche Navy sowohl im Atlantik 
als auch im Pazifik in die 
Defensive. Ein Krieg mit einem 
direkten Zusammenstoß mit der 
britischen Flotte begann vorstell- 
bar zu werden und in diesem Fall 
wurde es als sicher angesehen, 
daß sich die Japaner den Briten 
anschließen würden. Ein Zu- 
sammenstoß mit Japan im Pa- 
zifik war noch annehmbarer und 
es konnte sein, daß die Reaktion 
der Briten entsprechend der von 
Ashton-Gwatkin entwickelten 
Theorien ausfiel. 


Die Regierungszeit 
Harding 


Die Briten ihrerseits waren alar- 
miert, daß Wilson, ihr bereitwil- 
liger Handlanger von 1917, kurz 
davor stand, von dem republika- 
nischen Senator Warren G. 
Harding aus Ohio ersetzt zu wer- 
den, der die Wahlen des Jahres 
1920 vor dem Demokraten Cox 
gewonnen hatte und der mehr 
Wilsonianismus versprach. 


Harding war der Herausgeber 
einer Zeitung aus einer Klein- 
stadt, dessen politische Wurzeln 
denen von William McKinley 
ähnelten, der der letzte nationali- 
stische US-Präsident gewesen 
ist. Harding war ein starker Pro- 
tektionist und war gegen die Liga 
der Nationen gewesen. Norma- 
lerweise hatte er mit dem Pro- 
Navy Block der Senatoren ge- 
stimmt und darauf bestanden, 
daß die Vereinigten Staaten »die 
herausragendste der seefahren- 
den Länder« sein sollten, mit 
einer Navy, die »den Bestre- 
bungen des Landes gleich- 
kommt«. Wenn Harding als 
Präsident nach diesen Ideen ge- 
handelt hätte, wäre es den Ver- 
einigten Staaten beschieden ge- 
wesen, die Seemachtvorherr- 
schaft zu erlangen. 


Harding wurde zur Zielscheibe 
von Verunglimpfung und Klatsch 
nach bekanntem Londoner Mu- 
ster. Londons Handlanger ritten 
auf dem Thema herum, daß 
Harding in einem »rauchgefüll- 
ten Raum« auf der Parteiver- 


sammlung der Republikaner ge- 
wählt worden ist. Die Londoner 
Destabilisierung der Harding- 
Administration konzentrierte 
sich auf die Teapot Dome Af- 
faire. Die Olreserven der Marine 
in Teapot Dome, Wyoming, und 
Elk Hills, Kalifornien, waren ins 
Innenministerium transferiert und 
von Innenminister Albert Fall an 
private Investoren — darunter 
Sinclair Oil, verkauft worden. 
Fall wurde beschuldigt, eine Be- 
stechungssumme in Höhe von 
100.000 Dollar angenommen zu 
haben. Eine Schlüsselfigur beim 
Auftauchen dieses Skandals war 
Theodore Roosevelt Jr., der stell- 
vertretender Marineminister und 
der Sohn des anglophilen Präsi- 
denten war. 


Als Harding die Kandidatur für 
eine zweite Amtszeit ins Auge 
faßte, bereiste er im August 1923 
die Vereinigten Staaten und 
Alaska mit dem Zug. Nachdem 
er Vancouver in British Co- 
lumbia passiert hatte, fuhr er in 
Richtung Süden und wurde 
krank. Seine Beschwerden wur- 
den zunächst als Ptomainver- 
giftung diagnostiziert, die vom 
Essen verdorbener Krabben her- 
rührte. In veröffentlichten Be- 
richten wird dagegen behauptet, 
er habe in Wirklichkeit einen 
Herzanfall erlitten. Harding wur- 
de nach San Francisco gebracht, 
wo er an Lungenentzündung 
erkrankte. Als er auf dem Wege 
der Genesung zu sein schien, 
starb er plötzlich an einer Ge- 
hirnthrombose, doch eine Au- 
topsie ist niemals durchgeführt 
worden. 


Wilden Gerüchten zufolge soll er 
von seiner eigenen Frau vergiftet 
worden sein. Derzeit gehört Har- 
ding zusammen mit William 
Henry Harrison und Zachary 
Taylor zu den amerikanischen 
Präsidenten, die unter höchst ver- 
dächtigen Umständen im Amt zu 
Tode kamen, wobei die Briten 
immer die Hauptverdächtigen 
dafür waren, daß es sich um ein 
Gewaltverbrechen gehandelt hat. 


Auf dem Weg zum 
Zweiten Weltkrieg 


Hardings Nachfolger wurde Vi- 
zepräsident Calvin Coolidge aus 
der oligarchischen Familie in 
Neu-England. 


Harding wurde als Präsident von 
republikanischen Figuren wie 
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Britannien 


Rivalität um 
die Seemacht 
zwischen 
Briten und 
Amerikanern 


dem Wall Street-Anwalt und 
ehemaligen Außenminister Elihu 
Root und dem Bostoner Senator 
Henry Cabot Lodge, dem Vor- 
sitzenden des Senatsausschusses 
für Auslandsbeziehungen, beein- 
flußt. Zu Hardings Kabinett 
gehörte Außenminister Evans 
Hughes, ein ehemaliger New 
Yorker Gouverneur und Richter 
am Obersten Bundesgerichtshof, 
der im Jahre 1916 der Präsi- 
dentschaftskandidat der Repu- 
blikaner gewesen ist. Ein weite- 
rer einflußreicher Mann war der 
republikanische Senator Oscar 
Underwood. 

Durch den Einfluß dieser Män- 
ner wurde Harding davon über- 
zeugt, Britannien, Japan und an- 
dere Mächte zu einer Konferenz 
über die Begrenzung der Kriegs- 
flotte und ähnliche Fragen einzu- 
laden, die am 12. November 
1921 -— drei Jahre nach dem 
Waffenstillstand, mit dem die 
Feindseligkeiten im Ersten Welt- 
krieg beendet wurden - in 
Washington stattfand. 


In einer dramatischen Rede bei 
der Eröffnung der Konferenz 
machte Außenminister Hughes 
einen umfassenden Vorschlag 
zur Reduzierung der Kriegsflotte 
und bot an, 15 ältere Schlacht- 
schiffe zu verschrotten und den 
Bau von 15 neuen Kampfschif- 
fen — jenen aus dem Plan des 
Jahres 1916 — aufzugeben, wenn 
die Briten 19 ältere Kampfschif- 
fe verschrotten und den Bau von 
vier weiteren stoppen würden. 
Die Japaner wurden gebeten, 
zehn ältere Schiffe zu verschrot- 
ten. Hughes schlug auch vor, daß 
über einen Zeitraum von zehn 
Jahren keine Schiffe gebaut wer- 
den sollten. Am Ende der 
Washingtoner Konferenz wurde 
die Gesamttonnage an Kampf- 
schiffen und Schlachtkreuzern 
für die führenden Seestreit- 
mächte wie folgt festgesetzt: fünf 
für die Vereinigten Staaten, fünf 
für Britannien, drei für Japan und 
je 1,7 für Frankreich und Italien. 
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Die Washingtoner Konferenz 
befaßte sich auch sehr intensiv 
mit Pazifik- und Fernostfragen. 
Bei dieser Konferenz wurde die 
sogenannte Neun-Mächte-Ver- 
einbarung hinsichtlich China ge- 
schlossen, in der die Signatar- 
mächte sich verpflichteten, »die 
Souveränität, die Unabhängig- 
keit und die territoriale und 
administrative Integrität Chi- 
nas zu respektieren«. Das war 
bedeutungslose Rhetorik, denn 
China war zu dieser Zeit in mit- 
einander kämpfende Kriegs- 
herrn-Regime aufgeteilt. Japan 
besetzte die Mandschurei im 
Jahre 1913 in einer Aktion, die 
als der Beginn des Zweiten Welt- 
kriegs angesehen werden kann. 


Die USA - der 
große Verlierer 


Die Vereinigten Staaten gingen 
aus der Washingtoner Konferenz 
als der große Verlierer hervor. 
Die Briten waren wirtschaftlich 
entkräftet und nicht in der Lage, 
mit dem Flottenbau der USA 
Schritt zu halten. Japan fehlte die 
industrielle Basis, die notwendig 
war, um Schritt zu halten. Wenn 
der Bau der 15 neuen Kampf- 
schiffe durchgeführt worden wä- 
re, hätten die Vereinigten Staaten 
bis Mitte der zwanziger Jahre die 
Seestreitmachtvorherrschaft er- 
langt. Das wäre sogar auch dann 
der Fall gewesen, wenn die Bri- 
ten offiziell die Führung bei den 
Kampfschiffen behalten hätten, 
denn viele britische Einheiten 
wären veraltet und minderwerti- 
ger gewesen. Vor allem wenn der 
Schiffsbau in den USA in den 
zwanziger und dreißiger Jahren 
in diesem Tempo beibehalten 
worden wäre, besteht Grund zu 
der Annahme, daß die Japaner 
davon abgehalten worden wären, 
den Angriff auf Pearl Harbour zu 
führen. 


Ein Stück diplomati- 
scher Pfuscherei 


Unter den Bedingungen des Ver- 
trages, der schließlich vom US- 
Senat ratifiziert wurde, ver- 
schrotteten die Vereinigten Staa- 
ten 15 Schlachtschiffe und gaben 
die Pläne für 15 moderne Su- 
perkampfschiff mit 16-Zoll Ka- 
nonen auf. Das waren die mo- 
dernsten Schiffe, die je von 
einem Land aufgegeben wur- 
den. Großbritannien und Japan 
stimmten lediglich zu, einige alte 


Schiffe zu verschrotten und bis 
zu den vorgeschriebenen Gren- 
zen nichts weiter zu bauen. 


Der General der US-Navy, Board, 
hat diesen prophetischen Protest 
an Außenminister Hughes ge- 
schickt: »Diese 15 Schlacht- 
schiffe (die gebaut werden) 
haben Japan zu der Konferenz 
gebracht. Wenn sie verschrottet 
werden, wird Japan nach Hause 
zurückkehren und sein aggressi- 
ves Programm ungehindert ver- 
folgen....Wenn diese 15 Schiffe 
von der Liste der Navy gestri- 
chen werden, mag unsere Auf- 
gabe zwar nicht hoffnungslos 
sein, doch die Versuchung für 
Japan, sein Glück zu versuchen, 
wird sehr groß.« 


Den Vereinigten Staaten blieb 
eine wertlose Navy, die nicht 
ausreichte, um solche Punkte wie 
die Philippinen oder Hawaii zu 
verteidigen. 


Der Ausbruch des Zweiten Welt- 
kriegs im Pazifik verzögerte sich, 
doch er wurde auch umso wahr- 
scheinlicher. Nach dem 7. De- 
zember 1941 kam es zu einem 
kurzen Ausbruch wiederbelebter 
Interessen an der Washingtoner 
Konferenz, die im nachhinein als 
einer der Faktoren identifiziert 
wurde, der zur Verwundbarkeit 
im US-Pazifik und zur relativen 
Schwäche der Kriegsflotte beige- 
tragen hat. 


Ein Beobachter, der Schriftsteller 
H.M. Robinson, meinte, daß die 
Konferenz »in Wirklichkeit eine 
der kostspieligsten Stücke diplo- 
matischer Pfuscherei gewesen 
ist, die den Vereinigten Staaten 
je wiederfahren ist... In einem 
Comic wurden die Vereinigten 
Staaten als Striptease-Tänzerin 
dargestellt, eine friedliebende, 
aber schwachsinnige Kreatur, die 
immer begeisterten Applaus ern- 
ten konnte, indem sie sich in 
Gegenwart ihrer Feinde leicht- 
fertig auszieht.« 


Marineoffiziere und Militärs 
waren verbittert über das, was sie 
in der Tat als einen Ausverkauf 
ansahen. »Für Navy-Kritiker der 
Washingtoner Konferenz und 
ihren Nachfolger, die Londoner 
Konferenz über die Marinebe- 
waffnung des Jahres 1930, waren 
die Jahrzehnte, die als das »Wa- 
shingtoner System« und der »Na- 
vy-Vertrag« bekannt wurden, 
Jahre strategischer Ziellosigkeit 
und gefährlicher Verwundbar- 


keit, in denen die völlig ausge- 
brannten Streitkräfte die erklärte 
nationale Politik nicht unterstüt- 
zen konnten.« 


Nach der Washingtoner Konfe- 
renz behauptete Hughes, ihr 
Ergebnis »beendet den Wettlauf 
um die Konkurrenz in der 
Marinebewaffnung vollständig«. 
Das war genauso dumm wie die 
Behauptung, daß der Erste Welt- 
krieg »der Krieg gewesen ist, der 
allen Kriegen ein Ende setzen 
sollte«. 


Kriegsplan 
Rot 


Glücklicherweise täuschte sich 
nicht die ganze US-Regierung so 
wie Außenminister Hughes. In 
diesen gleichen Jahren arbeiteten 
Planer im Kriegs- und Marine- 
ministerium und im Joint Board 
der beiden Ministerien Not- 
standsplanungen für die Ver- 
teidigung der Vereinigten Staa- 
ten gegen Britannien und Japan, 
die beiden Hauptpartner in den 
Washingtoner Marineverträgen, 
aus. Eines der Ergebnisse dieser 
Planung war Kriegsplan Rot, der 
Kriegsplan der Vereinigten Staa- 
ten zum Einsatz gegen das briti- 
sche Empire. 


Vor dem Ersten Weltkrieg hatten 
US-Planer zu Planungszwecken 
einen Farbcode entwickelt. Die 
Vereinigten Staaten wurden blau, 
Deutschland schwarz, Japan 
orange, Mexiko grün und Bri- 
tannien rot gekennzeichnet. Die 
britischen Kolonialreiche Kana- 
da und Australien-Neuseeland 
bekamen jeweils die Farbcodes 
Karmesinrot und Scharlachrot. 


In Kriegsplan Rot ging man von 
einem Konflikt der USA mit dem 
roten Empire aus, bei dem Rot 
danach trachtete, Blau als Kon- 
kurrent im Welthandel zu elimi- 
nieren und Blau der Freiheit der 
Meere zu berauben. Zu den 
Kriegszielen von Rot gehörten 
der Versuch, den Panamakanal in 
Besitz zu nehmen und zu behal- 
ten. 


Eine Version des Plans lautete: 
»Der wahrscheinlichste Kriegs- 
grund zwischen Rot und Blau ist 
das zunehmende Eindringen von 
Blau in wirtschaftlicher und 
kommerzieller Hinsicht in Re- 
gionen, die zuvor von dem Han- 
del von Rot beherrscht wurden 
und zwar in einem solchen 
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Ausmaß, daß der Lebensstandard 
schließlich gefährdet wird und 
der wirtschaftliche Ruin droht ... 
Die Außenpolitik von Blau... 
bezieht sich in erster Linie auf 
den Fortschritt im Außenhandel 
von Blau und verlangt gleiche 
Behandlung aller politischen 
Schutzgebiete und rückständigen 
Länder und: uneingeschränkten 
Zugang zu Rohstoffquellen. Ge- 
nau in diesem speziellen Punkt 
kommt es mit der Außenpolitik 
von Rot in Konflikt.« 


Der Plan bietet die folgende 
Vorstellung, wie die Feindselig- 
keiten beginnen könnten: „Es 
wird nicht für wahrscheinlich 
gehalten, daß Blau die Initiative 
ergreifen und den Krieg erklären 
wird, wenn die Beziehungen 
immer angespannter werden. Um 
jedoch das Bild als Nicht- 
Aggressor vor der Welt zu wah- 
ren, wird auch Rot wahrschein- 
lich davon Abstand nehmen, 
Blau den Krieg zu erklären und 
es wird sich bemühen, Blau zu 
feindseligen Aktionen zu provo- 
zieren. Deshalb wird es als wahr- 
scheinlich angesehen, daß keiner 
von beiden eine formelle Kriegs- 
erklärung abgeben wird, doch 
nach dem Ausbruch von Feind- 
seligkeiten wird jeder in Übe- 
reinstimmung mit seiner Ver- 
fassung formell anerkennen, daß 
ein Kriegszustand zwischen ih- 
nen existiert.« 


Wichtigste strategische 
Priorität 


Die Planer meinten, daß »die 
große Mehrheit der blauen Na- 
tion eine anti-rote Tradition be- 
sitzt und man ist der Meinung, 
daß die blaue Regierung bei der 
Mobilisierung der Offentlich- 
keit für einen Krieg kaum auf 
Schwierigkeiten stoßen wird, so- 
bald die Feindseligkeiten einmal 
beginnen«. 


Die höchste Priorität für Blau 
war es, Karmesinrot davon abzu- 
halten, Rot effektiv zu unterstüt- 
zen. Das erforderte die Einnahme 
von »roten Stützpunkten« im 
westlichen Nordatlantik, auf den 
westindischen Inseln und in der 
Karibik. Das große Problem war 
»der Einfluß der Marinestreit- 
kräfte von Blau bei der Ver- 
zögerung und Beschränkung der 
Entwicklung von Land der Roten 
und der Luftstreitkräfte auf dem 
Boden von Karmesinrot«. 

Die wichtigste strategische Pri- 


orität für Blau bei Ausbruch des 
Krieges war die Eroberung von 
Halifax, Nova Scotia, das der 
Marinestützpunkt war, den die 
Royal Navy für Operationen 
gegen Boston, New York, Phi- 
ladelphia, Baltimore und Wa- 
shington sowie zur Etablierung 
der Marinevorherrschaft von Rot 
im westlichen Atlantik benötigte. 
Es wurde zu der Zeit geschätzt, 
daß das britische Empire über 
acht Millionen Truppen ins Feld 
schicken könnte. Kriegsplan Rot 
verkörperte die Absicht von 
Blau, Rot daran zu hindern, an- 
fänglich über 100.000 Truppen 
pro Monat an Karmesinrot zu lie- 
fern. Zu dem Plan gehört die aus- 
drückliche Genehmigung für 


U-Boot Kriegführung von Blau 
gegen Schiffe von Rot. 


Die Planer waren zuversichtlich, 
daß es sich für die Flotte von Rot 
als unmöglich erweisen würde, 
im westlichen Atlantik zu operie- 
ren, wenn das Marineprogramm 
des Jahres 1916 abgeschlossen 
worden wäre. 


Im übrigen ging man davon aus, 
daß die überlegene Flotte der 
Roten innerhalb von zwei Jahren 
durch Zermürbung abgenutzt 
werden könnte, während Blau 
das Programm aus dem Jahre 
1916 vervollständigte, dem Rot 
unmöglich entsprechen konnte. 
Sobald Blau die Seevormacht- 


»Durch Rüstung zur See Deutschlands Ansehen unter den 
Völkern der Erde zu behaupten«. Kaiser Wilhelm Il. mit den 
Admiralen v. Tirpitz und v. Holtzendorff an Bord der Kai- 
seryacht »Hohenzollern« im Jahr 1910. 


stellung erreicht und die Flotte 
der Roten aus dem westlichen 
Atlantik vertrieben hätte, würden 
U-Boote und Kreuzer von Blau 
den Nachschub von Nahrungs- 
mitteln und Rohstoffen an die 
Inseln von Rot abschneiden und 
so die Wirtschaft von Rot zu 
einem Stillstand bringen und die 
Kapitulation von Rot erzwingen. 


Ziele erster 
Priorität 


Die Strategie von Rot wurde so 
angesehen, als daß sie in erster 
Linie davon abhängt, die Kom- 
munikation von Rot mit Kar- 
mesinrot zu sichern, von wo aus 
man einen Aufbau der Kolo- 
nialmacht von Rot versuchen 
würde. Rot würde versuchen, die 
Seemacht von Blau zu zerstören 
und würde die anfangs überlege- 
ne Luftwaffe von Rot gegen 
Ziele von Blau einsetzen. Rot 
würde versuchen, einen Angriff 
gegen die Küstenregionen von 
Blau und auch gegen den Pa- 
namakanal zu führen und die 
militärische Stärke von Blau 
über einen weiten Bereich zu 
streuen. Rot würde auch versu- 
chen, die Initiative an Land- 
operationen auf dem nordameri- 
kanischen Kontinent aufrechtzu- 
erhalten und »erzwingen, daß die 
wichtigsten Operationen auf ei- 
nem Schauplatz stattfinden, der 
für Rot selbst günstig ist. 


Entsprechend ist in Kriegsplan 
Rot spezifiziert, daß an M+2 — 
drei Tage nach dem Beginn der 
US-Mobilisierung — Blau bereit 
sein muß, in Boston eine Streit- 
macht von 25.000 Truppen zu- 
sammenzustellen, die als ein Ar- 
meecorps von drei Divisionen 
organisiert und bereit ist, unter 
dem Flottengeleit einen amphibi- 
schen Angriff auf Halifax zu 
führen. Wenn Halifax eingenom- 
men werden könnte, wäre die 
Flotte der Roten gezwungen, auf 
andere Punkte des Küstenstrichs 
von Karmesinrot zurückzufallen, 
die weiter entfernt und als 
Marinestützpunkte weniger ent- 
wickelt waren. 


In den ersten beiden Wochen 
nach der Mobilisierung würden 
die Marinestreitkräfte von Blau 
auch Angriffe auf insularen Be- 
sitz von Rot führen. Die Ziele 
erster Priorität waren Jamaica, 
die Bahamas und Bermuda. 
Zweite Priorität hatten Trinidad, 
St. Lucia und alle anderen Be- 
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Britannien 


Rivalität um 
die Seemacht 
zwischen 
Briten und 
Amerikanern 


sitzungen von Rot auf den west- 
indischen Inseln und in Mittel- 
amerika. Diese Schritte standen 
in Einklang mit der großen Be- 
deutung, die Blau zur Aufrecht- 
erhaltung der Kontrolle über den 
Panamakanal zugewiesen wurde, 
denn es wurde damit gerechnet, 
daß Rot versuchen würde, ihn zu 
besetzen. Bemühungen zur Ver- 
stärkung der Panamakanalzone 
standen auf der Agenda ganz zu 
Beginn des Krieges. 


Ein Aspekt des Plans Rot, der für 
die heutige Situation in Mittel- 
amerika höchst relevant ist, 
betrifft British Honduras, heute 
Belize genannt: »Man kann da- 
mit rechnen, daß die Kolonie von 
Rot-Honduras - wenn sie unbe- 
schädigt bleibt — ein Stützpunkt 
für revolutionäre Gruppen und 
räuberische Elemente wird, die 
den Regierungen in diesen Län- 
dern gegenüber feindlich gesinnt 
sind, welche für Blau sind. 


Deshalb wird es für Blau von 
großem Vorteil sein, diese Ko- 
lonie gleich zu Anfang des 
Kriegs einzunehmen und zu 
besetzen. 


Die Besetzung 
Kanadas 


Der Angriff von Blau auf Halifax 
würde ergänzt durch eine Reihe 
von Vorstößen über Land gegen 
Karmesinrot. Bei Ausbruch des 
Konflikts wurde davon ausge- 
gangen, daß die Royal Air Force, 
die von Stützpunkten von Kar- 
mesinrot aus fliegt, in der Lage 
wäre, amerikanischen Zielen im 
Bereich der Großen Seen, dem 
Staat New York und Neuengland 
großen Schaden zuzufügen. Dek- 
kungsstreitkräfte von Blau wür- 
den bei Mobilisierung Positionen 
entlang der Grenze von Blau und 
Karmesinrot einnehmen. Eine 
Streitmacht von Blau würde sich 
im Staat New York für einen 
umfassenen Vorstoß gegen Mon- 
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treal und Quebec sammeln. Eine 
Streitmacht von Blau würde in 
Buffalo zusammenkommen und 
westlich vom Niagara-Fluß vor- 
rücken und die Wasserkraft- 
werke dort einnehmen sowie den 
Welland Kanal für die Schiffe 
von Blau in Besitz nehmen. In 
einem anderen Vorstoß ginge es 
nach Osten über die Flüsse 
Detroit und St. Clair, um die 
Industrieregion von Detroit zu 
schützen. Eine dritte Kolonne 
von Blau würde sich von Sault 
Ste. Marie, Michigan nach Nor- 
den bewegen und den strategisch 
sehr wichtigen Sault Ste. Marie 
Kanal und seine ungeheueren 
Schleusen vor Sabotage durch 
Rot schützen. Das ganze Terri- 
torium von Karmesinrot würde 
sobald wie möglich besetzt. 


Endgültige 
und entscheidende 
Abrechnung 


Ein weiterer Punkt von Karme- 
sinrot, der für eine baldige Be- 
setzung vorgeschlagen wurde, 
war das Bahnzentrum von Win- 
nipeg, das wegen der Seen im 
Norden einen wichtigen Engpaß 
für den gesamten Verkehr auf der 
Ost-West-Achse von Karmesin- 
rot darstellt. In einem weiteren 
Vorstoß von Blau würde Van- 
couver, British Columbia und der 
Hafen von Prince Rupert im 
Norden besetzt. Diese wurden als 
die einzigen Häfen von Karme- 
sinrot im pazifischen Ozean mit 
angemessener Bahnanbindung 
angesehen, um zu ermöglichen, 
daß Truppen von Rot oder 
Orange an Land gehen. Der 
Einsatz chemischer Kriegsfüh- 
rung gegen Streitkräfte von Rot 
war in dem Plan ausdrücklich 
genehmigt. 


Wenn Orange sich Rot an- 
schließen würde, würde der kom- 
binierte Kriegsplan Rot-Orange 
ins Spiel kommen. Hier würde 
die Strategie bleiben: Rot zuerst 
und mit Orange würde man sich 
befassen, nachdem Rot erledigt 
gewesen wäre. Wenn Vancouver 
und Prince Rupert eingenommen 
worden wären, so glaubte man, 
daß die U-Boote und Zerstörer 
von Blau eine Invasion des Fest- 
landes von Blau durch Orange 
verhindern könnten. Die Mari- 
nestreitkräfte von Blau im West- 
pazifik würden vor ihrer eigenen 
vorausgeahnten Eliminierung so 
viel Schaden wie möglich an- 
richten. Die Frage, ob die Phi- 


lippinen gehalten werden könn- 
ten und für wie lange, blieb 
umstritten. Doch die Planer nah- 
men an, daß die Kampfflotte von 
Blau nach der Niederlage von 
Rot für die endgültige und ent- 
scheidende Abrechnung mit 
Orange in den Pazifik verlegt 
werden könnte. 


Die Planer konnten nicht aus- 
drücklich auf Unterstützung von 
irgendeinem anderen Land rech- 
nen. Sie betrachteten Brasilien 
und Peru als pro-Blau, während 
Argentinien, Chile und Uruguay 
als zu Rot neigend angesehen 
wurden. Venezuela, Kolumbien, 
Bolivien, Ecuador und Paraguay 
wurden als gleichmäßig zwi- 
schen Rot und Blau aufgeteilt 
angesehen. Doch wegen der re- 
gionalen Rivalitäten wurde nicht 
erwartet, daß irgendeiner dieser 
Staaten aktiv in den Krieg eintre- 
ten würde. 


Die Arbeit an Kriegsplan Rot 
wurde von März 1921 bis zum 
Oktober 1936 vorangetrieben. 
Danach wurden die Planungs- 
bemühungen offiziell für veraltet 
erklärt. Einige Revisionen, die 
im Jahre 1935 durchgeführt wur- 
den, tragen die Unterschrift von 
General Douglas MacArthur, der 
zu der Zeit Stabschef der Armee 
war. Die entsprechenden Doku- 
mente waren bis 1974 geheim. 
Danach wurden sie in den Na- 
tional Archives der Öffentlich- 
keit zugänglich gemacht. Man ist 
der Meinung, daß dies das erste 
Mal ist, daß sie seit der Auf- 
hebung der Geheimhaltung in 
einer Publikation in Einzelheiten 
besprochen und daß aus ihnen 
öffentlich zitiert wird. 


Wie ernst haben die amerikani- 
schen Politiker den Kriegsplan 
Rot genommen? Es mag genü- 
gen zu sagen, daß die militäri- 
schen Planer sich mit Schlag- 
kraft, nicht mit Absichten befas- 
sen müssen. Von diesem Stand- 
punkt aus repräsentierte die kom- 
binierte Stärke von Britannien 
und Japan die einzige unmittel- 
bare Gefahr eines militärischen 
Angriffs gegen die Vereinigten 
Staaten und deshalb mußte sie 
sehr ernst genommen werden. 


Obwohl die formale Allianz zwi- 
schen London und Tokio im 
Jahre 1921 als Teil eines auf der 
Washingtoner Konferenz ge- 
schlossenen Paktes aufgehoben 
wurde, war es für den US-Ge- 
heimdienst klar, daß eine Form 


von feindlicher Koalition immer 
noch in Kraft war. 


In der jährlichen »Abschätzung 
der Situation« der Kriegspläne- 
Abteilung des Marineministe- 
riums für das Jahr 1928 wurde 
die Verschlechterung der Be- 
ziehungen zu Großbritannien als 
Ergebnis der Genfer Konferenz 
festgestellt und hinzugefügt, daß 
»die Allianz zwischen Britannien 
und Japan zwar abgeschafft wur- 
de, doch daß es immer noch... 
eine Beziehung zwischen den 
beiden Ländern gibt, die sehr 
herzlich ist«. Diese Einschätzung 
verlangte auch dringend intensi- 
ve Arbeit am Kriegsplan Rot, am 
Kriegsplan Orange und am 
Kriegsplan Rot-Orange (U.S. 
Navy Department, Operational 
Archives, Op-12A-CD, Estimate 
13. April 1928). 


Die Coolidge- 
Konferenz 


Obwohl die Kampfschiff-Flotten 
auf das Verhältnis 5:3:3 begrenzt 
worden sind, erstreckte sich dies 
nicht auf andere Überwasser- 
streitkräfte oder U-Boote. Nach- 
dem Coolidge wiedergewählt 
worden war, waren die Briten 
überrascht, daß dieser Präsident 
auch ein Werkzeug für den ame- 
rikanischen Widerstand gegen 
den britischen Hegemonismus 
werden könnte. Diesmal waren 
die Kreuzer das Problem. Die 
Briten wollten eine große Anzahl 
von Kreuzern mit einer Ver- 
drängung von weniger als 8.000 
Tonnen und mit Gewehren mit 
einem Kaliber von sechs Zoll 
oder weniger bauen. Die Verei- 
nigten Staaten waren am Bau von 
einer kleineren Anzahl der stärk- 
sten Art moderner Kreuzer inter- 
essiert — mit acht Zoll Gewehren 
und 10.000 Tonnen Verdrän- 
gung. 

Die Briten waren im Jahre 1926 
mit schweren Kreuzern bereits 
führend. Mit ihren Waffenkon- 
trollvorschlägen versuchten die 
Briten die Anzahl schwerer 
Kreuzer, die die Vereinigten 
Staaten bauen könnten, zu be- 
grenzen, während sie immense 
Tonnagen britischer »Handels- 
schutz-Kreuzer« zuließen. Die 
Briten verkündeten arrogant, daß 
sie in dieser Abteilung »absolute 
Anforderungen« hätten, die in 
keinem Verhältnis zur Stärke 
anderer Seemächte stünden. 
Pro-Navy Kräfte im US-Kongreß 
erörterten einen Gesetzentwurf 


für Kreuzer, der einen Aufbau 
der USA in dieser Kategorie vor- 
sah. Eine weitere anglo-amerika- 
nische Konfrontation zeichnete 
sich ab. Eine Seeabrüstungs- 
konferenz, genannt Coolidge- 
Konferenz, wurde im Sommer 
1927 in Genf abgehalten. Lon- 
don und Washington konnten 
sich trotz der fragwürdigen Ver- 
suche von Allen Dulles, einem 
Mitglied der US-Delegation, ei- 
nen Kompromiß zu erreichen, 
über Kreuzer nicht einigen. 


Nach dem Scheitern der Coo- 
lidge-Konferenz bestätigte Sir 
Winston Churchill die Haltung 
der Dickschädel in der Royal 
Navy, indem er »das Prinzip 
mathematischer Parität in der 
Seestärke« mit den Vereinigten 
Staaten verurteilte. 


Ein Gesetzentwurf über 15 neue 
Kreuzer und einen Flugzeugträ- 
ger wurde vom Kongreß verab- 
schiedet und von Coolidge am 
23. Februar 1929 als Gesetz 
unterzeichnet. In der Kreuzer- 
Debatte griff Coolidge in einer 
Rede, die als die leidenschaft- 
lichste Rede seines Lebens be- 
‘zeichnet wurde, ausländische 
Regierungen — womit speziall 
Großbritannien gemeint war — 
an, weil sie »die Bewegung zur 
Rüstungsbegrenzung und -redu- 
zierung dazu benutzen würden, 
ihre eigenen Interessen zu för- 
dern« (siehe »New York Times«, 
12. November 1928). 

Das war ein direkter Affront ge- 
gen die britischen Anmaßungen, 
der die Rivalitäten mit London 
auf dem Seemachtsektor erneu- 
erte. Ein Wissenschaftler meinte 
später, daß »die Vereinigten 
Staaten in dem Jahr eine weitaus 
feindlichere Haltung gegenüber 
Großbritannien eingenommen 
haben als in den ganzen hundert 
Jahren davor«. 


Eine neue 
anglo-amerikanische 
Kriegsfurcht 


Ein führender britischer »Ab- 
rüstungsexperte« jener Zeit war 
Sir John W. Wheeler-Bennett 
vom Royal Institute for Inter- 
national Affairs, ein langjähriger 
»Amerika-Handhaber«, dessen 
lebenslanges Hobby das Studium 
der konföderierten Armee von 
Nord-Virginia war und der damit 
prahlte, daß A.P. Hill, der Ge- 
neral der konföderierten Armee, 
einer seiner Vorläufer war. 


Wheeler-Bennett schrieb später 
über diese Periode in den folgen- 
den Worten: »Ende des Jahres 
1927 waren die anglo-amerikani- 
schen Beziehungen stark ange- 
spannt und wurden vor der will- 
kommenen Entspannung im Jah- 
re 1929 im folgenden Jahr noch 
gespannter und gefährlicher...In 
England kam ein latenter Haß 
gegen alle Dinge von jenseits des 
Atlantik erneut hoch und schuf 
eine Geisteshaltung gegenüber 
den Vereinigten Staaten, die nur 
mit der vergleichbar ist, die in 
den Jahren 1908-14 gegenüber 
Deutschland zum Ausdruck kam. 
In Amerika wurden dieser Anta- 
gonismus und dieser Argwohn 
stark erwidert und fanden in den 
Kongreßdebatten über die Rati- 
fizierung des Kellogg-Pakts und 
die Verabschiedung des Gesetz- 
entwurfs über die Kreuzer ihren 
Ausdruck. In beiden Ländern 
erklärten Männer mit Verständi- 
gungsbereitschaft, daß ein Krieg 
zwischen ihnen »undenkbar< sei 
- ein sicheres Zeichen dafür, daß 
sie bereits begonnen hatten, dar- 
über nachzudenken« (John W. 
Wheeler-Bennett, »Disarmement 
and Security since Locarno«, 
[London: Allen and Unwin, 1932 
and New York: Howard Fertig, 
1973], S. 127, 142). 


Eine neue anglo-amerikanische 
Kriegsfurcht kam rasch auf bei- 
den Seiten des Atlantik auf. In 
einem Leitartikel des »Manche- 
ster Guardian« hieß es: »Seit vie- 
len Jahren waren Amerikaner 
und Briten nicht so schlecht auf- 
einander zu sprechen wie jetzt. 
Es gibt Groll, Argwohn und 
Mißverständnisse zwischen den 
beiden Ländern« («Manchester 
Guardian«, 28. November 1928). 


Unter Hoover gaben 
die USA klein bei 


Wie sich herausstellte war der 
neu gewählte Herbert Hoover ein 
größerer Anglophile als Coo- 
lidge und unter seinen Auspizien 
gaben die Vereinigten Staaten 
klein bei. Hoover wurde von sei- 
nem Außenminister Henry L. 
Stimson und seinem Botschafter 
in London, General Charles 
Dawes, unterstützt, der Coolid- 
ges Vizepräsident gewesen ist. 
Dawes hatte angedeutet, daß er 
bei der Frage der Marinebewaff- 
nung die gleichen Methoden 
anwenden würde, die er auch bei 
der Reparationsfrage im Jahre 
1924 angewendet hat. 


Hoover sprach sich sehr früh für 
eine weitere Abrüstung aus. In 
seiner Rede zum Amtsantritt am 
4. März 1929 sagte er: »Frieden 
kann durch die Begrenzung von 
Waffen und durch die Schaffung 
der Hilfsmittel für eine friedliche 
Beilegung der Kontroversen ge- 
fördert werden. Ich möchte, daß 
man von dieser Regierung ein- 
mal sagen wird, daß sie dazu bei- 
getragen hat, die Sache des 
Friedens zu fördern.« 


Die Londoner Oligarchie witterte 
eine Gelegenheit und stürzte die 
Tory-Regierung zugunsten eines 
neuen Labour-Regimes unter 
Führung von Ramsay MacDo- 
nald, der in seiner Wahlkam- 
pagne von der Verbesserung der 
anglo-amerikanischen Beziehun- 
gen gesprochen hatte. MacDo- 
nald signalisierte rasch, daß er 
Parität auf dem Marinesektor mit 
den Vereinigten Staaten als ge- 
nerelles Prinzip akzeptieren wür- 
de und im Oktober 1929 besuch- 
te er Hoover an dessen Urlaubs- 
ort in Rapidan, Virginia. 


Hoover war bereit, 18 schwere 
Kreuzer für die Vereinigten 
Staaten und 15für Britannien und 
12für Japan zu akzeptieren. Bei 
leichten Kreuzern einigte man 
sich auf 143.500 Tonnen für die 
Vereinigten Staaten und 192.200 
für London — kaum eine Voraus- 
setzung für Parität. Japan wurden 
100.450 Tonnen bewilligt. Die 
Vereinigten Staaten und Großbri- 
tannien bekamen 150.000 Tonnen 
an Zerstörern und Japan 105.500 
Tonnen. Alle drei Mächte hatten 
mit 52.700 Tonnen U-Boot 
Parität. 


Die Implikationen der Ähnlich- 
keiten zwischen den USA und 
Japan für den späteren Krieg im 
Pazifik sind offensichtlich. Au- 
ßerdem sollten bis zum Jahre 
1936 keine Ersatz-Kampfschiffe 
gebaut werden. Diese Bestim- 
mungen wurden in den Londoner 
Marinevertrag aufgenommen, 
der im Jahre 1930 unterzeichnet 
wurde. 


Hoover verkündete daraufhin die 
Ratifizierung des Kellogg-Briand- 
Pakts, in dem der Krieg geächtet 
wurde und er sagte am 24. Juli 
1930: »Mr. MacDonald hat das 
Prinzip der Parität eingeführt, 
das wir jetzt übernommen haben 
und dessen Vollzug bedeutet, 
daß Großbritannien und die 
Vereinigten Staaten in Zukunft 
bei der Rüstung nicht mehr als 


potentielle Gegner konkurrieren 
werden, sondern als Freunde 
beim Rüstungsabbau kooperie- 
ren werden.« 


Die Briten hatten 
ihr Ziel erreicht 


In den hundert Tagen des Jahres 
1933 verkündete die neue Re- 
gierung Roosevelt ihre Absicht, 
die U.S. Navy bis zu den Ver- 
tragsgrenzen aufzubauen. Dies 
wurde bald durch das Vinson- 
Trammell Gesetz vom März 
1934 festgeschrieben, in dem 
genügend neue Tonnagen geneh- 
migt wurden, so daß die existie- 
rende U.S. Flotte verdoppelt 
wurde, darunter sieben neue 
Kampfschiffe und drei Flug- 
zeugträger. Dennoch hinkten die 
Vereinigten Staaten weiterhin 
hinterher. 


Am 1. Juli 1935 lief der Wa- 
shingtoner Vertrag aus. Für die 
Briten hatte der Vertrag Ziele 
erreicht, die im Jahre 1919 
unmöglich erschienen wären. Er 
hatte dazu gedient, die Vor- 
herrschaft der britischen Kriegs- 
flotte zwei Jahrzehnte lang bei- 
zubehalten und gleichzeitig eine 
gefährliche Verwundbarkeit der 
USA gegenüber Japan zu schaf- 
fen. Die tatsächliche Gesamtton- 
nage der nicht veralteten Kriegs- 
schiffe aller Typen wurde zu der 
Zeit für die führenden Seemächte 
wie folgt geschätzt: Großbritan- 
nien 10; USA. 7,46; Japan 6,62; 
Frankreich 3,78; Italien 3,01 
(siehe Bemis, $S. 708). Die 
Tonnagen für Japan überschrit- 
ten die obigen Angaben wegen 
Nichterfüllung der Verträge so- 
gar, wie Prüfungen nach dem 
Zweiten Weltkrieg zeigten. Bis 
zum Jahre 1936 hatte Japan das 
Vertragssystem beendet, was 
dann auch rasch auseinander- 
brach. 


Das andere deutsche 
Nachricblenmagaziı 2 


8/1995 


Britannien 


Der Zweite 
Weltkrieg im 


Pazifik 


Ab Juni 1941 operierten die Vereinigten Staaten unter einem 
Kriegsplan, der den Namen »Rainbow Five« trug - der gemein- 
same grundlegende Commonwealth-Kriegsplan von USA und 
Großbritannien. Der ausdrückliche Inhalt dieses Plans war 
»Deutschland zuerst«. »Die Strategie der Alliierten in Fernost 
wird eine defensive Strategie sein«, hieß es in dem Plan. Die 
Vereinigten Staaten würden ihre militärische Stärke im Pazifik 
nicht erhöhen. Zwei Monate vor Pearl Harbor plante das 
Kriegsministerium unter dem Einfluß von »Rainbow Five« die 
Aufgabe nicht nur der Philippinen, sondern auch von Wake und 


Guam. 


Hinter dieser Strategie stand ein 
teuflischer Plan Großbritanniens 
gegen die Vereinigten Staaten: 
das ganze Gebiet zwischen In- 
dien und Südamerika sollte von 
Japan erobert werden. »Deutsch- 
land zuerst« war eine vernünftige 
Strategie, doch die komplette 
Verweigerung von Streitkräften 
und Nachschub für den Südwest- 
pazifik war eine andere Sache 
und eine selbstmörderische, stra- 
tegische Idiotie. 


Ein endloser 
gegenseitiger Aderlaß 


Averell Harriman, der damals 
mit Churchill in London war, 
bezeichnete Indochina, Austral- 
Asien, Polynesien und Mikro- 
nesien als ein »riesiges, dem 
Untergang geweihtes Gebiet«. 
Dieser Londoner Strategie zufol- 
ge sollten die Japaner das ganze 
pazifische Becken übernehmen, 
während der Krieg in Europa 
zuende gekämpft werden sollte. 
Ende der vierziger Jahre — nach- 
dem die Japaner ihren Griff um 
diese Vielzahl von Inseln gefe- 
stigt, konsolidiert und gestärkt 
hätten — würden die Vereinigten 
Staaten dann zum Pazifik zu- 
rückkehren und bis zum letztend- 
lichen Angriff auf Dai Nippon 
selbst eine endlose Serie amphi- 
bischer Frontalangriffe durch- 
führen. Ihrem Shinto-Bushido- 
Profil zufolge rechnete man 
damit, daß die Japaner sich nie- 
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mals ergeben, sondern ein- 
schließlich ihrer Heimatinseln 
bis zum letzten Mann kämpfen 
würden. 


Diesem britischen Szenario zu- 
folge hätte der Krieg im Pazifik 
mit Millionen von Toten auf bei- 
den Seiten bis 1955 gedauert. 
Der britische Ansatz für den 
Krieg in Europa war die in jeder 
Hinsicht mögliche Propagierung 
eines endlosen gegenseitigen 
Aderlasses zwischen Russen und 
Deutschen. Im Pazifik hätte ihr 
Plan wahnsinnig hohe Menschen- 
verluste bei Amerikanern und 
Japanern gefordert, was die rela- 
tive Macht des britischen Em- 
pires in der Nachkriegszeit er- 
heblich verbessert hätte. 


Die Briten hatten den: Verei- 
nigten Staaten versichert, daß 
Singapur mindestens sechs Mo- 
nate standhalten könnte, doch es 
fiel am 15. Februar 1942 mit 
General Percivals größter Kapi- 
tulation der britischen Truppen 
in der Geschichte an die Japaner. 
Wieviel war dabei Stümperei 
und wieviel war Verrat? 


Churchill begann zu behaupten, 
daß sich die Japaner nun von 
Australien abwenden und statt- 
dessen auf die Eroberung Indiens 
konzentrieren würden. Churchill 
verlangte, daß der amerikanische 
Truppenaufbau im Pazifik zu 
dem britischen Kommando in 
Südostasien unter Lord Louis 


Mountbatten transferiert wird. 
MacArthur überzeugte Roosevelt 
davon, dies abzulehnen. Ende 
März 1942 griff der japanische 
Admiral Naugmo die britische 
Marinestreitkräfte um Ceylon 
herum an. Die Briten liefen 
davon, wobei sich einige Kampf- 
schiffe bis zur Ostküste Afrikas 
zurückzogen. 


Verteidigung 
Australiens 


MacArthurs größten Problem bei 
der Bekämpfung der britischen 
Sabotage war die Verteidigung 
Australiens, der wichtigsten In- 
dustriemacht. Seine erste Auf- 
gabe bestand darin, den defätisti- 
schen Kriegsplan über Bord zu 
werfen, den der britische Kolo- 
nialstab der australischen Mili- 
tärführung verkauft hatte. Mac- 
Arthur erzählt: 


»Nachdem sie Zeuge der japani- 
schen Eroberung Hongkongs, 
Thailands, Malayas, Rabats und 
der Nördlichen Solomons gewor- 
den waren, dachten und planten 
die australischen Stabchefs ver- 
ständlicherweise nur defensiv. 
Sie hatten von Brisbane bis zur 
Küstenlinie nach Adelaide an der 
Südküste entlang des Darling 
Fluß eine Linie gezogen. All dies 
würde bis zum letzten Atemzug 
verteidigt. Doch zu einem sol- 
chen Plan gehörte das Opfer von 
zwei Dritteln oder mehr des 
Kontinents, der großen Gebiete 
im Norden und Westen des 
Landes. Hinter dieser sogenann- 
ten Brisbane-Linie lagen die vier 
oder fünf wichtigsten Städte und 
der große Teil der Bevölkerung - 
das Herz Australiens. 


Als die Gebiete im Norden an 
den Feind fielen, wurden detail- 
lierte Pläne gemacht, sich von 
Neu Guinea zurückzuziehen und 
das Land oberhalb der Brisbane- 
Linie zurückzulassen. Industriel- 
le Anlagen und Energieversor- 
gungsunternehmen im Northern 
Territory würden in die Luft 
gesprengt, militärische Einrich- 
tungen dem Erdboden gleichge- 
macht, Hafenanlagen nutzlos und 
irreparabel gemacht. 


Das Konzept war eine rein passi- 
ve Defensive und ich hatte das 
Gefühl, daß es nur zur letztendli- 
chen Niederlage führen würde. 
Selbst wenn ein so restriktiver 
Plan taktisch erfolgreich wäre, 
würde er uns auf unbestimmte 


Zeit auf einem Inselkontinent 
einfangen, umgeben von erober- 
ten Territorien und einem feind- 
lichen Ozean, bar jeglicher Hoff- 
nung, jemals in die Offensive 
gehen zu können.« 


MacArthur protestierte gegen- 
über den Joint Chiefs of Staff in 
Washington, daß »ein solches 
Konzept für jede Möglichkeit, 
jemals offensiv werden zu kön- 
nen, tödlich sei und selbst wenn 
es taktisch erfolgreich ist, wird es 
uns, vielleicht für immer, auf 
dem australischen Kontinent ein- 
schließen. Ich bin entschlossen, 
den Plan vollkommen aufzuge- 
ben« . 


MacArthur schlug vor, die erste 
Verteidigungslinie Australiens 
mehr als Tausend Meilen nörd- 
lich zu verschieben und zwar von 
Brisbane am Tropic Capricorne 
zur Owen Stanley Gebirgskette 
in Papua, Ost-Neu Guinea. Die- 
ser Vorstoß nötigte auch die US- 
Streitkräfte, Guadalcanal zu ver- 
teidigen, dessen Eroberung durch 
Japan ein Abschneiden der See- 
straße zwischen Australien und 
den Vereinigten Staaten bedeutet 
hätte, die MacArthurs wichtigste 
Nachschublinie war. Ein anderer 
Teil der beginnenden amerika- 
nisch-australischen Offensive war 
die Seeschlacht im Korallen- 
meer, bei der ein japanischer 
Flugzeugträger versenkt und die 
Aura der Unbesiegbarkeit der 
japanischen Flotte nach Pearl 
Harbour zerstört wurde. 


Zu der Zeit, als MacArthur in 
Australien ankam, war weniger 
als eine US-Division dort und 
Churchill hielt den größten Teil 
der australischen Armee in Nord- 
afrıka. An einem Punkt ver- 
sprach Churchill, er werde die 
australischen Divisionen nur 
dann aus dem Mittleren Osten 
freilassen, wenn der australische 
Kontinent tatsächlich überfallen 
werden würde — denn bis dahin, 
so betonte MacArthur, wäre die 
Verteidigung Australiens eine 
hoffnungslose Sache gewesen. 


MacArthurs 
Bocksprung 


MacArthur konnte seine Strate- 
gie verfolgen, ohne dabei das Le- 
ben vieler seiner Männer opfern 
zu müssen. Das war deshalb so, 
weil er Frontalangriffe im allge- 
meinen zugunsten von seitlicher 
Umklammerung vermied. Dies 


Besprechung zwischen dem 
Oberbefehlshaber der US- 
Heeresstreitkräfte im Fer- 
nen Osten, General MacAr- 
thur, und dem Präsidenten 
der Philippinen, Manuel 
Quezon. 


gab ihm die Möglichkeit, mit 
weniger mehr zu erreichen. Die 
Navy und Marines in Okina- 
wa verloren beispielsweise fast 
50.000 Männer. MacArthur er- 
oberte Neu Guinea (das heutige 
Indonesien) und die Philippinen, 
indem er von Melbourne nach 
Tokio zog, und hatte dabei nur 
90.000 Opfer zu beklagen. Im 
Gegensatz dazu betrugen die 
amerikanischen Verluste in An- 


zio 72.000 Männer und im 
Kampf von Bulge 107.000 Män- 
ner. 

MacArthur hatte Erfolg gegen 
einen mächtigen und entschlos- 
senen Feind, weil er die seitliche 
Umklammerung auf die speziel- 
len Bedingungen des Kriegs im 
Pazifik anwenden konnte. Mac- 
Arthur nannte seine Strategie 
Bocksprung und stellte sie in 
scharfen Gegensatz zu den soge- 
nannten Frontalangriffen der 
Navy und Marines. MacArthurs 
Probleme wurden verschlimmert 
durch seine häufige zahlenmä- 
Bige Unterlegenheit gegenüber 
den japanischen Konzentratio- 
nen, denen er sich gegenübersah. 
Mitte 1942 wurden diese Pro- 
bleme auf einem Kriegsrat be- 


sprochen, an dem MacArthur, 
der 8. Armeebefehlshaber Gene- 
ral Kruger, Admiral Halsey und 
der australische Befehlshaber 
teilnahmen. 


Die Japaner erkannten 
das Konzept nicht 


MacArthur schrieb später: »Den 
japanischen Eroberungsumkreis 
durch direkten Druck gegen die 
Masse von feindbesetzten Inseln 
zurückzudrängen, wäre eine lan- 
ge und kostspielige Anstrengung. 
Mein Stab machte sich Sorgen 
über Rabaul und andere Stütz- 
punkte.« 

Rabaul nördlich von Neu Guinea 
war tatsächlich eine der hervor- 


ragendsten Festungen des Pazi- 
fik, die von 100.000 japanischen 
Veteranen verteidigt wurde und 
-— wie Verdun — bereit, einen 
fürchterlichen Preis von jedem 
Angreifer zu fordern. Im Kriegs- 
rat meinte ein General: »Ich kann 
einfach nicht sehen, wie wir 
diese Stützpunkte mit unseren 
begrenzten Streitkräften einneh- 
men können,« MacArthur ant- 
wortete: »Nun, wollen wir ein- 
fach sagen, daß wir sie nicht ein- 
nehmen. Eigentlich, meine Her- 
ren, will ich sie gar nicht.« 


MacArthur fügte hinzu, daß er 
mit dem Einwand völlig überein- 
stimme und ergänzte, daß er 
»nicht die Absicht habe, sie ein- 
zunehmen. (Er) habe die Ab- 
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sicht, sie zu umklammern, sie 
außer Gefecht zu setzen und die 
Philosophie, zuschlagen, wenn 
sie nicht aufpassen, anzuwenden. 
Ich erklärte, daß dies das genaue 
Gegenteil von den Frontalan- 
griffen sei, bei denen es um das 
allmähliche Zurückdrängen des 
Feindes durch direkten frontalen 
Druck geht, wobei hohe Verluste 
sicherlich unvermeidlich sind. Es 
bestünde keine Notwendigkeit, 
die ganze, vom Feind gehaltene, 
Insel zu stürmen. Dieses Vor- 
gehen mit außergewöhnlich ho- 
hen Verlusten und langsamem 
Fortschritt ist nicht meine Vor- 
stellung davon, wie man den 
Krieg so schnell und so billig wie 
möglich beenden kann.« 


Zu MacArthurs Methode gehörte 
die Auswahl von Inseln, die 
leicht gehalten werden konnten, 
doch die für den Bau von Stütz- 
punkten für Kampfflugzeuge und 
Bomber geeignet waren und ih- 
rerseits wieder dazu verwendet 
werden konnten, die Nachschub- 
und Kommunikationslinien an 
Inseln abzuschneiden, die bis zu 
dem Punkt gehalten wurden, an 
dem sie für einen direkten An- 
griff fast unverwundbar waren. 


Diese Zentren der Stärke mußten 
umgangen, abgeschnitten, neu- 
tralisiert und ausgehungert wer- 
den. Man wandte sich dem Er- 
werb von Luftstützpunkten zu, 
von denen aus Bomber operieren 
konnten, da MacArthur nie Flug- 
zeugträger bekam. 


Ein Minimum 
an Verlusten 


MacArthur sagte einem Reporter 
für »Collier’s« Zeitschrift im 
Jahre 1950, daß »Japan das neue 
Kriegskonzept, das gegen das 
Land eingesetzt wurde, nicht 
erkannt hat, bei dem es um das 
Umgehen von stark verteidigten 
Stellen und das Abschneiden von 
wichtigen Kommunikationsli- 
nien durch die Nutzung kombi- 
nierter Dienste ging, wodurch 
diese Defensivpositionen strate- 


gisch nutzlos gemacht und 
Das andere deutsche 
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schließlich wieder eingenommen 
wurden«. 


Nach dem Krieg berichtete 
Oberst Matsuichi Juio, ein hoch- 
rangiger Geheimdienstbeamter, 
der MacArthurs Aufstellungen 
und Absichten untersuchen soll- 
te, einem militärischen Verneh- 
mungsbeamten über die Auswir- 
kungen von MacArthurs Krieg- 
führungsmethode gegenüber den 
Japanern. Das, sagte er, war »die 
Art von Strategie, die wir am 
meisten haßten«. 


MacArthur handelte mit »einem 
Minimum an Verlusten, griff ein 
relativ schwaches Gebiet an und 
nahm es ein, baute Flugplätze 
und schnitt dann die Nachschub- 
linien für unsere Truppen in die- 
sem Gebiet ab...Unsere Stütz- 
punkte wurden nach und nach 
ausgehungert. 


Die japanische Armee bevorzug- 
te den direkten Frontalangriff 
nach deutscher Art, doch die 
Amerikaner drangen bis in unse- 
re schwächeren Stellen vor und 
tauchten uns unter wie Wasser, 
das sich den leichtesten Ein- 
trittspunkt sucht, um ein Schiff 
zu versenken. Wir haben diese 
Art von Strategie respektiert... 
denn mit ihr gewann man am 
meisten und verlor am wenig- 
sten.« 


Die Bedeutung 
der Philippinen 


Das waren die Methoden, die 
MacArthur benutzt hat, um sich 
seinen Weg Neu Guinea entlang 
zu erkämpfen und dann auf die 
Philippinen zurückzukehren, die 
er korrekterweise für wichtig 
hielt, um den Nachschub an 
Rohstoffen von Indonesien zu 
den japanischen Heimatinseln 
abzuschneiden, indem er die 
Seestraßen des südchinesischen 
Meeres verbot und so den Krieg 
zu einem raschen Ende brachte. 


Die Japaner zeigten im Kampf 
am Leyte-Golf, daß sie Mac- 
Arthurs Ansicht über die Be- 
deutung der Philippinen teilten, 
da sie beschlossen, daß sie ihre 
gesamte Flotte riskieren müssen, 
um MacArthur in Leyte zu stop- 
pen. Ihrer Ansicht nach gäbe es 
keinen Grund mehr, die Flotte 
unversehrt zu halten, wenn die 
Philippinen verloren wären, denn 
in diesem Fall wäre die Flotte 
nutzlos. 


Winston Churchill schlug im indi- 
schen Ozean, der Bucht von 
Bengalen und in Indochina eine 
Kombination aus Nebenvor- 
stellung und Blutbad vor, die mit 
seinen Ablenkungsmanövern in 
Nordafrika, Italien und versuch- 
ten Ablenkungsmanövern in der 
Agäis und auf dem Balkan im 
Krieg in Europa verglichen wer- 
den können. 


MacArthur ließ einen Untergebe- 
nen die folgende Antwort auf 
Churchills verrückten Plan eines 
Angriffs über den indischen 
Ozean schicken: »General Mac- 
Arthur ist der Meinung, daß die- 
ser gegenwärtige Feldzug auf die 
Philippinen die strategische Wir- 
kung haben wird, direkt ın das 
Zentrum des Feindes einzudrin- 
gen, und eine rasche und wirt- 
schaftliche Umklammerung ent- 
weder im Norden oder im Süden 
oder vorzugsweise an beiden 
Stellen zu ermöglichen. Nach- 
dem er in das Zentrum einge- 
drungen ist, ist er der Meinung, 
daß es eher ratsam wäre, die 
Philippinen als ideale Basis zu 
nutzen, von denen aus diese 
Entwicklungen gestartet werden 
können, als sich zurückzuziehen, 
um von den existierenden Stütz- 
punkten aus in irgendeines der 
Gebiete Frontalangriffe auf die 
Japaner zu führen.« 


Die Probleme 
der Logistik 


MacArthurs Operationsschau- 
platz im Südwestpazifik hat - im 
Unterschied zu Admiral Chester 
Nimitz’ Gebieten im pazifischen 
Ozean und Lord Louis Mount- 
battens Südostasien-Oberkom- 
mandos — nie mehr als zehn 
Prozent der militärischen Res- 
sourcen der Vereinigten Staaten 
bekommen. Die Koeffizienten 
für die Berechnung der benötig- 
ten Nachschubmengen für einen 
Infanteristen im Feld auf diesem 
Kriegsschauplatz waren niedri- 
ger als auf irgendeinem anderen 
Kriegsschauplatz. 


Als Eisenhower in Nordafrika 
einfiel, wurden ihm 15 Tonnen 
Nachschub pro Mann bewilligt. 
MacArthur bekam durchschnitt- 
lich fünf Tonnen pro Mann. Sein 
Durchschnitt betrug über die 
Dauer des Konflikts die Hälfte 
von der weltweit vorherrschen- 
den Statistik der Alliierten. 

In dem letzten Quartal des Jahres 
1942 kamen aus den Vereinigten 


Staaten weniger als 100.000 
Tonnen Nachschub in Australien 
an, verglichen mit 2,3 Millionen 
Tonnen Nachschub, der im er- 
sten Jahr des Feldzugs an italie- 
nische Zivilisten geliefert wurde. 
Indem er die Produktionskapa- 
zitäten von Australiens sieben 
Millionen Bürgern und zwei 
Millionen Arbeitskräften bis zum 
äußersten ausnutzte, konnte Mac- 
Arthur mehr Nachschub zu 
benachbarten Kriegsschauplät- 
zen schicken als er von den 
Vereinigten Staaten erhielt — was 
so etwas wie ein logistisches 
Wunder darstellte. Vom Stand- 
punkt der Kriegsproduktion aus 
war der Südwestpazifik also ein 
autarkes Gebiet. 


MacArthur sprach oft bitter von 
der armseligen Logistik, der er 
von Washington unterworfen 
wurde, während andere Befehls- 
haber weitaus großzügiger belie- 
fert wurden. Manch wertvolle 
strategische Gelegenheit ging 
seiner Ansicht nach wegen unzu- 
reichendem Nachschub verloren. 
»Es ist wirklich ein Gebiet der 
verlorenen Gelegenheiten,« sagte 
er. 

In den vier Monaten zwischen 
Pearl Harbor und dem Fall von 
Corregidor waren die US-Streit- 
kräfte auf den Philippinen der 
Anziehungspunkt im Pazifikkon- 
flikt. Der Premierminister von 
Australien, John Curtin, ein 
enger Freund von MacArthur, 
sagte, »ohne jegliche Hemmun- 
gen möchte ich klarmachen, daß 
Australien auf Amerika schaut, 
frei von jeglichen Gewissensbis- 
sen hinsichtlich unserer traditio- 
nellen Verbindungen zum Verei- 
nigten Königreich«. Churchill 
war apoplektisch und die briti- 
sche Elite wurde in ihrer Blut- 
rache gegen MacArthur bestätigt, 
gegen den sie im Koreakrieg 
einige Jahre später tätig werden 
sollten. 


Koreakrieg 


Nordkorea 
und Maos 
China als 
britische 
Stellvertreter 


gegen 


die USA 


In Washington flüsterte Lord Halifax Lord Keynes zu: »Es 
stimmt, daß sie die Geldsäcke haben, aber wir haben die ganzen 


Gehirne.« 


Dies zeigt etwas von dem fanati- 
schen Groll der Briten gegen die 
Vereinigten Staaten, der nach 
dem Zweiten Weltkrieg vor- 
herrschte. Die Briten waren auf 
der Suche nach Krediten zur 
Stabilisierung ihres ramponierten 
Pfund Sterling demütig nach 
Washington gekommen und sie 
fühlten sich schlecht behandelt, 
als die Vereinigten Staaten gegen 
ihr System der Präferenzen mit 
dem Kolonialhandel waren. Sie 
ärgerten sich sehr über die Rolle 
der USA in Europa, doch sie 
wollten dort keinen Stellvertre- 
tungskrieg beginnen. Doch in 
Fernost und im Pazifik schien 
ein solcher Stellvertretungskrieg 
durchführbar und er trat an die 
Spitze der britischen Agenda. 


Die US-Überlegenheit 
im Ostpazifik 


Nach der Kapitulation Japans am 
2. September 1945 war der Ein- 
fluß Amerikas im Pazifik so groß 
wie nie zuvor. US-Streitkräfte 
hatten die ganzen militärischen 
Feldzüge beherrscht und General 
MacArthur war zum Oberbe- 


dern eigentlich unter MacAr- 
thurs Oberaufsicht verwaltet. 


Zu MacArthurs Besatzungsrefor- 
men gehörten strenge Bestim- 
mungen zur Reduzierung des oli- 
garchischen Elements in der 
japanischen Gesellschaft, darun- 
ter die Abschaffung von Adelsti- 
teln und des japanischen Aquiva- 
lents des Oberhauses. Die Briten 
ärgerten sich sehr über die ameri- 
kanische Überlegenheit im Ost- 
pazifik, den sie als eine ihrer 
Sphären angesehen hatten, und in 
Japan, das sie immer noch als 
ihren Verbündeten betrachteten. 


Diese britische Haltung zeigte 
sich in der Bemerkung des anti- 
amerikanischen britischen Au- 
ßenministers Sir Ernest Bevin, 
der Ende der vierziger und An- 
fang der fünfziger Jahre unter 
Premierminister Clement Attlee 
in der Labour-Regierung diente. 
Bevin war der Meinung, daß die 
Vereinigten Staaten im Fernen 
Osten »ein Gesetz für sich 
selbst« sein wollten. 


Die Briten reagierten, indem sie 
ihre Unterstützung Maos und der 
chinesischen Kommunisten in 
deren Bürgerkrieg gegen Chiang 
Kai-Sheks nationalistische Kuo- 
mintang verdoppelten. Mao wur- 
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fehlshaber der Alliierten Mächte 
(SCAP) in Tokio gemacht wor- 
den. Japan wurde nicht in Be- 
satzungszonen aufgeteilt, son- 


de dadurch unterstützt, daß die 
USA der KMT ihre Militärhilfe 
in einer entscheidenden Phase 
des Bürgerkriegs einstellte. Dies 


wurde von dem Sondergesandten 
der Regierung Truman in China, 
General George C. Marshall, 
einem Verbündeten der pro-briti- 
schen Harriman-Gruppe, ange- 
ordnet. Die Volksrepublik China 
(P.R.C.) wurde am 2. Oktober 
1949 gegründet. Die KMT hielt 
an Taiwan fest, doch die Briten 
waren bestrebt, diese alten Geg- 
ner so bald wie möglich zu liqui- 
dieren. 


Am 6. Januar 1950 war die briti- 
sche Regierung die erste westli- 
che Nation, die diplomatische 
Beziehungen zur Volksrepublik 
China aufnahm. Diesem eindeu- 
tigen Kooperationsversuch folg- 
ten scharfe Angriffe im US- 
Kongreß gegen London, so unter 
anderem die Forderung, daß 
Wirtschaftssanktionen gegen das 
Vereinigte Königreich auferlegt 
werden sollten. 


Korea wurde zu dieser Zeit von 
zwei heftig miteinander ringen- 
den Regierungen, der des Kom- 
munisten und Roten Armee 
Veteranen Kim Il-sung im Nor- 
den und der des pro-USA Re- 
gimes von Präsident Syngman 
Rhee im Süden regiert. US-Trup- 
pen waren in Südkorea präsent 
gewesen, doch die letzten hatten 
das Land im Juni 1949 verlassen. 


Außenminister Dean Acheson, 
ein bekannter Anglophile, agierte 
zu der Zeit als de facto Controller 
von Präsident Truman in au- 
Benpolitischen Angelegenheiten. 
Acheson war ein enger Freund 
von W. Averell Harriman, dem 
Vorreiter der amerikanischen 
Anglophilen, seit sie sich im 
Jahre 1905 in Yale kennenge- 
lernt hatten und die beiden hatten 
zusammengearbeitet, um »mit 
und an Truman und gegen Mac- 
Arthur zu arbeiten«. 


Acheson definiert Korea 
außerhalb der US- 
Verteidigungsperipherie 


Am 12. Januar 1950 hielt Ache- 
son im Nationalen Presseclub 
eine wichtige Rede über »Die 
Krise in China — eine Unter- 
suchung der Politik der Ver- 
einigten Staaten«. In dieser Rede 
sprach er unter anderem darüber, 
welche Territorien in Asien die 
Vereinigten Staaten bereit seien, 
zu verteidigen, wenn China an 
die Kommunisten gefallen ist. Er 
beschrieb eine amerikanische 
»Verteidigungsperipherie...ent- 
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lang der Aleuten nach Japan und 
dann... nach Ryukyus [Okona- 
wa]... und bis... zu den Philippi- 
nen.« 


Auf dieser Liste von US-Ver- 
bündeten, die geschützt würden, 
kamen weder Südkorea noch 
Taiwan vor. Nachdem Nordko- 
rea Ende Juni 1950 Südkorea 
angegriffen hatte, wurde Ache- 
son weithin beschuldigt, Nord- 
korea de facto dazu eingeladen 
zu haben, diese Aggression zu 
starten. 


Acheson wurde der »April Gla- 
spie« — der US-Botschafterin, 
deren Aussagen gegenüber dem 
Irak im Jahre 1990 den Irak prak- 
tisch dazu einluden, Kuwait zu 
besetzen, was zum Golfkrieg 
führte — des Koreakrieges. Man 
kann davon ausgehen, daß die 
Zusicherung der Straflosigkeit 
für den Aggressor, die in Ache- 
sons Aussagen impliziert war, 
auf inoffizieller Ebene in deutli- 
cheren Worten von britischen 
Diplomaten gegenüber bestimm- 
ten beteiligten Parteien wieder- 
holt worden ist. 


Zu dieser Zeit speiste Acheson 
insgeheim ein Mal pro Woche im 
Außenministerium mit dem briti- 
schen Botschafter in Washing- 
ton, Sir Oliver Franks. Es war die 
Zeit, in der der britische Drei- 
fach-Agent »Kim« Philby erster 
Sekretär Franks war. 


Letztlich Treue 
zur Queen 


Franks zweiter Sekretär war der 
britische Dreifach-Agent Guy 
Burgess. Ein dritter britischer 
Dreifach-Agent, Donald Mac- 
lean, der ein paar Jahre früher für 
Franks in Washington gearbeitet 
hatte, sollte in Kürze Chef der 
amerikanischen Abteilung im 
Londoner Außenministerium wer- 
den. Als Premierminister Attlee 
im Dezember 1950 Truman im 
Weißen Haus besuchte, wird in 
einigen Berichten bestätigt, daß 
Maclean bei seinem Gefolge da- 
bei war. 
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Guy Burgess mit 23 Jahren als Student des Trinity College, 


Cambridge. Erst relativ spät zur kommunistischen Be- 
wegung der Universität gestoßen, machte Burgess seinen 
Einfluß durch die »Apostel« und eine fortgesetzte So- 


zialpolitik geltend. 


»Dreifach«-Agent bedeutet hier, 
daß die Philby-Gruppe und ande- 
re wie sie zwar britische Agenten 
waren, die auch für den KGB 
spionierten, doch daß ihre letzt- 
endliche Treue und Kontrolle 
immer bei der Queen und der bri- 
tischen Oligarchie blieb. 


Als Anthony Blunt, dem vierten 
der Dreifach-Agenten von Cam- 
bridge, die der Öffentlichkeit 
bekannt wurden, im Jahre 1964 
befragt wurde, soll er aufgedeckt 
haben, daß der Kanadier Herbert 
Norman, ein weiterer Cam- 
bridge-Absolvent der dreißiger 
Jahre, vom KGB rekrutiert wor- 
den ist. Norman hatte im Jahre 
1957 angeblich Selbstmord be- 
gangen. Er war ein Mitglied von 
General MacArthurs Stab in 
Tokio gewesen und hatte den 
Verdacht von General Willough- 
by, MacArthurs Geheimdienst- 
chef, auf sich gezogen. Norman 
war ein enger Vertrauter von Sir 
Lester Pearson, der zu der Zeit 
der kanadische Außenminister 
war und später kanadischer 
Premierminister wurde. 

James Barros hatte in seinem 
Buch »No Sense of Evil« versi- 


. 


chert, daß er während seines 
Dienstes in Tokio im Jahre 1950 
eine Rolle dabei gespielt hat, 
Moskau, Peking und Pjönjang 
dazu zu veranlassen, die Invasion 
Südkoreas zu starten. 


Barros schreibt: »In diesem Zu- 
sammenhang müssen wir Pear- 
sons Reise nach Tokio im Feb- 
ruar 1950 untersuchen. Während 
dieses Besuchs erklärte General 
MacArthur ihm und Norman die 
Politik Washingtons in Asien 
und daß Korea nicht zu ihrer 
Verteidigungsperipherie gehöre, 
da Korea für Amerikas Sicher- 
heit nicht wichtig sei. MacAr- 
thurs Kommentare deckten sich 
mit Dean Achesons Rede einen 
Monat zuvor, als er im Natio- 
nalen Presseclub gesagt hatte, 
daß Amerikas Verteidigungs- 
peripherie in Asien von den 
Aleuten bis nach Japan verlaufe 
und von dort bis nach Ryuku und 
auf die Philippinen... Achesons 
öffentliche Kommentare konnten 
in Moskau nicht unbemerkt ge- 
blieben sein. Wenn man MacAr- 
thurs militärische Rolle in Asien 
berücksichtigt, hätten seine Be- 
merkungen gegenüber Norman 


und Pearson — dem Außenmini- 
ster eines befreundeten und alli- 
ierten Landes — im Februar Mos- 
kau dazu anregen können, eine 
Invasion Südkoreas durch Nord- 
korea mit einem möglichen, 
geringen Risiko zu befürworten. 
Mit anderen Worten, zusätzlich 
zu anderen Informationen, die 
Moskau zur Verfügung standen, 
hätten MacArthurs Kommentare 
- wenn sie von Norman den 
Sowjets übermittelt worden wä- 
ren, was vielleicht geschehen ist 
— zu der Annahme führen kön- 
nen, daß ein solches Szenario 
keine Reaktion von Seiten Ame- 
rikas heraufbeschwören würde.« 


Das Undenkbare 
denken 


Pearson war einer der wichtig- 
sten politischen Akteure des bri- 
tischen Empire in den Nach- 
kriegsjahrzehnten. Bei der Über- 
prüfung von Pearsons Rolle beim 
Schutz der Karriere von Norman 
prüft Barros die vom Unteraus- 
schuß des US-Senats für innere 
Sicherheit zusammengestellten 
Beweise und meint, daß »man 
sogar das Undenkbare denken 
könnte — daß Pearson letztend- 
lich ein Moskauer Agent gewe- 
sen ist«. 


Ein paar Jahre zuvor hatte der 
kanadische Premierminister Mac- 
Kenzie King offiziell gesagt, daß 
Kanada als Basis für Spionage- 
aktivitäten gegen die Vereinigten 
Staaten benutzt worden ist. 


Anfang des Jahres 1950 hatte 
Stalin zu Mao gesagt, daß »eine 
Konfrontation mit den Verei- 
nigten Staaten unvermeidlich ist, 
doch für uns wäre es günstig, 
ihren Beginn zu verzögern. 
Derzeit ist ein Krieg nicht durch- 
führbar, weil wir gerade die 
Atombombe getestet haben, das 
Land ist ausgelaugt und die 
Bevölkerung der UdSSR würde 
einen solchen Krieg nicht verste- 
hen und nicht unterstützen«. 


Doch Stalin war gleichzeitig an 
verschiedenen Ideen für einen 
begrenzten Präventivkonflikt in- 
teressiert. In Gesprächen mit Il- 
sung meinte Stalin wiederholt zu 
dem nordkoreanischen Führer, 
daß die Sowjetunion nie in Korea 
in den Krieg ziehen würde, auch 
dann nicht, wenn die Vereinigten 
Staaten intervenieren würden: 
»Stalin sagte zu Kim, selbst 
wenn die Vereinigten Staaten am 


Krieg teilnehmen würden, hätte 
die Sowjetunion nicht die Ab- 
sicht, sich dem Kampf anzu- 
schließen.« 


Stalin machte dies in reichem 
Maße deutlich und sagte zu Kim 
im April 1950 bei ihrer letzten 
Konferenz, bevor Kim den Krieg 
begann: »Wenn Sie einen Schlag 
vor den Bug kriegen, werde ich 
keinen Finger rühren. Sie müssen 
Mao um Hilfe bitten.« 


In dieser Situation hätten Ge- 
heimdienstberichte, die 


eine 


Donald Maclean war mit 21 
Jahren schon engagierter 
Kommunist. 


Nichteinmischung der USA be- 
stätigten, die Neigung Stalins, 
Maos und Kim Il-sungs, den 
Koreakrieg zu beginnen, sicher 
erhöht. Doch wir müssen davon 
ausgehen, daß der Kanal Pear- 
son-Norman nur einer von ver- 
schiedenen höchst maßgeblichen 
Kanälen gewesen wäre, die Lon- 
don benutzt hat, um einen An- 
griff in Fernost zu provozieren. 


Gleichzeitig wird durch Stalins 
eiserne Warnung, daß er sich mit 
seinen eigenen Streitkräften in 
Korea nie einmischen würde, das 
spätere britische pro-Appease- 
ment Argument, daß Angriffe 
gegen Verbündete auf chinesi- 
schem Territorium russische 
Hilfe für China hervorrufen wür- 
den und damit ein apokalypti- 
scher dritter Weltkrieg begänne, 
stark unterhöhlt. 


Opfer für die 
Londoner Oligarchie 


Nordkorea fiel am 25. Juni 1950 
in Südkorea ein. In einer phäno- 


menalen Umkehr der US-Politik 
beschloß die Regierung Truman, 
daß Südkorea für die US-In- 
teressen schließlich doch wichtig 
sei und er befahl MacArthur, 
Südkorea unter Einsatz der 
Streitkräfte zu verteidigen, die 
zuvor an der Besetzung Japans 
beteiligt gewesen waren. Weil 
ihnen die Panzer und die schwe- 
re Artillerie fehlte, die die Ver- 
einigten Staaten nicht geliefert 
hatten, waren die südkoreani- 
schen Streitkräfte zu einem des- 
organisierten Rückzug gezwun- 
gen. MacArthur schickte seine 
Streitkräfte so rasch wie möglich 
nach Südkorea, doch bis zum 
August kämpften die US-Streit- 
kräfte mit ihrem Rücken zum 
Meer in einem 135 Meilen Bo- 
gen von Schützengräben, ge- 
nannt Pusan-Peripherie. Auf dem 
Papier schien MacArthur eine 
frühe Niederlage bevorzustehen 
- ein Faktor, den London zwei- 
fellos im voraus so eingeschätzt 
hatte. 


Eine Truppenbrigade des briti- 
schen Commonwealth of Nations 
war Teil von MacArthurs Armee 
in Korea, die unter der formellen 
Schutzherrschaft der Vereinten 
Nationen operierte. Britische Bo- 
dentruppen bedeutete, daß Lon- 
don das Recht hatte, automatisch 
alle Kriegsdepeschen und Be- 
richte, zusammen mit einer Fülle 
von anderen Informationen, von 
MacArthur zu bekommen. 


Das Leben vieler dieser briti- 
schen und Commonwealth-Streit- 
kräfte wurde von der Londoner 
Oligarchie zynisch im Kampf 
geopfert. Sie waren nur entbehr- 
liche Schachfiguren, die dazu be- 
nutzt wurden, Zugang zu Ge- 
heimnissen zu bekommen, die 
dann rasch an die kommunisti- 
sche Seite verraten wurden. 


Im September 1950 wendete sich 
mit MacArthurs gewagtem und 
verzweifelten Flankenmanöver 
bei der Landung in Inchon das 
Blatt und die totale Niederlage 
der nordkoreanischen Streitkräf- 
te war sichergestellt und der Weg 
zur nationalen Wiedervereini- 
gung unter Rhee geöffnet. Mac- 
Arthurs Streitkräfte rückten nach 
Nordkorea vor und näherten sich 
dem Fluß Yalu, der die koreani- 
sche Grenze zu China darstellt. 
Im Außenministerium herrschte 
Bestürzung, denn genau der 
Trick mit Nordkorea, mit dem 
die Vereinigten Staaten in Fern- 


Kim Philby 1934 mit 22 Jah- 
ren. Er nahm an kommuni- 
stischen Aktivitäten nicht 
teil, hielt aber behutsam 
Verbindung zu vielen kom- 
munistischen Studenten, 
einschließlich seiner zu- 
künftiger Mitagenten. 


ost reduziert und mit dem ein 
Teil des Gleichgewichts der 
Kräfte in der Region wiederher- 
gestellt werden sollte, war in die 
Verherrlichung MacArthurs als 
der unwiderstehlichen Kraft in 
Asien zurückgeschlagen. 


Bevor der Koreakrieg begann, 
hatte Stalin versucht, Mao dazu 
zu veranlassen, die britische 
Kronkolonie Hongkong in Besitz 
zu nehmen. Mao war mit Stalin 
über die Notwendigkeit, von die- 
ser Kolonie Besitz zu ergreifen, 
nicht einig. 


Im Frühjahr 1950 hatte die kom- 
munistische Chinese People’s 
Liberation Army die Kontrolle 
der Insel Hainan von der KMT 
gewonnen. Für den Sommer 
1950 deuteten alle Zeichen auf 
einen Versuch Maos hin, Taiwan 
einzunehmen und Tschiang Kai- 
sheks Regierung dort zu stürzen. 
Ein Element in Maos aggressiver 
Entscheidung war die Notwen- 
digkeit, das neue kommunisti- 
sche Regime durch einen Kon- 
flikt mit einem externen Feind zu 
konsolidieren. 


Zusicherungen 
gegenüber Mao 


Mao entschied sich dafür, nicht 
Taiwan, sondern MacArthurs 
US- und UNO-Streitkräfte in 
Korea anzugreifen. Es gibt zahl- 
reiche Hinweise dafür, daß dieser 
schicksalhafte Entschluß durch 


geheime Bestärkung und Zusi- 
cherungen an Peking auf Seiten 
britischer Vertreter stark beein- 
flußt war, darunter sicherlich, 
jedoch nicht ausschließlich der 
Dreier-Agenten-Kreis Philby- 
Maclean-Burgess-Blunt-Roth- 
schild. 


Diese Meinung wird durch eine 
offizielle Verlautbarung Lin 
Piaos, des Befehlshabers der chi- 
nesischen Streitkräfte, die Korea 
angriffen, gestützt, die von Mac- 
Arthur in seinen »Reminiscen- 
ces« veröffentlicht wurde. Lin 
Piao sagte hier: »Ich hätte den 
Angriff niemals durchgeführt 
und meine Männer und meinen 
militärischen Ruf aufs Spiel ge- 
setzt, wenn mir nicht zugesichert 
worden wäre, daß Washington 
General MacArthur davor zu- 
rückhalten würde, entsprechende 
Vergeltungsmaßnahmen gegen 
meine Nachschub- und Kom- 
munikationslinien zu ergreifen.« 


Seit Mai 1951 — als Maclean und 
Burgess nach Moskau überliefen 
— gefolgt von Philby im Jahre 
1963 — war es denjenigen, die 
sich mit dem Koreakrieg be- 
schäftig haben, klar, daß die 
»Zurückhaltungen«, die MacAr- 
thur auferlegt wurden, von den 
Briten gefordert waren und daß 
das Wissen über diese Zurück- 
haltungen durch Philby und seine 
Kollegen an die verschiedenen 
kommunistischen Hauptstädte 
vermittelt worden ist. Deren Ak- 
tivitäten konnten später aufgrund 
der Tatsache, daß es sich um 
»Sowjetspionage« gehandelt hat, 
von der Londoner Regierung 
abgeleugnet werden. In Wirk- 
lichkeit blieben jedoch alle Drei- 
fachagenten des Geheimdienstes 
Ihrer Majestät der Queen gegen- 
über loyal. 


Chinesische Streitkräfte, die süd- 
lich des Flusses Yalu und somit 
auf koreanischem Territorium 
operierten, hinterließen am 25. 
Oktober 1950 ihre unmißver- 
ständliche Visitenkarte, indem 
sie eine südkoreanische Streit- 
macht in der Nähe des Yalu übel 
zurichteten. Dann nahmen die 
chinesischen Streitkräfte fast 
einen Monat lang Abstand von 
ihren Angriffen, zogen sich auf 
getarnte Positionen zurück und 
warteten ab. Welche Zusicherun- 
gen er auch immer von London 
erhalten hatte, Mao war durch 
den Schlag, den Kim bekommen 
hatte, mißtrauisch geworden und 
er war nun vorsichtiger. Einen 
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Britannien 


Der Zweite 
Weltkrieg im 
Pazifik 


Monat lang warteten Mao und 
Lin ab, ob MacArthur auch 
tatsächlich zurückgehalten wür- 
de. 


London war gegen ein 
Ultimatum an China 


Wenn Truman in dieser Zeit eine 
klare Warnung herausgegeben 
hätte, daß eine anhaltende Ag- 
gression Chinas gegen MacAr- 
thurs Oberkommando auf korea- 
nischem Boden zu einem Ver- 
geltungsschlag gegen chinesi- 
sche Ziele führen würde, hat man 
allen Grund zur Annahme, daß 
Mao und Lin rasch davon Ab- 
stand genommen hätten. Doch 
der britische Außenminister Sir 
Ernest Bevin war unerbittlich 
und meinte, »Ultimaten an China 
werden von mir nicht unter- 
stützt« und Truman — instruiert 
von Acheson und Harriman- 
sagte nichts. 


MacArthur wurde mehr als 
zurückgehalten. Er wurde von 
den Briten und ihren verschiede- 
nen Satellitenstaaten bei der 
UNO in eine Zwangsjacke ge- 
steckt. MacArthur wurde die 
Verfolgung von Flugzeugen, die 
von Luftstützpunkten in der 
Mandschurei oder Sibirien aus 
operierten — was man nach den 
Regeln des Krieges erwartet 
hätte-, verboten. 


Ihm wurde gesagt, daß er die 
Wasserkraft-werke entlang des 
Yalu nicht bombardieren dürfe 
und es wurde ihm verboten, die 
Eisenbahnverbindungen in Rai- 
cin/Nordkorea zu stören. 


Anfang November wurde Mac- 
Arthurs Anfrage, die Brücken 
über den Yalu bombardieren zu 
dürfen, abgelehnt. Die Ableh- 
nung kam von Acheson, Robert 
Lovett und Dean Rusk im Au- 
ßenministerium. Achesons Be- 
gründung dafür, warum er die 
Bombardierung verboten hat: 
»Mr. Rusk, der mit bei uns war, 
meinte, wir dürften Orte in der 
Mandschurei ohne Konsultation 
der Briten nicht angreifen und 
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deren Kabinett würde an jenem 
Morgen zusammentreffen, um 
seine Haltung gegenüber der chi- 
nesischen Regierung erneut zu 
überdenken.« Ein Austausch von 
Telegrammen über dieses Thema 
wäre von Philby, Maclean und 
Burgess gesichtet worden. 


Später wurde dies dahingehend 
geändert, daß man ihm erlaubte, 
nur die südliche Hälfte dieser 
Brücken — den koreanischen Teil 
— zu bombardieren. »Über ir- 
gendeinen Weg«, folgerte Mac- 
Arthur, »muß der feindliche Be- 


zwischen der 8. US-Armee und 
dem südkoreanischen II. Corps. 
Die Chinesen schienen wieder- 
holt in der Lage zu sein, Mac- 
Arthurs bevorstehende Schritte 
vorherzusehen. 


In dieser Zeit telegrafierte Sir 
Frederick Hoyer-Millar von der 
britischen Botschaft in Was- 
hington an das Außenministe- 
rium in London, daß einer seiner 
Untergebenen »Informationen 
im voraus... von einem Offizier 
erhält, der streng genommen 
deren Übermittlung über das 


Sir Anthony Blunt, Kustos der Gemälde der Königin, mit 
Ihrer Majestät der Königin 1959 im Courtauld Institut, des- 


sen Direktor er war. 


fehlshaber von dieser Entschei- 
dung, seine Kommunikationsli- 
nien nach Nordkorea hinein zu 
schützen, gewußt haben, sonst 
hätte er es nie gewagt, diese 
Brücken zu überqueren.« 


Wegen der Erpressung der Briten 
wurde die chinesische Mand- 
schurei zu einem riesigen, privi- 
legierten Zufluchtsort, den Mao 
und Lin als Bereitstellungsraum 
für Angriffe auf US- und UNO- 
Streitkräfte in Korea benutzen 
konnten. Sämtliche von MacAr- 
thurs Versuchen, eine Genehmi- 
gung zum Angriff auf Militär- 
stützpunkte in diesem Gebiet zu 
erhalten, wurden abgelehnt. 


Die Chinesen griffen MacAr- 
thurs Armee am 26. und 27. 
November in großer Zahl an. 
General Lis erster Angriff traf 
mit unheimlicher Genauigkeit 
MacArthurs schwächsten Punkt 
auf der Linie und zwar die 
Verbindungsstelle in Tekchen 


Kriegszentrum abwarten sollte... 
Dies gilt insbesondere für künfti- 
ge Operationen«. 


Die Kommunisten 
wurden vom britischen 
Außenministerium 
informiert 


US-General James Gavin meinte 
später: »Ich habe keinerlei Zwei- 
fel daran, daß die Chinesen zu- 
versichtlich und sachkundig in 
Nordkorea einmarschiert sind 
und ich bin sogar der Meinung, 
daß sie dazu in der Lage waren, 
weil sie nicht nur über die 
Schritte, die Walker machen 
würde, sondern auch über die 
Grenzen dessen, was er tun 
könnte, gut informiert waren... 
Sämtliche Pläne MacArthurs 
flossen über das britische Außen- 
ministerium.« 

Später schlug MacArthur Maß- 
nahmen zur Beendigung des 


Krieges vor, darunter eine Wirt- 
schaftsblockade der Küste Chi- 
nas. Alle seine Vorschläge wur- 
den abgelehnt. In der Antwort 
des gemeinsamen US-General- 
stabs hieß es unter anderem, 
»eine Marineblockade vor der 
Küste Chinas würde Verhand- 
lungen mit den Briten im Hin- 
blick auf das Ausmaß des briti- 
schen Handels mit China über 
Hongkong erfordern«. 


Während der ganzen Zeit des 
Koreakriegs versorgte London 
Mao eifrig mit den Mitteln zur 
Kriegsführung durch Lieferung 
von strategischen Materialien 
über Hongkong. Das wurde nur 
leicht verschleiert durch solche 
Public Relations Maßnahmen 
wie die Ankündigung eines Em- 
bargos für britische Gummiver- 
käufe im Mai 1951 an die Volks- 
republik China über Hongkong. 


Donald Maclean wurde später 
ein prominentes Mitglied des So- 
viet Institute of World Econo- 
mics and International Relations 
und starb im Frühjahr 1993 in 
Moskau. Zu der Zeit faßte der 
russische Dissident und Histo- 
riker Roy Medvedev, der Mac- 
lean während seiner Moskauer 
Zeit gut gekannt hatte, einige 
Dinge zusammen, die Maclean 
ihm in einem Artikel, der in der 
»Washington Post« veröffent- 
licht wurde, gesagt hatte. Medve- 
devs Aussagen erstrecken sich 
auf die Art und Weise, wie 
Macleans Spionagearbeit dem 
kommunistischen China gehol- 
fen hat, General MacArthurs 
Armee erfolgreich anzugreifen. 


Obwohl Maclean »nie über die 
Einzelheiten oder die Techniken 
seiner Arbeit als Spion gespro- 
chen hat... nahm er Medvedev 
zufolge bei manchen Gelegen- 
heiten Bezug auf bestimmte 
historische Ereignisse, die er 
beeinflußt zu haben schien«. 


Keine Geheimnisse 
vor Maclean 


Als MacArthur nach Norden zog, 
schrieb Medvedev, »und Stalin 
darauf beharrte, daß die Chine- 
sen eingreifen, zögerte Mao, weil 
er fürchtete, daß die Amerikaner 
den Krieg auf chinesisches Ter- 
ritorium bringen und sogar die 
Atombombe bei chinesischen 
Truppen und Industriezentren 
einsetzen könnten«. 

»Zu dieser Zeit besuchte eine 


englische Delegation unter Füh- 
rung von Premierminister Cle- 
ment Attlee die Vereinigten 
Staaten. Donald Maclean, Chef 
der Amerikaabteilung im Außen- 
ministerium, war Mitglied dieser 
Delegation. Weder Attle noch 
dessen amerikanische Kollegen 
hatten Geheimnisse vor Maclean. 
Es gelang ihm, eine Kopie eines 
Befehls von Truman an General 
MacArthur zu bekommen, in 
dem es hieß, daß er unter kei- 
nen Umständen die chinesische 
Grenze überschreiten und keine 
Atomwaffen einsetzen dürfe. 
Amerika fürchtete einen langen 
und hoffnungslosen Krieg mit 
China.« 


»Stalin gab die Informationen 
sofort an Mao Tse-Tung weiter 
und das Widerstreben Chinas 
kam zu einem Ende. Am 25. 
Oktober überquerte eine riesige 
Armee von »Freiwilligen des chi- 
nesischen Volkes< die koreani- 
sche Grenze und griff amerikani- 
sche und südkoreanische Trup- 
pen an«. 


Nach Attlees Besuch in Wa- 
shington entwickelte sich Ende 
Januar 1951 im britischen Au- 
ßenministerium und Kabinett 
eine Debatte über die Taktiken, 
die hinsichtlich eines amerikani- 
schen Anstoßes, den UNO-Si- 
cherheitsrat dazu zu bringen, 
China als Aggressor zu verurtei- 
len, anzuwenden seien. Weniger 
hochrangige Beamte wie John 
Strachey, der Kriegsminister, 
und Kenneth Younger, der 
Staatsminister im Außenmini- 
sterium, unterstützten eine De- 
monstration der Unabhängigkeit 
der Briten wie zum Beispeil daß 
die Briten gegen die Vereinigten 
Staaten stimmen sollten. Diese 
Meinung wurde von Aneurin 
Bevan und Hugh Dalton von der 
Labour Partei unterstützt. Wenn 
man bestritt, daß China der 
Aggressor in Korea war, so wäre 
damit Großbritannien auf einer 
Linie mit der UdSSR und dem 
Rest des kommunistischen Blocks 
gegen die Vereinigten Staaten 
und die UNO gewesen. 


Außenminister Ernest Bevin war 
dagegen, dies öffentlich zu tun 
' und meinte, daß Großbritannien 
bei einem Bruch mit den Ver- 
einigten Staaten der UdSSR 
alleine gegenüberstehen müßte. 
Schatzkanzler Hugh Gaitskell 
meinte, daß ein Bruch mit den 
_ Vereinigten Staaten wegen Chi- 
na eine Katastrophe wäre, die 


Anthony Blunt 1979. Verrat ist Mode - zumindestens der 
britische Verrat, wenn er von Engländern mit todschickem 
Akzent begangen wird. 


»den antieuropäischen Block in 
den USA erheblich stärken wür- 
de«. 


Am 25. Januar beschloß das 
Kabinett gegen eine US-Re- 
solution zu stimmen, in der 
China als ein Aggressor verur- 
teilt wurde. Zu dieser Zeit litt 
Bevin an einer tödlichen Krank- 
heit. Gaitskell drohte mit Rück- 
tritt und erhielt Unterstützung 
von Schlüsselfiguren im Außen- 
ministerium. Attlee wurde ge- 
zwungen, klein beizugeben. 


Die Marotte vom 
schicken Verrat 


Dennoch griff der britische Bot- 
schafter bei der UNO, Sir Glad- 
wyn Jebb, MacArthur an, weil 
dieser den Koreakonflikt angeb- 
lich »eskalieren« wolle. 


Wenn MacArthur dachte, die 
UNO würde der Eskalation zu- 
stimmen, »muß er nur an die 
öffentliche Meinung auf den 
Philippinen, in einigen der Ba- 
nanenrepubliken und an die 
extremistischen Randgruppen in 
der republikanischen Partei den- 
ken«. 


Zu dieser Zeit war Alan Maclean 
Jebbs Privatsekretär in New 
York. Maclean bewohnte ein 
Appartment zusammen mit Guy 
Burgess. »Burgess schien den 
ganzen Herbst und Winter des 
Jahres 1950 von der Furcht 
besessen zu sein, daß die ameri- 
kanische Politik in Korea die 
Welt in einen dritten Weltkrieg 
hineinzieht.« Doch was Burgess 
zum Ausdruck brachte, war le- 
diglich die offizielle Ansicht des 
britischen Außenministeriums. 


Cave Brown lenkt die Aufmerk- 
samkeit auf die Marotte von 
»schickem Verrat«, die unter der 
dekadenten Londoner Intelli- 
gentsia nach dem Weggang von 
Maclean und Burgess im Mai 
1951 nach Moskau populär wur- 
de und dann erneut als Philby im 
Jahre 1963 in die UdSSR über- 
lief. 

Er zitiert den Kulturkritiker 
Richard Grenier zur weitverbrei- 
teten Ansicht der britischen Kul- 
turelite, daß »Verrat in Mode ist« 
— zumindest der britische Verrat, 
wenn er von Engländern mit tod- 
schickem Akzent begangen wird.« 


Diese kulturelle Gesinnung des 
britischen Establishment spiegelt 
sich in den Stücken von Alan 
Bennett, darunter einem über 
Burgess in Moskau (»An Eng- 
lishman Abroad«) und einem 
über die Beziehungen zwischen 
Sir Anthony Blunt vom Cour- 
tauld-Institut und seiner Gön- 
nerin, der Königin, unter ihren 
Bildern im Buckingham Palast 
(»A Question of Attribution«) 
wider. Das ist die kulturelle 
Eiterung, die die Lord William 
Rees-Moggs und Ambrose Evans- 
Pritchards unserer Tage hervor- 
gebracht hat. 


Insgesamt 54.246 US-Soldaten 
haben ihr Leben in dem schmut- 
zigen Stellvertreterkrieg verlo- 
ren, der von den Briten in Korea 
gegen die Vereinigten Staaten 
geführt wurde und fast 107.000 
wurden als verwundet oder 
vermißt registriert. Vielleicht 
kommt der Tag, an dem das ame- 
rikanische Volk in der Lage sein 
wird, der britischen Oligarchie 
auf die Jahrzehnte geopolitischen 
Stellvertreterkriegs zu erwidern. 
oO 
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Vietnam 


Sir Robert 
I'hompson 


und die 
Niederlage 
der USA 


Ein Jahrzehnt nach dem Koreakrieg konzentrierte sich die geo- 
politische Strategie der Briten auf die Provokation einer weite- 
ren, noch ernsteren Schlappe für die Vereinigten Staaten, den 
Vietnamkrieg. Nachdem der britische Geheimdienst Präsident 
Kennedy eliminiert hatte, der die Absicht gehabt hatte, die ame- 
rikanischen Streitkräfte aus Vietnam abzuziehen, haben es die 
Handlanger Londons im liberalen US-Establishment darauf 
angelegt, die Regierung Johnson dazu zu bringen, eine halbe 
Million Bodentruppen nach Südvietnam zu entsenden. Gleich- 
zeitig kritisierte das Londoner Regime von Premierminister 
Harold Wilson weiterhin die Bemühungen der USA und es wur- 
den keine britischen Streitkräfte nach Vietnam entsandt, obwohl 
Australien ein Kontingent zur Verfügung stellte. 


Ein britischer Geheimdienst- 
agent, der eine wichtige Rolle 
dabei gespielt hat, die Regierung 
Johnson davon zu überzeugen, 
das Abenteuer Vietnam zu star- 
ten, war Sir Robert Grainger Ker 
Thompson, der in »Newsweek« 
und »U.S. News and World Re- 
port« Mitte der sechziger Jahre 
als der weltweit vorrangigste 
Experte in der Guerillakrieg- 
führung bezeichnet wurde. 


Verachtung für 
die Amerikaner 


Thompson wurde im Jahre 1916 
geboren und hatte in Cambridge 
Geschichte studiert. Er sprach 
sowohl das Mandarin-Chinesisch 
als auch das Kanton-Chinesisch 
fließend. Im Zweiten Weltkrieg 
gehörte Thompson zu General 
Orde Wingates Chindits, einem 
Prototyp der späteren Sonder- 
streitkräfte. Später kommandier- 
te er die »Ferret Force«, eine bri- 
tische Anti-Guerilla-Einheit in 
Malaya, wo er das strategische 
Hamlet-Programm entwickelte, 
das später in Vietnam kläglich 
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scheitern sollte. Im Jahre 1961 
wurde Thompson dann schließ- 
lich Verteidigungsminister von 
Malaya. In diesem Jahr wurde 
Thompson von Präsident Diem 
nach Südvietnam eingeladen. Er 
wurde Chef der britischen Bera- 
tungsmission und ein Hauptbera- 
ter und‘ »Ideenmann« für die 
Gegenrebellion bei Diem. 


Thompson hat seine Verachtung 
für die Vereinigten Staaten nie 
verhehlt. Seine Lieblingsverun- 
glimpfung der undankbaren 
»Koloniebewohner« war: »Das 
Problem mit Euch Amerikanern 
ist, daß Ihr es jedes Mal, wenn 
Ihr Eure Bemühungen verdop- 
pelt, irgendwie schafft, die Feh- 
ler zu vervierfachen.« 

Die beste Strategie der Ver- 
einigten Staaten wäre es gewe- 
sen, ein Engagement von US- 
Bodentruppen in Vietnam ganz 
zu vermeiden, wie es Kennedy 
vorgehabt hatte. Doch sobald die 
Truppen einmal eingesetzt wa- 
ren, spielte Sir Robert bei der 
Blockierung einer möglichen, 
effektiven Militärstrategie eine 
entscheidende Rolle. 


Als der US-Truppenaufbau im 
Jahre 1965 begann, hatte der süd- 
vietnamesische Verteidigungs- 
minister General Cao Van Vien 
ein Strategiepapier mit dem Titel 
»Die Strategie der Isolation« 
vorgelegt, in dem er das Problem 
ansprach, die Infiltration von 
Truppen und Nachschub vom 
Norden in den Süden abzu- 
schneiden und meinte, wenn dies 
getan werde, würden die Re- 
bellen im Süden »austrocknen«. 


Die Strategie 
Südvietnams 


Cao Van Vien wollte eine Linie 
entlang des 17. Breitenkreises 
von Dong Ha nach Savannakhet, 
einem Punkt am Mekong-Fluß 
nahe der Grenze zwischen Laos 
und Thailand befestigen, um den 
berühmten Ho Chi Minh Pfad, 
eine strategische Verkehrsader, 
abzuriegeln. Cao van Vien woll- 
te, daß daraufhin eine amphibi- 
sche Operation nördlich dieser 
Linie nahe Vinh entlang dem 18. 
Breitenkreis folgt, um die nord- 
vietnamesische Front von ihrem 
rückwärtigen Stab und ihren 
Nachschublinien abzuschneiden. 
Das Ziel wäre dabei gewesen, 
Nordvietnam die Möglichkeit zu 
nehmen, »Männer und Nach- 
schub über Land, Wasser und in 
der Luft... durch den Lao-Korri- 
dor über die entmilitarisierte Zo- 
ne bis zur Küste und durch Kam- 
bodscha zu bringen«. 


Diesem Plan zufolge hätte die 
Blockierposition von der entmili- 
tarisierten Zone bis zum Mekong 
mit acht Divisionen ausgestattet 
werden können - fünf amerikani- 
schen, zwei südkoreanischen und 
einer südvietnamesischen -, 
während die Marinedivisionen 
für den amphibischen Angriff 
hätten bereitgehalten werden 
können. Die US-Streitkräfte wä- 
ren in befestigten Positionen in 
der Defensive geblieben. Es wäre 
der südvietnamesischen Armee 
überlassen gewesen, in Südviet- 
nam mit den Guerillastreitkräften 
auf dem Land fertigzuwerden. 


Das bedeutete, es hätte keine 
Such- und Zerstörungsmissionen 
der Vereinigten Staaten, keine 
My Lais und weitaus weniger 
amerikanische Opfer gegeben. 


Die Ablehnung dieser Strategie 
zugunsten der Gegenrebellion ist 
ein Beweis für den Einfluß, den 
Sir Robert ausgeübt hat. 


Die Strategie der Gegenrebellion 
Thompson war der maßgebliche 
Sprecher für die Militärdoktrin 
der Gegenrebellion, einer aufge- 
wärmten Version der koloniali- 
stisch-utopistischen Klichees der 
Briten, die bis auf die Greuelta- 
ten des Burenkriegs zurückge- 
hen. Während der Kriege in der 
Dritten Welt Anfang der sechzi- 
ger Jahre wurden die Gegenre- 
bellionstaktiken als Reaktion auf 
die kommunistische Guerilla- 
kriegführung in Washington zu 
einer fixen Idee und Thompson 
konnte seine bestechenden Ma- 
laya-Erfahrungen zu einen be- 
herrschenden Einfluß erweitern. 


Die Strategie 
der Gegenrebellion 


Am 5. Juli 1965 - als die Ver- 
einigten Staaten in Südvietnam 
etwas über 50.000 Soldaten auf 
dem Boden stationiert hatten - 
versicherte Thompson gegenüber 
»Newsweek«, daß eine amerika- 
nische Bodenkampfrolle »unver- 
meidlich« sei, doch »wenn im 
Augenblick die richtigen Dinge 
in Vietnam getan werden, dann 
sollte die amerikanische Kampf- 
rolle, die im Vergleich zur viet- 
namesischen Rolle relativ klein 
ist, ausreichen, um die Vietkong 
zu stoppen«. 


Zu dieser Zeit stand die lange 
Qual von Johnsons Eskalation 
der US-Truppenpräsenz erst am 
Anfang. Im Jahre 1982 veröf- 
fentlichte Oberst Harry Summers 
von der US-Armee: »On Strate- 
gy: A Critical Analysis of the 
Vietnam War«, das die Bemü- 
hung des Army War College in 
den Carlisle Barracks, Pennsyl- 
vania widerspiegelte, die Gründe 
für die Niederlage der USA her- 
auszufinden. Eine von Summers 
Schlußfolgerungen war, daß das 
US-Kommando auf allen Ebenen 
durch die Illusion, Vietnam re- 
präsentiere eine neue Form der 
revolutionären Kriegsführung 
des Volkes, für die die traditio- 
nelle Militärdoktrin nicht mehr 
anwendbar ist, völlig desorien- 
tiert war. 


Summers zitierte Sir Robert 
Thompson als den führenden 
Sprecher für die Schule der 
Gegenrebellion und hob den 
Anspruch des Briten, daß »der 
Revolutionskrieg am meisten mit 
dem Guerillakrieg oder Partisa- 
nenkrieg verwechselt wird, her- 
vor. Hier liegt der Hauptunter- 


schied darin, daß der Guerilla- 
krieg hauptsächlich darauf ange- 
legt ist, den Feind zu zermürben 
und zu quälen, so daß die re- 
gulären Streitkräfte in konventio- 
nellen Kämpfen zu einer Ent- 
scheidung gelangen können... 
Der Revolutionskrieg dagegen 
ist darauf ausgelegt, für sich ein 
entscheidendes Resultat zu brin- 
gen.« 


Wie der Krieg 
gewonnen wurde 


In einem Artikel in »Foreign 
Affairs« vom April 1968 argu- 
mentierte Thompson, daß eine 
wahre strategische US-Offensive 
in Vietnam »die Betonung auf 
Staatenaufbau zusammen mit 
begrenzter Befriedung« erfor- 
dern würde, einschließlich dem 
»Wiederaufbau der ganzen viet- 
namesischen Regierungsmaschi- 
nerie«. Für Thompson »sind es 
die Khesanhs, die die Ablenkung 
darstellen«, — eine Anspielung 
auf den konventionellen Kampf 
der US-Armee gegen die regulä- 
re nordvietnamesische Armee in 
der Nähe der entmilitarisierten 
Zone an der Grenze zwischen 
Nord- und Südvietnam. Für 
Thompson war die kommunisti- 
sche Guerillastruktur in Südviet- 
nam durch »ihre Immunität ge- 
gen die direkte Anwendung me- 
chanischer und konventioneller 
Macht« charakterisiert. Der Sieg 
würde deshalb »in den Köpfen 
des vietnamesischen Volkes« 
entschieden. 


Thompson riet, daß die amerika- 
nischen Soldaten auf dem Land 
in Vietnam zur politischen Ak- 
tion und zum »Staatenaufbau« 
eingesetzt werden sollten. Er war 
gegen Vorstöße der Amerikaner 
gegen die reguläre Armee Nord- 
vietnams. Schließlich war es die 
nordvietnamesische Armee, die 
die Regierung von Saigon mit ei- 
nem Panzerangriff von 12 Divi- 
sionen über der entmilitarisierten 
Zone im März 1972 - der schei- 
terte — zerstört hat, gefolgt von 
dem siegreichen Angriff 17 
nordvietnamesischer Divisionen, 
die im März/April 1975 Saigon 
einnahmen. 


Wie sich herausstellte, wurde der 
Krieg von konventionellen Mili- 
tärstreitkräften gewonnen, ob- 
wohl die Guerilla-Rebellen einen 
großen Teil von Saigons verfüg- 
baren Divisionen ablenkten, die 
somit nicht mehr in der Lage 


waren, am letztendlichen, ent- 
scheidenden Konflikt teilzuneh- 
men. 


Thompson hatte 
»völlig unrecht« 


Angesichts all dieser Fakten 
haben Summers und das War 
College recht, wenn sie schluß- 
folgern, daß es »im nachhinein 
klar ist, daß Sir Robert Thomp- 
son gemäß seiner eigenen Defi- 
nition völlig unrecht hatte, wenn 
er den Krieg als einen »klassi- 
schen Revolutionskrieg< ansah. 
Die Guerillas in Vietnam haben 
nicht selbst entscheidende Er- 
gebnisse erzielt. Selbst am Ende 
gab es keinen Volksaufstand, um 
die Regierung von Saigon zu 
stürzen.« 


Auch im Koreakrieg hat es in 
Südkorea umfangreiche Gueril- 
laaktivitäten durch Nordkoreaner 
und kommunistische Unterwan- 
derer gegeben. Es hatte sich eine 
effektive Arbeitsteilung ent- 
wickelt, bei der die südkoreani- 
sche Armee die primäre Ver- 
antwortung für die Aufrechter- 
haltung der Ordnung an der 
Heimatfront bekommen hatte, 
während sich die US-Streitkräfte 
darauf konzentrierten, die inter- 
nationale Aggression von Nord- 
korea und China abzuwehren. 


Doch dieser traditionelle Ansatz 
war mit dem jetzt verteufelten 
General Douglas MacArthur ver- 
bunden und hinterließ das ge- 
fährliche Vakuum in der Militär- 
doktrin, das von Thompsons 


Theorie der Gegenrebellion ge- 


füllt wurde. 


In der Vietnam-Ära hat es leider 
keine mit MacArthur vergleich- 
bare Figur gegeben, die in der 
Lage war, die Ablehnung der 
bankrotten neuen Pseudostrate- 
gie zu erzwingen. 


Neben den offensichtlichen mi- 
litärischen Nachteilen von Sir 
Roberts Strategie gab es auch 
politische Nachteile, die auf ihre 
eigene Art und Weise zu der 
letztendlichen Niederlage beige- 
tragen haben. 


Thompsons Rolle war die eines 
Geheimdienstagenten für Falsch- 
informationen. Die Witwen und 
Waisen von Vietnam - und Ame- 
rika — sollten den bösen Sir Ro- 
bert Thompson nicht vergessen. 
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USA 


Der Kampf 


gegen 


Britanniens 
pazifisches 


Empire 


Sechsundzwanzig Jahre nach der historischen »Öffnung Japans« 
durch Kommodore Matthew Perrys Expedition des Jahres 1853 
— bei der amerikanische Schiffe in die Bucht von Tokio kamen, 
um Beziehungen mit einem Land herzustellen, daß sich 250 Jahre 
lang in selbstauferlegter Isolation befunden hatte - ist der frühe- 
re US-Präsident Ulysses S. Grant ein neues außenpeolitisches 
Engagement eingegangen, eine Art »Monroe-Doktrin für Asien«. 


In einer Rede in Tokio am 20. 
Juni 1879 über den Streit zwi- 
schen China und Japan über 
Ryukyu-Islands sagte Grant: 
»Amerika besitzt im Fernen 
Osten große kommerzielle Inter- 
essen, doch es besitzt keine In- 
teressen — und kann keine haben 
- die zur vollständigen Unabhän- 
gigkeit und dem Wohlergehen 
aller asiatischen Nationen, be- 
sonders Japan und China in Wi- 
derspruch stehen. Rechte, die 
westliche Nationen alle als heilig 
und unverletzlich ansehen, weil 
sie für ihre Unabhängigkeit und 
Würde absolut notwendig sind, 
sollten diese Länder China und 
Japan nicht verweigern. 


Amerikanische Staatsmänner ha- 
ben die Gefahr europäischer Ein- 
mischung in die politischen An- 
gelegenheiten von Nord- und 
Südamerika längst erkannt. »Hü- 
ten Sie sich also vor dieser 
Gefahr.< Und als eine Maßnahme 
des Selbstschutzes ist es zur fe- 
sten Richtlinie der Vereinigten 
Staaten geworden, daß keine 
europäische Macht ihre Herr- 
schaft auf amerikanische Ange- 
legenheiten hin erweitern darf. 
»Gleichermaßen sollten auch die 
Politik Amerikas im Orient, die 
Integrität und Unabhängigkeit 


36 Kichckmmaaı 8/1995 


Chinas und Japans erhalten wer- 
den.«« 


Der Machtkampf gegen 
die Kolonialmächte 


Kommodore Perrys Expedition 
des Jahres 1853 und die Erklä- 
rung von Grant im Jahre 1879 
repräsentieren zwei kritische 
Nuancen im Kampf zwischen 
dem amerikanischen System der 
politischen Wirtschaft und der 
Freihandelsdoktrin des britischen 
Empire. Durch dieses politische 
Engagement Amerikas, das im 
Jahre 1791 begann und bis zum 
Ende des 19. Jahrhunderts dauer- 
te, befanden sich die Vereinigten 
Staaten im Machtkampf gegen 
die Kolonialmächte Großbritan- 
nien, Frankreich, Niederlande 
und Rußland. 


Eines der Hauptgebiete dieses 
historischen Kampfs war Japan. 
Während Japan fast 250 Jahre 
lang (1600-1853) praktisch alle 
Verbindungen zur Außenwelt 
abgebrochen hatte, sahen die 
Vereinigten Staaten die Pläne der 
Briten in Asien als eine Gefahr 
für die amerikanischen Inter- 
essen des friedlichen Handels 
und sie wollten mit Japan eine 


besondere Beziehung herstellen, 
um den Schritten der Briten ent- 
gegenzutreten. 


Japan hatte ausländische Militär- 
invasionen in der Vergangenheit 
erfolgreich abgewehrt, doch im 
19. Jahrhundert konnte es sich 
dem Druck, der von den West- 
mächten kam, nicht länger wi- 
dersetzen und öffnete seine 
Grenzen für den Handel und für 
diplomatische Beziehungen. Ja- 
pan, das keine Kolonie war wie 
der Rest Asiens, verstand schließ- 
lich, daß es auf eine ausländische 
Macht vertrauen müßte, die nicht 
darauf aus war, es zu unterwer- 
fen: die Vereinigten Staaten — 
wenn es nicht erobert werden 
würde. 


Die Amerikaner 
und Japan 


Von den dreißiger Jahren des 19. 
Jahrhunderts bis zu den neunzi- 
ger Jahren des 19. Jahrhunderts 
unterschieden sich die Vereinig- 
ten Staaten beständig von den 
europäischen Mächten, was die 
Frage der Kolonisation angeht. 
Die britischen Intrigen gegen die 
Vereinigten Staaten unterminier- 
ten die Bemühungen der jungen 
amerikanischen Republik im 
Fernen Osten, während Großbri- 
tannien und seine früheren Ver- 
bündeten versuchten, ihre Kolo- 
nialherrschaft in China und Süd- 
ostasien auch auf Japan auszu- 
dehnen. Als Reaktion auf die 
Kolonialherrschaft in Asien schu- 
fen die Vereinigten Staaten eine 
Politik der Entwicklung herzli- 
cher und kooperativer Bezie- 
hungen zu Japan. 


Präsident Grants artikulierte po- 
litischen Ziele der Vereinigten 
Staaten warfen die USA in einen 
weiteren strategischen Kampf 
gegen die europäischen Mächte. 
Diese erneuten Bemühungen po- 
litischer Kriegsführung, die von 
den Vereinigten Staaten gegen 
die Kräfte des Wiener Kon- 
gresses des Jahres 1815 begon- 
nen wurde, hatten zum Ziel, die 
politische Perspektive der USA, 
Japan dabei zu helfen, ein 
moderner Industriestaat zu wer- 
den, aufrechtzuerhalten und zwar 
zunächst unter Tokugawa Sho- 
gunate und später unter Kaiser 
Meiji, der im Jahre 1868 wieder 
an die Macht kam. 


Die Vereinigten Staaten versuch- 
ten diese Anti-Kolonialpolitik 


auf China auszudehnen und auch 
dieses Land zu unterstützen, 
doch die britische Position inner- 
halb Chinas war in dieser Zeit 
schon zu stark geworden. Erst im 
letzten Jahrzehnt des 19. Jahr- 
hunderts versuchten die Verei- 
nigten Staaten durch die »Politik 
der offenen Tür« gegen die Bri- 
ten in China zu intervenieren. 


Doch diese Initiative, die im 
Jahre 1896 von Präsident Wil- 
liam McKinleys Außenminister 
John Hay unternommen wurde, 
scheiterte schließlich in China. 
Es führte letztendlich dazu, daß 
die Vereinigten Staaten in Miß- 
kredit gebracht wurden und be- 
reitete den Boden für den Einzug 
der Briten in Japan, der im Jahre 
1902 zu dem anglo-japanischen 
Bündnis führte. 


Die Vereinigten Staaten wurden 
mit der brutalen Realität einer 
von den Briten im ganzen 19. 
Jahrhundert inszenierten Koloni- 
sierungspolitik konfrontiert. Die 
Opiumkriege der vierziger und 
sechziger Jahre des 19. Jahr- 
hunderts gegen China waren das 
britische Modell für die Be- 
herrschung der Region, während 
die Vereinigten Staaten sich in 
der Rolle der einzigen westlichen 
Macht wiederfanden, die die 
Unabhängigkeit und Souveräni- 
tät der asiatischen Länder unter- 
stützte. 


Britannien hatte sich zusammen 
mit französischen Verbündeten 
auf der Bühne Asiens nicht nur 
eine wichtige Stütze geschaffen, 
sondern es hatte die Saat gesät 
für die Zerstörung der ohnehin 
schwachen Fundamente der poli- 
tischen Ziele Amerikas in der 
Region. Die Umkehr der US- 
Erfolge in Japan hat leider auch 
die letztendliche Konfrontation 
zwischen Japan und den Verei- 
nigten Staaten im Zweiten Welt- 
krieg in Gang gesetzt. 


Das Kolonialspiel und 
Tokugawa Shogunate 


Im 18. Jahrhundert begann Groß- 
britannien mit einem Projekt, mit 
dem es sich als ein »neues Rö- 
misches Reich« etablieren woll- 
te. Unter Verwendung der Klasse 
der Bankiers und Kaufleute, der 
»Freihandels«-Politik der British 
East India Company und der 
Militärmacht der Marine wollten 
die Briten nicht nur das spani- 
sche und portugiesische Reich 


ersetzen, sondern sie hatten als 
ihr strategisches Ziel die Kolo- 
nisierung ganz Asiens vor Au- 
gen. Von Zentralasien bis China 
und Japan sollte Großbritannien 
unter Einsatz der Geheimdienst- 
methoden Venedigs die ganze 
Region beherrschen. 


Im ganzen 19. Jahrhundert haben 
sich nur zwei Länder in Asien 
nicht den Intrigen und der Mili- 
tärherrschaft der Briten unter- 
worfen: Japan und Thailand. Mit 
dem Erfolg der Opiumkriege 
gegen China begann die britische 
Strangulierung Asiens. Diese 
verräterische Politik ermöglichte 
es Britannien, den Vertrag von 
Nanking im Jahre 1842 aufzuer- 
legen, mit dem Hongkong an 
Britannien abgetreten wurde und 
Shanghai gezwungen wurde, ei- 
ne offene Hafenstadt zu werden. 


Nach diesen ersten Unterneh- 
mungen in China begannen die 
Briten die berüchtigten Burma- 
Kriege und im Jahre 1851 beka- 
men sie Rangoon, die Hauptstadt 
von Burma in ihre Gewalt. Nach 
zwei Jahrzehnten Kolonialkrie- 
gen in den dreißiger und vierzi- 
ger Jahren des 19. Jahrhunderts 
aufgrund der Opium- und Bur- 
makriege etablierten die Briten 
permanent ihre Präsenz und be- 
nutzten Rangoon als ihren Haupt- 
stützpunkt zur Kolonisierung 
Asiens. 


Aus den Krimkriegen in den 
fünfziger Jahren des 19. Jahrhun- 
derts schmiedete der britische 
Premierminister Lord Palmer- 
ston die anglo-französische Al- 
lianz. Dies trug zur nächsten 
Runde erniedrigender Konzes- 
sionen für China bei und schließ- 
lich wurde der Rest Süd- und 
Nordostasiens unterworfen. 


In den fünfziger und sechziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts 
machten sich die britische, fran- 
zösische und holländische Mari- 
ne daran, einen umfangreichen 
Teil der Südküste Chinas in Be- 
sitz zu nehmen und sie nahmen 
ım Jahre 1857 Kanton ein. In- 
nerhalb eines Jahres besetzten 
die gleichen Kräfte die Stadt 
Tientsin und erzwangen einen 
weiteren Vertrag, den Vertrag 
von Tientsin des Jahres 1858. 
Als die britische und französi- 
sche Kolonialmacht fertig war, 
waren vier chinesische Haupt- 
städte und die Halbinsel Kow- 
loon China gewaltsam wegge- 
nommen worden. 


Unter dem zweiten Empire von 
Napoleon III. (1859-62) schick- 
ten die Franzosen Truppen nach 
Vietnam und Kambodscha, die 
zu französischen Protektoraten 
wurden, während die Russen 
ebenfalls versuchten, in Ostasien 
Ansprüche geltend zu machen. 


Die Abschottung 
Japans 


Vor der Wiedereinsetzung Meijis 
in Japan im Jahre 1868 hatten die 
Russen fast 60 Jahre lang die 
nordjapanischen Inseln Sakhalin, 
die Kuriles und Hokkaido aus- 
spioniert und untersucht und 
waren darauf aus, sich irgend- 
welche Schwächen zunutzema- 
chen zu können. Russische Mari- 
neexpeditionen begannen An- 
fang des 18. Jahrhunderts und sie 
legten den Grundstein für den 
Versuch der russischen Marine 
im 19. Jahrhundert, Hafen- und 
Handelseinrichtungen in Japan 
zu etablieren. 


Tokugawa Japan (1600-1668) 
erkannte, daß die Westmächte 
sich darauf vorbereiteten, einen 
Schlag gegen den Inselstaat Ja- 
pan zu führen. Zu dieser Zeit 
hatte die »Tokugawa Shogunate« 
— eine Militärregierung — nach 
mehreren Jahrhunderten interner 
Kriegsführung ein friedliches 
Land geschaffen. Die letzte Pha- 
se der Bürgerkriege, die Ara der 
kriegführenden Staaten (Sengo- 
kujidai) des 15. und 16. Jahrhun- 
derts war von der Tokugawa 
Shogunate beigelegt worden. 
Nach ihrer Machtkonsolidierung 
riegelte sich Japan von 1600 bis 
1853 praktisch von der Außen- 
welt ab. Mit Ausnahme der 
holländischen und chinesischen 
Händler, die ihre Waren in der 
Hafenstadt Nagasaki ausbreiten 
durften, war es keinem Auslän- 
der gestattet, japanischen Boden 
zu betreten. 


Anfang bis Mitte des 17. Jahr- 
hunderts geriet die Tokugawa 
Shogunate intern unter Druck 
und sollte einige »ausländische 
Ideen« nach Japan hineinlassen 
und so machte sie eine Ausnah- 
me bei der Verurteilung aller 
ausländischen Dinge und erlaub- 
te die Entwicklung einer westli- 
chen, intellektuellen Bewegung 
namens Dutch Studies Move- 
ment. Diese Bewegung ermög- 
lichte es einem Teil der unteren 
»samurai« Klasse, Zugang zu 
westlichen wissenschaftlichen 


und technologischen Ideen zu 
erhalten, was später dabei half, 
die Klasse der Meiji-Intellek- 
tuellen zu gründen, die Japan 
führte. Zu den am meisten gele- 
senen Büchern in dieser Zeit 
gehörten die übersetzten Werke 
von Benjamin Franklin. 


Amerikanische 
Herausforderung 
gegenüber den Briten 


Der historische Kampf in Asien 
zwischen dem britischen Frei- 
handelssystem und dem protek- 
tionistischen amerikanischen Sy- 
stem begann mit Kommodore 
Perrys Marineexpedition nach 
Japan im Jahre 1853. Obwohl es 
frühere Versuche der Vereinig- 
ten Staaten gegeben hat, diplo- 
matische und Handelsverein- 
barungen mit Japan zu erzielen, 
ging es in dem anschließenden 
politischen Kampf zwischen 
Amerikanern und Briten nicht 
nur um die Etablierung von Han- 
delsbeziehungen mit den Japa- 
nern, sondern auch darum, wel- 
che Art von Wirtschaftssystem 
sich in Japan selbst durchsetzen 
würde. 


Kommodore Perrys »Öffnung 
Japans« war nur ein Anfangser- 
folg. Erst der Beauftragte des 
Außenministeriums, Townsend 
Harris — der erste amerikanische 
Diplomat in Japan — handelte im 
Jahre 1858 einen Freundschafts- 
vertrag mit Japan aus, der eine 
besondere Beziehung zwischen 
Japan und den Vereinigten Staa- 
ten in Gang gesetzt hat. 


Der politische Kampf, um in 
Japan nicht nur ein nationales 
Bankensystem nach dem Vorbild 
von Alexander Hamiltons First 
Bank of the United States, son- 
dern auch eine Vielzahl von 
Initiativen in den Bereichen 
Wissenschaft, Technologie und 
Ausbildung zu schaffen, war das 
Kennzeichen dieser amerika- 
nisch-jJapanischen Beziehung. 
Eine der Schlüsselfiguren bei 
diesen Bemühungen war Eras- 
mus Peshine Smith, ein Mitar- 
beiter des Wirtschaftsberaters 
von Abraham Lincoln, Henry 
Carey. Smith wurde von Präsi- 
dent Grant im Jahre 1871 nach 
Japan entsandt und verbrachte 
sechs Jahre dort als Berater der 
Außenminister und Finanzmini- 
ster. 

Was den Vereinigten Staaten 
innerhalb Japans die Oberhand 


verlieh und US-Vertretern wie 
Smith ermöglichte, vertrauter 
Berater der japanischen Regie- 
rung zu werden, war eine lange 
Reihe von Versuchen der Ver- 
einigten Staaten, Kontakt mit 
Japan zu etablieren. Von Beginn 
der Gründung der amerikani- 
schen Republik haben die Ver- 
einigten Staaten den friedlichen 
Handelskontakt mit Japan ge- 
sucht — eine Politik, die die 
Japaner als in ihrem Interesse 
stehend erkannt haben. 


Anfänge einer 
Geheimdienst-Struktur 


Über einen Zeitraum von 60 Jah- 
ren war es amerikanische Politik 
gelungen, mit den Japanern Be- 
ziehungen zu etablieren, die auf 
der Überzeugung basierten, daß 
Japan eine einzigartige Gelegen- 
heit repräsentierte, die westliche 
Zivilisation nach Ostasien zu 
bringen. Das war die bewußte 
Mission der Vereinigten Staaten. 
Der erste geschichtlich festgehal- 
tene Versuch wurde von der US- 
Marine im Jahre 1791 durchge- 
führt, als Kapitän John Kendrick 
in Wakayama, Japan an Land 
ging. Indem er sich als schiff- 
brüchiger Seemann ausgab, ver- 
suchte Kendrick durch Handel 
mit Seehundsfellen Beziehungen 
zu den Japanern herzustellen. 
Doch die Japaner haben Ken- 
dricks Annäherungsversuche zu- 
rückgewiesen. Obwohl seine 
Mission zu Beginn ein Fehl- 
schlag war, wurden damit die 
Anfänge einer Geheimdienst- 
struktur geschaffen, die später 
bei Kommodore Perrys Reise 
verwendet wurden. 


In den zwanziger Jahren des 19. 
Jahrhunderts begannen die Ver- 
einigten Staaten ein ehrgeiziges 
Programm, um Kontakt zu Japan 
zu knüpfen. Nach der Ent- 
deckung von Pottwalen vor der 
Nordküste Japans entsendeten 
die Vereinigten Staaten Wal- 
fang-Expeditionen, um mit japa- 
nischen Handels- oder Walfang- 
schiffen Kontakt aufzunehmen 
und Geheimdienstinformationen 
über Japan zu sammeln. Diese 
»Walfang-Expeditionen« liefer- 
ten den Anstoß für Kommodore 
Perrys Mission. 


Zwischen 1840 und 1850 spiei- 
ten zwei berühmte Fälle von 
schiffbrüchigen Seeleuten eine 
bedeutende Rolle bei der Eta- 
blierung von Beziehungen zwi- 
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schen den beiden Ländern. 
Schiffbrüchige amerikanische 
Seeleute wurden nach Japan 
zurückgebracht und inhaftiert, 
während japanische Seeleute in 
die Vereinigten Staaten gebracht 
und ausgebildet wurden. 


Im ersten Fall schickte die US- 
Marine im Jahre 1848 einen ame- 
rikanischen Marineoffizier chi- 
nesischer Abstammung namens 
Ronald MacDonals nach Japan, 
um herauszufinden, was mit 
einer Gruppe schiffbrüchiger 
amerikanischer Seeleute passiert 
war. MacDonald wurde nicht nur 
sehr freundlich empfangen, son- 
dern er wurde fasziniert begrüßt, 
denn er sah wie ein Japaner aus 
und sprach perfekt Englisch. Die 
Japaner erlaubten ihm Englisch 
zu unterrichten und einer seiner 
Schüler, Moriyama Einsuke, ar- 
beitete später als Dolmetscher 
für Kommodore Perrys Mission. 


Die freundliche Haltung der 
Tokugawa Shogun gegenüber 
den Vereinigten Staaten entstand 
teilweise aus der Art, wie gut die 
Vereinigten Staaten im Ver- 
gleich zu europäischen Mächten 
schiffbrüchige japanische See- 
leute behandelten. Andererseits 
hatten die beiden großen Clan- 
Mächte, die Choshu und Sat- 
suma, mit Zustimmung der Sho- 
gun seit Ende des 18. und An- 
fang des 19. Jahrhunderts ja- 
panische Seeleute ausgesendet, 
um Geheimdienstinformationen 
sowohl über Europäer als auch 
über Amerikaner zu sammeln. 


Der zunehmende 
westliche Einfluß 


Im zweiten Fall ging es um einen 
japanischen Seemann namens 
Nakahama Manjiro, der im Jahre 
1843 schiffbrüchig und von 
einem amerikanischen Walfang- 
schiff aufgegriffen wurde und 
die nächsten zehn Jahre in Mas- 
sachusetts und Hawaii verbrach- 
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te, wo er in höherer Mathematik, 
Ingenieurwesen und Schiffsbau 
ausgebildet wurde. Er wurde im 
Jahre 1851 nach Japan - auf die 
Insel Kyushu im Süden - zurück- 
geschickt, wo er Verbindung mit 
Lord Shimazu aufnahm, dem 
Chef des mächtigen Satsuma- 
Clan Manjiro, der zum protestan- 
tischen Christentum konvertiert 
war. Gesponsert wurde dies vom 
Großvater von Präsident Frank- 
lin Delano Roosevelt, Warren 
Delano. 


Shimazu wurde als ein aufge- 
klärter japanischer Führer der 
Tokugawa (Edo)-Ara angesehen 
und machte sich daran, von 
Manjiro alles zu lernen, was er 
über Dampfschiffe, Maschinen, 
Züge, Telegraphen und Photo- 
graphie lernen konnte. Auf Emp- 
fehlung von Shimazu wurde 
Manjiro zu Prinz Yataro Iwasaki, 
einem Chef des Tosaha-Clans 
und späteren Gründer des Indu- 
strie- und Schiffsbaukonzerns 
Mitsubishi geschickt. Manjiro 
wurde von der Shogun ins In- 
stitut für ausländische Bücher, 
dem Vorläufer der Tokyo Impe- 
rial University, berufen. 


Aufgrund dieses Kontaktes und 
dem zunehmenden westlichen 
Einfluß sahen die Japaner die 
Amerikaner in einem vollständig 
anderen Licht als die Europäer. 
Die Amerikaner ihrerseits sahen 
die Offnung Japans als eine flan- 
kierende Operation gegen die 
europäischen Kolonialmächte 
und als Kommodore Perry, der 
Chef des Ostindien-Geschwa- 
ders, des Geschwaders des süd- 
chinesischen Meers und des 
Geschwaders des japanischen 
Meers der US-Marine im Fe- 
bruar 1854 Handels- und diplo- 
matische Beziehungen etablierte, 
wurde der japanisch-amerikani- 
sche Freundschaftsvertrag unter- 
zeichnet. 


Kommodore Perry, der auch zum 
Sonderbotschafter in Japan er- 
nannt wurde, trug einen Brief 
von Präsident Millard Fillmore 
an den Kaiser — der noch nicht an 
der Macht war - bei sich, in dem 
stand, daß die Vereinigten Staa- 
ten und Japan in Freundschaft 
miteinander leben und Handels- 
beziehungen zueinander haben 
sollten ... Die Verfassung und die 
Gesetze der Vereinigten Staaten 
verbieten jegliche Einmischung in 
die religiösen oder politischen 
Belange anderer Staaten. Ich 
habe Kommodore Perry insbe- 


sondere damit beauftragt, von 
jeder Handlung Abstand zu neh- 
men, die die Ruhe der Herr- 
schaftsgebiete Ihrer Majestät 
stören Könnte.« 


Der Neid 
der Europäer 


Die Briten und Kontinentaleuro- 
päer reagierten heftig gegen den 
US-Vertrag mit Japan und for- 
derten gleichen Zugang zu den 
japanischen Häfen. In Hongkong 
erhielt Kommodore Perry Be- 
richte, daß russische und franzö- 
sische Schiffe in Richtung Japan 
unterwegs seien, um einen ähnli- 
chen Vertrag zu fordern. Perry 
kehrte wieder nach Japan um, wo 
er Unterstützung von einer Grup- 
pe japanischer Aristokraten unter 
Führung von Lord Hotta, Abe 
und li Naosuke bekam, die hoff- 
ten, Europas Forderung zu verei- 
teln. 


Als sich der US-Konsul Town- 
send Harris im Jahre 1858 in 
Japan niederließ, erläuterte er 
den Japanern den grundlegenden 
Unterschied zwischen der ameri- 
kanischen und europäischen Po- 
litik und sagte dem japanischen 
Außenminister Lord Hotta, daß 
»das aggressive Verhalten von 
England, Rußland und Frank- 
reich im Fernen Osten« Japan 
bedroht und daß die US-Politik 
dabei mithelfen könnte, Japan zu 
einem modernen Staat zu ent- 
wickeln. 


Im Jahre 1858 schloß Harris 
einen weiteren Handelsvertrag 
mit Japan, in dem die beiden 
Länder sich darauf einigten, den 
Import von Opium nach Japan zu 
verbieten. Die Vereinigten Staa- 
ten erhielten von Japan auch ein 
Zugeständnis: das Recht der 
»freien Religionsausübung« auf 
Seiten der amerikanischen Mis- 
sionare und Diplomaten. Die 
Lehre von der Christenheit in 
Japan war durch eine Reihe von 
Erlassen 200 Jahre lang verbo- 
ten. 


Im Jahre 1860 hatten Perrys und 
Harris’ Bemühungen Erfolg und 
es wurden volle diplomatische 
Beziehungen mit Japan herge- 
stellt und die Amerikaner und 
Japaner tauschten in einer Mis- 
sion der Freundschaft und des 
Kulturaustauschs Abgesandte 
aus. Japan schickte einige seiner 
Top-Intellektuellen in die Verei- 
nigten Staaten, um das politi- 


sche, rechtliche und wirtschaftli- 
che System Amerikas zu studie- 
ren. 


Das Vertrauen zwischen den bei- 
den Ländern wurde noch weiter 
verstärkt, als ein von den Japa- 
nern gebautes Schiff von Ameri- 
kanern kommandiert wurde, weil 
die Japaner nicht die Naviga- 
tionskenntnisse für eine Fahrt 
über den Pazifik besaßen. Dieser 
Vertrag wurde das Modell für 
alle japanischen Verträge mit 
ausländischen Mächten bis zum 
Jahre 1894. 


Die britischen 
Gegenmaßnahmen 


Doch die Briten sahen nicht 
untätig zu. In Townsend Harris’ 
diplomatischem Tagebuch wurde 
eine Reihe von Berichten über 
die Intrigen des britischen Bot- 
schafters Sir Rutherford Alcock 
festgehalten. Der diplomatische 
Krieg über Alcocks Umgang mit 
Japan wurde so intensiv, daß die 
Briten gezwungen waren, ihn 
durch ihren Botschafter in China, 
Sir Harry Parkes, zu ersetzen. 
Parkes war fast 20 Jahre lang in 
China gewesen und konnte die 
britische Politik weitaus besser 
durchführen als der anmaßende 
Alcock. 


Unter Parkes Leitung begannen 
die Briten eine konzertierte Ak- 
tion der Kolonialmächte zu ver- 
folgen, um sicherzustellen, daß 
ihr Vertrag und »extraterritoriale 
Rechte« gegen die japanische 
Souveränität eingeführt würden. 
Bis zu diesem Punkt hatten nur 
die Vereinigten Staaten Zugang 
zu zwei Häfen gehabt und die 
Europäer verlangten gleiche Be- 
handlung. Als Reaktion auf diese 
Forderungen führte einer der 
Haupt-Clans, die Satsuma (von 
der Insel Kyushu) zusammen mit 
einem britischen Vertreter na- 
mens Richardson den Mord an 
dem Hauptunterhändler für den 
Vertrag, Lord li, aus. Unmittel- 
bar nach Erhalt dieser Nachricht 
begann der britische Außenmini- 
ster Lord John Russell eine große 
Intervention gegen Japan und 
beschuldigte den Shogun- und 
Satsuma-Clan den Mord durch- 
geführt und den Boden für eine 
Militäraktion bereitet zu haben. 


Dieser Vorfall und andere An- 
griffe gegen Ausländer fand im 
amerikanischen Bürgerkrieg statt. 
Aufgrund dieser Umstände wur- 


den die Vereinigten Staaten von 
der Marine der Briten, Franzosen 
und Russen gezwungen, die 
begrenzten Militäroperationen 
gegen Japan zu unterstützen. 
Außenminister William Seward 
stimmte bei diesem gemeinsa- 
men Unternehmen zu, gegen den 
Choshu-Clan und den Satsuma- 
Clan in begrenzter Form durch- 
zugreifen. Diese taktische Wen- 
de durch Seward hat die amerika- 
nisch-japanischen Beziehungen 
jedoch nicht unterminiert. Yuichi 
Fukuzawa, einer der Japaner, die 
in jenen Jahren die Vereinigten 
Staaten besuchten, meinte sogar 
zu einem Kollegen Jahre später, 
daß Seward »mich immer an die 
amerikanische Antipathie gegen- 
über den Engländern erinnert 
hat«. 


Doch im Jahre 1863 begann ein 
britisches Geschwader als Ver- 
geltung für Richardsons Tod 
dann mit einer kurzen Bombar- 
dierung von Kagoshima und 
einige Monate später griff eine 
gemeinsame Marinestreitmacht 
von Amerikanern, Holländern, 
Franzosen und Briten als Ver- 
geltung für die Angriffe auf 
westliche Handelsschiffe dann 
die Hafenstadt von Shimonoseki 
in Südjapan in der Nähe von 
Nagasaki an. Paradoxerweise 
half diese Militäraktion mit, die 
Japaner davon zu überzeugen, 
daß sie ihre Politik ändern müs- 
sen, wenn sie verhindern wollen, 
daß sie kolonisiert werden. 


In Japan entwickelte sich eine 
Bewegung, um die Militärre- 
gierung von Tokugawa Shogu- 
nate zu stürzen, die ungeheuere 
Änderungen in Japan katalysier- 
te. Innerhalb von fünf Jahren 
stürzte ein Bündnis aus dem Clan 
der Satsuma, Choshu, Tosa und 
Hizen die Tokugawa Shogunate, 
das mit ungeheueren internen 
sozialen Unruhen einherging und 
brachte den Kaiser wieder an die 
Macht. Unter diesem neuen 
Arrangement hatten die größten 
Clans, besonders die Satsuma 
und Choshu, im Jahre 1867 prak- 
tisch wieder die Kontrolle zu- 
rückgewonnen und begannen 
zusammen mit dem wiedereinge- 
setzten Kaiser mit Hilfe der 
Vereinigten Staaten ein Moder- 
nisierungsprogramm. 


Zwischen 1860 und 1870 schick- 
ten die Vereinigten Staaten über 
200 Berater, Missionare und 
Ausbilder nach Japan und halfen 
Japan bei der Organisation eines 


modernen Schul-, Steuer und 
Postsystems. Die ersten Missio- 
nare trafen im Jahre 1860 ein und 
gründeten Schulen in Yokohama 
und später in Tokio. Ursprüng- 
lich führte der Erfolg dieser 
Missionare dazu, daß viele füh- 
rende japanische Intellektuelle 
zum Christentum konvertierten. 
Dieser Einfluß wurde noch un- 
terstrichen durch die rasche Assi- 
milierung westlicher Wissen- 
schaft und Technologie und 
innerhalb von zehn Jahren nach 
Ankunft der Missionare, Aus- 
bilder und technischen Berater 
baute Japan seine erste Eisen- 
bahn. 


Das amerikanische 
System in Japan 


Doch die wichtigste Arbeit eines 
einzelnen amerikanischen Bera- 
ters war die Gründung eines 
nationalen Bankensystems nach 
dem Vorbild des amerikanischen 
Nationalbanksystems des US- 
Finanzministers Alexander Ha- 
milton. Präsident Grant ermäch- 
tigte Erasmus Peshine Smith, zu 
diesem Zweck nach Japan zu 
gehen, wo seine Ideen zum 
Kennzeichen des japanischen 
Wirtschaftswunders wurden. 


Smith war ein Prot&ge von Henry 
Carey, dem Architekten von Prä- 
sident Lincolns Industrialisie- 
rungspolitik im Bürgerkrieg und 
ein Haupttheoretiker des ameri- 
kanischen Systems. Smith war 
für Außenminister Seward tätig 
und arbeitete in der Claims Di- 
vision des Außenministeriums. 
Im Jahre 1871 ging Smith nach 
Japan und wurde der führende 
Berater des Außenministeriums 
unter Lord Iwakura. Zusammen 
mit Smith bekam Guido Verbeck 
beim Administrator der Natio- 
nalbank Okuma großen Einfluß. 


Dr. W.S. Clark, Präsident der Mas- 
sachusetts Agricultural School, 
wurde ein Berater beim Land- 
wirtschaftsministerium und hat 
in Hokkaido ein landwirtschaftli- 
ches College gegründet. Dr. Da- 
vid Murray, ein Mathematik- 
professor von Rutgers, wurde der 
Leiter des Erziehungsministe- 
riums und gründete ein öffentli- 
ches Schulsystem, dessen Zweck 
es war, ein modernes Arbeits- 
kräftepotential für die Industrie 
zu schaffen. Murray half auch 
mit bei der Gründung der Uni- 
versität von Tokio und der 
Imperial Academy of Literature 


and Science. Ein ehemaliger 
Bürgerkriegsgeneral in der Ar- 
mee der Union, Horace Capron, 
wurde Berater des Kolonialbüros 
von Japan. 


Doch es war Peshine Smith, des- 
sen Arbeit mit Prinz Ito Hiro- 
bumi, Okuma Shigenobu, Okubo 
Toshimichi und Fukuzawa Yu- 
kichi Japan in einen modernen 
Industriestaat verwandelte. Smith 
blieb sechs Jahre als Berater des 
Außen- und Finanzministeriums 
in Japan und etablierte als politi- 
scher Berater eine besondere 
amerikanische Position, die 40 
Jahre lang dauerte — bis zum 
Jahre 1911. 


Die japanische Einstellung zu 
den Vereinigten Staaten wurde 
noch vertieft, als Fukuzawa meh- 
rere Bücher über die Vereinigten 
Staaten und die westliche Zi- 
vilisation schrieb. Er erkannte 
die Notwendigkeit, daß Japan 
sich selbst transformieren muß 
und zwar teilweise auf der 
Grundlage seiner Erfahrungen. 


Eines seiner berühmtesten Bü- 
cher, das im Jahre 1870 geschrie- 
ben wurde und den Titel »The 
Encouragement of Learning« 
trug, wurde in einer Auflage von 
zwei Millionen Exemplaren ver- 
kauft. Fukuzawa, ein Produkt der 
Dutch Studies Movement, war 
eines der ersten Mitglieder der 
japanischen Elite, der auf Eng- 
lisch las. Er gründete eine natio- 
nale Zeitung und eine Univer- 
sität, die jetzt den Namen Keio 
Universität trägt und heute die 
zweitberühmteste Schule in Ja- 
pan ist. Sein Einfluß erreichte die 
höchsten Stufen der japanischen 
Gesellschaft, darunter solche 
Personen wie Prinz Ito Hiro- 
bumi, der im Jahre 1870 in die 
Vereinigten Staaten kam und die 
amerikanischen Finanzinstitutio- 
nen, das Besteuerungssystem auf 
der Basis von Schutzzöllen und 
das nationale Bankenwesen stu- 
dierte. 


Die britische Subversion 
hat Erfolg 


Die Briten haben den Einfluß, 
den das amerikanische National- 
banksystem auf Japan haben 
würde, verstanden. »Prinz Ito 
unterstützte das amerikanische 
Nationalbanksystem....trotz der 
Opposition jener, die für ein Zen- 
tralbanksystem waren«, schrieb 
der britische Wissenschaftler 


G.C. Allen von der Universität 
London. 

Im Jahre 1872 schufen die Ja- 
paner die »Bestimmung für eine 
Nationalbank«, die die nötige 
Kreditpolitik für Japans rasche 
Industrialisierung in Gang setzte. 
Im Jahre 1868 lebten 80 bis 85 
Prozent der japanischen Bevöl- 
kerung von der Landwirtschaft. 
Innerhalb der ersten zehn Jahre 
der neuen Politik ging das um 20 
Prozent zurück und zwischen 
1872 und 1900 war praktisch die 
ganze Produktion der wichtig- 
sten japanischen Industriezweige 
das Ergebnis einer von der Re- 
gierung gelenkten Kreditpolitik. 


Im Jahre 1885 war Japan auf dem 
Weg zu einer vollständigen In- 
dustrialisierung und die Briten 
begannen mit einer neuen Poli- 
tik, Japan von innen heraus zu 
untergraben und die besondere 
Beziehung zwischen Japan und 
den Vereinigten Staaten in eine 
Arena der Konfrontation zu ver- 
wandeln. Die britischen Ope- 
rationen innerhalb Japans zielten 
darauf ab, eine Gruppe der japa- 
nischen Elite von der Koope- 
ration mit den Vereinigten Staa- 
ten abzubringen. 


Der Schlüssel zum letztendlichen 
Erfolg der Briten war deren Be- 
ziehung zu einer Gruppe des 
Choshu- und Satsuma-Clans, die 
sich die Briten als Vorbilder neh- 
men wollten. Da die japanische 
Gesellschaft auf Familienbanden 
basiert, betonten die Briten die 
Bindungen an »Blut und Boden« 
und das Gefühl der Rassenüber- 
legenheit im Vergleich zum Rest 
Asiens. 


Bis zum Jahre 1890 war die pro- 
amerikanische Gruppe ernsthaft 
geschwächt und die aufstreben- 
den japanischen Militärkräfte 
schauten darauf, in den geopoliti- 
schen Plänen der Briten eine 
Rolle zu bekommen. Eine der 
Hauptfiguren war General Ya- 
magata, der gegenüber China 
eine pro-britische Politik propa- 
gierte. Zwischen 1894 und 1896 
fand der chinesisch-japanische 
Krieg statt und mit ihm ein 
Triumph für die Japaner. UÜber- 
zeugt davon, daß die Briten 
zuverlässiger und mächtiger sind 
als die Amerikaner, begannen die 
Japaner eine pro-britische Poli- 
tikrichtung einzuschlagen, die zu 
dem anglo-japanischen Vertrag 
des Jahres 1902 führte, der Japan 
in eine Kolonialpolitik einschloß. 
DO 
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Demokratie 
überflüssig? 


Die westlichen Gesellschaften 
benötigen autoritäre Regierun- 
gen, um mit der sich rasch ver- 
schärfenden sozialen und wirt- 
schaftlichen Krise fertig zu wer- 
den, erklärte Sir Peregrine Worst- 
horne in seiner Kolumne im 
»Sunday Telegraph«, der zum 
Hollinger Medienimperium ge- 
hört. Dies ist die bisher deutlich- 
ste Stellungnahme zur Wirt- 
schafts- und Finanzkrise, wie sie 
seit einiger Zeit von Kreisen der 
Mont-Pelerin-Gesellschaft dis- 
kutiert wird. 


Worsthorne rügt dabei seinen 
Geistesverwandten Lord William 
Rees-Mogg von der »Times«, 
der nicht bereit sei, öffentlich zu- 
zugeben, daß die von ihm gefor- 
derten massiven Kürzungen im 
Sozialbereich nicht innerhalb der 
traditionellen demokratischen Sy- 
steme vollzogen werden könn- 
ten. Ein solches drastisches »Gür- 
tel-enger-Schnallen« müsse den 
politischen Organisationen mit 
harter Hand aufgezwungen wer- 
den. Wer argumentiere, die Poli- 
tik der nächsten zehn Jahre dürfe 
nicht davor zurückschrecken, die 
Axt an den Wohlfahrtsstaat an- 
zulegen, sollte auch so ehrlich 
sein, deutlich zu sagen, daß diese 
wahrhaft moderne Politik »die 
Axt auch an viele unserer demo- 
kratischen Freiheiten legen« 
müsse. Dies könnte bedeuten, zu 
Formen autoritärer Politik zu- 
rückzukehren. 


Nach seiner Sicht könnten sich 
»verunsicherte« Wählerschich- 
ten für Regierungen entscheiden, 
die den Mut hätten, sich rück- 
sichtslos über Minderheiten hin- 
wegzusetzen. Für England könn- 
te eine autoritäre »Lösung« das 
kleinere Übel gegenüber anderen 
Alternativen darstellen. Es sei 
besser, so Worsthorne weiter, 
das Elend jetzt zu überwinden, 
als den »Zahltag« auf einen Zeit- 
punkt hinauszuschieben, an dem 
das Land bankrott sei. Wenn der 


Schmerz ohnehin nicht zu ver- 


meiden sei, warum solle man es 
dann nicht rasch hinter sich brin- 
gen? »Das ist in der Essenz das 
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Argument Rees-Moggs, und ich 
verkenne nicht seine Überzeu- 
gungskraft«, schreibt er. 


Rees-Moggs Überlegungen krank- 
ten nur daran, daß die derzeitige 
politische Klasse zu diskreditiert 
sei, um eine autoritäre Lösung 
durchsetzen zu können. Die ver- 
gangenen 50 Jahre seien in Eng- 
land und anderswo damit ver- 
bracht worden, »die alte herr- 
schende Klasse loszuwerden« 
und der Gesellschaft eine falsche 
Selbstzufriedenheit wie auf der 
Titanic überzustülpen. Die heuti- 
gen Eliten verfügten vielleicht 
über Sachverstand, aber nicht 
über Autorität. Deshalb ist nach 
seiner Auffassung die heutige La- 
ge viel schlimmer als in den drei- 
Biger Jahren, als die »Institutio- 
nen noch relativ gesund waren«. 


Das Ausmaß der drastischen 
Sparmaßnahmen sei heute un- 
gleich größer als alles, was in 
den dreißiger Jahren gefordert 
worden sei. »Unter diesen Be- 
dingungen zu regieren, erfordert 
eine andere Klasse von Regie- 
renden als all das, was derzeit 
verfügbar ist. Zum ersten Mal 
seit 50 oder mehr Jahren sollten 
wir uns Gedanken machen, wie 
man eine tonangebende Schicht 
von Wächtern erziehen, ausbil- 
den und motivieren kann«, 
schreibt er weiter. Diese neue 
Form westlichen Autoritarismus 
sei sicherlich nicht nach jeder- 
manns Geschmack, schließt er, 
sei aber immer noch den asia- 
tischen Alternativmodellen bru- 
taler Unterdrückung und Dik- 
tatur vorzuziehen. DO 


Debatte über 
den »neuen Au- 
toritarismus« 


Wie wir vorstehend berichteten, 
befürwortet der führende briti- 
sche Kommentar Sir Peregrine 
Worsthorne die Errichtung auto- 
ritärer Regime in den westlichen 
Gesellschaften, worin er das ein- 
zige Mittel sieht, unter wirt- 
schaftlichen und finanziellen Kri- 
senbedingungen den Lebensstan- 
dard der Bevölkerung zu senken. 
Ein hochstehender britischer In- 
sider informierte, die Worsthor- 
ne-These reflektierte einen sehr 
breiten Konsens im britischen 
und transatlantischen Politik- 
Establishment. In diesen Kreisen 


sei man sich voll darüber be- 
wußt, daß der »finanzielle Ur- 
knall« unmittelbar bevorstehe, 
und bereite einen »ideologischen 
und intellektuellen Präventiv- 
schlag« vor. Ziel sei es, ein »neu- 
es autoritäres Paradigma«, worin 
traditionelle Vorstellungen von 
»politischen Freiheiten« keinen 
Platz mehr hätten, salonfähig zu 
machen. 


Ein weiterer bekannter Vertreter 
des »liberalen« Establishments, 
der sich diesbezüglich zu Wort 
gemeldet hat, ist Lord (Ralf) 
Dahrendorf, der das St. Anthony 
College in Oxford leitet. In einer 
Rundfunkdebatte der »BBC« 
meinte Dahrendorf kürzlich, im 
Westen sei es unmöglich gewor- 
den, weiterhin die »Quadratur des 
Kreises« zu betreiben und gleich- 
zeitig »wirtschaftlichen Wohl- 
stand, wirtschaftliche Stabilität 
und politische Freiheiten« zu er- 
möglichen. Da die ersten beiden 
Ziele von den westlichen Gesell- 
schaften am meisten gewünscht 
würden, sie aber zusammen mit 
dem dritten nicht mehr erreich- 
bar seien, müsse man eben die 
politischen Freiheiten opfern. 


Auch in der ultraliberalen Mont- 
Pelerin-Gesellschaft gibt es viel 
Unterstützung für eine autoritäre 
»Lösung«. Diese lasse sich aber 
nur unter Bedingungen einer 
»schweren Krise« verwirklichen. 
Ein Ideologe aus dem Umkreis 
der Gesellschaft betonte, der 
Zusammenhalt der europäischen 
Staaten werde von der massiven 
privaten wie öffentlichen Ver- 
schuldung bedroht. Europa stehe 
vor einer Periode von »Spannung 
und Chaos« und unter solchen 
Bedingungen werde die Unter- 
stützung für autoritäre Regime 
wachsen. 


England setzt 
auf Madelin 


Aus bisheriger Sicht erscheint 
die neue französische Regierung 
unter Alain Juppe als Kombi- 
nation verschiedener Fraktionen 
und politischer Orientierungen. 
Es ist derzeit unmöglich vorher- 
zusehen, welche spezifischen Ini- 
tiativen aus dieser gegensätzli- 
chen und widersprüchlichen Kom- 
bination erwachsen werden. Mit 
Sicherheit aber steht fest, daß das 
britische Establishment und die 
Mont-Pelerin-Gesellschaft auf 


den neuen Wirtschafts- und Fi- 
nanzminister Alain Madelin als 
»ihren Mann« setzen. 


Madelin gehört seit Jahren zu 
den führenden Anhängern der 
Ideen des Gründers der Mont-Pe- 
lerin-Gesellschaft Friedrich von 
Hayek. Er hat sich wiederholt für 
die »angelsächsische« Politik 
von Freihandel. Deregulierung 
und Privatisierung stark gemacht 
und gilt als vehementer Gegner 
der traditionellen colbertistisch/- 
etatistischen Politik in Frankreich. 


In Frankreich gehören Pascal Sa- 
lin, der internationale Präsident 
der Mont-Pelerin-Gesellschaft, 
sowie dessen Vertrauter Henri 
Lapage zu Madelins engsten 
Freunden und Beratern. Auch 
das Adam-Smith-Institut in Lon- 
don verfügt über Einfluß auf Ma- 
delin. Allein in der letzten Zeit 
traf sich Madelin zweimal zu 
Arbeitsessen mit dem Instituts- 
leiter Madsen Pirie. Auf der in- 
ternationalen Bühne zählt er Je- 
gor Gajdar und den tschechischen 
Ministerpräsident Vaclav Klaus 
zu seinen Freunden. Eng ist auch 
die Zusammenarbeit mit der 
amerikanischen Heritage-Stif- 
tung, der Washingtoner Denkfab- 
rik der Konservativen Revolution 
um Newt Gingrich in den USA. 


Auch wenn diese Kreise ihn jetzt 
in den höchsten Tönen preisen, 
sind sie keineswegs überzeugt, 
daß er sein Programm unter den 
gegenwärtigen Bedingungen in 
Frankreich auch tatsächlich 
durchsetzen kann. In der »Finan- 
cial Times« wurde Madelin als 
»Element des Wandels« in der 
neuen Regierung bezeichnet und 
seine Anstrengungen gelobt, die 
staatsdirigistischen Traditionen 
der französischen Bürokratie bei 
der Deregulierung wie bei der 
Privatisierung zu durchbrechen 
und so viele neue Arbeitsplätze 
wie möglich zu schaffen. 


Bleiben kurzfristige Erfolge aus, 
könnte Chirac gezwungen sein, 
die Politik zu ändern und sich für 
einen anderen Weg zu entschei- 
den. In Kreisen der Mont-Pe- 
lerin-Gesellschaft befürchtet 
man, das instabile internationale 
Finanzsystem könne den Manö- 
vrierraum für Madelin einengen. 
Zudem könne Druck aus vielen 
Richtungen Chirac und seine 
Regierung dazu bringen, zur 
»althergebrachten, staatsdirigi- 
stischen Wirtschaft ohne Risiko 
zurückzukehren«. I 


Schneiders 
Verbindung 
zum Iran-Con- 
tra-Skandal 


Die Immobilienpleite des Dr. 
Jürgen Schneider könnte sich als 
noch größerer Skandal entpup- 
pen als bloß ein weiterer Mil- 
liardenbetrug. Laut zahlreichen 
Presseberichten ist einer der en- 
geren Geschäftspartner des Jür- 
gen Schneider ein gewisser Mu- 
stapha el Kastaui, ein ägyptischer 
Geschäftsmann, der in Genf lebt. 
Der Name el Kastaui taucht auch 
im Zusammenhang mit dem 
Iranskandal und den milliarden- 
schweren Waffengeschäften mit 
dem Irak auf. In einer Unter- 
suchung des amerikanischen 
Kongresses über den Iran-Con- 
tra-Skandal wurde er unter dem 
Pseudonym M. K. Moss aufge- 
führt. El Kastaui soll sich mehr- 
fach mit Robert Gates getroffen 
haben, der später zum CIA-Chef 
aufstieg. Sein Name wurde auch 
bei den Anhörungen zur No- 
minierung von Gates als CIA- 
Direktor genannt. Damals be- 
richtete das amerikanische Fern- 
sehprogramm »Frontline« über 
ein Gespräch von Robert Perry 
mit el Kastaui. Letzterer bestätig- 
te, daß er Gates mehrfach getrof- 
fen habe, wobei es um Waffen- 
geschäfte sowohl mit dem Iran 
als auch mit dem Irak ging. 


Ein Genfer Journalist erklärte, el 
Kastaui habe sowohl für den CIA 
als auch den Mossad und andere 
Geheimdienste gearbeitet. Er soll 
auch ein wichtiger Finanzmakler 
für Saddam Husseins Waffen- 
käufe während der 80er Jahre zur 
Zeit des ersten Golfkriegs gegen 
den Iran gewesen sein. 


In diesem Zusammenhang muß 
daran erinnert werden, daß 
Schneider bei der Union Ban- 
caire Privee CBI-TDB (UBP) in 
Genf 200 Millionen DM depo- 
nierte. Der Weg, den Schneiders 
Millionen nahmen, verlief über 
dieselben Kreise, die auch die 
Waffengeschäfte mit dem Iran 
und Irak in den 80er Jahren 
abwickelten, wozu auch die UBP 
und die Deutsche Bank gehörten. 
Der Direktor der Deutschen 
Bank (Suisse) SA in Genf war 
der in Beirut gebürtige Edgar de 
Picciotto. Ein gewisser Helmut 
Raiser von der etwas anrüchigen 


Firma Geopol, die ihren Sitz im 
Haus der UBP hat, war Anfang 
der achtziger Jahre im Zuge die- 
ser Waffengeschäfte mit dem 
Iran und dem Irak Beirats- 
mitglied der Deutschen Bank in 
Deutschland. Zur Geschäftsfüh- 
rung von Geopol gehört auch die 
frühere schweizerische Justiz- 
ministerin Elisabeth Kopp, deren 
Ehemann Hans Kopp eine wich- 
tige Rolle im internationalen 
Waffenhandel spielte. 


Clinton über 
die soziale 
Wirklichkeit in 
den Vereinigten 
Staaten 


Am 6. Juni wandte Präsident Clin- 
ton sich in einer Rede vor der 
Nationalen Konferenz der Gou- 
verneure in Baltimore (Mary- 
land) energisch gegen die massi- 
ve Kürzung der Sozialausgaben 
für Arme, Senioren, Kinder, wel- 
che die Republikaner im Kon- 
greß um Newt Gingrich und Phil 
Gramm durchsetzen wollen. Mit 
ungewöhnlicher Schärfe beschrieb 
der Präsident Amerikas soziale 
Probleme und stellte die soge- 
nannte »Sozialreform« in einen 
größeren wirtschaftlichen Kon- 
text. Es folgen Auszüge: 


»Mir ist klar, daß die Generation 
meiner Tochter Gefahr läuft, die 
erste Generation von Amerikanern 
zu werden, der es wirtschaftlich 
schlechter geht als ihren Eltern... 


Im Vergleich zu anderen Indu- 
strienationen ist unsere Kinder- 
sterblichkeit höher, die Zahl der 
mit Untergewicht geborenen Kin- 
der höher, die der Teenager- 
Schwangerschaften viel höher, 
die der Schutzimpfungen bei Kin- 
der geringer, und natürlich sind 
Kinder in den Vereinigten Staaten 
viel mehr Gewalt ausgesetzt als 
in irgendeinem anderen Land... 


(Wir) müssen dafür sorgen, daß 
arbeitsfähige Menschen arbeiten 
gehen können und die erforderli- 
chen Kindergartenplätze bereit- 


stellen, damit ihre Kinder nicht ° 


darunter leiden, wenn sie als 
Bürger das richtige tun. Es wi- 
derspricht dem gesunden Men- 
schenverstand, zu verlangen, daß 
Menschen mit sehr kleinen Kin- 


dern arbeiten, wenn sie das auch 
noch Geld kostet... 


Der jetzige Gesetzesentwurf (üb- 
er die Sozialreform) verleitet die 
Bundesstaaten dazu, Geld zu 
sparen, in dem sie einfach immer 
weniger Menschen Sozialhilfe 
zahlen. Der Entwurf des Re- 
präsentantenhauses gibt den 
Bundesstaaten sogar einen »lIlle- 
gitimitätsbonus<«, wie es die ka- 
tholische Kirche nannte — einen 
Anreiz dazu, daß mehr Men- 
schen abtreiben lassen. Das ist 
keine Sozialreform... 


Alle wollen Medicaid zerstückeln, 
weil sie sagen, es sei nur die Kran- 
kenversorgung der Armen. Sie 
wissen so gut wie ich, daß 70 Pro- 
zent dieser Gelder Senioren und 
Behinderten zugute kommen... 


Es wird über die Ursachen debat- 
tiert, warum Menschen Sozial- 
hilfe brauchen. Sind es Wirt- 
schaft und Politik, oder ist es die 
Kultur? Das steht eigentlich hin- 
ter der Debatte über den Inhalt 
von Filmen, Rap-Lyrik usw.. Ich 
fordere von Hollywood und den 
Fernsehanstalten seit Jahren, 
weniger Gewalt zu zeigen: 
Trotzdem liegen hier nicht die 
Ursachen. Letzte Woche wurde 
ein Mädchen gefragt; »Was hälst 
du von der Debatte in Was- 


“ hington darüber, ob Filme für 


den Zerfall der Familien verant- 
wortlich sind?« Sie antwortete: 
»Mein Vater hat drei Jobs... das 
ist nicht gut für unsere Familie. 
Ich wünschte, er käme einfach 
nach Hause und nähme sich Zeit 
für mich«... 

Die zunehmende Armut und die 
Stagnation der Einkommen der 
Mittelschicht in diesem Land sind 
eindeutig das Resultat internatio- 
naler Wirtschaftstrends, die alle 
entwickelten Nationen erfaßt 
haben... 


Warum sollte jemand mit zwei 
Kindern, der Sozialhilfe, zumin- 
dest die Krankenversorgung durch 
Medicaid und Lebensmittelmar- 
ken erhält, arbeiten gehen, wenn 
wir den Mindestlohn nicht ein- 
mal soweit anheben, daß er auf 
dem Stand von vor zehn Jahren 
bleibt? Tatsächlich lassen wir ihn 
auf den niedrigsten Stand in 40 
Jahren fallen... 


Machen wir uns nichts vor. Für 
den Kongreß ist die Sozialreform 
nicht primär eine Sozialform. 
(Sie) ist vor allem ein Weg, die 
Ausgaben für die Armen zu kür- 


zen, damit... der Haushalt in sie- 
ben Jahren ausgeglichen und die 
Steuern vor allem zugunsten der 
Menschen mit hohem Einkom- 
men gesenkt werden können... 
Wenn die nächste schwere natio- 
nale Rezession kommt..., wer- 
den weniger Sozialhilfeem- 
pfänger wieder Arbeit bekommen, 
mehr Leute werden ein geringe- 
res Einkommen haben, und vor 
allem werden unsere Kinder, un- 
sere Zukunft, unter viel schwie- 
rigeren Bedingungen leben...« 


Das Paradox 
der Krise 


Ein führender Sprecher der Mont- 
Pelerin-Gesellschaft hat sich in 
einer Diskussion für eine auto- 
ritäre Lösung der sozialen und 
wirtschaftlichen Krise in den 
westlichen Gesellschaften ausge- 
sprochen. Nach seiner Auffas- 
sung komme hierbei ein zentra- 
les Paradox zum Ausdruck. Nur 
eine starke, autoritäre Regierung 
sei fähig, den Staat auf seine 
»Kernfunktionen« im Sicherheits- 
und Rechtsbereich zu konzen- 
trieren, während die staatlichen 
Aufgaben im wirtschaftlichen 
und sozialen Bereich radikal 
beschnitten würden. Demokra- 
tien förderten schwache Regie- 
rungen, die unfähig seien, harte 
Sparmaßnahmen durchzusetzen. 


Bei seinen Äußerungen bezog er 
sich auf die Schrift »Für eine 
Autokratie, die nicht interventio- 
nistisch ist« eines weiteren Ideo- 
logen der Mont-Pelerin-Gesell- 
schaft, Anthony de Jasay. Man 
müsse Wege finden, meinte er 
weiter, einen Autoritarismus zu 
entwickeln, der sich aus dem 
Wirtschaftsleben heraushalte und 
sich auf die klassischen Funk- 
tionen des Staates wie innere und 
äußere Sicherheit beschränke. 
Eine erste Annäherung sei das 
sogenannte »chilenische Modell« 
unter General Pinochet gewesen, 
dessen Ratgeber die liberalen 
»Chicago Boys« waren. »Pino- 
chet verstand als Mann des Mi- 
litärs, daß seine Aufgabe nur 
darin bestünde, für Ruhe und 
Ordnung zu sorgen. Seine Wirt- 
schaftsberater, die sicherlich kei- 
ne absoluten Anhänger der Frei- 
heit des einzelnen waren, hatten 
freie Hand bei der Verwaltung 
der Wirtschaft. Und dies (Chile) 
kann man zu Recht als eine 
Diktatur bezeichnen«. 
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Haus Windsor 


Prinz Philip 
macht den 


Völkermord 
zu einer 


Religion 


In den kommenden Wochen wird der britische Königliche 
Prinzgemahl als Präsident des World Wide Fund for Nature- 
International (WWF) zurücktreten. Er tut das sicherlich nicht 
wegen Reue über die Verbrechen gegen die Menschheit, die diese 
Organisation während seiner langen Amtszeit begangen hat, son- 
dern angeblich aus »persönlichen« Gründen. Um sein unerschüt- 
terliches Festhalten an der gleichen Geisteshaltung zu beweisen, 
die ihn zu einem früheren Zeitpunkt dazu gebracht hat, seinen 
Wunsch zum Ausdruck zu bringen, als tödlicher Virus reinkar- 
niert zu werden, der große Teile der menschlichen Bevölkerung 
auslöschen würde, hinterläßt er als sein Vermächtnis die Bildung 
einer neuen Organisation, mit der die Weltreligionen als 
Instrumente für den Völkermord eingesetzt werden sollen. 


Vom 29. April bis 3. Mai war 
Schloß Windsor der Schauplatz 
eines »Weltgipfels über Religion 
und Naturschutz.« Er versam- 
melte unter dem Patronat des 
WWF-U.K., der japanischen 
Mokichi Okada Association 
(MOA), Britanniens Pilkington 
Trust und der International Con- 
sultancy on Religious Education 
and Culture (Icorec) aus Man- 
chester 60 Okologen und religiö- 
se Persönlichkeiten. Zu den füh- 
renden Rednern gehörte Prinz 
Philip selbst sowie der ökumeni- 
sche Patriarch der orthodoxen 
Kirche Bartholomäus in Kon- 
stantinopel und Kronprinz Has- 
san von Jordanien. Die Kon- 
ferenz besaß auch den offiziellen 
Segen der Kirche von England, 
deren oberste Leiterin Königin 
Elizabeth II. ist. Am 2. und 3. 
Mai hielt der Erzbischof von 
Canterbury, Dr. George Carey, 
Primas der Kirche von England, 
inoffizielle Strategiesitzungen 
mit Teilnehmern ab. Die Teil- 
nehmer repräsentierten ingesamt 
neun Glaubensrichtungen: das 
Christentum, den Islam, das Ju- 
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dentum, den Hinduismus, den 
Buddhismus, den Jainismus, den 
Sikhismus, den Baha’i-Glauben 
und den Taoismus. 

Dem Windsor-«Gipfel« ging En- 
de März ein vorbereitendes Tref- 
fen in Tokio, Japan, voraus, das 
von WWF und MOA zusammen 
gesponsert wurde. 


ARC, UNO und 
Weltbank zusammen 


WWF-Insider bestätigen, daß 
diese Treffen unter dem »Schat- 
ten« zunehmend negativer Auf- 
merksamkeit stattfanden, die in 
jüngster Zeit auf den WWF ge- 
richtet ist. Der Versuch, die Akti- 
vitäten des WWF unter einer 
neuen Dachorganisation zu refo- 
kussieren, ist — wie diese Quellen 
bestätigen — teilweise ein Ver- 
such, die negative Publicity zu 
»überlisten« und die Umwelt- 
schutz- und ökologischen Akti- 
vitäten des WWF unter einer 
neuen, scheinbar »religiösen« 
Schirmherrschaft zu koordinie- 
ren. 


Bei dem Treffen auf Schloß 
Windsor wurde beschlossen, eine 
neue Organisation, die Alliance 
of Religion and Conservation 
(ARC), zu gründen, die einer 
offiziellen WWF-Presseverlaut- 
barung zufolge »zum Wohle der 
Öffentlichkeit den Schutz der 
natürlichen Umwelt auf der 
ganzen Welt in Übereinstim- 
mung mit den Lehren und dem 
Glauben der Weltreligionen för- 
dern soll, die den Respekt für die 
Natur unterstützen«. ARC wird 
die Leitung einer Reihe von 
Projekten übernehmen, die der 
WWF in dem vergangenen Jahr- 
zehnt durchgeführt hat und eine 
Reihe neuer Projekte starten. 


Ein Beispiel eines Projekts in der 
ersten Kategorie ist das »Mount 
Athos Environmental Program«, 
das Anfang der neunziger Jahre 
mit dem Segen von Prinz Philip 
persönlich begonnen wurde, um 
dieses Kultzentrum klösterlicher 
Aktivität zu einem Modellzen- 
trum für »Umweltschutzmanage- 
ment« und »organischen Anbau« 
zu machen und um einen großen 
Teil der Halbinsel in ein »Natur- 
reservat« zu verwandeln. Ein 
neues ARC-Projekt wird es sein, 
»die Erhaltung der taoistischen 
heiligen Berge in China zu för- 
dern...und Umweltschutzgebiete 
zu schaffen, die nicht erschlossen 
werden können«. 


Eine »religiöse« 
Gestapo? 


Auf dem Gipfel wurden auch 
Möglichkeiten besprochen, wie 
man den WWF und damit ver- 
bundene Gruppen mehr in 
die föderalistischen Eine-Welt- 
Strukturen der Vereinten Natio- 
nen integrieren kann. 


Einer WWF-Presseverlautbarung 
zufolge diskutierten Teilnehmer 
über die Einladung der Weltbank 
»an Glaubensführer zur Etab- 
lierung eines Dialogs mit Welt- 
bankdirektoren über die Ethik 
der kontemporären Volkswirt- 
schaften«. Außerdem werden die 
Religionen in dem United Na- 
tions Environment Program »au- 
fgefordert, als Umweltschutz- 
Überwachungsorganisationen zu 
agieren, um Umweltverände- 
rungen auf lokaler Ebene zu 
beurteilen. Im Gegenzug wollen 
verschiedene Glaubensrichtun- 
gen an der UNO-Politik und am 
Entscheidungsprozeß beteiligt 
werden«. 


Wenn dies wie ein Versuch 
klingt, Religionsführer als Agen- 
ten einer neuen Umweltschutz- 
Gestapo einzusetzen, so steht das 
völlig in Einklang mit den 
Verordnungen des königlichen 
Prinzgemahls für die Versamm- 
lung auf Schloß Windsor. Er gab 
für die fünftägigen Diskussionen 
mit einer Rede am Wochenende 
29./30. April den Ton an, in der 
er »wichtige Maßnahmen« zum 
Schutz der Umwelt auf dem 
ganzen Planeten gegen »die dra- 
matische Zunahme der Weltbe- 
völkerung« forderte. Diese »dra- 
matische Zunahme«, so sprudelte 
er hervor, ist »der einzige bedeu- 
tende Faktor, der mit der Ver- 
schlechterung der Gesundheit 
des Planeten im letzten Jahr- 
hundert zusammenfällt... Das 
Wichtigste für die Erhaltung 
unserer natürlichen Umwelt be- 
steht darin, Möglichkeiten zu fin- 
den, um sie vor den Konse- 
quenzen der menschlichen Be- 
völkerungsexplosion zu schüt- 
zen.« 


Dazu verwendete er die folgen- 
de, überbeanspruchte Metapher: 
»Wenn man dabei ist, einen Bal- 
lon aufzublasen, gibt es nichts, 
was einen davor warnt, wenn er 
kurz davor ist, zu zerplatzen. Wir 
überbeanspruchen die Systeme 
auf der Erde wie ein kleines 
Kind, das dabei ist, einen Luft- 
ballon aufzublasen. Wenn es ihn 
weiter aufbläst, ist die kritische 
Frage, wann wird er platzen?« 


Er vertrat die Meinung, daß die 
Menschen »eingreifen« müssen, 
um das »Ungleichgewicht«, das 
durch all diese Dinge verursacht 
wurde, zu regulieren, wobei den 
Weltreligionen dabei eine beson- 
dere Rolle zukommt. 


Alternative Arten, die 
Natur zu betrachten 


Die Gründung von ARC ist die 
neueste und ehrgeizigste Phase 
in der Kampagne des Prinzge- 
mahls, um den religiösen Glau- 
ben zu untergraben und die Idee, 
daß der »Mensch im Ebenbild 
Gottes« (imago viva Dei) ge- 
schaffen wurde, von diesem Pla- 
neten zu eliminieren. Diese Idee, 
die im Ersten Buch Moses ausge- 
drückt wird, stellt sicherlich den 
traditionellen Kernpunkt der 
»Religionen des Buches« — der 
Christenheit, des Judentums und 
des Islams — dar. Auf andere Art 
wird sie auch in anderen Glau- 
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\ 


Prinz Philip, Königlicher 
Prinzgemahl, hat den 
Wunsch, als tödlicher Virus 
inkarniert zu werden, um 
Teile der Bevölkerung aus- 
zulöschen. 


bensrichtungen wie dem Hindu- 
ismus ausgedrückt. 


Prinz Philip und seine Clique 
ökologischer Berater wie Martin 
Palmer von lIcorec, vertreten 
schon seit langem die Ansicht, 
daß man »den Glauben ändern 
muß oder Paradigmas der Bevöl- 
kerung definieren muß«, wenn 
man eine ökologische Umwelt- 
schutzpolitik betreiben will. 


Die Religionen werden dabei als 
wichtiges Vehikel angesehen, 
weil die Menschen mit religiösen 
Konzepten starke Emotionen und 
Ideen verbinden. Wenn die Re- 
ligionen die Idee von »imago 
viva Dei« oder einem Äquivalent 
aufrechterhalten, dann sind die 
Anhänger dieser Religion von 
der ökologischen Krankheit der 
Grünen stark erfüllt. 


Umgekehrt — wenn eine Religion 
eine Vorstellung von Anbetung 


der Mutter Erde hervorbringt, die 
den Menschen der »Natur« un- 
terordnet und mit dem Tierreich 
gleichsetzt, dann können die 
Anhänger dieser Religion zu 
allen möglichen Geisteshal- 
tungen verführt werden, wenn 
nicht gar zu tatsächlichen Ver- 
brechen gegen die menschliche 
Rasse. 


Prinz Philip begann dieses Pro- 
jekt bei dem 25. Jahrestreffen des 
WWF (damals World Wildlife 
Fund), das vom 22. bis 29. Sep- 
tember 1986 in Assisi, Italien, 
stattgefunden hat. Dieses Treffen 
war von den Beratern des Prinz- 
gemahls speziell dafür geplant 
worden, die »anthropozentri- 
schen« Begriffe zu unterminie- 
ren, die mit der goldenen Re- 
naissance des 15. Jahrhunderts in 
Verbindung stehen, die die 
Menschheit als »das Paradigma 
des Universums« betrachtet und 
als den »Endzweck der Schöp- 
fung«. 


Ein Berater von Philip bestätigte 
damals, daß das Ziel der Ver- 
anstaltung gewesen ist, »nicht 
westliche, alternative Arten, die 
Natur zu betrachten«, zu verstär- 
ken. 


Bei dem Treffen wurde ein 
»WWF-Religions- und Natur- 
schutz-Netzwerk« geschaffen. 
Zunächst bestand es aus nomi- 
nellen Vertretern der fünf größ- 
ten Weltreligionen — des Chri- 
stentums, des Judentums, des 
Islams, des Buddhismus und des 
Hinduismus. Wie schon gezeigt, 
vertreten diese fünf — besonders 
die drei »Religionen des Bu- 
ches« — Christentum, Judentum 
und Islam - traditionell Vorstel- 
lungen, die mit der Sicht des 
»Menschen, der im Ebenbild 
Gottes geschaffen wurde«, aus 
dem Ersten Buch Moses überein- 
stimmen. Die erste Strategie von 
Prinz Philip und anderen bestand 
also darin, diese Religionen von 
innen heraus anzugreifen. 


Der heilige Krieg 
des Prinzgemahls 


Der heilige Krieg des königli- 
chen Prinzgemahls gegen die 
drei monotheistischen Glaubens- 
richtungen wurde im Mai 1990 
noch deutlicher, als er auf der 
nordamerikanischen Konferenz 
über Religion und Ökologie — 
»Caring for Creation« — sprach 
und den »ökologischen Pragma- 


tismus der sogenannten heidni- 
schen Religionen« als »weitaus 
realistischer« lobte »im Hinblick 
auf die Naturschutz-Ethik als die 


intellektuelleren, monotheisti- 
schen Philosophien der Offen- 
barungsreligionen«. 


Seit der ursprünglichen Grün- 
dung des Netzwerks sind vier 
neue Glaubensrichtungen hinzu- 
gekommen: der Sikhismus, der 
Baha’i-Glauben, der Janaismus 
und vor kurzem der Taoismus. 
Da sie alle dafür bekannt sind, 
daß sie in sehr großem Gegensatz 
zu dem Ersten Buch Moses ste- 
hen, ist die Tatsache, sie mit dem 
Christentum, dem Islam und dem 
Judentum in einen »multikultu- 
rellen« Topf zu werfen, schon für 
sich allein ein perverses Mittel, 
den Begriff von »imago viva 
Dei« zu verwässern und zu unter- 
graben. 


Die vom WWF-ARC Komplex 
propagierten anti-menschlichen 
Ideen stimmen mit den gnosti- 
schen Kultideen überein, die für 
den Aufstieg des National- 
sozialismus in Deutschland mit 
verantwortlich waren. Ironi- 
scherweise fand das Treffen auf 
Schloß Windsor kurz vor den 
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Feierlichkeiten zum 50. Jahres- 
tag des Endes des Zweiten Welt- 
kriegs und dem Sieg über den 
Nationalsozialismus statt, die in 
ganz Europa begangen wurden. 
In Großbritannien war es die 
Königin selbst, die die Feier- 
lichkeiten mit einer Rede eröff- 
nete, die angesichts der Propa- 
gierung von Völkermord durch 
ihren Ehegatten und die Kirche 
von England als völlig scheinhei- 
lig angesehen werden muß. 


Solche ironischen Parallelen sind 
all jenen, die an dem Gipfel teil- 
nahmen, nicht entgangen. Für die 
Veranstaltung sollte jede der 
neun Glaubensrichtungen eine 
Erklärung über ihre jeweiligen 
Ansichten zu »der Umwelt« vor- 
legen. Acht der neun Erklä- 
rungen befanden sich grundle- 
gend in Übereinstimmung mit 
den gnostischen Ansichten des 
WWF. Die eine bemerkenswerte 
Ausnahme war die Erklärung, 
die im Namen des Judentums 
vorgelegt wurde. 


Verfaßt von Israels Rabbi Rack- 


over begann die Erklärung »das 
Judentum und die Umwelt« mit 
der Behauptung, daß »die Prin- 
zipien des Umwelitschutzes« im 
Judentum und im Talmud tief 
verwurzelt sind. Doch dann wur- 
de dieser stark einschränkende 
Abschnitt eingefügt: »Wenn wir 
uns mit dem Thema Umwelt- 
schutz befassen, müssen wir auf- 
passen, daß wir das richtige 
Gleichgewicht zwischen dem 
Schutz der Umwelt und dem 
Schutz des Menschen wahren. 


Das richtige Gleichgewicht in 
diesem Zusammenhang ist si- 
cherlich nicht das der Gleichheit 
zwischen Mensch und Natur. Die 
Beziehung zwischen Mensch 
und Natur ist ein Besitzverhältnis 
— also begrenzt. In unserer 
Begeisterung für den Umwelt- 
schutz dürfen wir die Interessen 
des Menschen oder seine Rolle in 
dem Schöpfungsplan nicht ver- 
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gessen. Die Liebe zur Natur hat 
keinen Vortritt vor der Liebe 
zum Menschen. Wir müssen um 
jeden Preis den Fehler vermei- 
den, den jene gemacht haben, die 
als Tierliebhaber bekannt waren, 
doch die die denkbar schlimm- 
sten Verbrechen gegen ihre 
Mitmenschen begingen.« 


Die Zerstörung 
des Christentums 


Der Rest der Erklärung war größ- 
tenteil vorsichtig in den Formu- 
lierungen und betonte, daß der 
Begriff des »Umweltschutzes« 
im Zusammenhang mit zahlrei- 
chen anderen »wirtschaftlichen, 
sozialen und moralischen Be- 
trachtungen« gesehen werden 
muß. Die Erklärung endete 
damit, daß es hieß, »die klassi- 
sche jüdische Einstellung zur 
Natur ist eine direkte Folge des 
Glaubens, daß das ganze Uni- 
versum die Arbeit eines Schöp- 
fers ist. Die Liebe Gottes ist im 
allumfassendsten Sinne dahinge- 
hend gemeint, daß in ihr auch die 
Liebe zu all Seinen Schöpfungen 
eingeschlossen ist... Die Natur in 
all ihrer Schönheit wurde für den 
Menschen geschaffen und es ist 
deshalb nicht richtig, wenn der 
Mensch sie zerstört.« 


Die Verknüpfung von »Tierlieb- 
habern« mit Hitlers Verbrechen 
war eine unmißverständliche 
Warnung an die »Wildlife-Lob- 
by«, die sich unter Prinz Philips 
Führung versammelt hat. Die 
Botschaft ist den Teilnehmern 
trotz der Bemühungen des ameri- 
kanischen Rabbi Arthur Hertz- 
berg, die Erklärung abzuschwä- 
chen und das Judentum mehr mit 
den Glaubenssätzen der »Um- 
weltschützer« in Einklang zu 
bringen, nicht entgangen. 


Quellen aus der näheren Um- 
gebung von Prinz Philip berich- 
ten, daß sie mit einer anhaltenden 
und eskalierenden theologisch- 
philosophischen Offensive der 
orthodoxen Kirche, repräsentiet 
durch den ökumenischen Patri- 
archen in Konstantinopel, rech- 
nen, um den »anthropozentri- 
schen« Inhalt des Christentums 
zu schwächen. Wenn das erfolg- 
reich sein sollte, würde ange- 
sichts der überwältigend »an- 
thropozentrischen« Botschaft von 
Jesus Christus und des Neuen 
Testaments in seiner Gesamtheit 
natürlich das Christentum selbst 
zerstört. 


Asien 


Der Plan 
vom krea- 


tiven Chaos 


Hinter den anhaltenden Terrorangriffen auf Japan steht der Plan 
der Briten, Ostasien in ein »kreatives Chaos« zu stürzen, sagen 
Londoner Planer und deren Handlanger in den USA. Japan, das 
von Präsident Clinton als Partner in »Amerikas wichtigster bila- 
teraler Beziehung« bezeichnet wird, wurde seit dem Erdbeben 
von Kobe und dem Gasanschlag am 20. März in Tokio von einem 
Dutzend Gas- und Bombenanschlägen heimgesucht - zuletzt am 
15. Mai der Gasanschlag, bei dem 20 Fahrgäste in der U-Bahn 
von Yokohama ins Krankenhaus eingeliefert werden mußten, der 
Mordanschlag auf den Gouverneur von Tokio, Yukio Aoshima 
am 16. Mai, der Mordanschlag auf den Polizeichef Takaji 
Kunimatsu und der Mord an dem Aum-Chemiker Hideo Muraäi, 
der im Fernsehen landesweit zu sehen war. 


Dies fällt zusammen mit einem 
Zeitpunkt, wo sich die Bezie- 
hungen zwischen den USA und 
Japan durch die Ankündigung 
des US-Handelsrepräsentanten 
Mickey Kantor verkomplizieren, 
der sechs Milliarden Dollar an 
Sanktionen gegen die japani- 
schen Autoimporte in die Ver- 
einigten Staaten verhängen will. 


Geht es schon 
um die nächste 
Präsidentschaftswahl? 


Dies kommt in einem Augen- 
blick, wo Präsident Clintons 
dringlichste Aufgabe darin be- 
steht, die Vereinigten Staaten da- 
zu zu bringen, bei der Durch- 
setzung von Vergleichsverfahren 
im existierenden weltweiten 
Geld- und Finanzsystem die Füh- 
rung zu übernehmen. 

Dies wird kaum von Erfolg ge- 
krönt sein, wenn eine enge ame- 
rikanisch-japanische Koopera- 
tion nicht mehr existiert. So hat 
der japanische Finanzminister 
Masayoshi Takemura die Ver- 
einigten Staaten aufgefordert, 
mit Japan zusammen das Welt- 
währungssystem zu »überden- 
ken«. 


Chalmers Johnson, der Leiter der 
»revisionistischen« Strömung un- 
ter den Ökonomen, ist der Mei- 
nung, daß die Beziehungen zwi- 


schen den USA und Asien zu- 
sammenbrechen werden, wenn 
die Regierung Clinton seinem 
Rat folgt. 


»Sicher, es wird ein kreatives 
Chaos sein«, sagte er in einem 
Interview, »doch ich sehe keinen 
Grund dafür, warum wir in der 
UdSSR ein kreatives Chaos er- 
warten und begrüßen und glau- 
ben sollten, daß Japan davon 
immer ausgenommen ist.« 


Die Regierung Clinton mag glau- 
ben, daß mit einem Handelskrieg 
mit China, Korea und Japan bei 
den kommenden Wahlen Stim- 
men zu gewinnen sind, Chalmers 
Johnson hat eine andere Mei- 
nung über das Ergebnis der ge- 
genwärtigen Politik von Kanter 
und der des Chefs der Federal 
Reserve, Alan Greenspan. 


Über die Rolle der Japanpolitik 
des Morgan Bankiers und des 
Fed Chefs Greenspan sagte 
Chalmer Johnsons Prot&ge Ge- 
orge Friedman, der Autor von 
»The Coming War with Japan«, 
»Greenspan ist es total egal, wie- 
viel Probleme er Clinton bereitet. 
Für ihn ist das ein weiterer 
Vorteil. Er haßt Clintons Mut. Er 
will ihm große Probleme verur- 
sachen.« 


Friedman fügte hinzu, daß 
Greenspan versucht, noch vor 


‚ den US-Wahlen im Jahre 1996 
einen Bankencrash in Tokio zu 
; verursachen. Er sagte, er sei der 
Meinung, daß ein solcher Crash 
| nicht nur Japan vernichten wird, 
: sondern daß auch Clinton die 
Schuld dafür gegeben wird. 


| Schocks durch 
| Tavistock 


; Das unmittelbare britische Ziel 
ist die Unterminierung der US- 
Beziehungen mit Ostasien und 
| die Schaffung von außenpoli- 
| tischen Katastrophen für Präsi- 
I dent Bill Clinton, dem ersten 
k amerikanischen Präsidenten seit 
Jahren, der den Wunsch zum 
Ausdruck gebracht hat, US- 
; Technologie zu benutzen, um bei 
der Industrialisierung Asiens zu 
helfen. 


Japan, Südkorea, China und dem 
Rest Asiens sollte eine Reihe von 
| Schocks verabreicht werden, 
sagte Chalmers Johnson — von 
t denen die jetzige Terrorwelle nur 
| der Anfang ist -— um ihren zu 
: erfolgreichen »asiatischen auto- 
ritären Kapitalismus« in einen 
‚vollständigen Zusammenbruch 
t des Gesellschaftssystems zu füh- 


; ten. 


: »Wenn Konsens herrscht, ist 
Japans Bürokratie brilliant«, sag- 
te Johnson; diese Führung in To- 
| kio und ähnliche Führungen in 
| anderen asiatischen Hauptstädten 
‘ müssen zerstört werden. »Sie 
werden wahrscheinlich noch 
: mehr Krisen erleben, so wie die 
Unfähigkeit, nach dem Erdbeben 
; in Kobe das Militär auf den Plan 
| zu rufen oder die Unfähigkeit, 
herauszufinden, wer das Giftgas 
in der U-Bahn gelegt hat und ein 
; halbes Dutzend anderer derarti- 
ger Krisen«, prophezeite er. 


| Johnson warnte vor einer »Wen- 
; de im weltweiten Gleichgewicht 
der Kräfte in Richtung Ostasien« 
| mit einer »chinesisch-japani- 
schen Allianz«, die die Ver- 
einigten Staaten bedroht. »Die 


' Amerikaner werden aufwachen 


. und feststellen, daß sie nicht 
; nicht mehr von Bedeutung sind. 
: Für uns ist alles vorüber.« 


| »Japan und nicht Rußland ist 
also Amerikas Feind«, sagte er, 
E »und es erfordert die Art von 
: Aufmerksamkeit, die die ganze 
George Kennan-»Eindämmungs- 
politik< der UdSSR in der Nach- 
; kriegszeit erforderte.« 


Das ist die amerikanische Au- 
ßenpolitik? Unsinn. Das ist »bri- 
tische« Außenpolitik. 


Die Theorie der Verabreich- 
ung massiver gesellschaftlicher 
Schocks, um Nationen zu schwä- 
chen und dann zu kontrollieren, 
wurde in der Nachkriegszeit 
bahnbrechend vom britischen 
Tavistock-Institut eingesetzt, das 
auf einer Konferenz im Jahre 
1989 detaillierte Pläne vorstellte, 
um die Vereinigten Staaten, 
Japan und andere Länder einer 
Reihe von Schocks unter dem 
Begriff »globale Ereignisse« zu 
unterwerfen. 


Das Feindbild 
der Bush-Ara 


Die Wirtschaftskriegführung der 
Regierung Bush gegen Japan, 
Südkorea und andere Länder 
wurde in einer Rede im Sep- 
tember 1989 in Los Angeles von 
William Webster, dem FBI- 
Direktor, den Präsident George 
Bush zum CIA-Direktor ernannt 
hatte, öffentlich in Gang gesetzt. 
In jener Rede sagte Bushs Spre- 
cher Webster, daß erfolgreiche 
Volkswirtschaften wie Japan, 
Südkorea und Deutschland keine 
Verbündeten Amerikas mehr 
sind, sondern daß sie mit dem 
Fall der UdSSR »jetzt tatsächlich 
ein neues Feindbild repräsentie- 
ren«. 


»Die Auswirkungen der Fähig- 
keit eines Konkurrenten, Zu- 
kunftsmärkte zu schaffen, zu er- 
obern oder zu kontrollieren, auf 
die nationale Sicherheit, sind 
sehr bedeutend«, sagte Webster 
und schuf ein fünftes CIA-Di- 
rektorat, um eine Wirtschafts- 
kriegsführung gegen sie in Gang 
zu setzen. 


Johnson, jetzt an der Universität 
von Kalifornien in San Diego, 
und seine »revisionistischen« 
Proteges wie George Friedman, 
Chef des Zentrums für Geo- 
politik an der Louisiana State 
University; Clyde Prestowitz, 
Chef des Instituts für Wirt- 
schaftsstrategie; die nationalöko- 
nomische Beraterin Laura Ty- 
son; und Mickey Kantor sind die 
derzeitigen Vertreter der »Web- 
ster-Doktrin« aus der Ara Bush - 
viele von ihnen Mitglieder der 
demokratischen Partei. Die mei- 
sten waren an Websters Studie 
des Rochester Institute of Tech- 
nology aus dem Jahre 1991 betei- 


ligt, die den Titel »Japan 2000« 
trägt und in der Japan so heftig 
angegriffen wurde, daß sogar 
George Bush sie schließlich in 
aller Öffentlichkeit ablehnen 
mußte. 


Johnson forderte, daß Japan, 
Südkorea und China weitere 
Schocks verabreicht werden soll- 
ten, so unter anderem: Ein »ernst- 
hafter« amerikanischer Handels- 
krieg. »Vergeßt Verhandlungen«, 
was Clinton vorhat, sagte er. 
»Wenn wir nicht tatsächlich voll- 
ständige Sanktionen anwenden, 
werden wir verlieren. Es wird 
das 30. Jahr sein, in dem die 
Amerikaner vom japanischen 
Ministerium für internationalen 
Handel und Industrie reingelegt 
werden.« 


Wohlüberlegte Maßnahmen, um 
den Dollar weiter in den Zu- 
sammenbruch zu treiben; Maß- 
nahmen, um die jetzige japani- 
sche Regierung zu Fall zu brin- 
gen. Es handelt sich hierbei um 
eine Koalition zwischen dem 
Sozialisten Tomiichi Murayama 
und der nationalistischen liberal- 
demokratischen Partei, die, per- 
sönlichen Freunden des Präsi- 
denten zufolge, eng mit Präsident 
Clinton in Asien zusammenar- 
beitet. 


Wir müssen »alles tun, was wir 
können, um die Koalition zwi- 
schen der liberal-demokratischen 
Partei und den Sozialisten zu Fall 
zu bringen«, sagte er. »Hört auf, 
mit ihnen zu verhandeln. Setzt 
sie stark unter Druck. Zieht ihnen 
den Boden unter den Füßen 
weg.« 


Abzug der amerikanischen Trup- 
pen aus Japan und Südkorea und 
Entfernung Japans und Süd- 
koreas aus dem atomaren Schutz 
der USA. »Der amerikanisch- 
japanische Sicherheitsvertrag, 
ein Instrument des kalten Krie- 
ges, das im Jahre 1951 geschrie- 
ben wurde, um Japan unter 
Druck zu setzen, muß sofort neu 
verhandelt werden«, sagte John- 
son. »Südkorea kann sich selbst 
schützen.« 


Gelächter 
in London 


Einschlägige britische Quellen 
freuen sich derzeit über ihre 
Zuversicht, daß jene Teile von 
Bushs »Webster-Doktrin«, die 
bereits in Bewegung sind, US- 


Präsident Clinton zu Fall bringen 
könnten. Es deutet alles darauf 
hin, daß London danach strebt, 
die Präsenz des US-Militärs in 
Asien zu vertreiben, um so den 
Kontinent zur Beute für die 
Kolonialpläne der Briten werden 
zu lassen. 


In diesem Szenario schließt Lon- 
don nicht aus, daß Atomkriege in 
der Region wünschenswert sind, 
bei denen sich die Länder Asiens 
unter Beifallsrufen der britischen 
Königsfamilie, die die asiatische 
Bevölkerung reduzieren möchte, 
gegenseitig dezimieren würden. 


Der frühere zweite Herausgeber 
des Londoner »Economist«, Nor- 
man Macrae, schrieb in der 
Londoner »Sunday Times«: »Ir- 
gendwann zwischen dem Jahre 
1995 und 1997 rechne ich mit 
einem Crash an der Wall Street« 
als Folge davon, daß Washington 
»ungeheure anti-japanische Zöl- 
le« auferlegt, um Amerika zu 
»schützen«. Dem »tolpatschigen« 
Clinton wird die Schuld dafür 
gegeben werden, triumphierte 
Macrae und »Amerika wird 
einen republikanischen Präsiden- 
ten wählen«. Das ist genau das 
Szenario, das der Vertreter Lon- 
dons, Alan Greenspan, bei der 
Fed befürwortet, wie der Revi- 
sionist George Friedman deutlich 
machte. 


Der Londoner Schlachtplan wur- 
de am 16. Mai in Interviews mit 
dem britischen Asien-Strategen 
Peter Ferdinand, dem jüngst zu- 
rückgetretenen Asien-Direktor 
des British Royal Institute of 
International Affairs in London 
(RA), und Michael Williams, 
dem Japanexperten am Londoner 
Institute for International and 
Strategic Studies (IISS) bestätigt. 


»Sicher ist die Außenpolitik 
kaum einer von Präsident Clin- 
tons großen Erfolgen«, spottete 
Williams. In Britannien »gibt es 
nicht viel Sympathie für die ame- 
rikanische Position« hinsichtlich 
der Handelssanktionen gegen 
Japan. 


»Wenn die Beziehung zwischen 
Washington und Tokio ernsten 
Schaden nimmt, wird das die 
Japaner davon überzeugen, daß 
sie besser dran sind, wenn sie 
ihren eigenen Weg gehen... Die 
USA bieten eindeutig nicht die 
Art von internationaler Führung, 
die wir von ihnen gewohnt sind.« 

oO 
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Indien 


Die Manipu- 
lation briti- 
scher Politik 


Die Geschichte von Indiens Beziehungen zu den Vereinigten 
Staaten in diesem Jahrhundert ist komplex, voller Versprechen, 
verratener Versprechen, tragisch entgangener Gelegenheiten 
und endloser Manipulation durch die Briten. In diesem Artikel 
wird der wichtige Zeitraum des indischen Kampfs nach 
Unabhängigkeit analysiert und zwar von dem ärgerlichen 
Austausch zwischen Franklin Roosevelt und Winston Churchill 
über die Indienpolitik im Jahre 1941 bis zu den Manövern und 
der Doppelzüngigkeit der anglophilen Gruppe in der amerikani- 
schen Diplomatie später, die den Zorn des Führers der indischen 
Unabhängigkeit, Mahatma Gandhi, auf sich zog und zu Ghandis 
Bewegung »Quit India« mit totalem Ungehorsam gegen die 


Briten führte. 


Obwohl die Begründer der 
Verfassung der Republik Indien, 
die von den nationalistischen 
Führern entworfen und neunund- 
zwanzig Monate, nachdem In- 
dien die Unabhängigkeit erlangt 
hatte, im Jahre 1950 verkündet 
wurde, ihre Inspirationen aus 
Amerika geholt hatten und ob- 
wohl die Umrisse von Indiens 
Verfassung auf der amerikani- 
schen Unabhängigkeitserklärung 
des Jahres 1776 basieren, fand 
die erste bedeutende Intervention 
eines amerikanischen Präsiden- 
ten gegenüber dem kolonisierten 
Indien ungefähr im Jahre 1942 
statt — nach fast 185 Jahren briti- 
scher Kolonialherrschaft über 
das Land. 


In Washington kaum 
etwas über Indien gehört 


Zum Zwecke geschichtlicher Ge- 
nauigkeit muß man feststellen, 
daß der erste amerikanische Prä- 
sident George Washington Ben- 
jamin Joy im Jahre 1792 als 
Konsul nach Kalkutta, die dama- 
lige Hauptstadt von. Britisch- 
Indien, geschickt hat. Doch es 
gibt keinerlei verfügbaren Nach- 
weis darüber, daß irgendein an- 
derer amerikanischer Präsident 
von 1792 bis 1942 in irgendeiner 
bedeutenden Art und Weise da- 
rin verwickelt war, die Konti- 
nuität der britischen Kolonial- 
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herrschaft über Indien anzuzwei- 
feln. Trotz eines Übermaßes an 
Missionaren aus Amerika, dem 
Bau von Krankenhäusern, einem 
Zustrom von Ausbildern und der 
Veröffentlichung von Katherine 
Mayos Buch »Mother India« im 
Jahre 1927, in dem die indische 
Gesellschaft als verderbt, ver- 
kommen und ohne versöhnende 
Eigenschaften dargestellt wurde, 
hat man am Machtsitz Washing- 
ton kaum etwas über Indien 
gehört. 


In der Zeit von etwas mehr als 
zwei Jahrzehnten, die die beiden 
Weltkriege voneinander trenn- 
ten, begann Indiens Kampf um 
die Unabhängigkeit das Interesse 
eines Querschnitts von Amerika- 
nern auf sich zu ziehen, die 
größtenteils repräsentiert wurden 
durch die Civil Liberties Union, 
Mitglieder der sozialistischen 
Partei, Missionare der Unitarian 
Church und solche Organisatio- 
nen wie die Liga unterdrückter 
Menschen unter Dudley Field 
Malone. 


Als Präsident Franklin Delano 
Roosevelt im Winter 1932 ins 
Weiße Haus kam, waren Indiens 
politische Führer, die an der 
Spitze der Unabhängigkeitsbe- 
wegung unter dem Banner des 
Indian National Congress stan- 
den, bereits auf höchster Ebene 
des amerikanischen Establish- 


ment bekannt. Mahatma Gandhis 
Bewegung des bürgerlichen Un- 
gehorsams gegen den britischen 
Raj im Jahre 1930 hatte die 
Aufmerksamkeit Amerikas im 
allgemeinen auf sich gezogen 
und der Widerstand von Gandhiji 
— wie er in Indien heißt — gegen 
die britische Salzsteuer wurde 
von einigen in den amerikani- 
schen Medien mit der Bostoner 
Tea Party verglichen. 


Doch die indischen Führer waren 
mit der Politik Amerikas bei wei- 
tem nicht zufrieden. Jawaharalal 
Nehru, der die Vereinigten Staa- 
ten im Jahre 1927 als nicht nur 
rassistisch, sondern auch impe- 
rialistisch beschrieb, Kritisierte 
die US-Außenpolitik gegenüber 
Lateinamerika auf dem Brüsseler 
Internationalen Kongreß gegen 
koloniale Unterdrückung und 
Imperialismus im gleichen Jahr. 
Ein Jahr später schrieb Nehru: 
»Es sind die Vereinigten Staaten, 
die uns das beste Studiengebiet 
für Wirtschaftsimperialismus bie- 
ten.« 


Eine veränderte 
Umwelt 


Die Ankunft von Präsident 
Roosevelt auf der Szene hat 
jedoch die Haltung Nehrus und 
anderer Führer des indischen Na- 
tionalkongresses erheblich ver- 
ändert. Präsident Roosevelts 
New Deal Reformen wurden 
vom indischen Nationalkongreß 
mit großem Beifall begrüßt. 
Gleichzeitig spielte die Arbeit 
von J.J. Singh, einem Emi- 
granten, der in Amerika zum 
Geschäftsmann geworden ist, 
eine Schlüsselrolle bei der Prä- 
sentation der indischen Reali- 
täten gegenüber der amerikani- 
schen Elite. Singhs India League 
of America, die in den dreißiger 
Jahren gegründet wurde, brachte 
eine Monatszeitschrift »India 
Today« heraus und zog sich sol- 
che Leute wie Albert Einstein, 
Henry Luce, Philip Murray, Ri- 
chard Walsh und Louis Fisher an 
Land, die in ihrem Beratungsgre- 
mium waren. 


Jawaharlal Nehru, der damals 
von FDR sehr beeindruckt war, 
schrieb im Jahre 1938 einen 
Artikel in »Foreign Affairs« und 
im Jahre 1940 einen weiteren in 
»Atlantic Monthly«, in dem er 
den Gesichtspunkt Indiens bei 
der Forderung der Home Rule für 
die Sicherheit Asiens nach der 


zunehmenden japanischen impe- 
rialistischen Gefahr zum Aus- 
druck brachte. 


Gandhijis Bewegung des bürger- 
lichen Ungehorsams, die sich um 
die Salzsteuer herum konzen- 
trierte, hatte das britische Empire 
bereits erschüttert. Mitte der 
dreißiger Jahre hatten die briti- 
schen Herrscher begonnen, über 
die bevorstehenden Reformen zu 
sprechen, die Indien braucht. Das 
britische Establishment führte 
umfassende Verhandlungen mit 
Gandhiji, Nehru und anderen 
indischen Führern. Trotz der er- 
bitterten Opposition eines Tory- 
Hinterbänklers, Winston Chur- 
chill, wurde der Government of 
India Act des Jahres 1935 verab- 
schiedet und der Boden war 
bereitet für die ersten Provinz- 
wahlen im Jahre 1937. 


Die Saat für die 
Teilung Indiens 


Der Zweite Weltkrieg brach im 
Jahre 1939 aus. Der britische 
Vizekönig in Indien, Lord Lin- 
lithgow, erklärte prompt im Na- 
men von Indien Deutschland den 
Krieg, ohne auch nur eine for- 
melle Diskussion mit den Füh- 
rern des indischen Nationalkon- 
gresses abzuhalten. Obwohl die 
Kongreßführer gegen das faschi- 
stische Regime in Deutschland 
waren, wurde diese ad hoc Hand- 
lung von Linlithgow geradewegs 
abgelehnt und die Mitglieder der 
Kongreßpartei in der Provinzre- 
gierung traten massenweise ZU- 
rück und protestierten gegen 
Linlithgows insensitives Verhal- 
ten. 


Als die Nazis Mitte der vierziger 
Jahre durch Europa fegten, folgte 
Winston Churchill Neville Cham- 
berlain als Premierminister von 
Großbritannien. Die Verwerf- 
lichkeit der neu gebildeten Troi- 
ka von Churchill, Außenminister 
Leo Amery und Linlithgow säte 
die Saat für die schicksalhafte 
Teilung Indiens und ein nie 
endendes Blutbad zwischen den 
Hindus und Moslems. 


Es ist wohlbekannt, daß sowohl 
Linlithgow und Amery — mittel- 
mäßige Personen mit einem stark 
kolonialen Anflug — sowohl 
Gandhiji als auch Nehru verach- 
tet haben. Als Churchill an die 
Macht kam, nahm die anti-indi- 
sche Haßkampagne noch mehr 
zu, wobei das fatale Ende durch- 


aus beabsichtigt war. Churchill 
lehnte es ab, den Führern des 
indischen Nationalkongresses zu- 
zuhören, warnte vor dem »hei- 
klen Gefälle der Konzessionen« 
und begrüßte die Differenzen 
zwischen Hindus und Moslems 
als ein »Bollwerk gegen die briti- 
sche Herrschaft in Indien. 


Zunehmende 
Forderungen nach 
Unabhängigkeit 


In diesem Kontext und mit der 
wachsenden Bedrohung durch 
die japanische Armee, die gera- 
dewegs durch Asien marschierte, 
wurde die Frage der indischen 
Unabhängigkeit dem amerikani- 
schen Präsidenten im Jahre 1941 
präsentiert. Ungefähr ein Jahr 
zuvor berichtete Wendell Wilkie, 
der republikanische Präsident- 
schaftskandidat im Jahre 1940 
nach einer stürmischen Reise um 
den Globus der amerikanischen 
Öffentlichkeit, daß er von Kairo 
an ostwärts überall mit der Frage 
der indischen Unabhängigkeit 
konfrontiert worden sei. 


Wilkie schrieb: »Der weiseste 
Mann in China sagte zu mir: »Als 
das Streben Indiens nach Freiheit 
auf irgendein Datum in der 
Zukunft verschoben wurde, war 
es nicht Großbritannien, das an 
öffentlicher Wertschätzung im 
Fernen Osten verloren hat, son- 
dern es waren die Vereinigten 
Staaten.«« 


In einem Memorandum, das am 
5. Mai 1941 erstellt wurde, mein- 
te der amerikanische stellvertre- 
tende Außenminister Adolf A. 
Berle, daß Indien auf die Ange- 
legenheiten im Mittleren Osten 
zwangsläufig einen ungeheueren 
Einfluß ausübe und daß es zwin- 
gend erforderlich sei, seine akti- 
ve Kooperation bei der Ver- 
folgung des Krieges sicherzustel- 
len, indem man das Land »zu den 
gleichen Bedingungen wie die 
anderen Mitglieder des briti- 
schen Commonwealth in die 
Partnerschaft der Nationen« inte- 
griert. Zu dieser Zeit wurden bri- 
tische und australische Truppen 
nach Nordafrika hineingeschickt, 
die Nazis hatten die Kontrolle 
über Griechenland und Jugosla- 
wien bekommen und planten die 
Invasion Kretas und Churchill 
bat um amerikanische Hilfe. 

Dem amerikanischen Außenmi- 
nister Cordell Hull zufolge, wa- 


ren er und Präsident Roosevelt 
davon »überzeugt, daß die Inder 
besser mit den Briten kooperie- 
ren würden, wenn sie die Unab- 
hängigkeit besäßen, zumindest 
nach dem Krieg«. Doch gleich- 
zeitig sagte Hull, daß er und 
Präsident Roosevelt akzeptiert 
hätten, daß es im Hinblick auf 
Londons Sensibilität zu dem 
Thema »eine heikle Frage« sei, 
wie weit die Vereinigten Staaten 
die indische Unabhängigkeit vor- 
antreiben könnten. 


Churchill gegen 
Roosevelt 


Die amerikanischen Interessen in 
Indien zeigten sich in der konkre- 
testen Form im August 1941 bei 
dem Treffen zwischen Franklin 
Delano Roosevelt und Churchill 
mitten auf dem Atlantik. Vor 
dem Treffen schlug John Winant, 
der amerikanische Botschafter in 
London vor, die Briten darauf zu 
drängen, einen Zeitpunkt für die 
Gewährung eines »Dominion«- 
Status für die Briten festzulegen. 
Dieser Vorschlag wurde von 
dem stellvertretenden Außenmi- 
nister Berle begrüßt, doch er 
wurde vom Staatssekretär im Au- 
Benministerium, Sumner Welles, 
torpediert, der zu Winant meinte, 
wenn der Präsident das Thema 
aufbringen wollte, dann würde er 
das mit Churchill auf inoffiziel- 
ler und vertraulicher Ebene dis- 
kutieren wollen. 


Berle, der im allgemeinen als ein 
New Deal Liberaler beschrieben 
wurde, war übrigens immer dafür 
gewesen, auf London Druck aus- 
zuüben, »um die Möglichkeit 
auszuloten, ob man Indien zu 
einem gleichwertigen Mitglied 
des britischen Commonwealth 
machen kann«. Seine Argumente 
basierten auf seiner Beobach- 
tung, daß Indien über ein riesi- 
ges Arbeitskräftepotential ver- 
fügt und daß es für die Lieferung 
bestimmter strategischer Kriegs- 
materialien von Vorteil wäre, 
wenn Indien »eher ein aktiver als 
ein passiver Partner« werden 
würde. 


Kritik an der britischen 
Kolonialpolitik 


Elliott Roosevelt, dem Sohn von 
FDR, zufolge, war der Präsident 
bereit, das Indien-Thema anzu- 
sprechen, als er sich mit Chur- 
chill mitten auf dem Atlantischen 


Ozean traf. In einer Diskussion 
nach dem Essen kritisierte FDR 
den britischen Kolonialismus: 
Die britische Kolonialpolitik, 
sagte FDR, repräsentiert An- 
sichten aus dem 18. Jahrhundert 
und nicht aus dem 20. Jahr- 
hundert, denn sie nimmt Res- 
sourcen aus den Kolonien und 
gibt dem Volk nichts zurück. Als 
Roosevelt die Notwendigkeit 
betonte, eine Industrie zu ent- 
wickeln, die Hygiene und die 
sanitären Anlagen zu verbessern 
sowie die Ausbildungsstufen und 
Lebensstandards in den Kolonien 
zu erhöhen, wuchs Churchills 
Arger. »Sie haben Indien er- 
wähnt«, Knurtte er. 


»Ja«, antwortete Präsident Roose- 
velt. »Ich kann nicht glauben, 
daß wir einen Krieg gegen die 
faschistische Sklaverei kämpfen 
und gleichzeitig nicht daran 
arbeiten, die Menschen auf der 
ganzen Welt von einer rückstän- 
digen Kolonialpolitik zu befrei- 
en.« 


Elliott Roosevelt zufolge haben 
die beiden lange diskutiert, ohne 
zu einer Einigung zu kommen. 
Als das Abschlußcommuniqu& 
der Konferenz als Atlantic Char- 
ter am 14. August herausgegeben 
wurde, fand Indien keine Er- 
wähnung. 


In Artikel 3 des Dokuments heißt 
es: »Sie respektieren das Recht 
der Völker, die Form der Re- 
gierung zu wählen, unter der sie 
leben wollen; und sie wollen, daß 
die souveränen Rechte und die 
Autonomie bei jenen wieder- 
hergestellt werden, denen sie 
zwangsweise abgenommen wur- 
den.« 


Während der Präsident und Au- 
ßenminister Hull behaupteten, 
Indien läge innerhalb des Gültig- 
keitsbereichs der Atlantic Char- 
ter, sagte Churchill kategorisch, 
daß dies nicht der Fall sei. Trotz 
der Opposition von Botschafter 
Winant, sagte Churchill dem 
Unterhaus am 9. September, daß 
sich Artikel 3 nur auf die 
europäischen Länder unter Nazi- 
Besatzung beziehe. 


Churchills Interpretation von 
Artikel 3 rief bittere Enttäu- 
schung in Indien und Frustation 
in Washington hervor. Doch in 
Washington hatte Britannien in 
Sumner Welles einen Verbünde- 
ten, der darin zustimmte, daß die 
Atlantic Charter auch für Indien 


gelten sollte, doch der darauf 
bestand, daß die US-Regierung 
Churchill in dieser schwierigen 
Zeit nicht drängen sollte, bezüg- 
lich Indien einen Schritt zu unter- 
nehmen, gegen den er sich 
beständig gewehrt hat. 


Churchills 
»Gebell« 


Im Dezember 1941 traten die 
Vereinigten Staaten in den Krieg 
ein und Churchill besuchte Wa- 
shington während der Weih- 
nachtszeit. FDR sprach nochmals 
das Thema Indien an, obwohl in 
den US-Akten darüber nichts 
vermerkt ist. Doch Churchill 
schrieb: »Ich habe so heftig und 
ausführlich darauf reagiert, daß 
er es (Indien) nicht mehr ange- 
sprochen hat.« 


FDRs engster Vertrauter, der 
liberale Anglophile Harry Hop- 
kins, den Churchill »Lord Kern 
der Sache« nannte, sagte, daß 
kein Vorschlag der Amerikaner 
im Krieg »so zornig empfangen 
worden sei als diejenigen, die 
sich auf die Lösung des indi- 
schen Problems bezogen«. 


Robert Sherwood schrieb in sei- 
nem Buch »Roosevelt and Hop- 
kins«: »Es war tatsächlich ein 
Thema, bei dem die normaler- 
weise tolerante, gutmütige Ge- 
ben-und-Nehmen-Haltung, die 
zwischen den beiden Staatsmän- 
nern vorherrschte, total stecken- 
blieb. Man könnte sagen, daß 
Churchill das Empire eher in 
Ruinen und sich selbst unter 
ihnen begraben sehen wollte, 
bevor er einem Amerikaner - 
welch großer und erlauchter 
Freund er auch immer sein mag 
—, das Recht einräumen würde, 
Vorschläge über das, was er in 
Indien tun sollte, zu machen.« 


Es wäre falsch, den Eindruck zu 
erwecken, daß sich die Sorge 
über das Thema Indien auf das 
Weiße Haus und seine unmittel- 
baren Kreise beschränkte. Als 
Singapur Anfang des Jahres 
1942 fiel, machte der auswärtige 
Ausschuß des US-Senats deut- 
lich, daß der Kongreß die Sorge 
des Weißen Hauses über Asien 
teilt. Der stellvertretende Außen- 
minister Breckenridge Long be- 
richtete unter dem Eindruck 
einer »ernsthaften Unterströ- 
mung anti-britischer Gefühle« 
Außenminister Hull, daß die 
Senatoren forderten, daß »Indien 
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einen Autonomie-Status erhält ... 
Die einzige Möglichkeit, wie 
man das indische Volk dazu 
bringt, zu kämpfen, besteht da- 
rin, sie dazu zu kriegen, für 
Indien zu kämpfen«. Die Sena- 
toren erklärten: »Gandhis Füh- 
rung wurde Teil der amerikani- 
schen Militärausrüstung.« 


Die Aktivitäten um die Verei- 
nigten Staaten und die anhalten- 
de Schwächung der Position der 
Alliierten in Asien veranlaßten 
FDR dazu, Averell Harriman als 
seinen Abgesandten zu Churchill 
zu schicken, um ihm die Vor- 
stellung »einer neuen Beziehung 
zwischen Britannien und Indien« 
näherzubringen. Harriman schick- 
te nach seinen Gesprächen mit 
Churchill die Botschaft zurück, 
daß die britischen Führer weiter- 
hin strikt dagegen seien, »in der 
Sache herumzurühren«. 


Unglaublicherweise berichtete 
Harriman, daß die Vereinigten 
Staaten die indische Situation 
mißdeuten würden und daß die 
Kriegsbemühungen mit der 
Unterstützung der Moslems zu 
tun hätten und nicht mit der 
Kongreßpartei und den Hindus. 
Harriman akzeptierte und gab 
Churchills Lüge weiter, daß 75 
Prozent der indischen Armee aus 
Moslems bestünden, die weitge- 
hend gegen die indische Kon- 
greßpartei seien. Harriman mein- 
te, daß Churchill behauptete, 
wenn man dem Kongreß gegenü- 
ber eine Geste-mache, so würde 
das nur die Moslems beleidigen 
und der Kriegsbemühung nicht 
helfen. 


Indiens Führer 
schauen nach China 


Während Harriman ein Sack voll 
Lügen von Churchill an FDR 
zurückschickte, fand in Indien 
eine interessante Entwicklung 
statt — ein Zwischenfall, dessen 
Bedeutung die Nachkriegsge- 
schichte vollständig hätte ändern 
können, wenn Washington dazu 
in der Lage gewesen wäre, ihn zu 
begreifen. 
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Einer der Gründe dafür, warum 
Churchill der Kongreßpartei so 
übel gesinnt war, war die Tat- 
sache, daß er aus solchen Per- 
sonen wie Gandhiji, Jawaharlal 
Nehru, Vallabbhai Patel, Sub- 
hash Chandra Bose und C.R. Das 
bestand, die eine Weltsicht hat- 
ten, welche in direktem Konflikt 
zu der des britischen Empire 
stand. 


Bei ihrer Jahresversammlung in 
Madras im Jahre 1927 hatte die 
Kongreßpartei gegen »die Ent- 
sendung von indischen Soldaten 
durch die Regierung von Indien 
zur Unterdrückung der chinesi- 
schen nationalistischen Freiheits- 
bewegung« protestiert. Die Kon- 
greßpartei verlangte den Rückruf 
der indischen Truppen aus China 
und forderte die Inder auf, nie als 
Soldaten nach China zu gehen. 
Die Partei reagierte auf die briti- 
sche Politik und schickte unter 
dem Vorwand des Schutzes der 
indischen Interessen in den Jah- 
ren 1927 und 1937 zwei Kontin- 
gente indischer Truppen nach 
China. Die Kongreßführer be- 
haupteten, daß die Truppen ent- 
sendet wurden, um die britischen 
Interessen zu schützen, nicht die 
indischen. 


Im Indian Annual Register — 
einem Parteiregister — hieß es im 
Jahres 1942: »Wir wissen, daß 
unter Sun Yat-sens Führung die 
politisch bewußten unter den 
Chinesen gezeigt haben, daß sie 
sich der vielen Geschehnisse 
bewußt sind, die die nationalisti- 
sche Bewegung in Indien de- 
monstrierten. Von indischer Sei- 
te her wurde die Gründung einer 
Republik in China als Wegbe- 
reitung zu einer »asiatischen Fö- 
deration< begrüßt — ein Thema, 
über das sich C.R. Das und S. 
Srinivasa Iyengar als Präsidenten 
des Kongresses in ihren Amtsan- 
trittsreden in den Jahren 1922 
und 1926 ausführlich ausgelas- 
sen haben.« 


Die Kongreßpartei war erneut an 
vorderster Front, als sich Groß- 
britannien, Frankreich und die 
Vereinigten Staaten angesichts 
von Japans Aggression gegen 
ihre Interessen zurückgezogen 
haben und Churchill sprach von 
der Schließung der Straße von 
Burma. Die Kongreßpartei prote- 
stierte gegen den Schritt und 
bezeichnete ihn als einen briti- 
schen Plan, um den Widerstand 
der Chinesen gegen die Aggres- 
soren zu brechen. 


Im Jahre 1940 veröffentlichte 
Maulana Abul Kalam Azad, Prä- 
sident der Kongreßpartei, eine 
Erklärung, in der er gegen die 
Schließung der Straße von Bur- 
ma protestierte. Die Straße, so 
sagte er, »hat China und Indien 
und Burma einander näher ge- 
bracht und ihre Kontakte sind 
von Tag zu Tag gewachsen... 
Die Schließung der Straße von 
Burma bedeutet eine starke Be- 
schränkung dieser zunehmenden 
Kontakte und eine Verspottung 
der indischen Meinung ... Sie soll 
offensichtlich dazu dienen, Chi- 
na in seinem Freiheitskampf zu 
behindern.« 


Die Unterstützung 
der Chinesen 


Während die komplexe Be- 
ziehung zwischen General Chian 
Kai-shek und General Jospeh 
Stilwell die Rolle Amerikas in 
China zu einer Zeit, wo die 
Chinesen von japanischen Plün- 
derern getötet wurden, weiter 
verkompliziert hat, deutet alles 
darauf hin, daß die Niederlage 
Chiangs Britanniens Priorität 
war. 


Wie Roosevelts Abgesandter in 
Indien, Oberst Louis Johnson, 
vom indischen Standpunkt aus 
meinte, bestand die britische 
Strategie darin, Japan China 
erobern zu lassen und zum 
Zeitpunkt des Friedensvertrages 
einen großen Teil davon zu bean- 
spruchen. Vielleicht hat General 
Stilwell das Ganze durchschaut 
und deshalb haßte Lord Mount- 
batten ihn so leidenschaftlich. 
Die indischen Nationalisten un- 
terstützten die Chinesen weiter- 
hin in ihrem Kampf gegen den 
»skrupellosen und unmenschli- 
chen Imperialismus« Japans. En- 
de der dreißiger und Anfang der 
vierziger Jahre hat der indische 
Nationalkongreß eine Anzahl 
von »China-Tagen« organisiert. 
Jawaharlal Nehru besuchte Chi- 
na auf einer Goodwill-Mission 
im August 1939 und hatte Bot- 
schaften von Rabindranath Ta- 
gore und Gandiji dabei, »um dem 
chinesischen Volk die Zunei- 
gung und Sympathie des indi- 
schen Volkes zu überbringen« 
und »etwas von dem Mut und 
dem unbesiegbaren Optimismus 
des chinesischen Volkes und sei- 
ner Fähigkeit, zusammenzuarbei- 
ten, wenn sie sich einer Gefahr 
gegenübersehen, mit zurückzu- 
nehmen«. 


Nehru wurde von dem Volk und 
dem Generalissimo herzlich emp- 
fangen. In einer Radiosendung 
von Radio Chung-king am 30. 
August 1939 betonte Nehru die 
Bedeutung der chinesisch-indi- 
schen Kooperation »der Welt 
zuliebe«. Er kehrte aus China mit 
einer Liebe für dieses Land 
zurück, die -— um Gandhiji zu 
zitieren — »wenn überhaupt, nur 
durch die Liebe zu seinem eige- 
nen Land übertroffen wurde«. 


Keine Konzession für 
die indische Freiheit 


Im Jahre 1940 schickte China 
seinerseits zwei Missionen nach 
Indien — die eine eine Goodwill- 
Mission unter Leitung von Tai 
Chi-tao und die andere eine kul- 
turelle Mission unter Leitung 
von Dr. K. Wellington Koo vom 
chinesischen Erziehungsmini- 
sterium. 


Im Jahre 1942 besuchte Genera- 
lissimo Chiang Kai-shek Indien, 
vor allem, um politische und 
militärische Angelegenheiten mit 
den britischen Behörden zu be- 
sprechen. Diese von den Briten 
gesponserte Reise des Genera- 
lissimo diente dazu, die indi- 
schen Nationalisten angesichts 
einer potentiellen japanischen In- 
vasion zu zügeln. Britannien 
wollte Chiang dazu benutzen, 
den indischen Führern — und ihm 
selbst — klarzumachen, daß die 
Machtforderungen der Kongreß- 
partei in Indien den Widerstand 
gegen die japanische Aggression 
unterminieren würden - eine Po- 
litik von »keine Konzessionen 
für die indische Freiheit«, die 
gleichzeitig in Churchills Sa- 
botage der Cripps-Mission ge- 
zeigt wurde. 


Doch Chiang nutzte die Ge- 
legenheit und traf sich mit 
Gandhiji, Nehru und anderen 
indischen Führern. In der öffent- 
lichen Erklärung, die während 
seines Besuchs herausgegeben 
wurde, brachte er die Hoffnung 
zum Ausdruck, daß Großbri- 
tannien »ihnen ohne auf Forde- 
rungen seitens des indischen 
Volkes zu warten, so schnell wie 
möglich ihre politische Macht 
geben werde«. Chiangs Emp- 
fehlung fiel auf taube Ohren, 
zumindest was die britischen 
Behörden betraf, doch vielleicht 
paßte es auch zu den britischen 
Ansichten, daß die Priorität war, 
Chiang zu zerbrechen. 


® Nach seiner Indienreise war Ge- 
# neralissimo Chiang durch die 
# japanische Truppen von Indien 
; fast abgeschnitten. Er hatte sich 

den indischen Nationalisten schon 

seit langem auf natürliche Art 
- und Weise verbunden gefühlt. 
: Als Malaya kurz davor stand, zu 
; fallen, sprach Chiang sowohl mit 
} Churchill als auch mit Roosevelt 
" und sagte ihnen, wie schockiert 
: er über die militärische und poli- 
; tische Situation in Indien sei. Er 
; sagte, er hätte versucht, das Ko- 
;, lonialproblem objektiv zu be- 
; trachten und er sei sich sicher, 
; daß das politische Problem ge- 
i löst werden muß, bevor die Mo- 
: ral der Inder zusammenbricht. 


| Die Inder hofften 
; auf die USA 


£ Ende Juni 1942 schrieb Gandhiji 
an Chiang: »Ich kann die fünf 
| Stunden an engem Kontakt, den 
; ich mit ihnen und ihrer verehrten 
E Gattin in Kalkutta hatte, nie ver- 
gessen. Ich habe mich Ihnen in 
: Ihrem Kampf für die Freiheit 
immer verbunden gefühlt...« 
: Gandhi fuhr fort: »Ich werde 
} mich nicht schuldig machen, die 
Freiheit meines Landes auf Ko- 
; sten der Freiheit Ihres Landes zu 
; erkaufen. Es muß um jeden Preis 
verhindert werden, daß Japan ein 
anderes Land beherrscht. Meiner 
Meinung kann Indien dies nicht 
tun, solange es in Sklaverei ist. 
Indien war ein hilfloser Zeuge 
beim Rückzug von Malaya, 
| Singapur und Burma....« 


Sein Herz war China in seinem 
heroischen Kampf, in dem es von 
| allen verlassen wurde, verbun- 
: den. »Ich freue mich auf den 
Tag, an dem das freie Indien und 
das freie China in Freundschaft 
| und Brüderschaft zu ihrem eige- 
inen Besten und zum Besten 
Asiens und der Welt miteinander 
kooperieren werden.« 


Nachdem er diesen Brief von 
Gandhiji bekommen hatte, schrieb 
; Chiang im Juli 1942 an Präsident 
Roosevelt, daß »die Inder schon 
| lange darauf warten, daß sich die 
Vereinigten Staaten für Gerech- 
tigkeit und Gleichheit einsetzen. 
Die Inder seien von Natur aus ein 
; passives Volk, doch sie neigen 
‚zu Extremen. Unterdrückung 
| würde eine heftige Reaktion her- 
 vorrufen. Die verständige Politik 
für Britannien wäre die Gewäh- 
rung vollständiger Freiheit, um 
so zu verhindern, daß die Trup- 
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pen der Achsenmächte ihren Fuß 
auf indischen Boden setzen ...« 


In einem endgültigen Appell an 
FDR schrieb Chiang: »Ihr Land 
ist der Führer in diesem Krieg 
von Recht gegen Macht und die 
Ansichten Ihrer Exzellenz haben 
in Britannien immer ernsthafte 
Aufmerksamkeit erhalten....« 


Die Tragödie war, daß FDR an 
dem Tag, nachdem er den Brief 
erhalten hat, Sumner Welles 
damit beauftragte, den komplet- 
ten Text mit einem Begleit- 
schreiben an Churchill zu schik- 
ken, obwohl Chiangs emotiona- 
ler Appell an Präsident Roose- 
velt mit »streng geheim« ge- 
kennzeichnet war. Während der 
Brief von Chiang die verzweifelt 
ernste Situation in Indien zeigte, 
verlangte das von Welles ent- 
worfene Begleitschreiben von 
Präsident Roosevelt, daß der bri- 
tische Premierminister zumin- 
dest darüber nachdenkt und 
Vorschläge macht. 


Die Antwort kam nicht von 
Churchill, sondern von Clement 
Attlee für das Kriegskabinett. Es 
war eine harte Verteidigung der 
britischen Position plus Mittei- 
lung darüber, daß im Falle des 
bürgerlichen Massenungehor- 
sams in Indien strenge Maßnah- 
men ergriffen würden. 


FDR dagegen schickte Chiang 
eine höfliche Mitteilung und 
betonte die Notwendigkeit einer 
starken Verteidigung gegen Ja- 
pan und daß man Britannien 
nicht drängen solle. Lauchlin 
Currie, ein administrativer Ge- 
sandter von FDR, schickte eine 
Botschaft von New Delhi, in der 
er Roosevelt darauf hinwies, daß 
Gandhiji die Vereinigten Staaten 
beschuldige, mit Britannien ge- 
meinsame Sache zu machen und 
daß diese Tendenz »Ihre morali- 
sche Führung in Asien gefährdet 
und deshalb Amerikas Fähigkeit, 
seinen Einfluß auf akzeptable 
und gerechte Regelungen im 
Asien der Nachkriegszeit aus- 
zuüben«. 


Innerhalb Indiens sowie in Eng- 
land und in den Vereinigten Staa- 
ten geriet die britische Politik, 
zum Thema Indien unbeharrlich 
zu bleiben, unter starke Kritik. 
Während die Führer des indi- 
schen Nationalkongresse mit ih- 
rer Kampagne fortfuhren, übte 
US-Außenminister Cordell Hull 
Druck auf Lord Halifax, den bri- 


tischen Botschafter in den Ver- 
einigten Staaten, aus. In England 
kamen mit der Einbeziehung von 
Labour-Party Mitgliedern ins 
Kriegskabinett auch weitere Be- 
fürworter von Maßnahmen in 
Indien ins Kabinett hinein. 
Der Lordsiegelbewahrer Stafford 
Cripps forderte den Außenmi- 
nister für Indien, Leo Amery, 
einen erklärten Rassisten, dazu 
auf, die indische Situation zu 
überdenken. 


Die Cripps-Mission: 
Gezinkte Karten 


All dies lief darauf hinaus, daß 
das britische Kriegskabinett ge- 
zwungen war, eine hochrangige 
Person, Stafford Cripps, nach In- 
dien zu entsenden, um das The- 
ma der Unabhängigkeit in der 
Nachkriegszeit und das Thema, 
Schritte zu unternehmen, um 
Indiens Führern während des 
Krieges eine umfangreichere Re- 
gierungsrolle zu geben, zu erör- 
tern. Doch im wesentlichen stell- 
te sich die Cripps-Mission, wie 
sie genannte wurde, als nichts 
weiter heraus als ein Versuch, 
die Unterstützung der indischen 
Führer für Britanniens Kriegsbe- 
mühungen zu gewinnen — eine 
Tatsache, die erst klar wurde, 
nachdem sie in Indien die Dis- 
kussionsrunde machte. 


In den Vereinigten Staaten be- 
trachtete Präsident Roosevelt die 
Cripps-Mission als eine Gele- 
genheit zur Reaktivierung des 
indischen Themas. Kurz bevor 
Cripps in Indien ankam, schrieb 
Churchill an FDR über die Mis- 
sion und machte deutlich, daß 
Britannien nichts tun möchte, 
was seine enge Beziehung zu den 
Moslems zerstören würde. »Na- 
türlich wollen wir Indien am 
Vorabend der Invasion nicht ins 
Chaos stürzen«, schrieb Chur- 
chill. 


Roosevelt wollte 
intervenieren 


Churchills Brief sollte FDR in 
die Defensive drängen, wie man 
daraus ersehen konnte, daß er 
den »Vorabend der Invasion« 
erwähnte und das Schreckge- 
spenst von »Indien ins Chaos 
stürzen« aufbrachte. Doch zu- 
mindest einmal war FDR bei die- 
sem Thema in seinem Element. 
Er schrieb zurück, daß Britan- 
nien sofort eine »vorläufige Do- 


minion-Regierung« entsprechend 
der Artikel der amerikanischen 
Konföderation aufstellen sollte. 

»Vielleicht könnte die Analogie 
einer solchen Methoden mit den 
Schwierigkeiten und Problemen 
der USA zwischen 1783 und 
1789 eine neue Sicht von Indien 
selbst vermitteln und es könnte 
das Volk dort dazu veranlassen, 
dem britischen Empire gegenü- 
ber loyaler zu werden und die 
Gefahr einer Beherrschung durch 
Japan betonen, zusammen mit 
dem Vorteil einer friedlichen 
Entwicklung im Gegensatz zu 
einer chaotischen Revolution«, 
schrieb Roosevelt an Churchill. 


Um sicherzugehen, daß die 
Cripps-Mission einige positive 
Ergebnisse bringt, verkündete 
FDR die Ernennung von Oberst 
Louis Johnson, einem ehemali- 
gen stellvertretenden Kriegsmi- 
nister und prominenten Mitglied 
der demokratischen Partei von 
West Virginia am 6. März 1942, 
zusammen mit dem früheren 
stellvertretenden Außenminister 
Henry Grady und drei Industrie- 
experten. Doch Roosevelt sagte, 
daß der Besuch dieser Experten 
in Indien der Beurteilung und 
Hilfe bei der indischen Produk- 
tion von Kriegsgütern diene. 


Kurz bevor Johnson die Ver- 
einigten Staaten verließ, wertete 
Präsident Roosevelt seinen Sta- 
tus zu dem des persönlichen 
Vertreters des Präsidenten in 
Indien auf. Wenn Churchill ir- 
gendeine Vorstellung davon ge- 
habt hat, was Johnson in Indien 
tun würde, so machte der letzte 
Schritt FDRs Churchill deutlich, 
daß Roosevelt erpicht darauf 
war, auf der indischen Szene zu 
intervenieren und daß die Cripps- 
Mission die Gelegenheit dazu 
war, die vom amerikanischen 
Präsidenten dafür ausgewählt 
wurde. 


Als Oberst Johnson auf der 
Szene in Indien erschien, war er 
als ausgekochter Bursche mit 
weitreichenden Verbindungen 
bekannt. Später wurde er tatsäch- 
lich zum indischen Nationalis- 
mus bekehrt. Seine Kenntnis 
über Indien war vor seiner An- 
kunft dort sehr gering. 


Als Johnson am 3. April in New 
Delhi ankam, lief die Cripps- 
Mission, die von Churchill mani- 
puliert wurde, auf einen komplet- 
ten Fehlschlag hinaus. Die Ge- 
müter in Indien waren sehr 
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Indien 

Die Manipu- 
lation briti- 
scher Politik 


erregt. Da die alliierten Streit- 
kräfte in Asien rasch an Boden 
verloren, war Gandhiji keines- 
wegs in der Stimmung, Verspre- 
chen zu akzeptieren, und er ver- 
langte ohne Verzögerung die 
Unabhängigkeit. Unter diesen 
Umständen gab Gandhiji die 
berühmte Erklärung ab, daß die 
Annahme des britischen Ver- 
sprechens der indischen Unab- 
hängigkeit zu dieser Stunde etwa 
den gleichen Stellenwert hat, als 
würde man einen Scheck akzep- 
tieren, der auf eine vor dem 
Konkurs stehende Bank ausge- 
stellt ist. 


Auf Churchill 
Druck ausüben 


Zum größten Entsetzen von 
Churchill und der britischen Mo- 
narchie bewegte sich Johnson 
rasch vorwärts und mischte sich 
in die Szene ein. Als Johnson an 
den Präsidenten des Kongresses, 
Maulana Abul Kalam Azad, eine 
Botschaft von Präsident Roose- 
velt übermittelte, in der zur An- 
nahme der britischen Vorschläge 
gedrängt wurde, stellte er fest, 
daß sowohl Cripps als auch die 
Kongreßführer eifrig seine Hilfe 
suchten. Auch wenn Johnson die 
Position des Präsidenten zum 
Thema aufrechterhielt, so begann 
er doch zwischen Jawaharlal 
Nehru und Stafford Cripps hin- 
und herzupendeln. Seine energi- 
schen Aktivitäten beunruhigten 
Vizekönig Linlithgow, einen 
Handlanger Churchills, ohne En- 
de. 


Nur zwei Tage nach seiner An- 
kunft in Indien schickte Oberst 
Johnson sowohl an Präsident 
Roosevelt als auch an Außen- 
minister Cordell Hull ein Tele- 
gramm und bat den Präsidenten, 
auf Churchill Druck auszuüben, 
insbesondere zu dem Thema 
einer erweiterten indischen Ver- 
teidigungsrolle, die — so berichte- 
te Johnson an FDR - sowohl von 
Linlithgow als auch von dem 
Oberbefehlshaber General Wa- 
vell bekämpft wurde. Johnsons 
Bitte wurde von Washington 
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prompt abgelehnt. Staatssekretär 
Welles telegrafierte an Johnson 
zurück und sagte, FDR sei nicht 
bereit, eine persönliche Bitte an 
den britischen Premierminister 
zu richten. »Sie wissen, wie 
intensiv der Präsident versucht 
hat, zu helfen... Es wird gefürch- 
tet, daß eine bereits überkompli- 
zierte Situation noch weiter ver- 
kompliziert würde, wenn er in 
diesem Augenblick seine eige- 
nen Ansichten einflechten wür- 
de«, hieß es in Welles’ Tele- 
gramm. 


Der magische 
Name 


Doch Johnson war schwer aus 
der Bahn zu werfen. Er setzte 
seine geschickten Verhandlun- 
gen fort und am 9. April schickte 
er ein enthusiastisches Tele- 
gramm, in dem es hieß, daß so- 
wohl Wavell als auch Linlithgow 
seinen Verteidigungsvorschlag 
akzeptiert hätten und daß auch 
Nehru dies tun würde. Die Sterne 
standen in diesem Moment für 
Johnson ebenfalls günstig, denn 
die japanische Marine hatte 
100.000 Tonnen Schiffsladung 
entlang der indischen Ostküste in 
einem Überfall versenkt und die 
Briten waren verzweifelt auf 
amerikanische Hilfe angewiesen, 
um ihre Nachschublinien zu 
schützen. Johnson telegrafierte 
nach Hause: »Der magische Na- 
me hier ist Roosevelt, das Land, 
die Menschen lieben Amerika 
und folgen ihm.« 


Gleichzeitig sah Cripps, der per- 
sönlich nicht wollte, daß seine 
Mission scheitert, in Johnsons 
Bemühungen eine Chance, die 
Mission zu retten. Er schrieb an 
Churchill zurück, daß er auf- 
grund von Johnsons Hilfe nun 
hoffe, die Zustimmung Indiens 
zu erhalten. Cripps drängte den 
Premierminister, Präsident Roo- 
sevelt für Johnsons Unterstüt- 
zung zu danken. 


Cripps wußte jedoch nicht, daß 
Linlithgow Churchill über die 


amerikanische Intervention be-. 


reits informiert und Churchill 
ärgerlich darüber berichtet hatte, 
daß Cripps Johnson Einsicht in 
die überarbeitete Verteidigungs- 
formel gegeben hatte. Linlithgow 
beschwerte sich bei Churchill 
darüber, daß der Vizekönig zu 
einer Galionsfigur einer von den 
Indern beherrschten Regierung 
würde, wenn man Cripps’ über- 


arbeitete Formel akzeptieren 
würde und das wäre eine höchst 
inakzeptable Lösung. 


Linlithgow war auch über die 
Geschwindigkeit beunruhigt, mit 
der Johnson voranging. Mit dem 
Vorschlag, die amerikanische 
Initiative zunichtezumachen, te- 
legrafierte Linlithgow: »Wir 
können das Risiko nicht einge- 
hen, daß der Generalgouverneur 
(Vizekönig), der (Oberbefehls- 
haber) und die Regierung Ihrer 
Majestät nicht bereit ist, eine 
Formel zu akzeptieren, die zwi- 
schen dem Abgesandten der 
Regierung Ihrer Majestät und 
Roosevelts persönlichem Vertre- 
ter vereinbart wurde.« 


Verrat aus 
Washington 


Als sich die Aussichten für den 
Erfolg der Cripps-Mission ver- 
besserten, gab es erneut einen 
Verrat der Amerikaner. Harry 
Hopkins und der Stabschef der 
US-Armee, General George C. 
Marshall, waren in London, als 
die Dinge über die Cripps- 
Mission anfingen, bekannt zu 
werden. Churchill, verärgert über 
die Entwicklungen, wie sie ihm 
von seinem loyalen Vizekönig 
berichtet wurden, rief Hopkins in 
die Downing Street Nr. 10, den 
Amtssitz des britischen Premier- 
ministers, und protestierte gegen 
Johnsons Intervention. Churchill 
sagte zu Hopkins eindeutig, daß 
die Inder dazu gebracht würden, 
die ursprüngliche Formel zu 
akzeptieren und Churchill würde 
das Kriegskabinett dazu bringen, 
die überarbeitete Formel, wie sie 
von Johnson ausgearbeitet wur- 
de, abzulehnen und das wäre für 
Präsident Roosevelt peinlich. 


Hopkins, dessen Herz immer für 
die britischen Kolonialherrscher 
schlug, sagte Churchill, daß er 
sehr sicher sei, daß Johnson »bei 
der Vermittlung in der Angele- 
genheit Indiens nicht als Ver- 
treter des Präsidenten handelt«. 
In der Gegenwart von Hopkins 
schrieb Churchill sofort eine 
Botschaft nach Neu Delhi, daß 
Johnson außer in Fragen von 
Kriegsmaterial nicht Roosevelts 
persönlicher Vertreter sei und 
der amerikanische Präsident ge- 
gen solche Dinge wie Interven- 
tion oder Vermittlung sei. Später 
an diesem Tag brachte Churchill 
das Kriegskabinett dazu, Cripps 
dafür zu tadeln, daß er seinen 


Auftrag überschritten hat und 
Fragen über die Angemessenheit 
von Johnsons Rolle in den Dis- 
kussionen aufbrachte. 


Präsident Roosevelts Interven- 
tion und Oberst Johnsons Bemü- 
hungen, den Kolonialgriff der 
Briten auf Indien zu lockern, 
waren an diesem Punkt praktisch 
vorüber. Johnson, der über die 
Augenwischerei der Briten ver- 
ärgert war, telegrafierte nach 
Hause und berichtete über den 
Zusammenbruch der Cripps- 
Mission. Er wies darauf hin, daß 
die Briten Indien an die Japaner 
verlieren wollten, so daß sie es 
im Friedensvertrag wieder zu- 
rückfordern können. 


Über Nehru schrieb er an FDR: 
»Hervorragend in seiner Koope- 
ration mit mir. Der Präsident 
würde ihn mögen und über die 
meisten Dinge sind sie einer 
Meinung... Er ist unsere Hoff- 
nung hier.« 


An diesem Punkt machte FDR 
einen letzten, halbherzigen Ver- 
such zur Rettung der Situation. 
Er bat Hopkins, Churchill eine 
offene, persönliche Nachricht zu 
übermitteln, in der er gedrängt 
wurde, Anstrengungen zu unter- 
nehmen, so daß die Mission nicht 
scheitert. Roosevelt schrieb: 
»Der allgemeine Eindruck hier 
ist das genaue Gegenteil. Man ist 
fast einhellig der Meinung, daß 
die Pattsituation auf die fehlende 
Bereitschaft der britischen Re- 
gierung, den Indern das Recht 
auf Selbstverwaltung zu geben, 
zurückzuführen ist und zwar 
ungeachtet der Bereitschaft der 
Inder, den fachkundigen briti- 
schen Behörden die technische, 
militärische und Marine-Ab- 
wehrkontrolle anzuvertrauen.« 


Nehrus einziger 
Brief an Roosevelt 


Der Präsident meinte auch, falls 
Japan erfolgreich in Indien ein- 
marschiert, kann die »schädliche 
Reaktion der amerikanischen 
Öffentlichkeit kaum überbewer- 
tet werden.« Churchill nahm die 
offene Botschaft sorgfältig zur 
Kenntnis und suchte Hopkins 
Hilfe für eine Rückantwort. Er 
meinte, FDR habe nicht gesagt, 
daß das Angebot der Briten nicht 
gut genug sei und lügte dann mit 
Hilfe von Hopkins, daß nichts 
mehr getan werden könne, da 
Cripps Indien bereits verlassen 


habe — eine Lüge, über die 
Hopkins wahrscheinlich Be- 
scheid wußte. Churchill fuhr fort 
: und meinte, »eine solch ernste 
‚ Meinungsverschiedenheit zwi- 
schen Ihnen und mir würde mir 
das Herz brechen und unseren 
beiden Ländern auf dem Hö- 
hepunkt dieses schrecklichen 
' Kampfes mit Sicherheit scha- 
den.« 


| Alles war vorüber und es fehlte 
| nur noch der Hornist, der zum 
: letzten Aufruf blies und der kam 
! in Form von Jawaharlal Nehrus 
: Brief an FDR, die einzige per- 
| sönliche Kommunikation, die 
| Nehru je mit Roosevelt hatte. 
| Nehru schrieb - und schickte den 
| Brief über Louis Johnson — daß 

die indischen Führer bereit seien, 
eine wahrhaft nationale Regie- 
| rung zu akzeptieren, die den 
| Widerstand auf einer populären 
Basis organisieren könnte. 


Nehru betonte: »Wie eifrig wir 
darauf bedacht waren und sind es 
noch, unser Bestmögliches für 
die Verteidigung Indiens zu tun. 
Unsere Sympathien gelten den 
Kräften, die gegen den Faschis- 
mus und für Demokratie und 
Freiheit kämpfen.« 


! Roosevelt war wütend. Als In- 
| nenminister Harold Ickes auf 
| Unterstützung der Unabhängig- 
| keit Indiens drängte, antwortete 
| FDR: »Sie haben Recht mit 
| Indien, doch es wäre ein Spiel 
| mit dem Feuer, wenn das briti- 
: sche Empire mir sagen würde, 
| ich solle mich um meine eigenen 
Angelegenheiten kümmern.« 


Präsident Roosevelt mag es viel- 
leicht entgangen sein, doch das 
ist genau das, was das britische 
Empire zu ihm gesagt hat und er 
hat es akzeptiert. »Die ganze 
Sache«, schrieb König Georg VI. 
; mit großer Empörung, »befindet 
sich in der Tat in einem höchst 
: unzufriedenen Zustand.« 


: Während Nehru höchst zivil war, 
war Gandhiji sowohl über Chur- 
chill als auch über Roosevelt 
fuchsteufelswild. In seiner Zei- 
tung »Harijan« kritisierte er die 
Rolle der Amerikaner: »Ein nicht 

' endender Strom von Soldaten 

: aus Amerika...läuft am Ende auf 
amerikanischen Einfluß hinaus, 

' wenn nicht gar auf amerikani- 
sche Herrschaft, die zur briti- 
schen Herrschaft hinzukommt.« 
Nehru sagte zu Johnson, daß die 
Vereinigten Staaten nicht hätten 


versuchen sollen, eine Formel 
zwischen Indien und Britannien 
auszuarbeiten, denn »zwischen 
den beiden herrscht ein tief ver- 
wurzelter und permanenter Kon- 
flikt. Die beiden können nicht 
zusammen existieren oder mit- 
einander kooperieren, denn jeder 
haßt und mißtraut dem anderen.« 


Gandhis Appell an 
Roosevelt 


Gandhijis Zorn ließ die »Quit In- 
dia«-Bewegung entstehen. Nach 
dem Zusammenbruch der Cripps- 
Mission kündigte er an, daß 
keine weiteren Verhandlungen 
mit den Briten mehr nötig seien. 
Er rief zum vollständigen bürger- 
lichen Ungehorsam auf, um den 
britischen Raj zu lähmen. Nehru, 
der wegen Gandhijis Aufruf 
besorgt war, scharte sich schließ- 
lich mit anderen um ihn und 
unterstützte Gandhijis Aufruf, 
den britischen Raj in die Knie zu 
zwingen und verfolgte im Falle 
der japanischen Invasion eine 
Politik der verbrannten Erde. 


Während sich die Gemüter im- 
mer mehr erhitzten und die Stra- 
tegen in Washington anfingen, 
im Einklang mit London über 
Gandhijis Plan ihre Sorge zum 
Ausdruck zu bringen, verfaßte 
Gandhiji seinen Brief »Lieber 
Freund« an FDR. Es war der ein- 
zige Brief, den der indische Füh- 
rer je an den amerikanischen 
Präsidenten geschrieben hat. Er 
schrieb: »Meine persönliche Po- 
sition ist klar. Ich hasse Krieg. 
Wenn ich also meine Landsleute 
davon überzeugen könnte, wür- 
den sie einen effektiven und ent- 
schiedenen Beitrag zugunsten 
eines rühmlichen Friedens lei- 
sten. Doch ich weiß, daß nicht 
alle von uns an die Gewaltlosig- 
keit glauben.« 

Dann machte Gandhiji seinen 
Appell: »Ich wage zu glauben, 
daß die Erklärung der Alliierten, 
daß sie kämpfen, um die Welt für 
die Freiheit des Individuums und 
für Demokratie zu sichern, un- 
glaubwürdig klingt, solange In- 
dien und schließlich auch Afrika 
von Großbritannien ausgebeutet 
werden und Amerika hat das 
Negerproblem in seinem eigenen 
Land. Doch um sämtliche Kom- 
plikationen zu vermeiden, habe 
ich mich in meinem Vorschlag 
auf Indien beschränkt. Wenn 
Indien frei wird, muß der Rest 
folgen, wenn das nicht gleichzei- 
tig geschieht ...« 


Präsident Roosevelt beantworte- 
te Gandhijis Brief, indem er sei- 
ne Hoffnung aussprach, daß »un- 
seres gemeinsames Interesse an 
Demokratie und Rechtschaf- 
fenheit Ihre Landsleute und mei- 
ne in die Lage versetzen wird, 
sich gemeinsam gegen einen 
gemeinsamen Feind zusammen- 
zuschließen.« Der Brief kam in 
Indien an, als Gandhiji bereits im 
Gefängnis war. Er erhielt ihn 
zwei Jahre später; der Brief hatte 
in der US-Mission gelegen, bis 
die Briten den Führer des Kon- 
gresses Ende des Jahres 1944 
freiließen. 


Gandhijis »Quit India«- Bewe- 
gung hat das Empire erschüttert. 
Die Briten versuchten über Harry 
Hopkins die indische Führung 
unter Druck zu setzen, damit sie 
die Bewegung aufgibt. Hopkins 
sagte nach seinen Gesprächen 
mit Präsident Roosevelt dem 
Minister der britischen Bot- 
schaft, Campbell, mehrere Tage 
später, daß der Präsident über 
Indien besorgt sei, obwohl er 
nicht sehen kann, was man tun 
kann. Selbst wenn Jawaharlal 
Nehru auch das richtige sagen 
mag, meinte Hopkins, »wäre es 
Gandhiji, der die Entscheidungen 
trifft und wir wissen alle, was 
Gandhiji war«. 


Über 11 Monate, nachdem die 
Cripps-Mission in einem Fiasko 
endete und das Land in eine 
unvermeidliche Teilung trieb, 
schickte Präsident Roosevelt 
William Philips, um den krän- 
kelnden Oberst Johnson zu erset- 
zen. Philips, ein blaublütiger 
Intellektueller aus Boston, der in 
einer Prunkvilla aufgewachsen 
ist und in Harvard studiert hat, 
war in seiner diplomatischen 
Karrriere aufgestiegen und 
Staatssekretär im Außenmini- 
sterium geworden. Er war bei 
OSS als Leiter von deren Lon- 
doner Büro und als Botschafter 
in Mussolinis Italien tätig gewe- 
sen. 


Die Phillips- 
Initiative 


Im Gegensatz zu Johnson war 
Phillips beim Vizekönig Linlith- 
gow nicht verhaßt. Linlithgow 
schrieb sogar nach London zu- 
rück, »daß es schwierig ist, sich 
einen größeren Gegensatz zu 
Johnson vorzustellen... Phillips 
erscheint mir tatsächlich besser 
als alles, worauf man vernünfti- 


gerweise hätte hoffen können.« 
Phillips wurde von Außenmini- 
ster Cordell Hull angewiesen, 
»freundlichen«, doch niemals 
»unangenehmen« Druck auszuü- 
ben, um die Briten an das fortge- 
setzte Interesse des Präsidenten 
an Indiens Freiheit zu erinnern. 


Phillips lief in eine schwierige 
Situation hinein. Gandhiji war im 
Gefängnis und die Inder wurden 
der amerikanischen Position ge- 
genüber zunehmend mißtraui- 
scher. Phillips Bitte, Gandhiji im 
Gefängnis besuchen zu dürfen, 
wurde sowohl vom amerikani- 
schen Außenministerium als 
auch von Linlithgow abgewie- 
sen. Zu diesem Zeitpunkt konnte 
Phillips wenig tun. Als Gandhiji 
im britischen Gefängnis zu fa- 
sten begann, machte Präsident 
Roosevelt klar, daß man den in- 
dischen Führer nicht im Gefäng- 
nis sterben lassen sollte. 


Am Tag, nachdem Gandhiji sein 
Fasten gebrochen hatte, schrieb 
Phillips an Präsident Roosevelt, 
daß er tief gerührt sei von Gand- 
hijis Bereitschaft, sich selbst für 
die indische Unabhängigkeit zu 
opfern und daß er die kalte Reak- 
tion des Vizekönigs als gefühllos 
empfand. Er sagte FDR, daß die 
meisten Inder glaubten, daß 
Großbritannien nicht die Absicht 
habe, die Unabhängigkeit zu ge- 
währen und daß sie sich den 
Vereinigten Staaten zuwenden 
würden. : 


Er bat Präsident Roosevelt dabei 
mitzuhelfen, die Differenzen un- 
ter den verschiedenen politischen 
Gruppen in Indien beizulegen 
und eine Allparteienkonferenz 
einzuberufen. Er wollte die An- 
gelegenheit mit dem Präsidenten 
weiter diskutieren, sobald er in 
den Vereinigten Staaten war. 
Phillips machte auch deutlich, 
daß die Teilung des Landes beide 
Teile schwächen würde. 


Nicht stumm 
die britische Ansicht 
akzeptieren 


Als Phillips im Mai 1943 in die 
Vereinigten Staaten zurückkam, 
traf er kurz mit dem Präsidenten 
zusammen und legte innerhalb 
weniger Tage einen Bericht vor. 
In diesem Bericht argumentierte 
Phillips eindringlich, daß In- 
dien bei den Kriegsbemühungen 
wahrscheinlich nicht kooperieren 
werde, wenn die Briten nicht 
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eine entscheidende Geste in 
Richtung Unabhängigkeit ma- 
chen. Die Vereinigten Staaten 
sollten etwas zu sagen haben, 
meinte Phillips, und nicht stumm 
die britische Ansicht akzeptieren, 
daß »Sie dies nichts angeht.« 


Die überzeugende Natur des Be- 
richts bewegte Präsident Roose- 
velt, doch er war unnachgiebig 
darin, das Thema mit Churchill 
nicht noch einmal aufzugreifen. 
Er bat Lord Beaverbrook, es mit 
Churchill aufzugreifen und das 
führte zu nichts. Als Churchill in 
dem Sommer nach Washington 
kam, bat FDR schließlich Phil- 
lips, mit Churchill zu sprechen 
und seine Ansichten zum Aus- 
druck zu bringen. 


Phillips traf mit Churchill in der 
britischen Botschaft zusammen 
und das Treffen war nicht erfreu- 
lich. Nachdem Phillips seinen 
Plan dargelegt hatte, lief Chur- 
chill im Raum auf und ab, hielt 
dann an und bellte ärgerlich: 


»Nehmen Sie Indien, wenn es 
das ist, was Sie wollen. Nehmen 
Sie es sich in Gottes Namen, 
doch ich warne Sie — wenn ich 
die Tür nur einen Spalt weit 
öffne, wird es das größte Blut- 
vergießen aller Zeiten geben. 
Denken Sie an meine Worte.« 
Churchill sprach dies und drohte 
Phillips mit dem Finger: »Ich 
habe den jetztigen Krieg vorher- 
gesagt und ich prophezeie ein 
Blutbad.« 


Phillips schrieb in sein Tage- 
buch: »Es war nutzlos, zu argu- 
mentieren. Es ist ganz klar, daß 
er bezüglich Indien einen Kom- 
plex hat, den er nicht loswerden 
wird und nicht loswerden kann.« 


Es folgte ein 
schrecklicher Exodus 


Als Phillips Schwanengesang 
vorüber war und Präsident Roo- 
sevelt in sein letztes Lebensjahr 
eintrat, wurde das Thema Indien 
— was die Vereinigten Staaten 
anging — vollkommen an die 
Briten übergeben. Obwohl eine 
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Reihe amerikanischer Schrift- 
steller die britische Politik kriti- 
sierte, weil sie die Moslem-Liga 
für die Vivisektion Indiens her- 
vorgebracht hat, konnte die ame- 
rikanische Meinung keinen be- 
deutenden Einfluß darauf aus- 
üben, was Britannien tun wollte 
und die Idee der Teilung kam 
ohne jede Opposition zum Vor- 
schein. 

Das ohrenbetäubende Stillschwei- 
gen innerhalb des amerikani- 
schen Establishment während 
der Zerstückelung Indiens durch 
die Briten, die den größten und 
schmerzlichsten Exodus in der 
Geschichte der Menschheit brach- 
te, bei dem Millionen von Men- 
schen ihre Heimat verloren und 
ihre Familien von einer Minute 
zur anderen in wurzellose Bettler 
verwandelt wurden, war der un- 
barmherzige Beweis für die 
Sinnlosigkeit der ganzen ameri- 
kanischen Initiative zum Thema 
Indien. 


Am 14. August 1947 begrüßte 
Präsident Harry S. Truman In- 
diens Unabhängigkeit und seinen 
souveränen Status in der Welt- 
gemeinschaft und versicherte 
dem Land die Freundschaft der 
USA und seinen Goodwill. 


Es war eine Routineerklärung. In 
den ersten drei Jahren, nachdem 
Indien die Unabhängigkeit er- 
langt hat, waren seine offiziellen 
Beziehungen zu den Vereinigten 
Staaten eher formeller Natur und 
ganz bestimmt nicht eng. 


Sowohl Indien als auch die 
Vereinigten Staaten begannen, 
sich auf eine größere Rolle in 
Weltangelegenheiten einzustel- 
len. Erst in den Jahren 1950-51 
begannen die amerikanischen 
Interessen in Indien Lebens- 
zeichen zu zeigen, als eine Reihe 
von Krisen in Asien die Ver- 
einigten Staaten zu einer Schlüs- 
selmacht in Asien machten und 
Washington anfing, seine Auf- 
merksamkeit auch auf Indien zu 
lenken. DO 


Korea 


Britische 


Asien- 


Strategie 


heute 


Der Zusammenbruch der atomaren Friedensgespräche zwischen 
den USA und Nordkorea am 21. April war die letzte in einer lan- 
gen Reihe von Krisen, die von London seit Beginn der Clinton- 
Administration inszeniert worden ist, um einen Krieg in Korea 
heraufzubeschwören und die amerikanische Außenpolitik in 
Asien zu torpedieren. Praktisch seit George Bush die US-Wahlen 
im November 1992 verloren hat, haben Kreise im britischen 
Verteidigungsministerium um die ehemalige Premierministerin 
Margaret Thatcher sowie US-Netzwerke um George Bush bei den 
Versuchen, Nordkorea in eine Konfrontation mit Washington 
hinein zu provozieren, eine wichtige Rolle gespielt. 


Tatsächlich besteht keine Not- 
wendigkeit für einen Krieg, son- 
dern vielmehr eine eindeutige 
Möglichkeit für eine friedliche 
Wiedervereinigung in Korea. 
Seit der Rede des südkoreani- 
schen Präsidenten Noh Tae-woo 
am 4. Oktober 1988 über die 
»Politik des Nordens«, haben 
nord- und südkoreanische Führer 
verschiedene, vernünftige Frie- 
denspläne angeboten, insbeson- 
dere auf dem Gipfel in Seoul im 
September 1990 zwischen Nord- 
koreas Premierminister Yong 
Hyong-mok und Südkoreas Pre- 
mierminister Kang Young-hoon. 


Beide schlugen die Gründung 
eines »Commonwealth« zwi- 
schen Nord und Süd vor, mit 
Investitionen in die Infrastruktur, 
Industrie und Landwirtschaft, um 
Wirtschaftswachstum zu erzeu- 
gen, bevor man sich dem Thema 
der unterschiedlichen, politi- 
schen Systeme zuwendet. 


Gegen eine plötzliche 
Wiedervereinigung 


Besonders seit dem Fall der Ber- 
liner Mauer im Jahre 1989 haben 
Führer in Seoul und Pjönjang 
Margaret Thatchers verheeren- 
des Modell für das geteilte 
Deutschland abgelehnt. Wie 


Mrs. Thatcher in ihren Memoiren 
schrieb, hat sie zunächst versucht 
die deutsche Wiedervereinigung 
zu verhindern und dann die deut- 
sche Wirtschaft mit der IWF- 
Schocktherapie in Ostdeutsch- 
land und Rußland zerstört. »Wir 
lehnen das deutsche Modell einer 
plötzlichen Wiedervereinigung 
ab und wir müssen die Schock- 
therapie vom Typ Ostdeutsch- 
land und Rußland um jeden Preis 
vermeiden,« sagte ein südkorea- 
nischer Diplomat. 


London ist nicht dieser Meinung 
und strebt eine koreanische Krise 
an, um für Bill Clinton eine 
außenpolitische Katastrophe zu 
schaffen. So wie Mrs. Thatcher 
Deutschland zerstört hat, um sein 
Wachstum als Wirtschaftsmacht 
zu stoppen, will Britannien auch 
die koreanische Wiedervereini- 
gung verhindern — aus Furcht, 
daß ein mit den Vereinigten Staa- 
ten und Japan verbündetes, star- 
kes Korea China weiterent- 
wickeln könnte. 


»Wir brauchen 
einen Feind!« 


»Wir wollen kein wiederverei- 
nigtes Korea, wir brauchen kein 
zweites Japan in dieser Region!«, 
sagte ein Berater von George 


Bushs südkoreanischem Bot- 
schafter, Donald Gregg. Mrs. 
:: Thatcher hatte »recht damit, zu 
| versuchen, daß Deutschland ge- 
teilt bleibt«, sagte er, wegen des 
E wirtschaftlichen Wettbewerbs 
* mit London. 


; »Wir wollen die Vereinigung 
x nicht wegen ‚des militärischen 
: Potentials und auch deshalb 
E nicht, weil wir kein Korea mit 
einer starken Wirtschaft haben 
wollen«, sagte Greggs Mann. 
 »Wir müssen Nordkorea so las- 
sen, wie es ist. Wir brauchen ei- 
nen Feind, der die UdSSR er- 
setzt .« 


»Wir wollen in zehn Jahren auch 
kein wirklich prosperierendes, 
| vereinigtes China. Das wäre eine 
: große, weltpolitische Gefahr.« 


: Die nordkoreanische Affaire bro- 
; delt, seit die Bush-Administra- 
| tion Pjönjang im Jahre 1989 
E beschuldigt hat, Plutonium zu 
| sequestrieren. Britanniens Provo- 
; kationen begannen mit einer 
| Rache im Jahre 1992, als US- 
, Botschafter Gregg Nordkorea 
beschuldigte, die Bombe gebaut 
| zu haben. 


; Wenn die von London aus gelei- 
tete Atomenergiebehörde (IAEA) 
} nicht sofort Pjönjangs Pluto- 
E niumreaktoren untersuchen dür- 
* fe, so drohte die Regierung Bush, 
‘ würden Sanktionen und Embar- 
| gos gegen das isolierte Regime 
E verhängt - ein gar nicht so sutiler 
; Hinweis auf die »Behandlung 
des Irak«. 


Als Nordkorea sich fügte, stellte 
' die JAEA während sechsmonati- 
| ger Inspektionen von Ende 1992 
; bis Januar 1993 immer provoka- 
| tivere Forderungen nach »Son- 
deruntersuchungen«, in die Pjön- 
jang nie einwilligte. Das sind 
»polizeiliche Untersuchungen, 
bei denen UNO-Vertreter unan- 
| gemeldet jederzeit überall hinge- 
; hen können,« sagte ein Washing- 
toner Korea-Experte. »Sie kön- 
| nen sich in Ihren Militärein- 
k richtungen ohne jede Ankündi- 
: gung überall hin bewegen. 


‘ Sie können in die Wohnung des 
# Präsidenten gehen. So etwas ist 
E von keinem souveränen Staat 
‚jemals verlangt worden. Indem 
sie Nordkorea wie den Irak 
\ behandelt — so, als hätte es kein- 
} erlei Rechte — macht die TAEA 
: Verhandlungen unmöglich.« 

: Ende des Jahres 1992 verkündete 


General Robert RisCassi, der 
Befehlshaber der US-Streitkräfte 
der Bush-Administration in Süd- 
korea, daß die amerikanisch-süd- 
koreanischen »Team Spirit«- 
Kriegsspiele gegen Nordkorea 
wieder aufgenommen würden. 
Dies geschah, obwohl Botschaf- 
ter Gregg und Bush-Unterhänd- 
ler, Unterstaatsekretär Arnold 
Kanter, versprochen hatte, sie zu 
stoppen. Pjönjang sah dies im 
Gegenzug für die Untersuchun- 
gen der IAEA als Bedrohung an. 
Lom Dong-wong, Seouls Leiter 
für Nordkoreapolitik zufolge, hat 
RisCassi Seoul nie konsultiert — 
und sicherlich auch nicht das 
bevorstehende Clinton-Team. 


Kissingers Jungs lösten 
die Krise aus 


Die Team Spirit-Kriegsspiele be- 
gannen am 10. März 1993; Nord- 
korea verkündete am 12. März, 
daß es seine Beteiligung am 
Atomwaffensperrvertrag ausset- 
zen werde, wenn die Vereinigten 
Staaten es weiterhin als eine 
feindliche Macht bedrohen wür- 
den. Am 21. April elektrisierte 
RisCassi die Welt, indem er 
ankündigte, daß Nordkorea bei 
einem atomaren Angriff auf den 
Süden »jeden Moment explodie- 
ren könnte«. Bushs Botschafter 
in China und der stellvertretende 
Verteidigungsminister James Lil- 
ley sagten gegenüber »Far East 
Economic Review«, daß die 
Hardliner in Nordkorea mit der 
militärischen Option ihre Späße 
treiben.« 


Es waren die »alten Kissinger- 
Jungs, die nicht gewählten Kar- 
rierebürokraten im Verteidi- 
gungs- und Außenministerium«, 
die vor Clintons Wahl zum Prä- 
sidenten in ihren Amtern waren, 
die die Krise auslösten, sagte 
Paul Beaver, Analyst für »Jane’s 
Defense Weekly« — Sprachrohr 
des britischen Verteidigungsmi- 
nisteriums —. Sie handelten, sagte 
er, unter Druck der Briten, die 
»sehr besorgt darüber sind, daß 
Nordkorea nicht zu einem zwei- 
ten Irak wird. Sie sind besorgt 
über das, was in Nordkorea, Iran, 
Syrien und Libyen passiert.« 


Als die Regierung Clinton über 
die US-Außenpolitik eine gewis- 
se Kontrolle erlangt hatte, wurde 
die Krise durch Verhandlungen 
mit Nordkorea im Juni und Juli 
1993 abgekühlt. Doch den gan- 
zen Herbst des Jahres 1993 und 


das Frühjahr 1994 hindurch 
drängten London und seine 
Bush-Verbündeten weiterhin auf 
Krieg. Am 2. November 1993 
verlangte der frühere Vertreter 
des Pentagon zur Zeit der Bush- 
Administration, Frank Gaffney, 
daß die Vereinigten Staaten 
Nordkorea in einem Präventiv- 
schlag bombardieren sollten. 


Am 11. Dezember 1993 erklärte 
der Handlanger der Briten, IJAEA- 
Chef Hans Blix, eigenmächtig, 
daß Nordkorea der IAEA bis 
Ende Dezember alle geforderten 
Sonderuntersuchungen gestatten 
müsse, sonst müsse es mit inter- 
nationalen Sanktionen rechnen. 


Am 14. Dezember veröffentlich- 
te der Kolumnist Lally Wey- 
mouth einen Artikel, in dem der 
Partner von Kissinger Associates 
und Bush-Außenminister Law- 
rence Eagleburger wie folgt 
zitiert wurde: »Wenn man nicht 
bereit ist, Gewalt anzuwenden, 
dann erreicht man nichts.« 


Am 22. März 1994 veröffent- 
lichte die Zeitschrift des briti- 
schen Verteidigungsministeriums 
»Jane’s Intelligence Review« ei- 
nen Sonderbericht, in dem ange- 
kündigt wurde, daß Nordkorea 
die Produktion von genügend 
neuem Plutonium begonnen ha- 
be, um zehn atomare Sprengköp- 
fe pro Jahr zu bauen und daß es 
sich anschickt, den Süden in 
einem »Überraschungsangriff« 
zu überfallen. 


Geistige Gesundheit 
und Entwicklung 


Clintons Berater beim Militär 
und im Außenministerium haben 
es jedoch abgelehnt, anzubeißen. 
Sprecher wie der Vorsitzende 
des Generalstabs John Shalika- 
shvili und der Chef der Luft- 
waffe, Merrill McPeak, sagten, 
daß im Kriegsfall die 21 Millio- 
nen Stadt Seoul in der Nähe der 
entmilitarisierten Zone verwüstet 
werden könnte und Tausende 
von US-Soldaten würden getötet. 


Bis zum April 1994 hatte Prä- 
sident Clinton beschlossen, nach 
dem Modell der Vereinbarungen 
zwischen Israel und der palästi- 
nensischen Befreiungsorganisa- 
tion eine Friedensregelung auf 
der koreanischen Halbinsel zu 
versuchen, sagten koreanische 
Quellen. In Konsultation mit 
Japan, Südkorea und China, die 


alle Amerika an der Wirtschafts- 
entwicklung in Asien beteiligen 
wollen, beschloß Clinton mitzu- 
helfen, die nordkoreanische 
Wirtschaft wieder aufzubauen. 


»Es ist Zeit für etwas Neues in 
Korea, wie. im Nahen ÖOsten«, 
sagte ein koreanischer Führer. 
»Wie Clinton die PLO und Israel 
auf dem Rasen des Weißen Hau- 
ses zusammengebracht hat, so 
drängt der Präsident in Richtung 
auf eine Camp David Konferenz 
mit Nord- und Südkorea.« 


Das Clinton-Team hatte be- 
schlossen, Pjönjangs Anfrage 
vom Juli 1993 nach neuen 
Leichtwasser-Nuklearanlagen als 
Ersatz für ihr antiquiertes Pluto- 
niumprogramm zu akzeptieren, 
sagte ein Clinton-Vertreter, 
»Meine Freunde bei Greenpeace 
und in der Anti-Atomlobby wer- 
den aufheulen und sagen, >»sollen 
sie doch Kohle fressen«, aber 
Nordkorea kann seine Wirtschaft 
nicht auf Kohle aufbauen.« 


Die Sabotage der 
Clinton-Vereinbarung 


Trotz der anhaltenden Aufrufe 
von solchen Leuten wie Bushs 
nationalem Sicherheitsberater 
Brent Scowcroft und Senator 
John McCain nach einer Prä- 
ventivbombardierung Nordko- 
reas im Sommer 1994, wurde die 
Vereinbarung gefestigt, als der 
ehemalige Präsident Jimmy Car- 
ter am 17. Juni nach Pjönjang 
reiste, um Kim Il-sung zu treffen. 


Nach Kims Tod im Juli setzte 
sein Sohn Kim Jong-il das Wirt- 
schaftsprogramm fort, das als die 
amerikanisch-nordkoreanische 
»Rahmenvereinbarung« aufge- 
setzt und in Genf am 21. Oktober 
1994 unterzeichnet wurde. 


Doch die Krise hält an, denn 
Britannien und die Bush-Gruppe 
in Washington sind gegen die 
Grundprämisse der Clinton-Kim 
Jong-il Vereinbarungen. Die Ge- 
spräche zwischen den USA und 
Nordkorea sind offensichtlich 
deshalb steckengeblieben, weil 
die USA darauf bestehen, daß die 
Reaktoren vom Stil Südkoreas 
im Norden gebaut werden sollen, 
während Pjönjang fürchtet, daß 
der Süden seine Wirtschaft über- 
nehmen will. Doch wenn beide 
Seiten es mit dem Programm 
ernst meinen, sollte ein Kompro- 
miß ausgearbeitet werden. je) 
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Tschetschenien 


Es geht mal 


wieder nur 
um das Ol 


Es scheint zur Regel zu werden, daß Besuche von Mitgliedern der 
britischen Königsfamilie in Rußland mit Katastrophen einherge- 
hen: Der Besuch der Queen im Oktober 1994 fand zwischen der 
Bankenkrise, die von Wladimir Gussinskijs Most-Bank ausgelöst 
wurde und dem Beginn des Massakers in Tschetschenien statt; 
Prinzessin Diana traf am 16. Juni, zwei Tage nach dem Beginn 
der Geiselnahme in Budjonnowsk, in Rußland ein. 


Die liberalen russischen Massen- 
medien berichteten, die Prinzes- 
sin habe Rußland bereits seit lan- 
gem einen Besuch abstatten wol- 
len, aber der Buckingham-Palast 
habe entschieden, daß sie erst 
den Besuch der Queen, der im 
Oktober vergangenen Jahres 
stattfand, abwarten müsse. Die 
Prinzessin wurde beim Besuch 
des Bolschoj-Theaters und der 
Kinderklinik in Tuschino, für die 
sie die Schirmherrschaft über- 
nommen hat, vom stellvertreten- 
den Ministerpräsidenten Jurij Ja- 
row begleitet, der diensteifrig um 
sie herumscharwenzelte. Wäh- 
rend sie medienwirksam mit den 
kleinen Patienten der Klinik in 
Tuschino sprach, wurden andere 
Kinder im Krankenhaus von 
Budjonnowsk von tschetscheni- 
schen Geiselnehmern ermordet. 
Und so kam es, daß der königli- 
che Besuch in der russischen 
Berichterstattung des Geisel- 
dramas wegen weitgehend unter- 
ging, wie der Fernsehsender 
NTV bekümmert vermerkte. 


In den Berichten über die Tra- 
gödie von Budjonnowsk blieben 
die britischen Verbindungen und 
Interessen durchweg unerwähnt. 
Nicht ein einziger Journalist oder 
Kommentator brachte die terrori- 
stische Aktion mit anderen welt- 
politischen Ereignissen in Zu- 
sammenhang. Aber das Blut, das 
im Kaukasus seit 1990 vergossen 
wurde, riecht nach Ol. Dies gilt 
auch für das Drama in Bud- 
jonnowsk. 


Eine Woche vor der Geisel- 
nahme berichteten russische und 
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internationale Medien über ein 
neues Ölförderkonsortium, das 
die Ölvorkommen im Festland- 
sockel des Kaspischen Meeres 
ausbeuten will. Das neue Ölfeld 
trägt den Namen »Karabach« 
(wie die umkämpfte armenische 
Enklave) und wurde später als 
die Felder von Guneschly, Chi- 
rag, Aseri und Schach-Denis ent- 
deckt, die von einem Konsortium 
unter Führung von British Petro- 
leum ausgebeutet werden. Dem 
neuen Konsortium gehören die 
russische Olfördergesellschaft 
Lukoil (32 Prozent), die italieni- 
sche Agip, die US-amerikanische 
Pennzoil und die staatliche 
Olgesellschaft Aserbeidschans 
GNKAR an. 


Neue Opfer 
auf dem Ol-Altar 


Interfax berichtete, das neue 
Konsortium plane, Ol von Aser- 
beidschan durch Tschetschenien 
und die Region Stawropol bis 
zum Schwarzmeerhafen Nowo- 
rossijsk zu transportieren: Die 
russische Transportroute steht 
damit in Konkurrenz zu dem 
älteren Vorhaben, wonach das Öl 
über die Türkei transportiert wer- 
den soll. 


Die Türkei ist noch über ein wei- 
teres Vorhaben verärgert, das 
von Rußland ausging: den Plan 
einer griechisch-bulgarischen Pi- 
peline von Burgas nach Alexan- 
dropolis, über die Öl von Baku 
aus den Förderstätten am Kas- 
pischen Meer, in Aserbeidschan 
und Kasachstan unter Umgehung 


türkischen Territoriums bis ans 
Mittelmeer flösse. Dieser Plan 
kam auf, nachdem die Türkei die 
Gebühren für die Durchfahrt 
durch den Bosporus erhöht hatte. 
Das griechisch-bulgarisch-russi- 
sche Vorhaben konkurriert noch 
mit einer anderen Pipelineroute, 
die von Odessa über Brody, No- 
wopolotsk nach Ventspils ver- 
laufen sollte und das Schwarze 
Meer mit der Ostsee verbände. 


Mißfallen britischer 
Geopolitiker 


In einem Interview erklärte Lu- 
koil-Präsident Wahid Alekperow 
kürzlich, »sein« Ol solle an 
»Deutschland, Bosnien und an- 
dere Länder« geliefert werden. 
Diese Aussicht stieß bei briti- 
schen Geopolitikern offenbar auf 
Mißfallen. Der einfachste und 
direkteste Weg, die Pläne des 
Lukoil-Konzerns zu behindern, 
bestand darin, die Spannungen in 
der Region Stawropol und ganz 
Tschetschenien so anzuheizen, 
daß an die Verwirklichung des 
Unternehmens nicht mehr zu 
denken ist. Und die am besten 
geeignete Person zur Durch- 
führung des Terroranschlags war 
Dschodchar Dudajews bestaus- 
gebildetster Kommandoführer 
Schamil Bassajew. 


Bassajew ist im Kaukasus wohl- 
bekannt. Er erlangte vor allem 
als Rebellenführer in Georgien 
Berühmtheit, als er 1992 an die 
Spitze der aufständischen Ab- 
chasier die georgischen Regie- 
rungstruppen in Suchumi ver- 
nichtend schlug, wobei er den 
früheren Kurort Suchumi in 
Schutt und Asche legte. Er gilt 
als Fanatiker, der bereit ist unter 
jeder Fahne zu kämpfen, wenn es 
für die islamische Sache ist. Wie- 
viele Mitglieder der tschetsche- 
nischen Elite wurde er in Moskau 
ausgebildet, profitierte also vom 
Recht auf gleichwertige Ausbil- 
dung, das ethnischen Minder- 
heiten in der früheren Sowjet- 
union zustand. 


Schamil Bassajew war in Ab- 
chasien als Vertreter der Konfö- 
deration der Kaukasus-Völker 
tätig. Zu dieser Zeit lag die 
Macht in Abchasien nicht in den 
Händen seines Präsidenten Wla- 
dislaw Ardzinba, sondern das 
Land wurde von der im Unter- 
grund lebenden Mafiafamilie 
Tesijew beherrscht, die im türki- 
schen Teil Zyperns residierte. 


Ende 1994 wurden erneut geor- 
gienfeindliche Aktionen in Ab- 
chasien provoziert. Die soge- 
nannten »nationale Intelligen- 
zija« veröffentlichte Pamphlete 
und Flugblätter, deren Ursprung 


leicht zu erkennen war: Britische 


Professoren und UN-Vertreter 
entdeckten auf einmal ihr Herz 
für Abchasien (und gegen Geor- 
gien). Im Mai 1995 fand dann in 
der Türkei ein Kongreß der »ab- 


chasisch-abassinischen Völker« | 


statt. Sogenannte »antifaschisti- 
sche Kreise« in Moskau began- 
nen ihrerseits, die armenischen, 
kurdischen, bulgarischen und 
griechischen Exilanten in Mos- 
kau gegen die Türkei aufzuwie- 
geln. 


Die Tragödie von Budjonnowsk 
war also keineswegs ein überra- 
schender Terroranschlag wie aus 
heiterem Himmel. Die Vorbe- 
reitungen liefen seit der Zeit, als 
die ersten Schwarzmeer-Pipe- 
linevorhaben diskutiert und ver- 
breitet wurden. Und es wird nicht 
das letzte Mal sein, daß diese 
gebeutelte Region zum Spielball 
geopolitischer Interessen werden 
wird, unabhängig davon, wie die 
Gespräche zwischen Rußland 
und den tschetschenischen Re- 
bellen ausgehen werden. 


Tschetschenien: 
Endpunkt mancher 
Karriere 


Der Tschetschenien-Krieg hat 
Rußland nicht nur außenpolitisch 
sehr geschadet. Er wird auch in- 
nenpolitisch gegen Politiker ins 
Feld geführt, die früher einmal 
mit der abtrünnigen Regierung 
Dudajew zusammenarbeiteten. 
Der Konflikt hat nicht nur Tau- 
sende Familien obdachlos ge- 
macht und in abgrundtiefe Ver- 
zweiflung gestürzt. Nie hat es so 
viele Wehrdienstverweigerer ge- 
geben. Die unzähligen Waisen 
dieses Krieges könnten zu einer 
neuen Generation von Terrori- 
sten, Dieben und Bettlern heran- 
wachsen. 


Aber die politische Karriere des 
Ministerpräsidenten Tscherno- 
myrdin hat dennoch Auftrieb da- 
von bekommen. Tschernomyrdin 
ist ein hohes Tier in der russi- 
schen Ölwirtschaft. Als ge- 
schickter Taktiker rief er weder 
zum Kampf gegen Dudajew auf 
noch versuchte er, die tschet- 
schenische Bevölkerung vor den 
Grausamkeiten der russischen 


Armee zu schützen. Irgendwie 
schaffte er es, sich nicht auf eine 
klare Position festzulegen. 


Andere Politiker, die nicht über 
so lange Erfahrungen mit dem 
|»politischen Apparat« verfügten, 
‚nutzten die Katastrophe des 
| Tschetschenienkriegs weniger 
' geschickt für ihre eigenen politi- 
schen Zwecke. Es war klar, daß 
: Verteidigungsminister Gratschow 
‚als gescheiterter Kriegsherr kei- 
|ne Lorbeeren ernten würde, zu- 
mal er auch für die Aufrüstung 
| Dudajews mit russischen Waffen 
; mitverantwortlich gemacht wird. 
Doch Jegor Gajdar und Grigorij 
Jawlinskij heimsten mit ihrer 
: Verurteilung der »Intervention« 
!der russischen Armee ebenfalls 
‚keine politischen Vorteile ein. 
:Nach dem Drama von Budjon- 
ınowsk wird sich die öffentliche 
Meinung vermutlich noch schär- 
|fer gegen linke wie rechte Un- 
terstützer Dudajews wenden. 


Der Rücktritt General Lebeds 
ı wurde offiziell erst nach der Gei- 
selnahme von Zivilisten durch 
Bassajews Terrorkommando be- 
kanntgegeben. Offenbar wollte 
Gratschow die russische Offent- 
lichkeit an Lebeds Außerungen 
vom November 1994 erinnern, 
als dieser sich gegen den Tsche- 
tschenien-Feldzug ausgespro- 
chen hatte. Damals hatte der ehr- 
geizige damalige Kommandeur 
der 14. Armee sich um das Amt 
des Verteidigungsministers be- 
worben. Zwei weitere Generäle, 
Jewgenij Schaposchnikow und 
Boris Gromow - beide hegen 
Ambitionen auf die russische 
Präsidentschaft — können sich bei 
Dudajew für ihr politisches 
Scheitern »bedanken«. Gromow 
hatte bereits im November 1994 
deutlich gemacht, daß er sein 
eigenes Fortkommen über das 
nationale Interesse stelle, als er 
':Gratschow im November kriti- 
|sierte. Darüber hinaus kam her- 
känh, daß er als Strohmann der 
|Most-Bankgruppe tätig war, die 
m als Alternative zu Gratschow 
aufbaute. 


|Schaposchnikow, der von Ale- 
xander Jakowlew und Galina 
Starowoitowa zum Präsident- 
schaftskandidaten der Liberalen 
gekürt worden war, wurde zu- 
sammen mit dem früheren Mini- 
sterpräsidenten Gajdar beschul- 
ıdigt, Waffen an Dudajew ver- 
kauft zu haben. Diese Vorwürfe 
ıwurden vor allem von Sergej 
\Schachrai erhoben, der erheb- 


| 


liche Mitverantwortung für den 
Tschetschenien-Konflikt trägt, 
aber geschickt genug war, recht- 
zeitig ins Tschernomyrdin-Lager 
überzuwechseln. 


Die Spur führt 
zu den Banken 


Der Moskauer Bürgermeister Ju- 
rij Luschkow sah sich durch Dro- 
hungen Dudajews mit terroristi- 
schen Anschlägen in der russi- 
schen Hauptstadt zu einer anti- 
tschetschenischen Haltung ge- 
drängt und ordnete zusätzliche 
Sicherheitsmaßnahmen für Mos- 
kau an. Der Oberbefehlshaber 
der russischen Truppen in Tsche- 
tschenien General Kulikow be- 
hauptet immer noch, Dudajew 
erhalte finanzielle Unterstüt- 
zung von Gussinskij Most-Bank. 
Und die Verbindungen zwischen 
Luschkow und Gussinskij sind in 
Moskau allgemein bekannt. Das 
Zentralbüro der Bankengruppe 
befindet sich direkt im Rathaus. 


Jakowlew, der unter Gorbat- 
schow wesentlich am Konzept 
der »Perestroika« mitgearbeitet 
hatte, und sein enger Mitarbeiter, 
der frühere Außenminister Gen- 
nadij Burbulis, sehen ebenfalls 
ihre politischen Felle davon- 
schwimmen. Burbulis hat im ver- 
gangenen November selbst zuge- 
geben, Dudajew maßgeblich mit 
an die Macht gebracht zu haben. 
Und Jakowlew wird vorgewor- 
fen, über seinen Fernsehsender 
Ostankino Jelzin zu stark kriti- 
siert und sich mit Luschkow 
zusammen gegen den Präsiden- 
ten verschworen zu haben. 

Da er sein politisches Scheitern 
aber nicht wahrhaben wollte, lud 
er den entlassenen Chef des 
Auslandsgeheimdienstes General 
Jewgenij Sawostianow, der eben- 
falls zu den Unterstützern Lusch- 
kows gehört, zum Kongreß der 
neugegründeten Sozialdemokra- 
tischen Partei ein. Jetzt konnte 
ihm selbst der Chef des Präsi- 
dialstabes Sergej Filatow nicht 
mehr helfen. In eisigem Ton 
»riet« ihm Jelzin, er müsse sich 
zwischen einer Karriere in der 
Politik oder in der Bürokratie 
entscheiden. Natürlich waren 
beide Karrieren zu Ende. 


Die sprichwörtliche 
Bananenschale 


Auch die liberale Chefin des St. 
Petersburger Fernsehsenders Bel- 


la Kukowa stand Anfang Juni vor 
den Scherben ihrer Karriere. Bis 
vor wenigen Wochen konnte sie 
die eigene Korruptheit hinter 
lautstarker »antifaschistischer« 
Demagogie verbergen. aber als 
sich Tschernomyrdin in diesem 
Frühjahr mit der Gründung sei- 
nes politischen Blocks »Rußland 
ist unsere Heimat« an die Spitze 
der »Partei der Macht« setzte, 
begann ihr Abstieg. Als erstes 
wurde ihr die Verfügung über 
staatliches Eigentum genommen, 
das sie praktisch als ihren 
Privatbesitz angesehen hatte, 
dann wurde sie entlassen. Zuletzt 
wandte sie sich hilfesuchend an 
den Chef des Personenschutzes 
des Präsidenten General Krscha- 
kow. Das half ihr zwar auch 
nichts, aber es wurde damit klar, 
daß sie jahrelang heimlich von 
der staatlichen Behörde un- 
terstützt wurde, die sie nach au- 
Ben hin immer angegriffen hatte 
— dem frühreren KGB. 


So wurde die Tschetschenien- 
Krise für eine Reihe Politiker zur 
sprichwörtlichen Bananenschale, 
auf der sie ausrutschten und ihre 
Partei gleich mitrissen. Mit Aus- 
nahme Tschernomyrdins und des 
Präsidenten der Staatsduma Iwan 
Rybkin gelang es nur relativ 
wenigen prominenten Politikern, 
wie dem Gouverneur von Nisch- 
ny Nowgorod, Boris Nemtsow, 
und dem Vorsitzenden des Föde- 
rationsrates, Wladimir Schumei- 
ko, die Krise ohne Blessuren zu 
überstehen. Schachrais »Partei 
der Einheit und Eintracht« ist be- 
reits dem Ehrgeiz eines Alexan- 
der Schochin, Konstantin Satulin 
und Wjatscheslaw Nikonow zum 
Opfer gefallen und durch die 
Korruption Sergej Stankewitschs 
diskreditiert worden. 


Öl hat den Kaukasus zum 
Schlachtfeld gemacht 


Die einzige Partei ohne Popula- 
ritätsverlust ist vermutlich die 
Kommunistische Partei, welche 
die Gratwanderung schaffte, 
Gratschow nicht zu kritisieren 
und Dudajew nicht zu unterstüt- 
zen. Ihr Einfluß auf die neue 
tschetschenische Verwaltung ist 
nicht unerheblich, indem sie stets 
ihre Sorge um die Zivilbevölke- 
rung zur Schau trägt. Kommuni- 
stenchef Gennadij Sjuganow ver- 
fügt dabei über den Vorteil infor- 
meller Beziehungen zu führen- 
den Vertretern der früheren 
KPdSU, wie dem vormaligen 


Ersten Sekretär des Zentralkomi- 
tees von Tschetschenien-Ingu- 
schien Doku Sawgajew und dem 
Genossen Valerii Kokow aus 
Karatschien-Tscherkessien, der 
heute dort als Präsident amtiert. 


Es ist damit zu rechnen, daß die 
Kommunisten bei den kommen- 
den Parlamentswahlen von der 
Tschetschenien-Krise profitieren 
werden. Bereits bei den Wahlen 
der Leiter der Verwaltungsdi- 
strikte in der Region Lipetsk 
zeichnete sich eine für die russi- 
schen Provinzen typische Ten- 
denz ab. Acht von 16 neugewähl- 
ten Verwaltungsleitern sind Mit- 
glied der Kommunistischen Par- 
tei der Russischen Föderation 
(KPRF), fünf weitere Kandidaten 
wurden von den Bezirkskomitees 
der Kommunisten und der 
Kommunistischen Arbeiterpartei 
(RKRP) unterstützt. Die restli- 
chen fünf werden Tschernomyr- 
dins Block »Rußland ist unsere 
Heimat« zugerechnet. Weder die 
liberalen noch Alexander Ruz- 
kojs »Orthodoxe Patrioten« noch 
die Agrarier konnten sich bei die- 
sen Regionalwahlen durchsetzen. 


Immer deutlicher zeichnet sich 
das wahrscheinliche Ergebnis 
der Parlamentswahlen im De- 


.zember dieses Jahres ab. Der 


Erfolg der Kommunisten geht 
auf das Konto der wirtschaftli- 
chen »Schocktherapie« und der 
ebenso schockierenden nationa- 
len Politik der russischen Füh- 
rung. Britisch manipulierte libe- 
rale Idioten, die sich für Dudajew 
stark machten, und geopolitische 
(Ol-)Interessen haben den Kau- 
kasus zum Schlachtfeld werden 
lassen. Aber in den Massenme- 
dien wird nicht die britische 
Geopolitik, sondern der amerika- 
nische Präsident für die Erfolge 
der Kommunisten verantwortlich 
gemacht. So wird es der briti- 
schen Krone wohl auch weiter- 
hin gelingen, von der russischen 
Tragödie zu profitieren und in 
der Asche Tschetscheniens nach 
Diamanten zu wühlen. ie) 
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Ruanda 


Baronin 
Chalker 
verteidigt die 
Massaker 


Als einzige unter den Weltregierungen hat Britannien den Mord 
an Tausenden von Hutu-Flüchtlingen im Flüchtlingslager von 
Kibeho am 22. April verteidigt, der von Truppen der Rwandan 
Patriotic Front (RPF), die jetzt in Kigali an der Macht sind, aus- 


geführt wurde, 


Wie Reuters am 25. April berich- 
tete, hat Baronin Lynda Chalker, 
die britische Ministerin für über- 
seeische Entwicklung, »die ruan- 
dische Regierungspolitik zur 
Säuberung der Flüchtlingslager« 
unterstützt. In Stellungnahmen, 
mit der sie die Version der Re- 
gierung über die Ereignisse un- 
terstützte — daß nur 300 Men- 
schen getötet worden seien -, 
von denen UNO-Vertreter be- 
haupten, daß bis zu 8.000 Men- 
schen getötet wurden, sagte Mrs. 
Chalker in einem Interview mit 
Radio BBC: »Diese Lager sind 
voll von Hutu-Extremisten, die 
Waffen bei sich tragen und die 
nachts aus den Lagern ausgebro- 
chen sind und die Dörfer terrori- 
sierten, in die die Menschen 
zurückgekehrt sind und sich nie- 
dergelassen haben. Bei dem Ver- 
such, diese Lager von ihnen zu 
säubern, fanden einige von Hutu- 
Extremisten organisierte Ausbrü- 
che statt und damit setzte eine 
wilde Panik ein. Die Regierungs- 
truppen gerieten übers Wochen- 
ende zweifellos ebenfalls in Pa- 
nik, wodurch es zu noch mehr 
Toten und Verletzten kam... Es 
liegt an der Regierung von Ru- 
anda, die Ordnung wiederherzu- 
stellen.« 


Eingeständnis 
der eigenen Rolle 


Mrs. Chalker stellte weiteres 
Blutvergießen in Aussicht: »Ich 
fürchte, wir haben noch einen 
langen Weg vor uns und wahr- 
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scheinlich stehen uns dabei auch 
noch einige Tragödien bevor, 
aber wir werden versuchen, sie 
zu verhindern.« 


Die Verteidigung der RPF durch 
Mrs. Chalker wurde von der Lon- 
doner »Times«, die für das briti- 
sche Außenministerium spricht, 
begrüßt und sie intonierte am 25. 
April: »Großbritanniens Reak- 
tion auf das Massaker vom Wo- 
chenende war im Gegensatz zu 
der Frankreichs und Belgiens 
abgewogen. Baronin Chalker of 
Wallasey ... hatte recht, wenn sie 
den weitreichenderen Kontext 
der Ereignisse betonte.« 


Die Verteidigung der RPF durch 
Mrs. Chalker stellt Britanniens 
Eingeständnis der eigenen Rolle 
bei der Anstiftung des anhalten- 
den, schrecklichen Blutvergie- 
ßens in Ostafrika dar. Bei der 
RPF handelt es sich nur um einen 
Teil der ugandischen Armee, die 
von dem ugandischen Präsiden- 
ten Yoweri Museveni, dem briti- 
schen Kriegsherrn der Region 
und persönlichen Freund von 
Mrs. Chalker, für ihre Invasion in 
Ruanda ausgerüstet, bewaffnet 
und finanziert wurde. 


Die schamlose Inschutznahme 


der RPF durch Mrs. Chailker, die 


- im Gegensatz zu Augenzeu- 
genberichten — nur 300 Men- 
schen getötet haben soll, ist auch 
ein Beweis für Britanniens neues 
Selbstvertrauen nach der Konfe- 
renz im Royal Institute of Inter- 
national Affairs am 29. März 


über »Britannien in der Welt«, 
bei der Mrs. Chalker anwesend 
war. 


Abgesehen von Mrs. Chalker 
wurde das Massaker von Kibeho 
allgemein hin verurteilt, darunter 
auch vom südafrikanischen Prä- 
sidenten Nelson Mandela, der es 
als »schlimmer als Völkermord« 
bezeichnete, und vom UNO- 
Generalsekretär Boutros Bou- 
tros-Ghali, der es »aufs heftigste 
verurteilte«. Doch es gibt genau 
die britische Politik für die 
Region wider: das Entfesseln 
von zahlreichen Kriegen unter 
Einsatz von Museveni, seiner 
Ugandan National Resistance 
Army (NRA) und den von den 
Tutsi beherrschten Truppen von 
Ruanda und Burundi, um eine 
»endgültige Lösung« für das vor- 
anzutreiben, was Baronin Chal- 
ker als »das Bevölkerungspro- 
blem« in Zentralafrika bezeich- 
net. 


»Schlimmer als 
Völkermord« 


Uganda wird auch als Stützpunkt 
für Operationen gegen den Su- 
dan und möglicherweise auch 
gegen Kenia und Zaire — zwei 
andere Ziele der britisch-ugan- 
dischen Interessengemeinschaft 
aufgebaut. Es ist nicht klar, in 
welchem Ausmaß es vorgesehen 
ist, britische oder andere Streit- 
kräfte direkt in die Militäropera- 
tionen in der Region zu ver- 
wickeln. 


Am 3. Mai berichtete Reuters, 
daß Assist U.K., eine »in Schott- 
land ansässige Transport- und 
Logistikorganisation«, in Kam- 
pala, Uganda als »Afrikas ersten 
professionellen, raschen Reak- 
tions-Stützpunkt für Hilfsmissio- 
nen« die Gründung eines Stütz- 
punkts plant. Eine solche Opera- 
tion kann offensichtlich zwei 
Verwendungszwecke haben. »Af- 
rica Analysis« hat bereits berich- 
tet, daß es in Uganda amerikani- 
sche »Militärberater« gibt — ein 
Bericht, der von Ugandern im 
Land bestätigt wurde. 


Schulden um ein 
Drittel gekürzt 


Museveni erhält auch finanzielle 
Förderung. Im März wurde 
Uganda das erste Land, dessen 
Schulden bei westlichen Gläu- 
bigern um zwei Drittel gekürzt 


wurden, womit der von Uganda 
an den Paris Club geschuldete 
Betrag von 235 Millionen Dollar 
auf 100 Millionen Dollar sank. 
Britannien verlangt außerdem, 
daß Uganda eine »Super-Esaf« 
Einrichtung bekommt, die dem 
Land bei seinen hohen Schulden 
an multilaterale Institutionen hel- 
fen soll. Das eingesparte Geld 
wird nicht an die Bevölkerung 
gehen, bei der die Todesrate 
selbst unter Musevenis »Frie- 
den« immer weiter ansteigt, son- 
dern wahrscheinlich eher in die 
Finanzierung von militärischen 
Operationen. 


Mit dieser Unterstützung hat 
Museveni die Beziehungen zum 
Sudan, dem Nachbarn Ugandas 
im Norden, am 23. April abge- 
brochen. Anfang Mai haben 
Uganda und der Sudan versucht, 
Verhandlungen mit Libyen zu 
führen, doch jeglicher Erfolg, der 
dort erzielt wurde, ist seither 
zunichte gemacht worden. 


Das Thema, das zur Diskussion 
steht, ist die Unterstützung der 
Rebellen der People’s Liberation 
Army des Sudans — mit finanziel- 
ler und logistischer Förderung 
von Britannien, Schweden, den 
Vereinigten Staaten und dem 
UNO-Entwicklungsprogramm - 
die von Musevenis engem Freund 
John Garang geführt werden, 
durch Uganda. Sowohl den ugan- 
dischen als auch den sudanesi- 
schen Streitkräften zufolge wird 
Garangs letzter Stützpunkt — die 
Stadt Nimrule direkt an der suda- 
nesischen Grenze zu Uganda — 
jetzt von ugandischen Truppen 
verteidigt. Ohne direkte ugandi- 
sche Militärintervention, so mei- 
nen gutinformierte Quellen, wä- 
ren Garangs Rebellen militärisch 
erledigt. 


Ziele sind Sudan 
und Kenia 


In Vorbereitung eines Truppen- 
aufbaus gegen den Sudan hat 
Museveni die Beziehungen zum 
Sudan abgebrochen und seinen 
Truppen befohlen, das Haus des 
sudanesischen Militärattaches in 
Kampala abzuriegeln. Museveni 
sagte, der Sudan würde hinter 
einem Großangriff der ugandi- 
sche Lord’s Resistance Army auf 
ugandische Streitkräfte stehen. 
Die Army bekämpft Museveni in 
Norduganda seit dem Jahre 1986. 
Uganda plündert auch Kenia aus. 
Kenia ist eines der drei afrikani- 
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= der Konferenz der 
: Endowment for Democracy in 


= schen Länder, aus denen sich die 
& britischen Investoren jetzt zu- 
# rückziehen, berichtete die »Fi- 


nancıal Times«. Die anderen bei- 


- den sind Nigeria und Zimbabwe. 


»Wir hoffen, die Beziehungen zu 
Kenia bald abzubrechen,« sagte 
der Repräsentant Ugandas auf 
National 


Washington. 


Im März haben die Beziehungen 
zwischen den beiden Ländern — 
die nie ausgezeichnet waren - 
einen Tiefpunkt erreicht, als die 
»February Eighteen Movement« 
(FEM) - eine links angehauchte 
Organisation, wie sich Museveni 
gerne gibt — Überfälle nach Ke- 
nia hinein begannen. Kenia hat 
sofort verlangt, daß Museveni 
den Chef der FEM, John Odon- 
go, einen kenianischen Flücht- 
ling, ausliefert. Dem keniani- 
schen Innenminister Francis Lo- 
todo zufolge gibt es drei FEM- 
Guerillastützpunkte, die jetzt von 
Uganda aus gegen Kenia operie- 
ren. Kenia hat seine bewaffneten 
Streitkräfte bis an die Grenze zu 
Uganda gebracht. Die FEM, so 
berichtete die »Kenyan Nation«, 


Ei besteht vor allem aus Süd-Su- 
: : danesen in Uganda — der gleiche 


Stützpunkt, von dem aus Idi 
Amin im Jahre 1971 an die 
Macht kam. 


Uganda ist der Rowdy für von 
London aus gesteuerte Opera- 
tionen, um Kenia zu zerbrechen. 


:- Die Menschenrechtsmafia hat 


eine systematische Kampagne 
gegen den kenianischen Präsi- 
denten Daniel Arap Moi in Gang 
gesetzt und jetzt planen interna- 
tionale Geberländer ein Treffen, 
»um ihre zunehmende Besorgnis 
über die politischen und wirt- 
schaftlichen Trends in Kenia zu 


: . diskutieren«, berichtete Reuters. 


: Während die Welt schockiert 


war über Berichte von sterben- 
den Flüchtlingen, die von der 


 RPF in Kibeho erschossen wur- 


den, ist das Töten in Burundi 
mehr in der Stille vor sich gegan- 
gen. In diesem Land will das von 
Uganda bewaffnete Militär - von 


denen 99 Prozent Tutsis sind - 


die gewählte, mehrheitliche Hu- 
tu-Regierung unter dem von der 
UNO gelieferten Schutz stürzen. 


Seit dem Nachmittag des 24. 
April wurde der Distrikt Ka- 
menge von Bujumbura vom Mi- 
litär abgeriegelt und niemand 
durfte das Gebiet verlassen, wäh- 


rend die Kämpfe während des 
ganzen 25. April in dem Distrikt 
angedauert haben sollen. Das 
Tutsi-Militär hat seit Februar 
1994 eine systematische Kam- 
pagne durchgeführt, um alle 
Hutus aus der Hauptstadt zu ent- 
fernen — und damit die Hutu- 
Zivilregierung eingekreist. Der 
erste Distrikt, der zwangsweise 
»gesäubert« wurde, war Nyaka- 
biga in der Nähe der Universität. 
Hutus wurden getötet und ihre 
Häuser niedergebrannt. Im März 
1994 begann das Militär mit 
Operationen gegen Kamenge, 
das sich jedoch widersetzte. 


»Endgültige Lösung« 
für das Hutu-Problem 


Im Januar 1995 griff das Militär 
den Distrikt von Bwiza an und 
die stattfindenden Massaker wur- 
den vom US-Botschafter Robert 
Krueger verurteilt. Ende März 
1995 wurde der Distrikt von 
Buyenzi »gesäubert« und 50.000 
Hutus flohen in das benachbarte 
Zaire. Jetzt führt das Militär 
seine Aufgabe im Distrikt 
Kamenge zuende. Zwischen 
150.000 und 200.000 Hutus sind 
entweder aus Bujumbura geflo- 
hen oder wurden getötet. 


Ruanda selbst wird in ein To- 
deslager verwandelt. Mehr als 
60.000 Menschen sind heute dem 
ehemaligen ruandischen Bot- 
schafter in Washington, Alois 
Umivama, zufolge in Ruanda 
eingesperrt. Sie werden des »Völ- 
kermords« beschuldigt. Keiner 
dieser Menschen wurde vor ein 
Gericht gestellt; Keiner wurde 
den von der UNO unterstützten 
Gerichten übergeben. 


Die Korrespondentin der »New 
York Times«, Donatella Lorch, 
berichtete am 14. April mit 
Bildern als Beweismittel, daß die 
Gefangenen regelrecht überein- 
andergestapelt sind; sie »können 
weder liegen noch sitzen, weil 
kein Platz vorhanden ist... Es 
gibt keinen Schutz vor den tägli- 
chen Platzregen und viele Ge- 
fangene sind barfuß und ihre 
Füße leiden unter Brand. Täglich 
sterben fünf bis zehn Menschen 
und eine weitaus größere Anzahl 
wird täglich mit Lungenent- 
zündung und Ruhr in ein örtli- 
ches Krankenhaus gebracht... 
Von unkontrollierten Militärs 
werden jede Woche 2.000 Men- 
schen ins Gefängnis geschleppt.« 


USA 


Der 


Holocaust 
von Waco 


Eine der furchtbarsten Tragödien des Jahres 1993, der Brand im 
texanischen Waco, bei dem am 13. April nach 5ltägiger Belage- 
rung durch verschiedene amerikanische Behörden insgesamt 96 
Kinder, Männer und Frauen starben, entpuppt sich in Wirk- 
lichkeit als ein amtlich verordneter Holocaust an durch und 


durch unschuldigen Menschen. 


Was wurde damals nicht alles 
gesagt: Es habe sich bei den Fa- 
vidianern um einen Selbstmord- 
kult im tiefsten Texas gehandelt, 
der von dem Psychopathen Da- 
vid Koresh angeführt wurde, der 
sich selber als einen modernen 
Messias bezeichnet habe. Die 
Sekte sei bis unter die Dachkante 
des Hauses bewaffnet gewesen. 
Bei den Davidianern habe es 
Kindermißhandlungen gegeben. 
Sie hätten versucht, die Stadt 
Waco unter ihre Kontrolle zu be- 
kommen. Sie hätten das FBI, das 
Büro für Alkohol, Tabak und 
Waffen herausgefordert. Sie plan- 
ten Massenselbstmord und vieles 
mehr. 


Eine Lügengeschichte 
ersten Ranges 


Der Journalist Gary Null hat nun 
nach umfangreichsten Recher- 
chen festgestellt, daß es sich bei 
diesen »Fakten« um eine Lügen- 
geschichte ersten Ranges han- 
delt, die man als Grund erfand, 
warum das Haus der Davidianer 
niedergebrannt wurde. In Wirk- 
lichkeit habe es sich hierbei um 
von amtlicher Stelle angeordne- 
ten Massenmord an Unschul- 
digen gehandelt! 


Die Bewohner Wacos selber be- 
zeichneten die Davidianer als 
ganz normale, freundliche und 
immer hilfsbereite Menschen. 
Die Davidianer-Sekte wurde 
1893 als ein Teil der Siebenten- 
Tages-Adventisten gegründet. In 
Waco gab es sie seit 1935. Viele 
der ungefähr 130 Mitglieder gin- 
gen Berufen in der Stadt nach. Es 


gab also keinerlei Geheimnisse, 
die Menschen sonderten sich 
nicht ab, und jeder von ihnen 
konnte sich immer und überall 
frei bewegen und wurde nicht, 
wie in anderen Sekten üblich, die 
ganze Zeit über beschattet. 


James Scott Trim, der über ein 
Jahr lang über die Davidianer re- 
cherchierte, kam dann auch zu 
dem Schluß: »Sie waren für nie- 
manden eine Gefahr. Sie waren 
dort seit den 1930ern und hatten 
bislang nicht einem einzigen 
Menschen etwas getan. Sie wa- 
ren auch keine Gruppe von Idio- 
ten.« Verschiedene Gruppenmit- 
glieder hatten Hochschulab- 
schlüsse und arbeiteten als Hoch- 
schullehrer, Computerprogram- 
mierer, Universitätsprofessoren, 
aber auch Priester und ganz nor- 
male Menschen. 


Einer der Gründe, warum die Da- 
vidianer in den Medien und von 
amtlicher Seite als »Sekte« be- 
zeichnet wurden, war ein im 
Fernsehen gezeigtes Interview 
Koreshs, in dem dieser sagte: 
»Ihr paßt besser auf - ich bin 
Gott«! ; 


Folgen eines 
entstellten Interviews 


In Wirklichkeit handelte es sich 
hierbei um eine zusammenge- 
schnittene Sequenz eines länge- 
ren Interviews eines australi- 
schen Filmteams. Der betreffen- 
de Redakteur hatte Koresh nach 
den Vorwürfen eines ehemaligen 
führenden Mitglieds der Davi- 
dianer gefragt, der erklärt hatte, 
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Koresh habe dessen 70jährige 
Mutter geschwängert. Koresh 
hatte hierauf im Spaß geantwor- 
tet, wenn er eine 70jährige Frau 
schwängern könne, müsse man 
aufpassen, denn dann sei er Gott. 
In der Originalaufnahme kann 
man hierauf lauthalses Lachen 
aus dem Hintergrund vernehmen. 


Im US-Fernsehen wurde das In- 
terview dann in der oben darge- 
stellten Form zusammenge- 
schnitten — und schon war aus 
einem sicherlich tiefreligiösen, 
aber nichtsdestotrotz seriös ar- 
beitenden Mann ein Verrückter 
geworden, aus einem Mann, der 
sich von Gott berufen fühlte, den 
Inhalt des Buches der Offen- 
barung den Menschen nahezu- 
bringen. 


Um das nachfolgende richtig 
verstehen zu könne, muß man 
vorausschicken, daß die amerika- 
nische Regierung stets bekundet 
hat, besonders stolz darauf zu 
sein, daß im »Land der un- 
begrenzten Möglichkeiten« ei- 
ne umfassende Religionsfreiheit 
herrsche und jeder daran glauben 
könne, an was er will. Wie sich 
nachfolgend zeigt, sind diese 
Worte anscheinend nicht das 
Papier wert, auf die sie geschrie- 
ben sind. 


Obwohl diese Leute in einem 
Gebäudekomplex lebten, hatten 
sie ihre Unabhängigkeit. Zwar 
sei ein wichtiger Teil ihres Le- 
bens gewesen, die Bihel zu ler- 
nen, doch habe sie niemand da- 
ran gehindert, wann immer man 
wollte, in die Stadt zu gehen oder 
etwas anderes zu unternehmen, 
sagte Sheila Martin, die fünf 
Jahre in Waco lebte und zu den 
wenigen gehörte, die den Holo- 
caust überlebten - sie verlor vier 
ihrer sieben Kinder und ihren 
Mann in dem Feuer -. 


Clyde Doyle, der drei Jahre in 
dem Komplex lebte und seine 
Tochter verlor, meinte, das tägli- 
che Leben sei zwar sehr einfach 
gewesen, doch man habe dies 
gewußt und akzeptiert. Als er 
nach Waco zog, habe der Kom- 
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plex noch aus einer Gruppe klei- 
ner Häuschen bestanden, die teil- 
weise in absolut desolatem Zu- 
stand gewesen seien. Man habe 
die schlimmsten abgerissen und 
das Holz für den Aufbau des 
neuen Komplexes verwendet. 
Man habe alles modernisiert, und 
zum Zeitpunkt des Belagerungs- 
beginns habe es weitere Sanie- 
rungsmaßnahmen gegeben. 


Gerüchte über 
Kindesmißhandlungen 


Martin bestritt auf das Ener- 
gischste, daß bei den Davidia- 
nern jemals Kinder mißhandelt 
wurden. Die schlimmste »Kin- 
desmißhandlung« hätte darin be- 
standen, wenn die Eltern es nicht 
schafften, den Kindern die Liebe 
zu Gott beizubringen. Koresh 
habe immer gesagt, wer seine 
Kinder nicht mit viel Liebe be- 
handele, der mißhandele sie in 
Wirklichkeit. 


Die Gerüchte über Kindesmiß- 
handlungen tauchten erstmals 
auf, nachdem einige frühere Da- 
vidianer die Gruppe verließen. 
Die amerikanische Regierung 
habe aber bis heute nicht einen 
einzigen Beweis für die Richtig- 
keit dieser Beschuldigungen vor- 
gelegt. 


Und die Polizei habe festgestellt, 
daß die Vorwürfe wegen illega- 
len Waffenbesitzes ebenfalls 
nicht der Wahrheit entsprachen. 
Es hatte immer wieder Vorwürfe 
gegeben, daß die Davidianer ille- 
gal Waffen in ihrem Besitz hät- 
ten und diese auch für illegale 
Dinge einsetzten. Einmal hatte 
das Sheriffsbüro sogar die Waf- 
fen beschlagnahmt und einge- 
hend untersucht — mit der Folge, 
daß diese nur kurz darauf wieder 
den Davidianern zurückgegeben 
wurden. In Wirklichkeit lag der 
Waffenbesitz der Davidianer bei 
weniger als der Hälfte des 
Durchschnitts in Texas. 


Sicherlich ist immer ein gewisses 
Mißtrauen angesagt, wenn Mit- 
glieder einer Gruppierung derar- 
tige Dinge aussagten. Nur — dies- 
mal wurden diese Aussagen von 
einem Untersuchungsteam, das 
von dem ehemaligen US-Gene- 
ralstaatsanwalt Ramsey Clark 
geleitet wurde, bestätigt. 


Ein Fernsehteam des Sender 
KPOC-TV fand sogar Hinweise 
darauf, daß Mitglieder der A.T.F. 


(Bureau of Alcohol, Tobacco and 
Firearms) ihre Waffen zu denen 
gelegt hätten, die später dann vor 
Gericht als Beweis für die illega- 
len Aktivitäten der Davidianer 
vorgelegt wurden. 


Hilferuf an 
den Sheriff 


Die Davidianer hatten keinerlei 
Verbrechen begangen, als die 
A.T.F. sie am 28. Februar 1993 
quasi invasionsmäßig überfielen. 
Zwar habe es Gerüchte über 
einen angeblich geplanten Mas- 
senselbstmord gegeben, doch 
selbst wenn diese gestimmt hät- 
ten, wäre dies außerhalb des Zu- 
ständigkeitsbereich des A.T.F. 
gewesen. Das gleiche hätte auch 
für die Kindesmißhandlungen 
gegolten — wenn es diese dann 
gegeben hätte. 


In einem Video kann man erken- 
nen, daß Agenten des A.T.F. mit 
automatischen Waffen auf das 
Gebäude der Davidianer schos- 
sen und daß Hubschrauber in ge- 
ringer Höhe über den Komplex 
flogen. Aus dem Haus waren 
jedoch keine Schüsse zu hören 
oder zu erkennen. Erst nach 
zwölf Minuten habe es die erste 
Gegenwehr gegeben. 


Vielmehr hatten die Davidianer 
während des Angriffs von etwa 
100 Männern zuvor unter der 
Notnummer 911 im Büro des 
Sheriffs angerufen und um Hilfe 
gebeten. David, der Anrufer, ha- 
be erklärt, daß draußen Männer 
wären, die auf das Gebäude 
schießen würden. Er bat, so 
schnell wie möglich, Polizisten 
nach draußen zu schicken, um 
für Ruhe und Sicherheit zu sor- 
gen. 


Es gibt Zeugenaussagen, die er- 
klären, die A.T.F.-Agenten hät- 
ten sich vor der Schießerei nicht 
als Staatsbeamte zu erkennen 
gegeben. Auch hätte man sie im 
Haus nicht als A.T.F.-Beamte 
erkennen könne, da sich dieses 
Logo auf dem Rücken der Jacken 
und nicht auf der Vorderseite 
befand. So mußten die Davidia- 
ner zu dem Schluß kommen, daß 
sie von unbekannten, schwarz 
uniformierten Männern angegrif- 
fen wurden. 

Bei dem Angriff, der auch durch 
Gewehrsalven aus den Hub- 
schraubern unterstützt wurde, 
kamen insgesamt sechs Davi- 
dianer ums Leben. 


Der Journalist Dave Hall kriti- 
sierte, daß die A.T.F.-Beamten | 
nicht den Sheriff zur Hilfe zogen, 
der mehrere Male vorher das. 
Gebäude besucht und dabei nie- | 
mals Probleme gehabt hatte. | 
Falls es stimmt, was der Davi- 

dianer Clyde Doyle sagte — und 

alles spricht dafür —, dann kann 
man die Kaltblütigkeit erkennen, 

mit denen die A.T.F.-Beamten 

vorgingen: »David Koresh sagte 

jedem, sie sollten sich ruhig ver- 

halten und auf ihre Zimmer 

zurückgehen. Er würde nach 

draußen gehen und mit den 

Verantwortlichen sprechen. Ich 

ging dann in meinen Raum 

zurück, der sich im ersten Stock 

auf der Vorderseite des Gebäu- 

des befand. Nach etwa einer 

Minute hörte ich eine Stimme 

sagen >Hört für eine Minute auf. 

Es sind Frauen und Kinder unter 

uns. Wir müssen uns darüber 

unterhalten.< Bevor er den Satz 

beenden konnte, wurden Schüsse 

auf ihn abgegeben... 


Ein sinnloses 
Morden 


Ich rannte dann hinunter und 
fand dort Perry Jones, der unter 
großen Schmerzen auf dem Bo- 
den der Eingangshalle lag und 
erklärte, er sei angeschossen 
worden. Perry Jones war ein alter 
Mann in den siebzigern. Er hatte 
wahrscheinlich hinter David 
gestanden, als dieser die Tür öff- 
nete.« 


Danach trugen Doyle und ein 
junger farbiger Engländer Jones 
nach hinten und legten ihn weit 
genug von den Wänden nieder, 
wo er nicht von den Kugeln, die 
weiter auf das Gebäude abge- 
schossen worden, getroffen wer- 
den konnte. Als Doyle zurück in 
die Halle rannte, bemerkte er 
Einschußlöcher, die nur aus 
einem Maschinengewehr stam- 
men konnten. 


In der Zwischenzeit hatte Wayne 
Martin die Polizei angerufen, 
und Doyle mußte immer hin- und 
herlaufen, um dem Polizisten die 
Antworten Koreshs zu geben, 
was denn gerade so passiere. 
Dabei erfuhr er, daß Winston 
Blake erschossen wurde. Doyle 
ging ins Blakes Zimmer. Das 
sich vor dessen Zimmer drei 
Wassertanks befunden, die ein 
freies Schußfeld verhinderten, 
kann Blake also nur aus einem 


2 Hubschrauber heraus erschossen 
3 worden sein. 


& Die Frauen befanden sich alle in 
= der Diele im obersten Stockwerk. 
= Sie lagen dichtgedränt auf dem 
Boden, um nicht von den Kugeln 
% getroffen zu werden. Vorher war 
! aber Jadine Wendell, die ein we- 
: nige Monate altes Baby hatte, in 
ihrem Bett erschossen worden. 


Koresh selber wurde zweimal 
getroffen, einmal am Handge- 
lenk und einmal im Unterleib. Er 
sei überzeugt gewesen, daß er an 
diesen Wunden sterben würde. 


Ein Video 
gibt Aufschluß 


In der ganzen Zeit sah Doyle nie- 
manden zurückschießen, obwohl 
er einräumte, nicht sicher zu sein, 
daß dieses nicht geschah. Viel- 
mehr gehe er sogar aus, daß eini- 
ge der Davidianer in Notwehr 
zurückgeschossen hätten, nach- 
dem die unbewaffneten Koresh 
und Jones an der Vordertür ein- 
fach niedergeschossen wurden. 


"Dave Hall fand heraus, daß in 


späteren Vernehmungen die 
A.T.F.-Agenten zugaben, als 
erste geschossen zu haben und 
daß sie sich nicht als Staats- 
beamte zu erkennen gegeben hät- 
ten (Aussagen der A.T.F.-Agen- 
ten Roland Ballestereos und Eric 
Ever). 


Es ist ferner dokumentiert, daß 
Koresh mehrfach das Haus ver- 
lassen hatte und dabei von acht 
A.T.F.-Agenten observiert wur- 


; de. A.T.F.-Agent Robert Rodri- 


guez sagte hierzu zu Hall, daß es 


: für Koresh lediglich einen Beob- 
- achtungsbefehl, 


aber keinen 


Haftbefehl gegeben habe. 


Dieses ist eindeutig falsch. Hall 
fand im Gerichtshaus von Waco 


“ nämlich den Haftbefehl, den es 
.. angeblich nie gab. 


. Indem Video über den Sturm auf 


das Haus der Davidianer vom 28. 


. Februar geht eindeutig hervor, 


daß eine aus vier Agenten beste- 


‘ hende Gruppe auf ein Vordach 
“im erstem Stockwerk kletterte. 
- Von dort aus warfen sie eine 


Rauchgranate durch ein Fenster 


- im zweiten Stockwerk, obwohl 
.. sie in keinster Weise angegriffen 
: wurden, und kletterten hinein. 


Der vierte Mann soll sogar eine 
Rauchgranate in ein Zimmer ge- 


worfen und unmittelbar danach 
mit einer Maschinenpistole in 
das Zimmer gefeuert haben. Es 
gibt Hinweise darauf, daß dieser 
Mann seine eigenen Kameraden 
niedermähte, was später dann 
den Davidianern in die Schuhe 
geschoben wurde. 


Unvorstellbarer 
Psychoterror 


Besonders schlimm ist der Tod 
des Davidianers Mike Schroeder. 
Dieser hatte das Gelände vor 
dem Sturm verlassen und sich 
später auf den Rückweg ge- 
macht. Dort kam er jedoch nie 
an. 


Ken Schroeder, der Vater des 
Jungen Mannes, fand nach lang- 
wierigen und schwierigen Re- 
cherchen heraus, was geschehen 
war. Danach habe es einen zwei- 
ten Absperrungsring um das 
Gebäude gegeben. Sein Sohn 
und zwei Männer, die ihn be- 
gleiteten, wären dort von Texas 
Rangern entwaffnet worden, man 
habe sie jedoch weitergehen las- 
sen. Danach sei er dann in einen 
Hinterhalt geraten. 


Der Waldboden, auf dem man 
Mike Schroeder dann Tage spä- 
ter fand, wurde in einem Um- 
kreis von etwa sieben Meter rund 
um den Leichnam fast einen hal- 
ben Meter abgetragen. Schroeder 
selber wurde von sieben Schüs- 
sen getroffen, die meisten davon 
im Rücken. 


Die offizielle Stellungnahme lau- 
tet, daß Schroeder und seine Ka- 
meraden versucht hätten, aus 
dem Gelände auszubrechen. Auf 
Anfragen über die Ungereimt- 
heiten, erhielt Ken Schroeder bis 
heute keine befriedigende Ant- 
wort. 


In den 51 Tagen der Belagerung 
kappte das FBl alle sanitären und 
sonstigen Zuleitungen, wie Te- 
lefon, an das Gebäude. Lediglich 
eine Telefonleitung an das FBI 
wurde offengehalten. Funkver- 
kehr wurde durch Störsender un- 
terbunden. 


Gleichzeitig wurde das Gebäude 
aus riesigen Lautsprechern 24 
Stunden am Tag mit für westli- 
che Ohren unerträglichen Dingen 
beschallt, so zum Beispiel Ge- 
sängen tibetanischer Mönche, 
startenden Flugzeugen, dem Nan- 
cy Sinatra-Song »These boots 


are made for Walking« und dem 
Geschrei von Kaninchen, die 
gerade geschlachtet wurden. 


Panzer feuerten Granaten, und 
aus Sportstadien bekannte Licht- 
fluter beleuchteten das Haus 
rund um die Uhr. Schwarze Hub- 
schrauber flogen unentwegt in 
geringer Höhe über das Gebäude. 


Koresh gab am 40. Tag der Be- 
lagerung durch, daß die Kinder 
und Babys keine Milch mehr hät- 
ten. Die Bitten, wenigstens Ba- 
byspeisen zu liefern, wurde von 
den Behörden abgelehnt. Dieses 
ist um so unlogischer, als die Be- 
hörden gerade wegen der an- 
geblichen Kindesmißhandlungen 
ihr Vorgehen gegen Koresh 
rechtfertigten. 


Bedrohung für die 
A.T.F.-Agenten? 


Sheila Martin beschrieb, wie es 
im Gebäude nach dem Sturm des 
28. Februar weiterging. »Wir 
begannen Wasser zu sparen. 
Wenn es regnete, stellten wir 
Eimer auf und fingen den Regen 
ein, damit wir wenigstens etwas 
zum Waschen hatten. Wir blie- 
ben fast nur in unseren Zimmern 
und trauten uns kaum in die 
Halle. Vor allen Dingen vermie- 
den wir es, an Fenstern vorbeizu- 
gehen. 


Jede Nacht war es dunkel. Außer 
den Lichtflutern konnten wir 
nichts sehen. Wir waren über 
jeden Morgen glücklich, da wir 
dann einigermaßen sicher waren, 
daß sie das Haus nicht stürmen 
würden. Wir blieben so nah wie 
möglich zusammen, um uns ge- 
genseitig Mut zuzusprechen. Wir 
beteten viel und lasen die Bibel. 


Einmal sagten sie David, er solle 
uns herausschicken, und er ant- 
wortete, daß er uns nicht sieht. 
Und für drei Wochen haben wir 
ihn wirklich nicht zu Gesicht be- 
kommen. Wir hatten keine Bet- 
stunden. Wir blieben, weil wir es 
wirklich wollten. Wir glaubten, 
daß sie uns, wenn wir nur eng 
genug zusammenblieben, nichts 
antun würden. Wir glaubten, daß 
Gott uns helfen würde. 


Wir wußten nicht, was sie von 
uns wollten. Eines Dienstags- 
morgen gingen Margaret und 
Catherine Madison aus dem 
Haus und wurden verhaftet. Da- 
vid sagte dazu: »Dies sind 70 


Jahre alte Frauen. Wie können 
sie sie ins Gefängnis sperren. 
Wie können sie sie der Beihilfe 
zum Mord beschuldigen.< Die 
Regierung ließ diese Vorwürfe 
fallen, nachdem die Frauen eine 
Woche oder länger im Gefängnis 
saßen. 


Danach wußten wir, wir würden 
alle ins Gefängnis kommen. Wir 
akzeptierten dies. Da wir nichts 
getan hatten, glaubten wir, daß 
wir sehr schnell aus dem Gefän- 
gnis kommen würden, wenn sie 
bemerken, daß wir gar nicht in 
der Lage waren, an den ganzen 
Vorwürfen beteiligt gewesen zu 
sein.« 


Ein Panzer 
fuhr ins Haus 


Das FBI forderte die ganze Zeit 
die Leute auf, sich zu ergeben. 
Dagegen erklärte Linda Thomp- 
son, die das Video drehte, daß 
ein FBI-Sprecher am 17. April 
erklärte, jeder, der das Haus ver- 
lasse werde als Bedrohung für 
die A.T.F.-Agenten angesehen 
und erschossen. »Schüsse und 
Granaten wurden abgefeuert, als 
ein Mann an diesem Tag ver- 
suchte, das Gebäude durch ein 
Fenster zu verlassen.« 


Ein weiterer kaum zu glaubender 
Vorfall spielte sich am Morgen 
des 19. April ab. Ein Panzer fuhr 
hin und her über einen langge- 
streckten unterirdischen Bunker. 
Dieser befand sich in nur kurzer 
Distanz von dem Gebäude und 
wurde mit diesem durch einen 
unterirdischen Gang verbunden. 
In dem Video sieht es so aus, als 
ob der Panzer den Ausgang aus 
dem Bunker zerstören wollte, 
und man kann Rauch aus dem 
Boden aufsteigen sehen. 


Das Feuer in dem Haus brach um 
die Mittagszeit aus. Das Video 
zeigt einen Panzer, an dem etwas 
angesteckt wurde, das wie eine 
Art Feuerwerfer aussieht, der 
damit ins Haus fuhr und wieder 
herauskam. Des weiteren sind 
sind A.T.F.-Agenten in dem Vi- 
deo zu sehen, die aus dem bren- 
nenden Gebäude sprangen und 
feuersichere Kleidung trugen. 
Die Frage, ob sich Regierungs- 
beamte während das Feuer aus- 
brach in dem Gebäude befanden 
und dieses dann verließen, wurde 
niemals beantwortet. 

Clyde Doyle berichtet hierzu, 
daß kurz nach der Mittagszeit 
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Der 
Holocaust 
von Waco 


jemand in die Kirche gerannt 
kam und erklärte, das Gebäude 
brenne. Er sei dann in einen klei- 
nen Durchgang an der Rückseite 
des Gebäudes gegangen und ha- 
be dort ein großes Loch gemerkt, 
das ein Panzer dort hineingerannt 
habe. Jede Menge Leute hätten 
sich in dem kleinen Raum dicht 
zusammengedrängt, und die Stim- 
mung sei immer panikartiger 
geworden. 


Kurz nachdem Koresh einen 
Hund aus der Öffnung nach 
draußen gelassen hatte, sei im- 
mer mehr Rauch in das Zimmer 
gedrungen, in dem man binnen 
einer Minute nichts mehr sehen 
konnte. Flammen seien zu die- 
sem Zeitpunkt zwar noch nicht 
zu sehen gewesen, dafür habe 
man aber eine immense Hitze ge- 
fühlt. 


Fragen zum 
Gaseinsatz 


»Einmal kam ein Panzer zur 
Vordertür und sprühte Gas hin- 
ein. Mehrere Leute wurden damit 
besprüht. Sie hatten nichts als 
ärmellose T-Shirts an... 


Die Regierung sagte, daß sie das 
Gas sprühten, nachdem 200 Sal- 
ven aus dem Haus heraus nach 
draußen gefeuert wurden. Dieses 
ist nicht wahr. Es gab keine 
Schüsse aus dem Haus. Ich habe 
nie einen Beweis für diese Be- 
hauptung gesehen, doch sie wie- 
derholen immer wieder, daß die- 
ses der Grund für den Gaseinsatz 
gewesen sei. 


Ich zog so viel Kleidung wie 
möglich an, einige Jackets, eine 
Kapuze und eine Gasmaske.... 
Ich begann, die Hitze in jeder 
Pore zu fühlen. Der Wind trieb 
die Hitze in immer wieder neuen 
Wellen zu uns hinein. Das näch- 
ste, was ich weiß, ist, daß ich 
mich auf dem Boden wiederfand. 
Einige Leute lagen weiter im 
Inneren des Gebäudes ebenfalls 
auf dem Boden. Ich konnte sie 
hören, wie sie sich wimmernd 


vor Schmerzen, betend und 
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schreiend >Oh, mein Gott auf 
dem Boden wanden. Diese Stim- 
men, die Schmerzen, das Trauma 
und alles, was um mich herum 
vorging, veranlaßte mich, aus 
dem Loch vor mir zu springen. 
Ich konnte zwar nichts in dem 
Rauch und der Dunkelheit sehen, 
aber ich wußte, es war da, und 
ich sprang... 


Als ich aufstand, konnte ich 
sehen, wie sich die Haut an mei- 
nen Händen aufrollte. Es waren 
keine Blasen. Vielmehr rollt sich 
meine Haut in großen Stücken 
auf. Meine Hände waren böse 
verbrannt. Ich schaute über die 
Schulter zurück und sah aus dem 
Loch, aus dem ich gesprungen 
war, Flammen schlagen. Ich 
dachte nur, »Mein Gott, ich bin 
der einzige, der herauskam.«« 


Doyle wachte dann in einem me- 
dizinischen Versorgungszelt auf. 


Offiziell war 
es Selbstmord 


Sheila Martin erinnert sich an 
diesen Tag wie folgt: »Fünf Mit- 
glieder meiner Familie starben in 
dem Feuer. Mein Ehemann, 
Larry Lynch, wurde am 19. April 
ermordet. Wir wußten zuerst 
nicht, daß das Gebäude brannte, 
aber wir rochen den Rauch. Wir 
wußten nicht, was wir tun soll- 
ten. Wir hatten Angst, daß, wenn 
wir das Haus verlassen würden, 
erschossen werden. Plötzlich 
kam der ganze Rauch, und ich 
konnte meinen Mann nicht mehr 
sehen.« 


Es wird offiziell verlautbart und 
allgemein akzeptiert, daß die Da- 
vidianer Selbstmord beschlossen. 
Doch Gordon Novel, der Stra- 
tegieplaner von Ramsey Clarks 
Untersuchungsteam, glaubt, daß 
die Regierung Leute ermordet 
haben könnte. 


Nach den Feststellungen des 
Clark-Teams wurde CS-Gas am 
Tag des Feuers von sechs Uhr 
morgens bis zwölf Uhr mittags in 
das Gebäude eingeleitet. CS-Gas 
ist ein giftiges Tränengas, das 
zum Einsatz im Freien gedacht 
ist, um Aufruhr aufzulösen. In 
geschlossenen Räumen kann sich 
das CS-Gas mit anderen Stoffen 
zu tödlichen Hydrogen-Zianid- 
Gasen verdichten. Zur Mittags- 
zeit sprühten Panzer eine große 
Dosis erhitzter anderer Chemi- 
kalien und Ethanol in das Gebäu- 


de, woraufhin sich eine leicht 
entzündliche Giftgaswolke bilde- 
te. 


Und Autopsieergebnisse wiesen 
wirklich darauf hin, daß viele 
Leute schon von dem Hydrogen- 
Zianid-Gas tot waren, bevor das 
Feuer ausbrach. Menschen ster- 
ben an Zianid-Vergiftung binnen 
fünf Minuten. 


Novel erklärte, er glaube, daß 
»die Absicht der Regierung war, 
die Davidianer in einer Falle zu 
fangen und sie mit dem Zianid- 
Gas zu vergiften, und sie waren 
in den drei oder vier letzten Mi- 
nuten dort drinnen, gerade bis 
das Feuer begann und als das 
Hydrogen-Zianid drinnen war - 
wir haben Hinweise dafür, daß 
die FBI-Agenten ihre Atem- 
schutzgeräte genau in dem Mo- 
ment abnahmen, als das Feuer 
ausbrach und sie das Haus ver- 
ließen — die Tatsache, daß die 
Davidianer keine Pistolen mit ei- 
nem Kaliber von 45 Millimeter 
hatten, läßt die Schlußfolgerung 
zu, daß sie erschossen wurde, 
während sie sich am Fußboden 
wälzten, dies gilt auch für die 
Babys.« 


Der Einsatz 
von CS-Gas 


Die Regierung erklärt auch wei- 
terhin, daß viele der Davidianer 
durch Selbstmord starben. Doch 
Novel meint hierzu nur: »Die 
Davidianer waren total gegen 
Selbstmord eingestellt — sehr 
christlich in ihrer Mentalität.« 


Der Einsatz des CS-Gases ist 
eine der vielen Ungereimtheiten 
im Vorgehen der amerikanischen 
Regierung. Wie bereits berichtet, 
ist CS-Gas nur für den Einsatz im 
Freien bestimmt. Im Innern ein- 
gesetzt, kann es zu Feuer führen 
und Zianid-Gase bilden, die die 
Leute lähmen und töten. Die 
Herstellungsfirma, Aldridge Che- 
micals, hatte 1988 sogar den 
Verkauf an Israel eingestellt, da 
die Regierung des Landes CS- 
Gas immer einsetzte, um Palä- 
stinenser durch den Einsatz von 
CS-Gas in Häusern aus diesen 
Häusern zu treiben. 

Nach Recherchen des Jornalisten 
Dave Hall spielt das CS-Gas eine 
Hauptrolle im Waco-Holocaust. 
Da viele der Davidianer durch 
das Einatmen der giftigen Dämp- 
fe bewegungslos waren, konnten 
sie das Haus nicht verlassen. 


Zianid wurde bei vielen Opfern 
im Blut gefunden — ein Beweis, 
daß dieses eingeatmet wurde. 


Hall wörtlich: »Unser State Fire 
Marshal sagte, das Gebäude sei 
dergestalt besprüht worden, um 
ein Feuer ausbrechen zu lassen 
und das Gas innen zu halten, 
wodurch die Mischung so leicht 
entflammbar war wie Kohlen- 
staub. Sie wußten über all dessen 
Bescheid.« 


Die Feuerwehr 
wurde zurückgehalten 


Es gab eine lange Verzögerung, 
bevor die Feuerwehrwagen mit 
dem Löschen begannen. Hall 
erklärte hierzu, die Wagen seien 
von A.T.F.-Beamten zurückge- 
halten worden, da diese wußten, 
wenn die Gasmischung mit Was- 
ser besprüht werde, würde sich 
eine große Gaswolke bilden, die 
auch tödlich für die Agenten 
rund um das Haus gewesen wäre. 


Nach Worten Halls wurde das 
Feuer um 12:05 Uhr entdeckt. 
Binnen weniger Minuten wurden 
Brände an vier Stellen des Ge- 
bäudes bemerkt. Dennoch wurde 
die Feuerwehr erst um 12:20 Uhr 
informiert. Sie wurden unter dem 
Vorwand zurückgehalten, es be- 
stehe Explosionsgefahr wegen 
der großen Munitionsbestände 
im Haus. 


Zwei Dinge müssen ebenfalls 
beachtet werden. Entgegen dem 
ursprünglichen Plan, nur geringe 
Dosen Gas zu benutzen, da die 
Kinder über keine Gasmasken 
verfügten, wurde über sechs 
Stunden Gas ins Haus geleitet. 
Auch wußten FBI und A.T.F., 
daß die Davidianer rund um die 
Uhr Kerosin-Kerzen brennen lie- 
ßen, da es keinen Strom mehr 
gab. 

Dafür, daß dies alles vertuscht 
werden soll, spricht auch, daß 
das A.T.F. nach dem Feuer alles, 
was von dem Davidianer-Haus 
übrig blieb, vernichteten. Nor- 
malerweise werden bei Un- 


glücksfällen dieser Art massen- 
haft Proben genommen, um her- 
auszufinden, wie diese gesche- 
hen konnten. 


Die DDT-Story ANZEIGE 


an U 


je u m N 
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Katastrophen nichts als Katastrophen, Klimakatastrophe, Gift in der Nahrung, 
Ozonloch, Energiesteuer, Wasser-, Wegegeld, Umweltauflagen, -abgaben, -steuer, 
-gebühren, -spenden und immer wieder neue Umweltauflagen: Das alles begann mit 
dem Buch einer US-Beamtin »Der Stumme Frühling« und der Kampagne gegen DDT. 


Fast jeder glaubt inzwischen die Propaganda gegen DDT. Trotzdem ist sie falsch. 

-$ie war nur ein erfolgreicher Versuch der britischen Elite, die »Herde« Menschen auf 
ein gewünschtes Maß zu beschneiden und den verblödeten Rest beherrschbarer zu 
machen. Wer den Anfang (im Prinzip), »Die DDTI-Story« kennt, versteht, was uns mit 
»Umweltschutz« angetan wird, und wie es dazu kommen konnte. 


| - Die DDT-Story, Sonderausgabe der Zeitschrift FUSION DM 9,50 
zu beziehen über 


Deutschland 


Restriktive 
Geldpolitik 


ahmt 


Konjunktur 


Böses Erwachen in der deutschen Wirtschaft. Mittlerweile haben 
selbst die größten Optimisten gemerkt, daß die Konjunktur- 
aussichten in Deutschland schöngeredet werden. Zwar zeigen 
noch immer einige Konjunkturbarometer aufwärts, besonders 
die, die aus dem Ausland kommen, binnenwirtschaftlich ist die 
Lage dagegen so trostlos wie bereits in den Jahren zuvor. Doch 
auch im Ausland erweist sich die wirtschaftliche Erholung nicht 
als so stabil, wie noch vor nur wenigen Monaten von vielen »Ex- 


perten« vorhergesagt. 


Eindeutig schuld daran haben die 
internationalen Notenbanken, al- 
len voran die Deutsche Bundes- 
bank und die amerikanische 
Notenbank FED. Mit ihrer nicht 
nur restriktiven, sondern restrik- 
tivsten Politik haben sie genau 
das Gegenteil von dem geschafft, 
wozu sie eigentlich da sind, näm- 
lich mit einer wachstumsorien- 
tierten Geldpolitik ein Wirt- 
schaftswachstum zu ermöglichen 
oder zumindest zu begleiten, 
aber nicht, dieses abzuwürgen. 


Inflationsängste 
ohne Grund 


Genau dieses haben die Zentral- 
banken jedoch durch ihre Eng- 
stirnigkeit, ihre gesamte Geldpo- 
litik auf die Inflation abzustellen, 
getan. 


Nehmen wir zum Beispiel die 
FED. Die Inflation lag in den 
USA unter zwei Prozent. Es gab 
keinerlei Hinweise, daß sich dies 
in näherer Zukunft ändern könn- 
te. Ganz im Gegenteil sprachen 
alle Faktoren für eine auch wei- 
terhin moderate Preisentwick- 
lung. So zeigten weder die Roh- 
stoffpreise Beschleunigungsten- 
denzen noch boomte die Binnen- 
konjunktur in einem Maße, die 
einen Inflationsschub auf vier 
oder gar fünf Prozent erwarten 
ließ. 
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Doch was machte die FED? 
Durch eine plötzliche Zinserhöh- 
ung im Winter 1994 löste sie 
ohne jeden Grund große Nervo- 
sität und Inflationsängste aus. 
Hiervon aufgeschreckt sahen die 
Anleger in den USA, die ohnehin 
auf jeden kleinsten Windhauch 
reagieren, überall Inflationsge- 
fahren. Fiel der Preis für einen 
wichtigen Rohstoff in einer Wo- 
che um zehn Prozent, wurde dies 
gar nicht oder gerade mal am 
Rande beachtet. Stieg der Preis 
des gleichen Rohstoffs eine Wo- 
che später aber um fünf Prozent, 
lag damit also noch immer deut- 
lich unter dem Stand vor 14 Ta- 
gen, dann hieß es auf einmal: Die 
Inflation zieht an! 


Die Folge war, daß die FED im 
Laufe der kommenden Monate 
kontinuierlich die Zinsen weiter 
erhöhte. Ein Wirtschaftswachs- 
tum von knapp vier Prozent wur- 
de bereits als Boom bezeichnet, 
der es zur Vermeidung einer In- 
flation abzuwürgen sei. 


Folgen der 
stabilen Mark 


Gleichzeitig ging die Inflation in 
Deutschland immer weiter zu- 
rück und liegt derzeit mit rund 
zwei Prozent auf dem tiefsten 
Stand seit Anfang der neunziger 
Jahre. Gleichzeitig fielen der 


Dollar und die anderen wichtig- 
sten europäischen Handelswäh- 
rungen gegenüber der Deutschen 
Mark auf neue Rekordtiefststän- 
de — aber dennoch sah die Bun- 
desbank keinen Grund, die Leit- 
zinsen weiter zu senken, was zur 
Folge hatte, daß die Mark stark 
blieb. 


Und dies ungeachtet der Tatsa- 
che, daß alle langfristigen Wirt- 
schaftsstatistiken eindeutig auf- 
zeigen, daß eine Konjunkturer- 
holung um so stabiler ausfällt, je 
mehr die Mark an Außenwert 
verlor. 


Und dieses wird jeder, der auch 
nur über ein Fünkchen wirt- 
schaftlichen Sachverstand ver- 
fügt, bestätigen. Die Exportkon- 
junktur ist in jedem Land stets 
und überall der Wachstumsmotor 
Nummer 1. Dieses ist auch leicht 
verständlich, wenn man sich an- 
schaut, daß die klassischen deut- 
schen Exportbranchen auf viele 
mittelständische Zulieferer ange- 
wiesen sind, so daß ein Auf- 
schwung bei den Exporten die 
Konjunkturerholung auf eine 
breite Basis stellt. 


Der private Verbrauch, der eben- 
falls ein wichtiger Wachstums- 
motor ist, folgt dagegen erst auf 
Rang zwei. Steigen die Exporte, 
wächst der Bedarf an Arbeits- 
kräften mit der Folge, daß das 
verfügbare Einkommen zunimmt. 


Die Bundesbank schaffte es nun 
aber, alles, aber auch wirklich 
alles, was man falsch machen 
konnte, dann auch prompt falsch 
zu machen. 


So wurde der Außenwert der 
Mark hoch gehalten - angeblich 
aus Gründen einer notwendigen 
Stabilität der Mark; nach falscher 
Ansicht der Bundesbank führt 
eine stabile Währung automa- 
tisch auch zu einer Konjunktur- 
erholung -. Dies schwächte die 
Exporte, die, wie die Statistiken 
zeigen, noch vor wenigen Mo- 
naten mit sehr hohen Wachs- 
tumsraten aufwarteten, nun aber 
wieder genauso deutlich rückläu- 
fig sind. 


Gleichzeitig stiegen die Zinsen 
in Deutschland im Sog der ame- 
rikanischen Rentenmärkte wie- 
der deutlich an. So stieg die 
Durchschnittsrendite, die Anfang 
1994 noch bei 5,4 Prozent lag, 
bis auf 7,30 Prozent im Herbst 
1994 an — ein Anstieg von fast 


zwei Prozent in nur etwas mehr 
als einem halben Jahr! 


Überzogene 
Forderungen der 
Gewerkschaften 


Dies schwächte dann wiederum 
die Investitionsmöglichkeiten des 
Mittelstands oder verhinderte 
diese sogar gänzlich. Übersehen 
wird dabei nur, daß der Mittel- 
stand mit Abstand der größte 
Arbeitgeber Deutschlands ist. 
Folglich wurden Neueinstellun- 
gen, auf die man sich eigentlich 
schon eingestellt hatte, zurückge- 
stellt bzw. ganz verschoben. 


Die überaus positiven Konjunk- 
turprognosen der Bundesregie- 
rung, die schon fast ein erneutes 
deutsches Wirtschaftswunder er- 
warten ließen, veranlaßten dann 
die Gewerkschaften, ihre bisheri- 
ge wirtschaftliche Angemessen- 
heit abzulegen und das einzufor- 
dern, worauf die Arbeitnehmer in 
den vergangenen zwei, drei Jah- 
ren verzichtet hatten, nämlich 
eine Lohnsteigerung über der 
Inflationsrate. Viele Arbeitneh- 
mern erhielten erstmals seit An- 
fang der neunziger Jahre real 
mehr Einkommen! 


So sehr die Gewerkschaften 
grundsätzlich im Recht waren, 
überzogen sie ihre Forderungen 
dann teilweise. Erschwerend 
kam hinzu, daß viele Arbeitgeber 
sich auf diese zu hohen Forde- 
rungen einlassen mußten, da ein 
Streik das ohnehin sehr zarte 
Wachstumspflänzchen Export 
ganz zertreten hätte. 


Als die Mark dann noch stärker 
wurde und die Kurse vieler wich- 
tiger Währungen, so besonders 
des Dollar und der italienischen 
Lira, auf Stände fielen, die noch 
vor zwei Jahren als völlig ausge- 
schlossen galten — wer hatte 
schon damit gerechnet, daß 
1.000 Lire einmal weniger als 80 
Pfennig sein würden, ein Kurs- 
verfall von einem Viertel binnen 
weniger Monate -, stiegen dann 
die wachsenden Lohnstückko- 
sten international überproportio- 
nal. 


Um weitere Einbußen zu vermei- 
den, blieb den deutschen Konzer- 
nen, die überwiegend ausländi- 
sche Tochterfirmen haben, nichts 
anderes übrig, als die Produktion 
so weit wie möglich auf diese 


f zu verlagern beziehungsweise 
8 schnellstmöglich neue Produk- 
@ tionsstätten in den europäischen 
'& Billigländern aufzubauen. 


Trotz Aufschwung 
“ weniger Arbeitsplätze 


Damit war die Schlange geboren, 
ie sich selber in den Schwanz 
„ beißt. Durch den Aufbau von 
.. Produktionsstätten im Ausland 
> wurde natürlich die Nachfrage in 
© Deutschland niedriger. Gleich- 
zeitig profitierte der Mittelstand 
in den betreffenden Ländern hier- 
von. Folglich wurden in Deutsch- 
land, obwohl noch Wachstums- 
raten geschrieben wurden, nicht 
zusätzliche Arbeitsplätze ge- 
: schaffen, sondern wurden diese 
x sogar noch weiter abgebaut. Fiel 
" bisher schon der Wachstums- 
‘ motor Export weg, so geriet nun 
auch der Wachstumsmotor Num- 
» mer 2, der private Verbrauch, 
immer mehr ins Stottern. 


Es gab in der bundesrepublikani- 
: schen Wirtschafts-Vergangen- 
- heit keinen vergleichbaren Fall, 
wo trotz Konjunkturaufschwungs 
’ keine neuen Arbeitsplätze ge- 
“schaffen wurden. Und eine ge- 
naue Analyse zeigt auf, daß dies 
. nicht, wie viele meinten, an den 
neuen Techniken und einer damit 
verbundenen Rationalisierung 
liegt. Sicher war auch dies ein 
Grund, dafür wurden zum Bei- 
spiel im Dienstleistungssektor so 
viel Arbeitsplätze geschaffen, 
wie es die kühnsten Optimisten 
vor nur zehn Jahren nicht ge- 
glaubt hatten. 


» Damit gibt es in Deutschland 
jetzt den Fall, daß die Inflation 
sehr niedrig ist, die Mark stark, 
der Aufschwung wird immer 
schwächer, und aus dem Ausland 
sind auch keine Impulse zu er- 
warten. Vielmehr wurde durch 
die Schaffung ausländischer Pro- 
‘ duktionsstätten auch für die Zu- 
; kunft eine automatische Wachs- 
;. tumsbremse eingebaut. 


‘ Und man darf nicht vergessen: 
Dieses alles basiert auf dem 
Wunsch von abgehalfterten Poli- 
; tikern, die man mit einem Posten 
.» im Direktorium der Bundesbank 
" in die Rente schickte, nach einer 
.. starken Mark. Diesem wurde al- 
les untergeordnet. 


5 Sicher man darf nicht vergessen, 
daß der Urlaub im Ausland nun- 
-. mehr immer billiger wird — mit 


der Folge, daß die Zahlungsbi- 
lanz noch negativer wird — und 
daß viele Waren trotz eventueller 
Zölle noch immer wesentlich bil- 
liger sind, als wenn man diese in 
Deutschland kauft. Kaum je- 
mand denkt aber daran, daß die- 
ses unmittelbar negative Aus- 
wirkungen auf die deutsche 
Wirtschaft hat, da das hierzulan- 
de Produzierte damit ein Laden- 
hüter wird. 


Falsche Politik 
der Bundesbank 


Sarkastisch wird dann von der 
Bundesbankpolitik kritisch ge- 
genüberstehenden Wirtschafts- 
experten darauf hingewiesen, 
daß die Mark zwar so lange wie 
noch nie zuvor stabil war, gleich- 
zeitig die Chancen für Arbeiter, 
eine krisenfeste Anstellung zu 
finden, aber noch nie so schlecht 
waren wie derzeit. 

Vor allem übersieht die Bundes- 
bank auch, daß ein gewisses Maß 
an Inflation nicht nur für die 
Industrie, sondern für die gesam- 
te Wirtschaft allgemein von In- 
teresse ist. Inflation bedeutet 
nämlich auch steigende Ver- 
kaufspreise und damit eine Stär- 
kung im internationalen Wett- 
bewerb. 


Würde man aber die derzeitige 
Politik der Bundesbank konse- 
quent weiterdenken, dann wäre 
der Idealfall dann erreicht, wenn 
die Inflationsrate bei Null liegen 
oder sogar noch zurückgehen 
würde. Keiner merkt aber an- 
scheinend, daß sich eine extrem 
niedrige Inflationsrate und Wirt- 
schaftswachstum von vorneher- 
ein ausschließen, sofern nicht in 
nur äußerst seltenen Fällen gege- 
bene Sonderfaktoren vorliegen, 
wie etwa der Aufbau Deutsch- 
lands nach dem Ende des Zwei- 
ten Weltkriegs. 


Eine richtige Politik der Bundes- 
bank - aber auch der FED, hätte 
darin bestehen müssen, die Infla- 
tionsrate bei etwa zwei Prozent 
zu halten (oder ruhig auch etwas 
darüber -—, was angesichts der in- 
ternationalen Rahmendaten, wie 
niedrige Rohstoffpreise, keine 
Krisen in den wichtigsten Zu- 
lieferstaaten, ohne größere Pro- 
bleme möglich gewesen wäre, 
gleichzeitig die Zinsen niedriger 
zu halten als bisher und damit 
auch einige der negativen Fak- 
toren durch zu hohe Lohnab- 
schlüsse abzufangen. 


Dies hätte dann zu einer schwä- 
cheren Mark geführt, ohne daß 
die Stabilität der deutschen Wäh- 
rung insgesamt in Gefahr gewe- 
sen wäre. Dann hätten sich viele 
Unternehmen nicht gezwungen 
gesehen, ihre Produktion oder 
zumindest Teile hiervon ins 
Ausland auszulagern. Die direkte 
Folge hiervon wäre eine viel bes- 
sere Lage als derzeit auf dem 
Arbeitsmarkt gewesen, was sich 
auch positiv auf die private 
Nachfrage ausgewirkt hätte. 


Künftig viele negative 
Überraschungen 


Selbst wenn nun auf einmal ein 
Nürnberger Trichter bei den 
Bundesbankern angesetzt und 
ihnen Weisheit eingetrichtert 
würde, ist es mehr als zweifel- 
haft, ob die von der bisherigen 
Politik ausgegangenen negativen 
Effekte wieder rückgängig ge- 
macht werden könnten. Niemand 
kann ernsthaft daran glauben, 
daß die Unternehmen ihre aus- 
ländischen Produktionsstätten 
wieder zurück nach Deutschland 
holen. Anders können die derzeit 
bereits wieder zurückgehenden 
Unternehmensgewinne auch nicht 
zumindest teilweise wieder auf- 
gefangen werden. 


Eine drastische Kehrtwende der 
Bundesbankpolitik könnte zwar 
die negativen Folgen abmildern, 
mehr aber auch nicht. Die Wei- 
chen, die die obersten deutschen 
Währungshüter durch ihre kata- 
strophale Politik gestellt haben, 
reichen weit in die Zukunft hin- 
ein und werden in den nächsten 
Jahren noch zu vielerlei negati- 
ven Überraschungen führen, 
weitaus mehr, als selbst die 
schärfsten Kritiker derzeit vor- 
hersehen. 


Am Schluß soll noch auf eine 
Lüge der Bundesbanker hinge- 
wiesen werden: Führender Di- 
rektoriumsmitglieder haben im- 
mer wieder darauf hingewiesen, 
daß ihre Hauptaufgabe die Sta- 
bilität der Mark ist, nicht aber 
eine Unterstützung der Wachs- 
tumspolitik der Bundesregie- 
rung; die im übrigen die Weichen 
im großen und ganzen in die 


richtige Richtung gestellt hatte, 


diese aber durch die Bundes- 
bankpolitik ins Gegenteil ver- 
kehrt wurden. 


Dieses stimmt aber eindeutig 
nicht: So heißt es wörtlich in 


Paragraph 12 des Bundesbank- 
gesetzes: »Die Bundesbank ist 
verpflichtet, unter Wahrung ihrer 
Aufgabe die allgemeine Wirt- 
schaftspolitik der Bundesregie- 
rung zu unterstützen. Sie ist bei 
der Ausübung der Befugnisse, 
die ihr nach diesem Gesetz zuste- 
hen, von Weisungen der Bundes- 
regierung unabhängig.« Und ge- 
mäß Paragraph 13 Absatz 2 Satz 
haben die Vertreter der Bundes- 
regierung bei den Bundesbank- 
sitzungen sogar das Recht, die 
Beschlußfassung für zwei Wo- 
chen aussetzen zu lassen. 


Dies bedeutet nichts anderes, als 
daß die Bundesbank nur derge- 
stalt unabhängig ist, daß niemand 
sie. zwingen kann, wie sie die 
Wirtschaftspolitik der Bundes- 
regierung unterstützt. Sie ist aber 
zwingend hierzu verpflichtet! 
Nur das, was in den vergangenen 
Jahren geschehen ist, hat nichts 
mit einer Unterstützung zu tun — 
ganz im Gegenteil. 


Gefahr einer 
neuen Rezession 


Zwar steht in Paragraph 3, daß 
die Bundesbank die Aufgabe hat, 
die »Währung zu sichern«. Nur: 
Allgemeine Auffassung war, daß 
die Mark auch bei einem Dollar 
von 1,50 Mark und einem Li- 
rekurs von einer Mark für 1.000 
Lire stabil war. Wie kann sich 
dann ein Bundesbanker heute 
hinstellen und sagen, die Stabi- 
litätspolitik der Bundesbank sei 
erfolgreich? 


Es ist wie bei einer Uhr: Dreht 
man die Krone richtig auf, dann 
erledigt die Uhr ihre Aufgabe 
perfekt. Überdreht man aber die 
Krone, dann ist der Defekt. vor- 
programmiert. Nicht anders ist es 
auch bei der Stabilitätspolitik: 
Eine angemessene Stabilitäts- 
politik unterstützt den Auf- 
schwung, eine überzogene würgt 
die Konjunktur ab und führt ge- 
radewegs in eine Rezession. 


Und genau dieses, nämlich die 
Gefahr einer neuen Rezession, 
mußte jetzt auch US-Noten- 
bankpräsident Alan Greenspan 
eingestehen. 


Fällt aber die US-Konjunktur als 
eine weitere Konjunkturlokomo- 
tive aus, dann folgt die Rezession 
in Deutschland auf dem Fuße. 
Und genau dieses ist für 1996 zu 
befürchten! 
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Grüne 
Schizophrenie 


Eine seltsame Logik offenbarten 
die Grünen in den vergangenen 
Wochen: So forderten sie die bri- 
tische Regierung bezüglich der 
Versenkung der Shell-Bohrinsel 
»Brent Spar« auf, sich an der 
amerikanischen Regierung ein 
Beispiel zu nehmen. Diese habe 
die Versenkung von ausrangier- 
ten Olplattformen im Meer auf- 
grund der hohen Risiken für die 
Umwelt schon vor Jahren verbo- 
ten, hieß es hierzu seitens der 
Grünen zur Begründung. 


Fast im gleichen Atemzug for- 
derten die Grünen aber ein groß- 
räumiges Fahrverbot bereits ab 
einem Ozonwert von 180 Mikro- 
gramm. Hier gelten die amerika- 
nischen Empfehlungen anschei- 
nend nichts mehr: Denn in Los 
Angeles wird beispielsweise erst 
ab 400 Mikrogramm Ozonalarm 
ausgelöst. Laut Feststellung ame- 
rikanischer Wissenschaftler seien 
nämlich selbst bei sportlicher 
Betätigung in freier Luft bei 
niedrigeren Ozonwerten keiner- 
lei gesundheitliche Beeinträchti- 
gungen zu erwarten. Oo 


Britische 
Lügen 


Anfang Juni veröffentlichte, bis- 
lang geheimgehaltene Dokumen- 
te des britischen Geheimdienstes 
haben in Polen einen Sturm der 
Entrüstung ausgelöst. Danach 
war der britische Geheimdienst 
über die Ermordung von 15.000 
polnischen Offizieren im weiß- 
russischen Katyn im Jahr 1940 
informiert, hatte dies aber ver- 
tuscht. 


Wie weiter aus den veröffent- 
lichten Dokumenten hervorgeht, 
war die britische Geheimdienst- 
stelle für Sonderoperationen der 
Ansicht, man solle die Ent- 
deckung der Gräber von Katyn 
1943 als deutsches Propaganda- 
manöver hinstellen. Moskau hat- 
te erst 1990 zugegeben, daß der 
sowjetische Geheimdienst die 
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internierten Polen ermordet hat. 
Bis in die achtziger Jahre war die 
Ermordung der polnischen mili- 
tärischen Elite von den Sowjets 
den Deutschen in die Schuhe 
geschoben worden — ohne daß 
der britische Geheimdienst hier- 
zu von sich aus eine Klarstellung 
abgegeben hätte. 


Nach Informationen aus dem 
Außenministerium sollen auch 
der amerikanische und der fran- 
zösische Geheimdienst bereits 
seit kurz nach der Ermordung 
über das Kriegsverbrechen der 
Sowjets informiert gewesen sein. 


Doch auch sie hätten geschwie- 
gen und auch nichts inoffiziell 
nichts durchklingen lassen, selbst 
dann nicht, nachdem man eine 
Partnerschaft mit Deutschland, 
unter anderem in der EU und der 
NATO, eingegangen war. DO 


Im Trinken 
Europameister 


Was die deutsche Fußballnatio- 
nalmannschaft gerade versucht, 
das haben Deutschlands Alko- 
holiker bereits geschafft: Sie sind 
Europameister. Nach Feststel- 
lung der Schwäbisch Gmünder 
Ersatzkasse (GEK) trinken die 
Deutschen jährlich pro Kopf 
durchschnittlich 12,1 Liter reinen 
Alkohol. Dies sind mehr als eine 
Milliarde Liter puren Alkohols. 


Jährlich sterben nach einer Un- 
tersuchung der GEK zwischen 
30.000 und 40.000 Menschen an 
den Folgen übermäßigen Alko- 
holkonsums. Über 2.000 tödliche 
Verkehrsopfer fordert im glei- 
chen Zeitraum der Alkohol am 
Steuer. 


Insgesamt gelten 2,5 Millionen 
Erwachsene, davon ein Drittel 
Frauen, als Alkoholiker, die me- 
dizinische Therapie benötigen. 
Besonders erschreckend ist, daß 
250.000 Kinder und Jugendliche 
unter 16 Jahren alkoholabhängig 
sind und eigentlich ärztliche 
Hilfe benötigen. 


Besonders harte Kritik übte die 
GEK am Staat, der im Jahr rund 
acht Milliarden Mark an der Al- 
koholsteuer verdiene. Die volks- 
wirtschaftlichen Kosten für die 
vom Alkohol verursachten Krank- 
heiten liegen dagegen bei mehr 
als 30 Milliarden Mark. 


GEK-Gesundheitsberater Hart- 
mut Blume forderte nun die bal- 
dige Umsetzung einer Initiative 
der Weltgesundheitsorganisation 
WHO. Schon 1991 hatten die eu- 
ropäischen Mitgliedsstaaten ein 
Aktionsprogramm zur Reduzie- 
rung des Alkoholkonsums um 25 
Prozent bis zur Jahrtausendwen- 
de beschlossen — viel geschehen 


sei aber nicht. Aus diesem Grun- 


de sei es nun von größter Wich- 
tigkeit, daß diees Programm so 
schnell wie möglich vorangetrie- 
ben werde. "| 


Herzog-Ver- 
zicht taktisch 
bedingt 


Die Erklärung von Bundes- 
präsident Roman Herzog, 1999 
nicht mehr für eine zweite Amts- 
periode kandidieren zu wollen, 
ist nach Gerüchten aus dem Bon- 
ner Kanzleramt taktisch bedingt. 


Helmut Kohl sei es schon recht- 
zeitig klar gewesen, daß die FDP 
sich auf dem absteigenden Ast 
befinde und nach der Bundes- 
tagswahl 1998 die große Gefahr 
bestehe, daß die Liberalen nicht 
mehr im Bundestag vertreten 
sind. Um der SPD eine große 
Koalition schmackhaft zu ma- 
chen, habe Kohl die Absicht, den 
Sozialdemokraten das Amt des 
Bundespräsidenten anzubieten, 
sofern sie rot-grün ablehnen und 
mit der Union eine große Koa- 
lition eingehen. 


Sollte die SPD nicht hierauf ein- 
gehen, soll Herzog, getragen von 
einer gigantische Sympathiewel- 
le der Bevölkerung, sich dann 
doch noch für eine zweite Amts- 
periode »überreden« lassen. Aus 
diesem Grunde habe Herzog nun 
auch besonders populistische 
Standpunkte eingenommen und 
sei von seiner bei der Amtsein- 
führung geäußerten Absicht, 
auch unbeliebte Wahrheiten an- 
zusprechen, nicht viel übrig ge- 
blieben. 


Besonders seine Äußerungen 
zum 50. Jahrestag des Kriegsen- 
des seien weniger seine wirkli- 
chen Standpunkten gewesen, die 
viel konservativer lägen, sondern 
eine offizielle zur Erlangung 
breiter Sympathien auch in den 
Reihen der SPD-Wähler. Diese 
würden dann gegebenfalls eine 


zweite Amtszeit Herzogs mittra- 
gen und so einen sozialdemokra- 
tischen Bundespräsidenten für 
mindestens weitere fünf Jahre 
verhindern. 


Das Werben der Christdemokra- 
ten um die Grünen sollte auch 
unter dem Gesichtspunkt einer 
großen Koalition gesehen wer- 
den. Der SPD solle nämlich die 
Gefahr aufgezeigt werden, daß 
auch Christdemokraten und Oko- 
logiebewegung nicht so sehr weit 
auseinander liegen würden. 


In Wirklichkeit sei es den mei- 
sten Christdemokraten klar, mit 
Ausnahme einiger Phantasten 
wie etwa Heiner Geißler, daß 
eine schwarzgrüne Koalition auf 
Bundesebene überhaupt nicht zu 
verwirklichen ist -— sowohl 
wegen der Nichtakzeptanz durch 
Unionswähler, besonders aber 
auch wegen unüberwindlicher 
Probleme in den politischen 
Standpunkten. 


Kohl glaube, so die Informatio- 
nen weiter, daß die SPD »heiß« 
auf den Posten des Bundespräsi- 
denten sei und dadurch die Chan- 
cen für eine große Koalition gut 
seien. Vor allem sei das Amt des 
Bundespräsidenten in der näch- 
sten Amtsperiode auch deswe- 
gen sehr begehrt, weil er dann 
Deutschland ins dritte Jahr- 
tausend führen werde. Q 


Gedanken zur 
CSU- 
Ausweitung 


In der Münchener CSU-Zentrale 
gibt es nach Informationen ge- 
wöhnlich gut unterrichteter Quel- 
len Gedankenspiele, bei der Bun- 
destagswahl 1998 einmalig bun- 
desweit anzutreten. 


Dieses solle dann geschehen, 
wenn es mit an Sicherheit gren- 
zender Wahrscheinlichkeit da- 
nach aussieht, daß die FDP nicht 
mehr in den Bundestag einzieht 
beziehungsweise neue Kräfte in 
der FDP sich vielleicht sogar für 
eine Koalition mit der SPD »zur 
Verhinderung einer rotgrünen 
Koalition« aussprechen sollten. 


Nach Überlegung der Christso- 
zialen böte nur ein derartiger 
Schritt der einmaligen bundes- 
weiten Ausdehnung der CSU die 


|. Chance, eine SPD geführte Bun- 
.desregierung zu verhindern. In- 
ernen Berechnungen zufolge 
F soll die CSU ihren Stimmenan- 
' teil außerhalb Bayern auf etwa 
„sieben bis acht Prozent, bei ei- 
‘nem günstigen Verlauf sogar auf 
“bis zu elf Prozent einschätzen. 
; Dabei würden auch Stimmen von 
; Nationalkonservativen erwartet, 
die es ablehnen, ihre Stimme 
» »den Republikanern oder einer 

anderen rechtsextremistischen 
- Partei« zu geben, denen aber die 
» CDU zu weit links sei und sie 
sich deswegen der »Partei der 
Nichtwähler« angeschlossen hät- 
ten. 


Dabei soll aber nur mit der Partei 

selber, aber nicht mit Direktkan- 
> didaten angetreten werden. Hier- 
» bei soll vielmehr eine Allianz mit 
“ der CDU eingegangen werden. 


-„ Aus Reihen der CDU soll es aber 
massive Proteste hiergegen ge- 
ben. Besonders laut seien diese 
von den sogenannten »Hinter- 
. bänklern«, die über die letzten 
. Plätze der jeweiligen Landesliste 
;. ins Bonner Parlament gelangten. 
‘ Diese hätten nun aus egoisti- 
‚schen Gründen keine Lust, aus 
übergeordneten Gründen des 
Volksinteresses auf ihre Privi- 
legien verzichten zu wollen. Von 
daher sei von ihnen mit massiven 
Widerständen zu rechnen. 


;‚ Auch hätten viele Christdemo- 
kraten die Angst, daß bei einem 
erfolgreichen Abschneiden der 
‚ CSU hieraus ein dauerhafter Zu- 
stand werden könnte, der beson- 
ders in den südlichen Bundes- 
ländern Deutschlands unter Um- 
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ständen dazu führen könnte, daß 
die CDU auf einmal nur noch die 
Nummer drei hinter der SPD und 
der CSU ist. 


Russische 
Spionage- 
Großoffensive 


In den kommenden Monaten 
droht eine Großoffensive der rus- 
sischen Spionagedienste. Nicht 
nur, daß die Geheimdienste Ruß- 
lands auch heute noch über alles, 
was in der Bundesrepublik wirk- 
lich wichtig ist, bestens infor- 
miert sind, sollen die bisher an- 
gesammelten Unterlagen im wei- 
teren Jahresverlauf auch offensiv 
eingesetzt werden. 

Es ist in Bonn ein offenes Ge- 
heimnis, daß in den Wochen vor 
dem Fall der SED-Regierung in 
der ehemaligen »DDR« tonnen- 
weise Unterlagen »mit brisante- 
stem Inhalt« aus Ostberlin nach 
Moskau gewandert sind. 


Durch den von der Stasi geführ- 
ten Personendatenspeicher SOUD 
verfügt Rußland nunmehr über 
einen Informationsbestand deut- 
scher Politiker, der weltweit ein- 
malig ist. Es gebe praktisch nicht 
ein einziges wichtiges Detail, das 
nicht in diesen Aktenbergen 
stecke. 


So hat jüngst die Illustrierte 
»Neue Revue« berichtet, daß der 
ehemalige sozialdemokratische 
Kanzler- und Bundespräsiden- 
tenkandidat und nordrhein-west- 
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fälische Ministerpräsident Jo- 
hannes Rau in den achtziger Jah- 
ren an der Bundesregierung vor- 
bei versucht hat, in Kontakt mit 
der »DDR«-Regierung zu treten. 


Hauptangriffspunkt sollen je- 
doch konservative Politiker der 
Union und der Liberalen sowie 
mächtige Wirtschaftsbosse sein. 


Dabei gebe es viele Dinge, die 
einen Rücktritt der jeweiligen 
betroffenen Personen von ihren 
Amtern zwingend nach sich zie- 
hen würden. Das Material soll 
dabei von Äußerungen, die von 
christdemokratischen Politikern 
eigentlich nicht zu erwarten 
seien, bis hin zu Foto- und Film- 
material reichen, die die jeweili- 
gen Personen in äußerst kompro- 
mittierenden Situationen zeigten. 


Im Bereich der Wirtschaft gebe 
es detaillierte Unterlagen, wie 
sich führende Manager von Un- 
ternehmen und Verbänden mit 
teuren Geschenken »überreden« 
ließen, benötigte Waren in die 
»DDR« zu liefern. 


Ziel sei es, 1998 eine rotgrüne 
Regierung zu etablieren, wobei 
die Betonung vor allem auf grün 
liege. Führende Grüne mit kom- 
munistischer Vergangenheit sol- 
len dabei auch weiterhin mit In- 
formationen versorgt werden und 
»trojanische Pferde« sein, die 
nach Eintritt in die Regierung ei- 
ne Politik durchsetzen sollen, die 
direkt in den Sozialismus führt. 
Hierbei wird immer wieder der 
Name des derzeitigen Sprechers 
der Bündnisgrünen — diese Posi- 
tion kommt der des Bundesvor- 
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sitzenden in den etablierten Par- 
teien gleich — Jürgen Trittin ge- 
nannt. Wenn dieser mit Argu- 
menten in die Ecke gedrängt 
wird, dann scheute er sich auch 
in Talkshows in NDR 3 nicht zu- 
rück, Konservative Universitäts- 
professoren mit »Halt die Schnau- 
ze« zu beleidigen. 


Biedenkopf im 
Aufwind 


Kurt Biedenkopf gilt als der 
kommende Mann in der CDU. 
Viele sehen in dem sächsischen 
Ministerpräsidenten bereits den 
Nachfolger Helmut Kohls. Auf 
jeden Fall soll der unbequeme 
Christdemokrat von Kohl im 
nächsten Bundestagswahlkampf 
in Mitteldeutschland stark einge- 
setzt werden, um dort Stimmen 
zu gewinnen. 


Ausgeschlossen wird in der Bon- 
ner CDU-Zentrale auch nicht, 
daß Kohl wenige Monate vor den 
Bundestagswahlen selbst Ge- 
rüchte lancieren lassen wird, daß 
der promovierte Jurist im Jahre 
2000 der erste Bundeskanzler, 
der aus dem Osten kommt, wer- 
den soll. Zwar stimmt dies: so 
natürlich nicht, da Biedenkopf ja 
ein »Wessi« ist, allerdings wird 
der frühere CDU-Generalsekre- 
tär von den mitteldeutschen Bür- 
gern vollkommen akzeptiert und 
aufgrund seines konsequenten 
Dringens nach stärkerer Be- 
rücksichtigung der Belange der 
neuen Bundesländern auch als 
»einer von uns« angesehen. 


Das Atom galt lange als unteilbar. Es bedurfte großer geistiger und experimenteller Anstren- 
gungen, um die Spaltbarkeit dieser kleinsten Materieteilchen einzusehen und zu verwirkli- 
chen. Vor allem Frauen haben diese Erkenntnis oftmals gegen den Widerstand ihrer 
männlichen Kollegen durchgesetzt und der Menschheit die Tür zu dieser gewaltigen 
Energiequelle aufgeschlossen. Das Buch beschreibt die Geschichte der Kernenergie von der 
Entdeckung der Radioaktivität bis zum Hochtemperaturreaktor aus dieser Perspektive. 
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Zu guter 


Letzt 


Eine Erhöhung 
der Erbschafts- 
steuer empfin- 
den die meisten 
als ungerecht 


Niemals zuvor gab es in Deutsch- 
land eine Epoche, in der eine 
ältere Generation im gleichen 
Maße Vermögenswerte ange- 
sammelt hat wie heute. Seit fast 
fünfzig Jahren haben kein Krieg 
und keine Inflation mehr die 
Früchte des Sparens oder die 
Investition in immobile Werte 
zunichte gemacht. Die so ent- 
standenen Vermögenswerte wer- 
den zur Zeit (rund 2,6 Billionen 
Mark bis zum Jahr 2000) und in 
den kommenden Jahrzehnten 
durch Erbschaft oder Schen- 
kungen weitergegeben, und zwar 
in erster Linie an die unmittelba- 
ren oder jedenfalls nahestehen- 
den Familienangehörigen. An- 
dere Verwendungszwecke wie 
Schenkungen, Stiftungen oder 
Vererbung an gemeinnützige Or- 
ganisationen sind selten. 


Die Gesetze zur Erbschaftssteuer 
sorgen dafür, daß der Fiskus bei 
allen Erbschaftsangelegenheiten 
immer in mehr oder weniger 
hohem Maße beteiligt wird. An- 
gesichts der leeren Staatskassen 
liegt es nahe, daß es für Politiker 
verlockend ist, über eine Er- 
höhung der Erbschaftssteuer 
nachzudenken. 


Die Bevölkerung jedoch würde 
eine Erhöhung der Erbschafts- 
steuer in hohem Maße als unge- 
recht empfinden. Das geht aus 
einer Umfrage hervor, die das 
Institut für Demoskopie Allens- 
bach durchgeführt hat. 78 Pro- 
zent der westdeutschen und 69 
Prozent der ostdeutschen Bevöl- 
kerung sprachen sich gegen eine 
Erhöhung der Erbschaftssteuer 
aus mit dem Argument: »Das, 
was jemand im Laufe seines 
Lebens angespart hat, hat er ja 
schon versteuert, gehört ihm und 
seiner Familie. Es ist ungerecht, 
wenn der Staat da hohe Steuern 
einbehält.« Nur jeder Neunte plä- 
diert für eine hohe Erbschafts- 
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steuer, und zwar mit der Be- 


gründung: »Es ist ungerecht, _ 


wenn Leute durch Erbschaften 
reich werden, wenn sie Geld und 
Vermögen bekommen, das sie 
sich nicht selbst verdient haben.« 
Wohlstand in Deutschland ist 
lange schon keine Frage der we- 
nigen oder einer hauchdünnen 
sozialen Schicht. In allen sozia- 
len Schichten haben sich Ver- 
mögenswerte angesammelt, die 
nun vererbt werden. Das dürfte 
der Grund sein, warum es auch 
bei der Frage nach einer Er- 
höhung der Erbschaftssteuern 
auf allen sozialen Ebenen wie 
kaum bei einer anderen Frage Ei- 
nigkeit gibt. 69 Prozent der ange- 
lernten Arbeiter und 75 Prozent 
der Facharbeiter plädieren mit 
demselben Argument wie An- 
gestellte und Selbständige gegen 
eine solche Erhöhung. 


Die gleiche Einigkeit gibt es un- 
ter den Anhängern aller Parteien. 
Die Anhänger der CDU/CSU 
(78 Prozent) empfänden eine 
Erbschaftssteuererhöhung mit 
gleich großer Mehrheit als unge- 
recht wie die Anhänger der SPD 
(78 Prozent). Daß selbst die 
PDS-Anhänger im Osten mit ein- 
deutig großer Mehrheit (66 Pro- 
zent) dagegen sind, daß der Staat 
das Instrument der Erbschafts- 
steuer benutzt, um finanzielle Un- 
gleichheit zu nivellieren, macht 
deutlich, daß der Vorschlag zur 
Erhöhung dieser Steuer einen 
empfindlichen Punkt in der Be- 
völkerung berührt. DO 


Signale der 
Mode 


In den ersten Jahren nach der 
Wiedervereinigung lebten die 
Frauen in West- und Ostdeutsch- 
land noch in verschiedenen Mo- 
dewelten. In der alten Bundesre- 
publik war Ende der achtziger 
Jahre der Minirock wiederent- 
deckt worden. Anfang der neun- 
ziger Jahre hatten die jüngeren 
Frauen, die zuerst skeptisch 
waren und zögerten, ihre Be- 
denken abgelegt. Die Mehrheit 
trug kurz und ganz kurz, wäh- 
rend die Frauen in den neuen 
Bundesländern an einer Rock- 
länge unterhalb des Knies fest- 
hielten. Während dann nach 
1992 im Westen der Trend vom 
Mini zu Midi und Maxi wechsel- 
te, wurden im Osten die Röcke 
immer kürzer. 


Inzwischen hat die Elbe ihre 
Bedeutung als Datumsgrenze in 
der Modewelt verloren. Was 
schick und modern ist, wissen 
die Frauen in den neuen Bun- 
desländern heute zum gleichen 
Zeitpunkt wie im Westen. Er- 
kennbar wird das an den Er- 
gebnissen einer Allensbach-Um- 
frage unter Frauen, die seit vielen 
Jahren regelmäßig wiederholt 
wird. Jeweils im Frühjahr wird 
ein Querschnitt der Frauen ab 
16 Jahre gefragt: »In welcher 
Länge werden Sie in diesem 
Frühjahr Ihre Kleider und Röcke 
tragen? Ich meine tagsüber.« 


Auf Mini sind insgesamt nur 
noch vier Prozent der Frauen ein- 
gestellt. Vor einem Jahr waren es 
noch fünf Prozent, vor zwei 
Jahren immerhin neun Porzent. 
Die Mehrheit der Frauen bevor- 
zugt eine Rocklänge vom be- 
deckten Knie an abwärts (»Knie- 
lang«: 25 Prozent, »Wadenlang«: 
33 Prozent, »Knöchellang« 19 
Prozent). 


Wer sich über einen längeren 
Zeitraum mit den Trends und 
Entwicklungen in der Mode 
beschäftigt, bemerkt sehr bald, 
daß die Veränderungen auf zwei 
Ebenen stattfinden. An der Ober- 
fläche geht es sehr viel abwechs- 
lungsreicher zu als unterhalb die- 
ser Oberfläche, wo es sehr lange, 
kontinuierliche Verläufe gibt. 
Wer an die Mode denkt, denkt im 
allgemeinen an das Hin und Her 
und an die modischen Turbulen- 
zen, die an der Oberfläche statt- 
finden: vom Midi zum Mini und 
vom Mini zum Maxi. Dieses 
kurzfristige Hin und Her wird am 
ehesten im Blick auf die jungen, 
unter 30jährigen Frauen sichtbar. 


Zwar wollen die jüngeren Frauen 
auch in diesem Frühjahr und 
Sommer in ihrer Mehrheit wei- 
terhin — wie in den Vorjahren — 
Knie zeigen. Von den Unter- 
30jährigen bleiben 11 Prozent 
dem Mini treu (1994: 16 Pro- 
zent), 47 Prozent tragen kniefrei 
(1994: 49 Prozent). Aber der 
Trend zur großen Beinfreiheit ist 
bei den jungen Frauen rückläu- 
fig, und die Liebe zum Maxi 
nimmt zu. Vor zwei Jahren woll- 
ten erst 11 Prozent der jungen 
westdeutschen Frauen Maxi tra- 
gen, inzwischen ist die Zahl der 
Frauen, die sich in die Eleganz 
der langen Röcke verliebt haben, 
auf 19 Prozent angestiegen. Wenn 
im Moment — zumindest bei den 
jungen Frauen im Westen — von 


einer bestimmten Rocklänge a 
Trendmodell gesprochen werd 
kann, dann am ehesten von dk 
ganz langen Röcken. Von de 
jungen Frauen in Westdeutscl 
land werden in diesem Jahr al 
anderen Kleider- und Rockläi 
gen seltener getragen als im letı 
ten Jahr. 


Der Modetrend, der sich zugleic 

unterhalb dieser abwechslung: 

reichen Spielebene entwickel 

scheint von solchen kurzfristige 

Richtungsveränderungen gan 

unberührt zu bleiben. Der lang 
fristige und wohl eigentliche 
weil von der Mehrzahl de 
Frauen oberhalb des 30. Lebens 
jahrs praktisch umgesetzte Trenı 
lautet: Die Röcke und Kleide 
werden immer kürzer. Währen« 
1988 noch 52 Prozent der 30- bi: 
44jährigen Frauen »Wadenlang« 
trugen, tun dies jetzt nur noch 
17 Prozent. Die Zahl der Frauer 
aus dieser Altersgruppe, die der. 
Rocksaum knapp oberhalb des 
Knies haben wollen, ist im 
gleichen Zeitraum von 16 auf 
35 Prozent angestiegen. 


Bei den 45- bis 59jährigen ist 
»Wadenlang« von damals 60 auf 
jetzt 36 Prozent gesunken, Maxi 
von 17 auf acht Prozent, während 
»Knielang« von 23 auf 41 Pro- 
zent gestiegen ist. 1988 trugen erst 
drei Prozent der 45- bis 59jähri- 
gen Frauen den Rock knapp 
oberhalb des Knies, jetzt, in die- 
sem Frühjahr und Sommer wol- 
len dies immerhin 14 Prozent tun. 


Diesen langläufigen und konti- 
nuierlichen Trend machen - 
wenn auch auf vorsichtige Weise 
— auch die älteren Frauen mit, 
deren Spielraum für Rocklängen 
aus Geschmacksgründen natür- 
lich begrenzt ist. Ab dem 60. Le- 
bensjahr wird zwar von den mei- 
sten älteren Frauen weiterhin 
»Wadenlang« oder »Maxi« be- 
vorzugt. Trotzdem: Die Zahl der 
Frauen, die ihre Röcke »waden- 
lang« tragen, ist in dieser Al- 
tersgruppe in den letzten sieben 
Jahren von 63 Prozent auf 55 Pro- 
zent gesunken, »Maxi« von 31 
auf 29 Prozent, während der 
knielange Rock heute von im- 
merhin 15 Prozent (gegenüber 
sechs Prozent 1988) bevorzugt 
wird. 


| 


Die neue Lebensfreude der Älte- 
ren wird jedoch eher daran er- 
kennbar, daß sie ihren Rocksaum 
langsam in Richtung Knie anhe- 
ben. D 
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